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Wirkungsbereich der Stadt Wiener Neustadt

Stadt Wiener Neustadt und Wiener Neustadt Holding GmbH

Die Finanzlage der Stadt Wiener Neustadt war im höchsten Maße 
angespannt, weil die Stadt trotz deutlicher Erhöhung von Gebühren, 
Transfereinnahmen von städtischen Unternehmen und Tilgungsaus-
setzung von Darlehen negative (vereinheitlichte) Jahresergebnisse 
von bis zu – 40,08 Mio. EUR auswies.

Die Stadt finanzierte in den Jahren 2010 bis 2013 auch den ordent-
lichen Haushalt mit Darlehen in Höhe von 13,62 Mio. EUR. Die 
finanzielle Lage der Stadt war besonders bedrohlich, weil ihr die 
Zahlungsunfähigkeit drohte, sofern sie die neuen gesetzlichen Vor-
gaben berücksichtigen wollte, welche die Finanzierung des ordent-
lichen Haushalts mit Darlehen ab 2015 limitierte.

Die angehäuften Schulden der Stadt und ihrer Holdingunternehmen 
in Höhe von 391,14 Mio. EUR gefährdeten die finanzielle Tragfä-
higkeit der Stadt massiv. Da die Stadt seit Jahren nicht in der Lage 
war, ihren Haushalt ausgeglichen zu führen, war sie davon abhän-
gig, sie finanzierende Banken zu finden, um ihre Zahlungsfähig-
keit aufrecht zu erhalten.

Die Stadt konnte bereits 44,9 % (74,59 Mio. EUR) ihrer Darle-
hensverbindlichkeiten nicht mehr ordnungsgemäß bedienen und 
war somit gezwungen, Tilgungsfreistellungen zu vereinbaren. Die 
IFP Immobilien Freizeit Parken–Wiener Neustadt GmbH (Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH) leistete für 67,9 % (80,87 Mio. EUR 
von 119,15 Mio. EUR) ihrer Darlehen keine Tilgungen. Trotzdem 
musste sie zur Abdeckung fälliger Zinsen und Tilgungen einen bis 
zu 11,36 Mio. EUR ausnutzbaren Kreditrahmen in Anspruch nehmen. 

Die von der Stadt selbst erstellte Mittelfristige Finanzplanung war 
besorgniserregend, weil die Stadt selbst von einer drohenden Zah-
lungsunfähigkeit ausging und es an umfassenden politischen Vor-
gaben zur Aufrechterhaltung der kommunalen Aufgaben fehlte. 
Nur ein rigoroses Konsolidierungsprogramm mit jährlichen Einspa-
rungen von rd. 15,54 Mio. EUR bis 2018 könnte die Finanzierung 
des Haushalts sicherstellen.
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Trotz der bedrohlichen Finanzsituation setzten oder planten die 
Stadtverantwortlichen weitere ausgabensteigernde Maßnahmen, wie 
die Errichtung einer Multifunktionssportanlage um 10,80 Mio. EUR 
oder die Erweiterung des Begonien– und Crysanthemensees als Nah-
erholungsgebiet um 900.000 EUR mit jährlichen laufenden Kosten 
in Höhe von mindestens 146.400 EUR.

Insgesamt schloss die Stadt Wiener Neustadt seit 2005 Derivativ-
geschäfte mit einem Gesamtvolumen von 123,59 Mio. EUR ab. Die 
Stadt ging dabei äußerst hohe Risiken beim Abschluss eines Zins-
swaps und einer Put–Devisen–Option ein; dies führte letztlich zu 
einem sprunghaften Anstieg des ohnehin schon extrem hohen Schul-
denstands um mehr als 10,70 Mio. EUR. 

Die Immobilien Freizeit Parken GmbH und die Wiener Neustädter 
Stadtwerke und Kommunal Service GmbH (Wiener Neustädter Stadt-
werke) erlitten bei fünf Derivativgeschäften bis 2014 Verluste in 
Höhe von 8,90 Mio. EUR. Darüber hinaus war die Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH gezwungen, Rückstellungen für drohende Ver-
luste in Höhe von 3,71 Mio. EUR zu bilden. Die Derivate wiesen ein 
hohes Nominale und damit verbunden auch ein hohes Risiko auf. 

Die Stadt zog ohne schriftliche Vertragsgrundlage und zu willkür-
lich gewählten Zeitpunkten zwischen 2003 und 2013 Haftungspro-
visionen in Höhe von 7,88 Mio. EUR aus den Wiener Neustädter 
Stadtwerken und der Immobilien Freizeit Parken GmbH. Die Ein-
hebung der Haftungsprovision war nicht sachlich fundiert, sondern 
der schwierigen finanziellen Lage der Stadt geschuldet.

Die Stadt belastete aufgrund des angespannten Gemeindehaushalts 
jeden Gebührenzahler zusätzlich mit Zahlungen in der Höhe von 
Gebühren nahezu eines Quartals seiner jährlichen Zahlungen für die 
Wasserver– sowie die Abwasser– und Abfallentsorgung, ohne dass 
dem eine verursachungsgerechte Gegenleistung gegenüberstand.
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Ziel der Überprüfung war die Beurteilung der finanziellen Lage der 
Stadt Wiener Neustadt und ihrer Maßnahmen zur Haushaltskonso-
lidierung, der Derivatgeschäfte der Stadt, ausgewählter freiwilliger 
Leistungen und Transferverflechtungen der Stadt sowie der finan-
ziellen Lage der Wiener Neustadt Holding GmbH (Wiener Neustadt 
Holding) und ihrer Tochterunternehmen. (TZ 1)

Jahresergebnisse

Die Finanzlage der Stadt Wiener Neustadt war im höchsten Maße 
angespannt, weil sie in den Jahren 2010 bis 2013, trotz deut-
licher Erhöhung von Gebühren, Transfereinnahmen von städ-
tischen Unternehmen und Tilgungsaussetzung von Darlehen, 
deutliche negative vereinheitlichte Jahresergebnisse von bis zu  
– 40,08 Mio. EUR auswies. Somit war die Stadt gezwungen, Darle-
hen zur Finanzierung des ordentlichen Haushalts im Ausmaß von 
13,62 Mio. EUR aufzunehmen, was den Vorgaben der Voranschlags– 
und Rechnungsabschlussverordnung 1997 (VRV) widersprach. Die 
Stadt begab sich somit nachhaltig ihrer finanziellen Handlungsfä-
higkeit und war letztendlich davon abhängig, von Banken finan-
ziert zu werden. Das Aussetzen von Tilgungen erschwerte massiv 
zukünftige, dringend notwendige Konsolidierungsmaßnahmen. Die 
Ausgaben der Stadt stiegen von 2010 bis 2013 um 5,20 Mio. EUR; 
die Stadt setzte nur in verhältnismäßig geringem Umfang ausga-
benseitige Einsparungsmaßnahmen. (TZ 4)

Darlehen für den ordentlichen Haushalt

Die Stadt finanzierte in den Jahren 2010 bis 2013 den ordentlichen 
Haushalt mit Darlehen in Höhe von 13,62 Mio. EUR fremd und ver-
letzte somit den Grundsatz gemäß § 4 VRV, dass ordentliche Ausga-
ben nicht durch außerordentliche Einnahmen bedeckt werden sollen. 
Die finanzielle Lage der Stadt war insofern äußerst bedrohlich, weil 
der Stadt auf Basis ihrer eigenen Finanzplanung die Zahlungsunfä-
higkeit drohte, sofern sie die neuen gesetzlichen Vorgaben berück-
sichtigen wollte, welche die Finanzierung des ordentlichen Haus-
halts mit Darlehen ab 2015 limitierte. (TZ 5)

Prüfungsziel

KURZFASSUNG

Finanzielle Lage 
der Stadt Wiener 
Neustadt
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Kurzfassung

Aufsichtsbehördliche Genehmigungen

Bis zur Novelle des Niederösterreichischen Stadtrechtsorganisations-
gesetzes (NÖ STROG), die mit 1. Juni 2014 in Kraft trat, durfte die 
Stadt nur Darlehen aufnehmen, wenn die Zinsen– und Tilgungs-
verpflichtungen mit der Leistungsfähigkeit der Stadt im Einklang 
standen. Überstieg die Darlehensaufnahme 3 % der Gesamteinnah-
men des ordentlichen Voranschlags, bedurfte die Darlehensaufnahme 
einer aufsichtsbehördlichen Genehmigung. Diese durfte nicht erteilt 
werden, wenn das Rechtsgeschäft die Gefahr einer übermäßigen 
Verschuldung der Stadt herbeiführen konnte. (TZ 6)

Trotz der gesetzlichen Vorschriften genehmigte die NÖ Landesregie-
rung im Jahr 2014 ein Darlehen in Höhe von 14,72 Mio. EUR auf-
sichtsbehördlich, obwohl die Leistungsfähigkeit der Stadt Wiener 
Neustadt aufgrund der Tilgungsaussetzungen für zahlreiche bereits 
aufgenommene Darlehen schon seit Jahren nicht mehr gegeben und 
der Tatbestand der übermäßigen Verschuldung der Stadt seit län-
gerem offenkundig war. (TZ 6)

Entgegen den Vorgaben der VRV vereinnahmte die Stadt die erst 
im März 2014 rechtswirksam gewordene Darlehensaufnahme 
noch im Haushaltsjahr 2013 anstatt im Haushaltsjahr 2014 mit 
5,62 Mio. EUR. Selbst dieser hohe Zuschuss reichte bei weitem nicht 
aus, um den ordentlichen Haushalt der Stadt auszugleichen; es ver-
blieb noch immer ein Soll–Abgang in Höhe von 2,51 Mio. EUR. (TZ 6)

Einnahmen

Die Stadt finanzierte sich deutlich stärker durch Gebühren (rd. 
13 %), Einnahmen aus Leistungen und Besitz (rd. 21 %), Schul-
denaufnahmen (rd. 9 %) und sonstigen Einnahmen (rd. 11 %) als die 
Vergleichsgemeinden. Der nominell und prozentuell höchste Einnah-
menanstieg war bei den Gebühren für die Benützung von Gemeinde-
einrichtungen zu verzeichnen, die sich von rd. 15,63 Mio. EUR (2010) 
auf 24,72 Mio. EUR (2013) um rd. 58,2 % erhöht hatten. (TZ 7, 8)

Die Stadt führte in den Jahren 2010 bis 2014 massive Gebührener-
höhungen durch. Die höheren Einnahmen aus Gebühren waren zum 
Großteil auf die Erhöhungen der Wasser–, Kanal– und Abfallge-
bühren im Überprüfungszeitraum zurückzuführen. So erhöhte sie 
im Zeitraum 2010 bis 2014
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– die Kanaleinmündungsabgabe um 39,6 %, 
– die Kanalbenützungsgebühr um 52,6 %, 
– die Wasseranschlussabgabe um 19,9 %, 
– die Wasserbezugsgebühr um 56,7 %, 
– die Abfallwirtschaftsgebühr zwischen 23,1 % und 43,0 % und 
– die Abfallwirtschaftsabgabe um 42,9 %. (TZ 8)

Somit mussten die Bürger der Stadt innerhalb von vier Jahren 
Kostensteigerungen bei allen wesentlichen Gemeindeabgaben von 
bis zu 56,7 % in Kauf nehmen. Auch diese starken Gebührenerhö-
hungen reichten nicht aus, um die Haushaltssituation der Stadt zu 
stabilisieren. (TZ 8)

Ausgaben

Die Haushaltsdarstellung der Stadt war intransparent und entsprach 
nicht der VRV, weil sie die Personalkosten des den städtischen Betei-
ligungen überlassenen Personals in der Haushaltsgruppe 0 ver-
buchte. (TZ 9)

Der Haushalt der Stadt Wiener Neustadt wies gegenüber den Ver-
gleichsgemeinden höhere Ausgabenanteile in den Haushaltsgrup-
pen 0 (Vertretungskörper und Allgemeine Verwaltung), 5 (Gesund-
heit) und 7 (Wirtschaftsförderung) auf. Den bedeutendsten Anteil 
an den Gesamtausgaben hatte die Haushaltsgruppe 0 (31,9 % an 
den Gesamtausgaben), die zuletzt jährliche Ausgaben in der Höhe 
von rd. 52,32 Mio. EUR umfasste. (TZ 9)

Die Ausgaben der Gruppe 5 (Gesundheit) der Stadt betrugen im 
Durchschnitt der Jahre 2010 bis 2013 rd. 12,1 % der Gesamtaus-
gaben bei Vergleichsgemeinden. (TZ 9)

Die Ausgaben der Gruppe 7 (Wirtschaftsförderung) umfassten rd. 
5,1 % der Gesamtausgaben und waren weitaus höher als jene der 
Vergleichsgemeinden Niederösterreichs (2,3 %) und Österreichs 
(1,6 %). (TZ 9)

Der Stadt Wiener Neustadt war es in den Jahren 2010 bis 2013 
nicht gelungen, die laufenden Ausgaben1 zu verringern; diese stie-
gen sogar deutlich um 16,06 Mio. EUR bzw. 13,0 % an. (TZ 10)

1 ohne die Ausgaben anlässlich der Übernahme des städtischen Krankenhauses vom Land 
Niederösterreich 



22 Niederösterreich 2015/9
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Außerordentlicher Haushalt

Das Volumen der außerordentlichen Vorhaben der Stadt umfasste 
im Überprüfungszeitraum insgesamt rd. 68,44 Mio. EUR und war im 
Ausmaß von rd. 49,88 Mio. EUR (72,9 %) mit Fremdmitteln finan-
ziert worden. Es war unwirtschaftlich, Darlehen für außerordentliche 
Vorhaben bereits vor dem Eintritt des Finanzbedarfs aufzunehmen. 
Durch die Inanspruchnahme der noch nicht benötigten, kompletten 
Darlehenssummen konnte die Stadt jedoch in ihren Rechnungsab-
schlüssen günstigere Kassenendbestände (niedrigere Kassenkredite) 
ausweisen. (TZ 11)

Laufende Gebarung und Vermögensgebarung

Die Stadt Wiener Neustadt wies in den Jahren 2010 bis 2012 bei der 
Eigenfinanzierungsquote und der öffentlichen Sparquote meist deut-
lich schlechtere Kennwerte als die Vergleichsgemeinden auf. Auch 
im Jahr 2013 war die öffentliche Sparquote niedriger als jene der 
Vergleichsgemeinden. Die freie Finanzspitze war in den Jahren 2010 
und 2013 trotz teilweise ausgesetzter Tilgungsdienste negativ. Die 
Stadt Wiener Neustadt konnte in diesen Jahren aus der laufenden 
Gebarung weder Liquidität für die Tilgungsdienste aller aufgenom-
menen Darlehen noch für Investitionen erwirtschaften. (TZ 12)

Vermögensrechnung

Entgegen den Bestimmungen des NÖ STROG erstellte die Stadt Wie-
ner Neustadt im gesamten Überprüfungszeitraum keine Vermögens-
rechnung, in der die Veränderungen des Vermögens und der Schul-
den und das jährliche Gesamtvermögen per Jahresende darzustellen 
waren. (TZ 13)

Schulden und Finanzierungsverpflichtungen

Die Schulden und Finanzierungsverpflichtungen der Stadt stiegen 
im Prüfungszeitraum kontinuierlich an. Die Stadt war im Jahr 2013 
mit Schulden und Finanzierungsverpflichtungen im Ausmaß von 
218,84 Mio. EUR belastet, die das Eineinhalbfache der laufenden 
Einnahmen des Jahres 2013 ausmachten. Mit der von der Stadt seit 
Jahren betriebenen Finanzpolitik gingen große Risiken einher. Die 
Stadt konnte ihre permanenten Liquiditätsengpässe nur durch die 
weitere Verfügbarkeit von Fremdkapital bedecken. (TZ 14)
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Im Schuldenportfolio der Stadt befanden sich auch Fremdwäh-
rungskredite in Schweizer Franken (CHF), welche Ende 2013 mit 
126,49 Mio. CHF aushafteten. Aufgrund der nachteiligen Entwick-
lung des Wechselkurses EUR/CHF hatte sich der Schuldenstand um 
beinahe 20,00 Mio. EUR erhöht, ohne dass der Stadt tatsächlich 
Liquidität für Investitionen zugeflossen war. Daneben hafteten trotz 
der hohen Darlehensverbindlichkeiten auch noch Kassenkredite im 
Ausmaß von bis zu 14,92 Mio. EUR (2010) aus. Die Stadt musste die 
angesparte Kaution für das Leasing der Dr. Fred Sinowatz–Schule 
für den Haushaltsausgleich und die Sanierung von Gemeindestraßen 
verwenden, was mit zusätzlichen jährlichen Finanzierungskos ten 
von 372.000 EUR verbunden war. Außerdem stellte ein Rückstand 
von + 2,93 Mio. EUR eine noch nicht fällige Verwaltungsschuld dar, 
die im entsprechenden Nachweis der Rechnungsabschlüsse auszu-
weisen gewesen wäre. (TZ 14)

Tilgungsfreistellungen

Die Stadt konnte bereits 44,9 % (74,59 Mio. EUR) ihrer Darlehens-
verbindlichkeiten nicht mehr bedienen und war somit gezwungen, 
Tilgungsfreistellungen zu vereinbaren. (TZ 15)

Mit den Tilgungsfreistellungen waren für die Stadt zum Teil höhere 
Zinsbelastungen, verursacht durch höhere Zinsaufschläge und/oder 
längere Darlehenslaufzeiten, verbunden. Die zusätzlichen Zinsbelas-
tungen bezifferte die Stadt für die Jahre 2010 bis 2014 mit insge-
samt rd. 900.000 EUR. (TZ 15)

Schulden und Finanzierungsverpflichtungen, 2010 bis 2013

2010 2011 2012 2013 Veränderungen

in Mio. EUR in %

Finanzschulden 158,16 163,05 165,78 166,25 + 5,1

Wechselkursverluste n.v. 13,24 22,88 19,87

Leasingverpflichtungen n.v. n.v. n.v. 23,29

negative Bankbestände aus dem 
Kassenabschluss1 14,92 13,57 3,52 6,50 – 56,4

nicht fällige Verwaltungsschulden n.v. n.v. n.v. 2,93

Summe 173,08 189,86 192,18 218,84

Rundungsdifferenzen möglich
1  ausschließlich negative Kontostände laut Kassenbestand im Rechnungsabschluss der Stadt jeweils zum 31. Dezember des 

Jahres

Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt; Berechnungen RH
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Zinsaufschläge

Ab dem Jahr 2009 informierten sieben Kreditinstitute die Stadt 
Wiener Neustadt von beabsichtigten Erhöhungen der Zinsaufschläge 
für insgesamt 77 bestehende Darlehen der Stadt und begründeten 
die einseitigen Vertragsänderungen mit ihren gestiegenen Refinan-
zierungskosten. Nachdem die Stadt Wiener Neustadt die geplanten 
höheren Zinsaufschläge nicht im Wege von Verhandlungen mit den 
Kreditinstituten abwenden konnte, akzeptierte sie die in Zukunft 
höheren Zinsbelastungen, ohne von ihrem rechtlichen Anspruch 
gegenüber den Kreditinstituten auf Offenlegung der Refinanzie-
rungsbedingungen Gebrauch zu machen. Die zusätzliche Zinsbela-
stung für die Stadt Wiener Neustadt aufgrund der höheren Zins-
aufschläge betrug rd. 1,51 Mio. EUR, verteilt über die Laufzeit der 
Darlehen. Die Stadt ließ sich zudem nicht rechtlich beraten, obwohl 
auch die in ihrem Eigentum befindliche Immobilien Freizeit Parken 
GmbH ein Rechtsgutachten eingeholt hatte. (TZ 16)

Kennzahlen zur Verschuldung

Im Vergleich zu Gemeinden mit 20.000 bis 50.000 Einwohnern im 
Bundesgebiet mit durchschnittlich 1.936 EUR je Einwohner (2010 
bis 2013) war die Pro–Kopf–Verschuldung der Stadt Wiener Neu-
stadt im selben Zeitraum mit durchschnittlich rd. 3.997 EUR mehr 
als doppelt so hoch. (TZ 17)

Kennzahlen zur Verschuldung

2010 2011 2012 2013

in EUR

Finanzschulden  
je Einwohner

Wiener Neustadt 3.908 4.003 4.050 4.025

Vergleichsgemeinden Niederösterreich 2.731 2.749 2.717 2.654

Vergleichsgemeinden Österreich 1.960 1.948 1.923 1.914

Nettoschuldenab-  
bau (–)/–neuver- 
schuldung (+)  
je Einwohner

Wiener Neustadt + 593 + 120 + 67 + 11

Vergleichsgemeinden Niederösterreich + 223 + 17 – 30 – 55

Vergleichsgemeinden Österreich + 125 – 8 – 19 – 8

Rundungsdifferenzen möglich
Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt; Statistik Austria; Berechnungen RH



Stadt Wiener Neustadt und  
Wiener Neustadt Holding GmbH

Niederösterreich

Niederösterreich 2015/9 25

Kurzfassung

Bedingt durch die rege Inanspruchnahme von Fremdmitteln in den 
Jahren 2010 bis 2013 und das Aussetzen von Schuldentilgungen 
wies Wiener Neustadt im Überprüfungszeitraum durchwegs höhere 
Darlehensaufnahmen als –tilgungen auf, wobei die Nettoneuver-
schuldung von 593 EUR je Einwohner (2010) auf 11 EUR je Ein-
wohner (2013) verringert werden konnte. (TZ 17)

Haftungen

Die Haftungen der Stadt Wiener Neustadt sanken von 243,56 Mio. EUR 
im Jahr 2010 auf 197,96 Mio. EUR im Jahr 2013. Die überaus hohen 
Haftungsverpflichtungen je Einwohner der Stadt Wiener Neustadt 
waren im Zeitraum 2010 bis 2013 bis zu mehr als 3,5–mal so hoch 
wie jene der niederösterreichischen und bis zu mehr als 6–mal 
so hoch wie jene der bundesweiten Vergleichsgemeinden (2013: 
4.793 EUR/Einwohner). (TZ 18)

Der größte Teil der übernommenen Haftungsverpflichtungen, rd. 
96,0 %, bestand gegenüber den städtischen Unternehmen. Die 
Stadt hatte somit zusätzliche „graue Finanzschulden“ bspw. auf 
die gemeindeeigenen Wohnimmobilien, die Wasserversorgung, die 
Abwasserentsorgung oder die Abfallwirtschaft gemacht, wodurch 
sich die Intransparenz der Haushaltsgebarung erhöhte, weil die 
Beurteilung der gesamten Vermögens–, Finanz– und Ertragslage 
der Stadt erschwert wurde. (TZ 18)

Eine Haftung für die Immobilien Freizeit Parken GmbH betreffend 
eines Gesellschafterzuschusses über rd. 2,38 Mio. EUR war sei-
tens der Stadt Wiener Neustadt in deren Haftungsnachweisen nicht 
berücksichtigt worden. (TZ 18)

Transfers von und an öffentliche Rechtsträger

Der Transfersaldo der Stadt Wiener Neustadt war im Zeitraum 2010 
bis 2013 durchgehend negativ und stieg (bereinigt um die ein-
malige Transferzahlung im Jahr 2010 anlässlich der Übernahme 
des Allgemeinen öffentlichen Krankenhauses durch das Land 
Nieder österreich) von – 14,74 Mio. EUR (2010) kontinuierlich auf  
– 19,08 Mio. EUR (2013) an. Dies war darauf zurückzuführen, dass 
sich die Transferausgaben der Stadt für die Krankenanstaltenfinan-
zierung (NÖKAS–Umlage) und das Land Niederösterreich erhöht 
hatten. Die Stadt konnte diese Zahlungen zum Teil weder der Höhe 
noch ihrer Verwendung nach beeinflussen. Der RH hatte die Kom-
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plexität und Intransparenz der Transferverflechtungen der Gebiets-
körperschaften mehrfach kritisiert und die Reduzierung der Kom-
plexität dieser Transferbeziehungen empfohlen. (TZ 19)

Mittelfristige Finanzplanung

Die Mittelfristige Finanzplanung der Stadt Wiener Neustadt ließ 
keine Konsolidierung des städtischen Haushalts erkennen, sondern 
schrieb nur die bisherige negative Haushaltsentwicklung bis zum 
Jahr 2018 fort. Insbesondere ließ die geplante Entwicklung der 
Ausgaben keine nachhaltigen Einsparungsmaßnahmen erkennen. 
(TZ 21)

Die Stadt prognostizierte die Soll–Abgänge für den Zeitraum 2014 
bis 2018 auf insgesamt rd. 47,71 Mio. EUR. Dafür war in der Mittel-
fristigen Finanzplanung keine Bedeckung, welcher Art auch immer, 
vorgesehen. Das NÖ STROG ermöglichte der Stadt Wiener Neustadt, 
künftig maximal noch rd. 13 Mio. EUR an Darlehen zur Finanzie-
rung des ordentlichen Haushalts aufzunehmen. (TZ 21) 

Die von der Stadt selbst erstellte Mittelfristige Finanzplanung war 
besorgniserregend, weil die Stadt selbst von einer drohenden Zah-
lungsunfähigkeit ausging und es an umfassenden politischen Vorga-
ben zur Aufrechterhaltung der kommunalen Aufgaben fehlte. (TZ 21)

Es war bspw. nicht nachvollziehbar, dass die Stadt — trotz ständiger 
Überschuldungsgefahr — die Errichtung einer Multifunktionssport-
anlage um 10,80 Mio. EUR budgetierte bzw. plante. Der Bau von 
großen Infrastruktureinrichtungen barg ein hohes Investitionsrisiko 
in sich und zudem waren Folgekosten für den Betrieb der Anlage 
zu berücksichtigen. (TZ 21)

Für die Jahre 2015 bis 2018 sah die Mittelfristige Finanzplanung 
einen jährlichen Tilgungsdienst von 9,00 Mio. EUR vor, obwohl 
die Stadt die vom jeweiligen Zinsniveau abhängige Tilgungsbelas-
tung jährlich auf rd. 15,00 Mio. EUR schätzte. Die Entwicklung der 
Finanzschulden laut MFP nahm auf die unausgeglichenen Budgets 
der Jahre 2014 bis 2018 keine Rücksicht, setzte weitere Tilgungs-
freistellungen voraus und war daher unrealistisch. (TZ 22)
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Maßnahmen zur Stabilisierung der künftigen Haushalte

Die Stadt Wiener Neustadt leitete im Jahr 2010 „Maßnahmen zur 
Stabilisierung der künftigen Haushalte des Magistrats der Stadt Wie-
ner Neustadt sowie diverser Tochtergesellschaften“ ein und ließ in 
weiterer Folge eine Studie zur Senkung der Personalkosten erstel-
len. (TZ 23)

Die geplante Budgetkonsolidierung basierte zum Großteil (75,3 %) 
auf einnahmenseitigen Maßnahmen, denen geringere ausgabensei-
tige Maßnahmen gegenüberstanden, und wies für die Jahre 2010 
bis 2016 budgetäre Entlastungen für die Stadt und die Tochter-
gesellschaften von jährlich zwischen 1,37 Mio. EUR (2010) bis 
13,87 Mio. EUR (2013) aus. (TZ 23) 

Tatsächlich lag die jährliche Verminderung der Personalausgaben der 
Stadt und der Beteiligungen im Zeitraum 2010 bis 2016 jedoch nur 
zwischen 0,26 Mio. EUR (2010) und 1,20 Mio. EUR (2015). Somit 
hatte die Stadt Wiener Neustadt die in der Studie zur Personalkos-
tensenkung entwickelten Einsparungsmaßnahmen (mit einem Ein-
sparungspotenzial zwischen 4,26 Mio. EUR und 6,31 Mio. EUR) bis-
her nur zu einem geringen Teil umgesetzt. Auch deren Realisierung 
zumindest in der Minimalvariante war bis zum Jahr 2016 offen-
sichtlich nicht vorgesehen. (TZ 23)

Der Gemeinderat nahm die Einsparungsvorschläge zwar zur Kennt-
nis, machte jedoch keine konkreten Vorgaben zu deren Umsetzung. 
Angesichts des von der Stadt Wiener Neustadt für ihren Haushalt 
mit maximal 2,91 Mio. EUR p.a. dargelegten Einsparungsvolumens 
waren die bisher getroffenen Einsparungsmaßnahmen der Stadt 
wenig ambitioniert und keinesfalls ausreichend. Zufolge der Mit-
telfristigen Finanzplanung bis zum Jahr 2018 besteht ein jährlicher 
Konsolidierungsbedarf von durchschnittlich rd. 15,54 Mio. EUR. 
(TZ 23)

Transparenz der finanziellen Lage

Die Stadt schloss die Vermögensrechnung im Sinne des § 66 
NÖ STROG, den Nachweis der gegebenen Darlehen und der noch 
nicht fälligen Verwaltungsforderungen und –schulden gemäß § 17 
Abs. 2 Z 5 VRV nicht bzw. nur teilweise den Rechnungsabschlüs-
sen 2010 bis 2013 an. (TZ 24)
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Die Neuerungen des NÖ STROG, die für alle ausgegliederten Ein-
heiten unter beherrschendem Einfluss einer Stadt — unabhängig 
von Rechtsform und Größe — galten, waren positiv. Dies war ein 
wichtiger Schritt zu einer umfassenden Darstellung der finanziellen 
Lage der Städte einschließlich der ausgegliederten Einheiten. Ebenso 
positiv war die von der Stadt Wiener Neustadt gehandhabte Praxis, 
die Jahresabschlüsse ihrer Beteiligungen regelmäßig einer Jahres-
abschlussprüfung zu unterziehen. (TZ 24)

Überblick

Insgesamt schloss die Stadt Wiener Neustadt seit 2005 Derivativ-
geschäfte mit einem Gesamtvolumen von 123,59 Mio. EUR ab. Die 
Stadt Wiener Neustadt ging dabei zum Teil unbegrenzte Risiken 
beim Abschluss eines Zinsswaps und einer Put–Devisen–Option ein; 
es drohten Verluste in Höhe von 11,35 Mio. EUR, wodurch sich die 
ohnehin bereits extrem angespannte Finanzsituation weiter ver-
schlechterte. Insbesondere die im Jahr 2007 eingegangene Put–
Devisen–Option auf den CHF belastete den Stadthaushalt außeror-
dentlich, weil sich der Schuldenstand um weitere 10,70 Mio. EUR 
erhöhte, ohne dass der Stadt tatsächlich Geldmittel zugeflossen 
waren. Sämtliche Derivate waren keinem Grundgeschäft explizit 
zugeordnet, sondern dienten der „Makrosteuerung“ des Schulden-
portfolios der Stadt. (TZ 25)

Derivativgeschäfte 
der Stadt

Derivativgeschäfte der Stadt Wiener Neustadt

Derivate Volumen Vertragliche Laufzeit
Ergebnis nach Ablauf 

in EUR gerundet;  
inkl. Prämien

Zinsswap (TZ 27) 13,59 Mio. EUR 06/2005 bis 06/2010  – 631.000

Zinscap 1 (TZ 28) 40,00 Mio. EUR 03/2007 bis 03/2012 26.000

Put–Devisen–Option  
(TZ 28 bis 30) 40,00 Mio. EUR 03/2007 bis 03/2012 – 10.146.000

Zinscap 2 (TZ 31) 15,00 Mio. EUR 07/2012 bis 07/2014 – 207.000

Zinscap 3 (TZ 31) 15,00 Mio. EUR 07/2012 bis 07/2015 noch aktiv

Quelle: KPMG, Stellungnahme zu den derivativen Finanzinstrumenten der Stadt Wiener Neustadt
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Rahmenverträge

Grundlage für den Abschluss von Derivativgeschäften bildeten 
sogenannte „Rahmenverträge für Finanztermingeschäfte“. Diese 
„Rahmenverträge“ für Finanztermingeschäfte waren eine ungeeig-
nete Vertragsgrundlage für Derivativgeschäfte mit österreichischen 
Gemeinden. Sie räumten Einzelpersonen das Recht ein, ihr in den 
Details noch nicht bekannte und auch nicht eingeschränkte Deriva-
tivgeschäfte ohne Befassung des Gemeinderats einzugehen. (TZ 26)

Weiters ging die Stadt auch Anfechtungsverzichte ein und setzte sich 
somit der potenziellen Gefahr aus, beliebige künftige Geschäftsab-
schlüsse von abschlussberechtigten Einzelpersonen unwiderruflich 
akzeptieren zu müssen. Auch die in den Jahren 2010 und 2013 vom 
Gemeinderat beschlossenen Risikorichtlinien waren nicht geeignet, 
grobe einzelvertragliche Benachteiligungen oder eine mögliche miss-
bräuchliche Ausübung der gewährten Ermächtigung auszuschlie-
ßen. (TZ 26)

Zinsswap

Die Stadt Wiener Neustadt schloss mit der Kommunalkredit Aus-
tria AG ein Zinstauschgeschäft ab, welches zur Begrenzung von 
Zinsrisiken untauglich und als rein spekulativ einzustufen war. Da 
dieses Derivatgeschäft keine Zinsfixierung oder Zinsobergrenze fest-
legte, war das Verlustrisiko theoretisch unbegrenzt. Aufgrund der 
Entwicklung der Finanzmärkte erwuchs der Stadt Wiener Neustadt 
aus diesem Zinsswap ein Verlust in Höhe von 630.000 EUR. (TZ 27)

Auch die Struktur des Zinstauschgeschäfts hinsichtlich der Berech-
nung der Zahlungsverpflichtungen gegenüber der Kommunalkre-
dit Austria AG ließ sich als schwer abschätzbar einstufen. War die 
Zinsbelastung der Stadt in den ersten beiden Abrechnungsperioden 
noch mit 0,80 % begrenzt, berechneten sich die Folgebelastungen 
aus einer Abrechnungsformel, die aus dem Zinssatz der Vorperi-
ode, dem 6–Monats–CHF–Libor und einem im Voraus festgelegten 
Abschlag zusammensetzte. (TZ 27)

Die Stadt führte zum Abschluss des Swap–Geschäfts mit der Kom-
munalkredit Austria AG lediglich einen Stadtsenatsbeschluss herbei. 
Aufgrund des hohen Vertragsvolumens (Nominale 13,58 Mio. EUR) 
und der Verpflichtung, Zinszahlungen von mindestens 0,80 % auf 
das aushaftende Nominale pro Jahr zu leisten, wäre ein Beschluss 
des Gemeinderats zweckmäßig gewesen. (TZ 27)
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Zinscap 1 und Put–Devisen–Option

Im März 2007 beschloss der Stadtsenat den Abschluss eines Zinscaps 
mit einer Zinsobergrenze von 3,95 % bezogen auf den 6–Monats–
EURIBOR für ein Darlehensvolumen von 40,00 Mio. EUR und einer 
Laufzeit von fünf Jahren zu einem Preis von 572.000 EUR und den 
Abschluss einer Put–Devisen–Option, bei der sich die Stadt ver-
pflichtete, am 28. März 2012 einen Betrag von 61,10 Mio. CHF an 
die Bank zu zahlen und im Gegenzug 40,00 Mio. EUR zu erhal-
ten, wenn der Wechselkurs zwischen EUR/CHF unter 1,5275 liegt. 
Die Stadt erhielt für das Eingehen dieses Risikos eine Prämie von 
572.000 EUR, somit neutralisierten sich die Prämien für Zinscap und  
Put–Devisen–Option. (TZ 28)

Beim Abschluss der Put–Devisen–Option überschritt der Stadtsenat 
seine Befugnisse mit der Begründung der Dringlichkeit und über-
ging somit den eigentlich zuständigen Gemeinderat. Für den Ein-
zelabschluss der Put–Devisen–Option war keine Dringlichkeit gege-
ben. Diese war ausschließlich dem Umstand geschuldet, dass die 
Stadt die eigentlich fällige Prämie für den Zinscap (572.000 EUR) 
sparen wollte. Durch das Eingehen des CHF–Kursrisikos und der 
damit verbundenen Prämienleistung durch die Bank stellten sich 
beide Geschäfte zu Beginn nämlich als kostenneutral dar. Tatsächlich 
ging die Stadt jedoch ein unbegrenztes Währungsrisiko ein. (TZ 28)

Der gleichzeitige Abschluss eines Zinscaps und des Put–Devisen–
Optionsgeschäfts war ein untaugliches Mittel, um den städtischen 
Haushalt vor negativen Marktentwicklungen zu schützen, weil der 
Stadtsenat lediglich einen Tausch von Risiken (Währungskursrisiko 
gegen Zinsrisiko) vornahm. (TZ 28) 

Beim Zinscap und dem Put–Devisen–Optionsgeschäft kam auch der 
Bürgermeister seiner gesetzlich vorgegebenen Pflicht zur Einberu-
fung des Gemeinderats gemäß § 24 NÖ STROG nicht nach. (TZ 28)

Ausgelöst durch die Finanzmarktkrise verlor der EUR gegenüber dem 
CHF deutlich an Wert. So lag der Kurs EUR/CHF rund vier Monate 
vor Ablauf des Put–Devisen–Optionsgeschäfts Anfang Novem-
ber 2011 fast 20 % unter dem Ausübungskurs für das Optionsge-
schäft. Der Stadt drohte zu diesem Zeitpunkt somit ein Verlust von 
mehr als 9,00 Mio. EUR. (TZ 29)
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Im Jänner 2012 teilte die Bank der Stadt die Vorgangsweise für 
die Abwicklung des Put–Devisen–Optionsgeschäfts mit. Sollte der 
Kurs EUR/CHF zum Kursfeststellungstag (28. März 2012) kleiner als 
1,5275 sein, erfolgte die Lieferung des CHF–Betrags (61,10 Mio. CHF) 
nicht durch Barzahlung, sondern durch Konvertierung bereits beste-
hender EUR–Darlehensforderungen der Bank an die Stadt Wiener 
Neustadt im Gegenwert von 40,00 Mio. EUR. (TZ 29)

Weiters musste sich die Stadt zur Minderung des Fremdwäh-
rungsrisikos verpflichten, das durch die Konvertierung entstan-
dene „Fremdwährungsexposure“ von 61,10 Mio. CHF spätestens 
bis zum 30. Juni 2015 auf den Wert von 40,00 Mio. CHF, bis 
zum 30. Juni 2017 auf 20,00 Mio. CHF zu senken und bis zum 
30. Juni 2019 zur Gänze reduziert zu haben. (TZ 29)

Der Gemeinderat wurde über die Hintergründe und Einzelheiten der 
Modifikation des Put–Devisen–Optionsgeschäfts unzureichend infor-
miert, weil er lediglich die „weiteren Schritte und Empfehlungen“ 
der von der Stadt eingerichteten Marktbeobachtungsgruppe geneh-
migte. Insbesondere erwähnte die Marktbeobachtungsgruppe nicht, 
dass sich durch diesen Beschluss der Schuldenstand der Stadt um 
den Kursverlust (Stand November 2011 rd. 9,00 Mio. EUR) aus dem 
Derivativgeschäft erhöhen werde. (TZ 29)

Zum Fälligkeitszeitpunkt für die Ausübung der Put–Devisen–Option 
(28. März 2012) war die Bank berechtigt, das bestehende Darle-
hensportfolio von EUR in CHF zu konvertieren. Durch die Differenz 
zwischen Optionskurs und Valutakurs erhöhte sich der Schulden-
stand der Stadt zu diesem Zeitpunkt um 10,72 Mio. EUR. Alleine 
bis Ende Dezember 2013 erlitt die Stadt einen Verlust aus diesem 
Geschäft von 1,19 Mio. EUR, weil die Stadt nunmehr Tilgungen in 
CHF vornehmen musste und sich der Kurs EUR/CHF kaum erholt 
hatte. (TZ 29)

Bis Mitte 2014 betrug der aushaftende Darlehensbetrag 
48,55 Mio. CHF. Die Stadt musste aufgrund der nachträglichen 
Vereinbarung bis Juni 2015 das Darlehensportfolio noch um 
8,55 Mio. CHF reduzieren. (TZ 29)

Ende März 2007 brachte eine Gemeinderätin eine „Aufsichtsbe-
schwerde“ beim Amt der NÖ Landesregierung zum Abschluss der 
Finanztermingeschäfte ein, weil sie der Ansicht war, dass der Bür-
germeister eine Gemeinderatssitzung auch kurzfristig einberufen 
lassen könne. (TZ 30)
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Das Amt der NÖ Landesregierung ersuchte daher Mitte April 2007 
den Bürgermeister der Stadt Wiener Neustadt um Stellungnahme 
zu der „Eingabe“ der Gemeinderätin. (TZ 30)

In der Stellungnahme des Bürgermeisters erläuterte er die Aus-
gestaltung der Derivativgeschäfte mit der Bank, ging jedoch nicht 
darauf ein, warum er zum Abschluss dieser Derivativgeschäfte nicht 
den Gemeinderat einberufen hatte. Vielmehr musste er eingestehen, 
dass die Auswirkungen einer verzögerten Beschlussfassung konkret 
nicht abschätzbar gewesen waren und bezog sich auf Mehrkosten 
von 18.000 EUR, wenn der Gemeinderat den Beschluss erst Ende 
März 2007 gefasst hätte. Zur Put–Devisen–Option führte er an, 
dass sich die Stadt verpflichtet hätte, bestehende „Euro–Darlehen“ 
zu einem bereits fixierten Wechselkurs zum Ende der Laufzeit mit 
einem Volumen von 40,00 Mio. EUR in CHF umzutauschen, wenn 
der tatsächliche Optionspreis EUR/CHF über „1,537“ läge. (TZ 30)

Im Juli 2007 teilte die damalige Landeshauptmann–Stellvertrete-
rin als für die Aufsichtsbehörde zuständige politische Referentin 
dem Bürgermeister mit, dass „die Angelegenheit ausreichend auf-
geklärt erscheine und daher keine weiteren aufsichtsbehördlichen 
Maßnahmen erforderlich seien“. Es war auch nicht nachvollzieh-
bar, warum die NÖ Gemeindeaufsicht keine weiteren aufsichtsbe-
hördlichen Maßnahmen ergriffen hatte, obwohl klar erkennbar war, 
dass der Stadtsenat das nicht zuständige Organ für den Abschluss 
der Derivativgeschäfte war und der Bürgermeister ausreichend Zeit 
gehabt hätte, den Gemeinderat einzuberufen. Da der Bürgermeister 
dies unterlassen hatte, wäre der Beschluss des Stadtsenats gemäß 
§ 73 Abs. 1 NÖ STROG von der Aufsichtsbehörde aufzuheben gewe-
sen. Diese Vorgangsweise hätte negative Folgewirkungen von der 
Stadt abwenden können. (TZ 30)

Der Bürgermeister kam im Zusammenhang mit diesen Derivativ-
geschäften — entgegen seiner Stellungnahme gegenüber der Auf-
sichtsbehörde — seiner Verpflichtung zum sparsamen und wirt-
schaftlichen Einsatz der Mittel der Stadt nicht nach. Vielmehr war 
der Abschluss der Put–Devisen–Option als riskantes Spekulations-
geschäft ohne Verlustgrenzen für die Stadt einzustufen. (TZ 30)
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Zinscap 2 und Zinscap 3

Im März 2011 beschloss der Gemeinderat, zwei weitere Zinsabsi-
cherungsgeschäfte einzugehen. Die von der Stadt für diese Zinsbe-
grenzungsgeschäfte an die beiden Kreditinstitute zu zahlende Prämie 
betrug insgesamt 603.000 EUR. Zweifel des Referatsleiters des Rech-
nungsamts über die Zweckmäßigkeit der Geschäfte blieben unbe-
rücksichtigt. (TZ 31)

Da der 6–Monats–EURIBOR seit Abschluss der Zinscaps nicht über 
3 % lag, erhielt die Stadt bis Mitte 2014 keine Ausgleichszahlungen 
von den Kreditinstituten. Es war nicht nachvollziehbar, warum die 
Stadt für einen Zeitraum von lediglich drei Jahren für eine Zins-
obergrenze von 3 % Prämienzahlungen von 600.000 EUR leistete. 
Der 6–Monats–EURIBOR lag zum Zeitpunkt des Abschlusses der 
Geschäfte (31. März 2011) bei 1,541 %. Er hätte sich somit innerhalb 
von drei Jahren verdoppeln müssen, um überhaupt in den Anspruch 
von Ausgleichszahlungen durch die beiden Kreditinstitute zu kom-
men. Zudem erfolgte der Abschluss der Zinscaps mehr als ein Jahr 
vor Beginn der Laufzeit (1. Juli 2012); ein Zuwarten auf die weitere 
Entwicklung der Zinslandschaft wäre angesichts der Ausführungen 
des Referatsleiters jedenfalls zu rechtfertigen gewesen. (TZ 31)

Wirtschaftsförderungen – Überblick

Die Wirtschaftsförderungen der Stadt Wiener Neustadt betrugen 
in den Jahren 2010 bis 2013 insgesamt 28,73 Mio. EUR, wovon 
58 % für die stadteigenen Betriebe der Wiener Neustadt Holding 
und 24 % für den Betrieb der Fachhochschule Wiener Neustadt für 
Wirtschaft und Technik Gesellschaft m.b.H. (FH Wiener Neustadt) 
aufgewendet wurden. (TZ 32)

Wirtschaftsförderungen an Unternehmen der Wiener Neustadt Hol-
ding GmbH

Wesentliche Wirtschaftsförderungen an Unternehmen der Wiener 
Neustadt Holding betrafen die „Kultur Marketing Event – Wiener 
Neustadt GmbH“ (Kultur Marketing Event–GmbH) mit 6,88 Mio. EUR 
(2010 bis 2013) und die „IFP Immobilien Freizeit Parken–Wiener Neu-
stadt GmbH“ (Immobilien Freizeit Parken GmbH) mit 9,33 Mio. EUR 
(2010 bis 2013). (TZ 33) 

Freiwillige Leis-
tungen der Stadt 
Wiener Neustadt
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Aufgabe der im Jahr 2006 gegründeten Kultur Marketing Event–
GmbH war es, den Veranstaltungsmarkt der Stadt und sämtliche 
andere Tätigkeiten in ihrem Geschäftsfeld „möglichst flexibel“ bear-
beiten zu können. So betrieb die Kultur Marketing Event–GmbH u.a. 
das Stadttheater, die Stadtbücherei sowie städtische Museen und war 
für die Durchführung von Festivals, öffentlichen Veranstaltungen, 
Ausstellungen und Konzerten zuständig. (TZ 33)

Im Rahmen der Gemeindeverwaltung führte die Stadt noch ein 
Kulturamt, das für die städtische Musikschule, das Stadtarchiv und 
Museen verantwortlich war. Für diesen Bereich betrug der Abgang 
rd. 1,90 Mio. EUR (2013). (TZ 33)

Zudem gründete die Stadt im Jahr 2013 die „Stadtmarketing & Tou-
rismus Wiener Neustadt GmbH“, deren Aufgabe u.a. auch die Orga-
nisation von wirtschaftsnahen Events war. (TZ 33)

Durchschnittlich betrugen die Aufwendungen der Stadt für den 
Bereich „Kultur, Events, Marketing“ in den Jahren 2010 bis 2013 
jährlich 3,80 Mio. EUR. (TZ 33)

Nach der aus Kostengründen erfolgten Schließung eines Freibads 
beschloss der Gemeinderat, nunmehr 900.000 EUR in die Erschlie-
ßung des „Begonien– und Crysanthemensees“ als Badesee zu inves-
tieren und zusätzliche laufende Kosten von jährlich 146.400 EUR in 
Kauf zu nehmen. Die prekäre finanzielle Lage der Stadt ließ keine 
mit höheren Ausgaben verbundene Erweiterung ihres Freizeitan-
gebots zu. (TZ 33)

Die Stadt musste die Parkraumbewirtschaftung der Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH mit rd. 1,70 Mio. EUR bezuschussen; diese Wirt-
schaftsförderung umfasste vor allem die Finanzierungskosten für 
zwei Parkhäuser. In der Stadt fanden im Jahr 2014 politische Dis-
kussionen über die Neuerrichtung einer Tiefgarage unter dem Haupt-
platz mit geschätzten Kosten von 12,00 Mio. EUR statt. (TZ 33)

Förderung der Fachhochschule Wiener Neustadt für Wirtschaft und 
Technik Gesellschaft m.b.H.

Die Stadt Wiener Neustadt war Hauptgesellschafter (70 %) der 
FH Wiener Neustadt. Durch vertragliche Verpflichtungen betrugen 
die Förderungen der Stadt für den FH Standort Wiener Neustadt in 
den Jahren 2010 bis 2013 rd. 6,84 Mio. EUR. (TZ 34) 
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Die Bilanzen der FH Wiener Neustadt wiesen eine ständig steigende 
Liquidität (Bankguthaben, Bargeldbestand) auf – von 7,77 Mio. EUR 
(2010) auf 16,04 Mio. EUR (2013). Die Stadt konnte nicht begrün-
den, warum die FH Wiener Neustadt Geldmittelbestände in diesem 
Ausmaß angehäuft hatte, wollte dies jedoch im Rahmen von Gesprä-
chen für das Jahr 2015 hinterfragen. (TZ 34) 

Die von der FH Wiener Neustadt der Stadt verrechneten Miet– und 
Betriebskosten betrugen in den Jahren 2010 bis 2013 insgesamt 
3,24 Mio. EUR. Abweichend von einem Beschluss des Gemeinderats 
des Jahres 1994, wonach die Stadt sämtliche Miet– und Betriebskos-
ten zu übernehmen hatte, betrugen die Förderungen der Stadt an 
die FH Wiener Neustadt lediglich 2,21 Mio. EUR. Die offene Forde-
rung der FH Wiener Neustadt in Höhe von 1,03 Mio. EUR blieb in 
der Stadt unberücksichtigt. (TZ 34) 

Förderungen an private Unternehmen und Beteiligungen der Stadt

Die Stadt schüttete zusätzlich zu ihren Förderungen für Kultur, 
Events und Marketing an die Kultur Marketing Event–GmbH und 
an die Stadtmarketing & Tourismus Wiener Neustadt GmbH auch 
noch Förderungen an den Betreiber bzw. Eigentümer eines Messe– 
und Veranstaltungsunternehmens im Ausmaß von 1,97 Mio. EUR 
aus. Aufgrund der bedrohlichen Finanzlage der Stadt waren För-
derungen in diesem Ausmaß insgesamt unverhältnismäßig. (TZ 35)

Die Stadt gewährte auch umfangreiche Steuer– und Abgabennach-
lässe sowie Investitionszuschüsse an private Unternehmen im Aus-
maß von 2,59 Mio. EUR (2010 bis 2013). (TZ 35)

Die Stadt war außerdem an zwei Unternehmen beteiligt, deren Zweck 
in der Unterstützung von Unternehmensgründungen lag. Die „Eco 
Nova Wiener Neustadt GmbH“ (Eco Nova) erhielt Subventionen zur 
Verlustabdeckung in Höhe von 272.000 EUR (2010 bis 2013). Wei-
ters erhielt die „RIZ Regional–Innovations–Zentrum NÖ–Süd Infor-
mationstransfer und Beratungsgesellschaft m.b.H.“ Förderungen für 
den „budgetären Abgang“ in Höhe von 98.000 EUR. (TZ 35) 

Plus Card und SeniorCard

Im Dezember 2008 beschloss der Gemeinderat im Rahmen des Pro-
jekts „Soziales Neustadt“ die Einführung der „Plus Card“ und der 
„SeniorCard“ mit dem Ziel, Menschen mit geringem Einkommen zu 
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entlasten. Die Kosten für die „Plus Card“ und die „SeniorCard“ belie-
fen sich in den Jahren 2010 bis 2013 insgesamt auf 1,71 Mio. EUR. 
(TZ 36) 

Inhaber der „Plus Card“ und „SeniorCard“ erhielten viele Ermäßi-
gungen städtischer Angebote. Während die „Plus Card“ lediglich an 
Bürger mit niedrigem Einkommen ausgehändigt wurde, konnten alle 
in der Stadt gemeldeten Bürger die „SeniorCard“ erhalten, wenn sie 
das 60. Lebensjahr vollendet hatten und in keinem Arbeitsverhält-
nis mehr standen. (TZ 36)

Förderungen an die Freiwillige Feuerwehr Wiener Neustadt

Die Stadt Wiener Neustadt förderte die städtische freiwillige Feu-
erwehr in den Jahren 2010 bis 2013 mit 3,09 Mio. EUR als Barsub-
vention, die laut Beschluss des Gemeinderats zur Bedeckung des 
Personal– und Sachaufwands und der Miet– und Betriebskosten 
dienen sollte. (TZ 37) 

Die freiwillige Feuerwehr finanzierte bspw. im Jahr 2013 für zwei 
neue Rüstfahrzeuge rd. 247.000 EUR, neue Fenster für das Feuer-
wehrgebäude (11.500 EUR), im Jahr 2012 rd. 12.000 EUR für Wer-
bung und Kameradschaftspflege aus diesem Budget, obwohl diese 
Ausgaben weder vom Förderantrag noch vom Beschluss des Gemein-
derats gedeckt waren. Die Stadt prüfte die Verwendung der Förder-
gelder an die freiwillige Feuerwehr nicht; sie verließ sich diesbezüg-
lich lediglich auf die Angaben der freiwilligen Feuerwehr. (TZ 37)

Freiwillige Leistungen im Personalbereich

Von 2010 bis Ende 2013 gewährte der Gemeinderat in 318 „Einzel-
fällen“ außerordentliche Vorrückungen für Bedienstete der Stadt. 
Durch diese Maßnahmen erwuchsen der Stadt in den Jahren 2010 
bis 2013 zusätzliche Personalkosten von knapp 600.000 EUR und 
werden das Stadtbudget bis zur Beendigung der entsprechenden 
Dienstverhältnisse auch zukünftig weiter belasten. (TZ 38)

Bereits im Jahr 1965 beschloss der Gemeinderat, allen Bedienste-
ten eine freiwillige Gehaltszulage in Höhe von 5 % des Monatsent-
gelts ohne zusätzlichen Leistungsanreiz zu gewähren. Die jähr-
lichen Kosten der Stadt (inkl. Lohnnebenkosten) aus der Gewährung 
dieser freiwilligen Zuwendung betrugen im Jahr 2013 mehr als 
1,53 Mio. EUR bzw. rd. 6,46 Mio. EUR von 2010 bis 2013. (TZ 39)
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Im Juni 2011 beschloss der Gemeinderat, die Gehaltszulage für 
Bedienstete, die ab dem 1. August 2011 eingestellt wurden, auf-
grund der prekären Finanzsituation nicht mehr zu gewähren. Die 
Auszahlung für zuvor eingestellte Bedienstete blieb jedoch auf-
recht. (TZ 39)

Die Stadt musste in den Jahren 2010 bis 2013 für Überstunden 
3,96 Mio. EUR aufwenden, obwohl die Bediensteten sowohl gesetz-
lich als auch in der städtischen Dienstvorschrift dazu angehalten 
wurden, Mehrleistungen als Freizeitausgleich zu konsumieren. 
(TZ 40)

Der Jahresdurchschnitt der zwanzig Mitarbeiter mit der höchsten 
ausbezahlten Überstundenleistung betrug rd. 465 Stunden. (TZ 40)

Die Stadt zahlte im Jahr 2013 sechs Führungskräften eine pauschale 
Mehrdienstleistungsabgeltung aus, obwohl diese beträchtliche nega-
tive Zeitsalden aufwiesen. (TZ 40)

Allgemeines

Die wirtschaftliche Gebarung der ausgegliederten Konzerngesell-
schaften fand keinen umfassenden Niederschlag in den Rechnungs-
abschlüssen der Stadtgemeinde. (TZ 41)

Durch die Schaffung privatrechtlicher Gesellschaften zur Abwicklung 
vormals hoheitlicher Aufgaben und Leistungen war kein getreues 
Bild der finanziellen Lage und Risiken der Gesellschaften in den 
Rechnungsabschlüssen der Stadt gegeben. Die Ausgliederungen 
begünstigten somit die Intransparenz bei der Beurteilung der tat-
sächlichen Schuldenhöhe bzw. der Eventualverbindlichkeiten der 
Stadt. (TZ 41)

Durch die Ausgliederung vormals hoheitlicher Aufgaben und Leis-
tungen wurden zudem dem Gemeinderat wichtige Entscheidungs– 
und Kontrollkompetenzen im Zusammenhang mit diesen Leistun-
gen entzogen. (TZ 41)

Trotz klarer Bedenken der vom Gemeinderat eingeschalteten Abtei-
lung Finanzverwaltung schlossen die Wiener Neustadt Holding–Kon-
zerngesellschaften keine Geschäftssparten und führten damit auch 
keine finanzielle Entlastung der Konzerngesellschaften und in wei-
terer Folge der Stadt Wiener Neustadt herbei. (TZ 41)

Wiener Neustadt 
Holding GmbH 
Konzern
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Obwohl der Gesellschaftsvertrag bei der Übertragung von Teilbetrie-
ben die Zustimmung des Aufsichtsrats vorsah, holte der Geschäfts-
führer der Immobilien Freizeit Parken GmbH im Anlassfall nicht 
dessen Zustimmung ein. (TZ 41)

Geschäftsfelder des Konzerns

Der Wiener Neustadt Holding Konzern hatte folgende Struktur:

Der Wiener Neustadt Holding Konzern bestand aus der Holdingge-
sellschaft Wiener Neustadt Holding, der Wiener Neustädter Stadt-
werke, der Immobilien Freizeit Parken GmbH, der Kultur Marketing 
Event–GmbH und der Eco Nova. Alleineigentümerin der Holding-
gesellschaft war die Stadt. Die Holdinggesellschaft hielt 100 % der 
Anteile der Eco Nova und der Kultur Marketing Event–GmbH sowie 
99 % der Wiener Neustädter Stadtwerke und der Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH, an denen auch die Stadt zu jeweils einem Pro-
zent beteiligt war. (TZ 42)

Der überwiegende Teil des konzerninternen Dienstleistungsaufkom-
mens betraf lediglich die von der Holdinggesellschaft für die Tochter-
unternehmen durchgeführte Finanzbuchhaltung. Die Verrechnung 
dieser Dienstleistung stellte zugleich die Haupterlösquelle der Hol-
dinggesellschaft dar. Zur Durchführung der Finanzbuchhaltung des 
Konzerns bedurfte es keiner eigenen Holdinggesellschaft, sondern 
könnte diese auch bei einer der Tochtergesellschaften angesiedelt 
werden. (TZ 43)

Wiener Neustadt Holding GmbH
Stadt: 100 %

Wiener Neustädter Stadt -
werke und Kommunal  

Service GmbH

Holding: 99 %
Stadt: 1 %

Immobilien – Freizeit – 
Parken GmbH

Holding: 99 %
Stadt: 1 %

Kultur Marketing Event – 
Wiener Neustadt GmbH

Holding: 100 %

Eco Nova Wiener  
Neustadt GmbH

Holding: 100 %

Quelle: Wiener Neustadt Holding
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Der steuerliche fiktive Nettovorteil aus der Gruppenbesteuerung 
betrug in den Jahren 2010 bis 2013 rd. 2,82 Mio. EUR. Dies führte 
bei den Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaften zu einer 
Steuerentlastung und im Gegenzug dazu beim Bund zu einem Ein-
nahmenentfall. Gebietskörperschaftsübergreifend betrachtet han-
delte es sich um ein steuerliches Nullsummenspiel und eine Verzer-
rung des Finanzausgleichs. (TZ 43)

Die in die Wiener Neustädter Stadtwerke ausgegliederten vormals 
von der Stadt erbrachten Aufgaben stellten sich heterogen dar. Es 
fehlte der innere Zusammenhang der eingebrachten Tätigkeitsbe-
reiche, so dass sich kaum Synergiepotenziale eröffneten. (TZ 44)

Auch die in die Immobilien Freizeit Parken GmbH ausgegliederten 
vormals von der Stadt erbrachten Tätigkeitsbereiche stellten sich 
heterogen dar und es fehlte ihnen am inneren Zusammenhang, so 
dass sich kaum Synergiepotenziale eröffneten. (TZ 45)

Es bestanden mit der Magistratsabteilung 9 (Kulturamt), der Stadt-
marketing & Tourismus GmbH und der Kultur Marketing Event–
GmbH gleichzeitig drei Institutionen, die mit Stadtmarketing– und 
Tourismusagenden sowie Kulturveranstaltungen befasst waren. Die 
derart gestaltete Aufteilung der Agenden begünstigte Redundanzen 
und Reibungsverluste. (TZ 46)

Es erfolgte keine laufende Evaluierung der Wirksamkeit der Betriebs-
ansiedelungsbemühungen der Eco Nova. Zudem war die Stadt Wie-
ner Neustadt an zwei Unternehmen (Eco Nova indirekt zu 100 %, RIZ 
direkt zu 33 %) mit gleichem Unternehmenszweck beteiligt. (TZ 47)

Finanzielle Lage

Die wichtigsten Kenndaten zur finanziellen Lage der einzelnen Kon-
zerngesellschaften können der nachfolgenden Aufstellung entnom-
men werden:
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Aus den Kenndaten der Wiener Neustadt Holding–Konzerngesell-
schaften ist zu erkennen, dass von den fünf Gesellschaften zwei 
Gesellschaften, nämlich die Wiener Neustädter Stadtwerke und die 
Immobilien Freizeit Parken GmbH, nennenswerte operative Tätig-
keiten entfalteten. Die Wiener Neustädter Stadtwerke wiesen eine 
Eigenmittelquote von 24,4 % auf. Die Immobilien Freizeit Parken 
GmbH übertraf die im Unternehmensreorganisationsgesetz vorge-
sehene Eigenmittelquote nur knapp. Die hohen Verbindlichkeiten 
der Immobilien Freizeit Parken GmbH (126,09 Mio. EUR) resul-
tierten aus den im Zuge der Immobilienübernahme von der Stadt 
Wiener Neustadt aufgenommenen Kreditinstitutsverbindlichkeiten. 
Die Wiener Neustadt Holding verfügte mit 25,05 Mio. EUR (davon 
18,06 Mio. EUR Kapitalrücklagen aus der Einbringung der Anteile 
der nunmehrigen Konzerngesellschaften in die Wiener Neustadt 
Holding) über eine im Verhältnis zur Bilanzsumme hohe Eigenka-
pitalausstattung. (TZ 48)

Spartenrechnungen

Die Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaften erstellten 
jährlich Spartenrechnungen, welche die wichtigsten Positionen der 
Gewinn– und Verlustrechnung auf einzelne Geschäftsbereiche und 
Untergeschäftsbereiche herunterbrachen. Bei der Erstellung der 
Spartenrechnungen gingen die Gesellschaften nicht einheitlich vor. 

Kenndaten der Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaften 2013

Wiener 
Neustädter 
Stadtwerke

Immobilien 
Freizeit 

Parken GmbH

Wiener 
Neustadt 
Holding

Kultur 
Marketing 

Event–GmbH
Eco Nova

in Mio. EUR

Eigenkapital 23,89 12,19 25,05 0,06 0,04

Rückstellungen und 
Verbindlichkeiten 71,91 126,09 2,21 0,68 0,02

Bilanzsumme 95,80 138,28 27,26 0,74 0,06

in %

Eigenmittelquote 24,4 8,6 91,9 36,0 70,6

in Mio. EUR

Umsatzerlöse 41,11 6,39 0,00 0,32 0,07

Ergebnis der 
gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit

4,96 0,25 6,94 0,04 – 0,03

Quellen: Prüfberichte zu den Jahresabschlüssen der Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaften
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Die unterlassene Umlage der Verwaltungskosten führte zu verzerrten 
Bereichs– bzw. Unterbereichsergebnissen. (TZ 49)

Die gebührenfinanzierten Bereiche Abfallwirtschaft, Abwasserbesei-
tigung und Wasserwerk erzielten 2013 mit 7,75 Mio. EUR (kumuliert 
für Stadt und Wiener Neustädter Stadtwerke 13,40 Mio. EUR) hohe 
Überschüsse, zumal die Stadt die Gebühren seit 2010, je nach Art 
der Gebühr, zwischen 23,1 % und 56,7 % angehoben hatte. (TZ 50)

Die Stadt gliederte zwar Tätigkeitsbereiche aus und führte diese in 
privatwirtschaftlicher Rechtsform, jedoch richtete diese nicht an 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen aus. Beispielsweise erfolgte 
keine Schließung von unrentablen, nicht zu den Kernaufgaben zäh-
lenden Geschäftssparten. (TZ 50)

Der Geschäftsbereich Bäder wies bei kumulierter Betrachtung 
von Stadt und Immobilien Freizeit Parken GmbH hohe Verluste 
(– 2,83 Mio. EUR) aus. Unmittelbar wirksam werdende Kostensen-
kungsmaßnahmen fehlten. (TZ 51)

Der Immobilien Freizeit Parken GmbH war es bisher nicht gelungen, 
die städtischen Immobilien nach betriebswirtschaftlichen Gesichts-
punkten zu verwalten. Somit konnte die Intention der Stadt — die 
Immobilienbewirtschaftung marktwirtschaftlich auszurichten — 
nicht erfüllt werden. (TZ 51)

Die Kultur Marketing Event–GmbH erreichte lediglich einen Kosten-
deckungsgrad von 16,2 %. (TZ 52)

Unternehmensreorganisationsgesetz

Die fiktive Schuldentilgungsdauer der Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH wies im Zeitraum 2010 bis 2013 Werte zwischen 97,9 Jah-
ren (2010) und 30,6 Jahren (2013) auf. Dies bedeutete, dass der 
31–fache Mittelüberschuss aus der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 
benötigt worden wäre, um die von der Immobilien Freizeit Parken 
GmbH eingegangenen Verbindlichkeiten zur Gänze zurückführen 
zu können. (TZ 53)

Aufgrund der extrem angespannten finanziellen Lage der Stadt Wie-
ner Neustadt war die Werthaltigkeit der von der Stadt zugunsten 
der Immobilien Freizeit Parken GmbH eingegangenen Verpflich-
tungen (übernommene Garantien und Haftungen sowie Ergebnisab-
führungsvertrag) in Zweifel zu ziehen, weil die Stadt nicht einmal in 
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der Lage war, ihre eigenen Verbindlichkeiten ohne Tilgungsfreistel-
lungen zu bedienen. Die finanzielle Tragfähigkeit der Stadt für die 
Schulden der ausgegliederten Unternehmen war bereits seit meh-
reren Jahren nicht mehr gegeben. (TZ 53)

Bankverbindlichkeiten

Die Immobilien Freizeit Parken GmbH leistete für 67,9 % 
(80,87 Mio. EUR von 119,15 Mio. EUR) ihrer Darlehen keine Til-
gungen. Trotzdem musste sie zur Abdeckung fälliger Zinsen und 
Tilgungen einen bis zu 11,36 Mio. EUR ausnutzbaren Kreditrahmen 
in Anspruch nehmen. Sie sparte auch keinen Tilgungsträger an, der 
die fristgerechte Rückzahlung der endfälligen Darlehen sicherstel-
len würde. Sollte die Immobilien Freizeit Parken GmbH nicht in 
der Lage sein, die aufgenommenen Darlehen und Kredite vereinba-
rungsgemäß rückzuführen, droht die Fälligstellung der gewährten 
Finanzierungen, die letztendlich wohl den Verkauf der Immobilien 
zur Folge hätte. (TZ 54)

Die Bilanzen der Wiener Neustädter Stadtwerke und der Immobi-
lien Freizeit Parken GmbH wiesen hohe Fremdwährungsverbind-
lichkeiten auf (bei den Wiener Neustädter Stadtwerken zeitweise 
mehr als 50 % der Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten). 
Die beiden Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaften muss-
ten in den Jahren 2010 bis 2013 zusammen Kursverluste in Höhe 
von 8,41 Mio. EUR in Kauf nehmen. Die Gesellschaften hatten keine 
wirksamen Verlustbegrenzungsmaßnahmen ergriffen. (TZ 55)

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

2010 2011 2012 2013 2010 bis 2013

in Mio. EUR in %

Wiener Neustadt Holding – – – – –

Wiener Neustädter Stadtwerke 49,46 64,61 58,23 53,15 7,5

Immobilien Freizeit Parken GmbH 143,22 122,48 124,74 119,15 – 16,8

Kultur Marketing Event–GmbH 0,09 0,06 0,04 0,01 – 85,1

Eco Nova – – – – –

Summe 192,77 187,15 183,00 172,31 – 10,6

Quelle: Wiener Neustadt Holding
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Derivate

Die Immobilien Freizeit Parken GmbH und die Wiener Neustädter 
Stadtwerke erlitten für den Zero–Cost–Collar sowie die vier Zinsbe-
grenzungsgeschäfte bis 2014 Verluste in Höhe von 8,90 Mio. EUR. 
Darüber hinaus war die Immobilien Freizeit Parken GmbH gezwun-
gen, Drohverlustrückstellungen in Höhe von 3,71 Mio. EUR zu bil-
den. Die Derivate wiesen ein hohes Nominale und damit verbunden 
auch ein hohes Risiko auf. Die Immobilien Freizeit Parken GmbH 
setzte sich durch den Verkauf eines Zinsfloors gegen Erhalt einer, 
bei Geschäftsabschluss nicht ausgewiesenen, Prämie dem Risiko, an 
fallenden Zinsen nicht mehr partizipieren zu können, aus. (TZ 56)

Die Immobilien Freizeit Parken GmbH ging mit dem Zero–Cost–Col-
lar ein Finanzgeschäft ein, dessen korrekten Preis sie nicht beurtei-
len konnte. Die Derivate waren hinsichtlich Nominalbetrag, Wäh-
rung und Laufzeit nicht an bestehende Grundgeschäfte gebunden 
und wurden nicht ausschließlich zu Absicherungszwecken abge-
schlossen. (TZ 56)

Darüber hinaus konnten die Geschäftsführer der Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH und der Wiener Neustädter Stadtwerke Deriva-
tivgeschäfte in unbegrenztem Ausmaß und ohne Risikobegrenzung 
abschließen, weil im Gesellschaftsvertrag die Derivativgeschäfte 
nicht als aufsichtsratspflichtige Geschäfte festgelegt waren. (TZ 56)

Zero–Cost–Collar und Caps der Immobilien Freizeit Parken GmbH sowie der  
Wiener Neustädter Stadtwerke

Derivat Volumen  
in Mio. EUR vertragliche Laufzeit

Ergebnis nach Ablauf  
(inkl. Prämien  

in EUR gerundet)

Zero–Cost–Collar (Immobilien 
Freizeit Parken GmbH) 90,00 6/2007 bis 6/2012 – 8.503.000

Zinscap 1 (Immobilien Freizeit 
Parken GmbH) 20,00 7/2012 bis 7/2014 – 154.000

Zinscap 2 (Immobilien Freizeit 
Parken GmbH) 20,00 7/2012 bis 7/2015 – 292.000

Zinscap A (Wiener Neustädter 
Stadtwerke) 3,50 7/2012 bis 7/2014 – 20.000

Zinscap B (Wiener Neustädter 
Stadtwerke) 3,50 7/2012 bis 7/2015 – 41.000

Summe – 9.010.000

Quellen: Immobilien Freizeit Parken GmbH; Wiener Neustädter Stadtwerke; RH
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Wertpapiere

Die Immobilien Freizeit Parken GmbH veranlagte den von der Stadt 
Wiener Neustadt erhaltenen Zuschuss über 19,10 Mio. EUR in Wert-
papiere, die nicht einmal den ursprünglichen Substanzwert garan-
tierten. Die Kursverluste schmälerten den ursprünglichen Substanz-
wert von 19,10 Mio. EUR um 1,48 Mio. EUR. (TZ 57)

Die Wertpapiere der Immobilien Freizeit Parken GmbH entwickelten 
sich schlechter als die mündelsicheren Wertpapiere der Wiener Neu-
städter Stadtwerke. Das selbst gesteckte Performanceziel von 6,5 % 
p.a. wurde u.a. aufgrund der hohen Fondsverwaltungskosten deut-
lich verfehlt, indem die durchschnittliche Jahresperformance 2007 
bis 2013 nur 1,9 % betrug. (TZ 57)

Dienstleistungsbeziehungen der Stadt für den Holding Konzern 

Die von der Stadt erbrachten und an die Konzerngesellschaften ver-
rechneten Leistungen betrugen 11,83 % der ordentlichen Einnah-
men der Stadt. Es standen diesen verrechneten Dienstleistungen 
nicht immer Geldrückflüsse gegenüber, weil die Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH, die Kultur Marketing Event–GmbH und die Eco 
Nova — in unterschiedlichem Ausmaß — von Subventionen der Stadt 
abhängig waren. Der Zweck der Ausgliederung von kommunalen 
Aufgaben, die nur durch Subventionen der Stadt überlebensfähig 
waren, war nicht nachvollziehbar. (TZ 59)

Die Stadt stellte den Konzerngesellschaften jene städtischen Bediens-
teten zur Verfügung, die bereits vor der Ausgliederung diese Auf-
gaben und Leistungen erbracht hatten. Es handelte sich de facto 
um eine Übernahme der städtischen Bediensteten durch die Kon-
zerngesellschaften. Die nunmehr marktwirtschaftlich orientierten 
Gesellschaften übernahmen somit Vertragsbedienstete bzw. öffent-
lich–rechtlich Bedienstete der Stadt und hatten die gesamten Per-
sonalkosten zu refundieren, ohne jedoch Einfluss auf die Qualifika-
tion der beigestellten Mitarbeiter nehmen zu können. Dies stellte für 
die Konzerngesellschaften eine erhebliche Einschränkung in Bezug 
auf marktwirtschaftliches Agieren dar. (TZ 60)

Die Stadt führte für die Wiener Neustädter Stadtwerke die Einhe-
bung der Gebühren und Abgaben durch. Sie verrechnete ihr dafür 
in den Jahren 2010 bis 2013 einen Aufwandsersatz in Höhe von 
4,65 Mio. EUR. Der Aufwandsersatz basierte nicht auf den tat-
sächlich anfallenden Verwaltungskosten der mit der Einhebung der 
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Gebühren und Abgaben betrauten Verwaltungseinheiten, sondern 
beruhte vielmehr auf „Erfahrungswerten“ der Stadt. Die Stadt konnte 
diese jedoch nicht belegen. (TZ 61)

Die Stadt konnte zudem weder den inneren Zusammenhang noch die 
Annahmen zur Höhe der anteiligen Ausgaben jener Verwaltungs-
einheiten, die nach ihrer Angabe mit der Dienstleistungserbringung 
beschäftigt waren, schlüssig darlegen. So konnte die Stadt nicht 
nachvollziehbar nachweisen, dass nahezu 20 % der Gesamtausgaben 
bspw. des Gemeinderats (305.000 EUR), des Sekretariats des Bür-
germeisters (65.000 EUR) oder des Kontrollamts (60.000 EUR) im 
Zusammenhang mit den für die Wiener Neustädter Stadtwerke ein-
gehobenen Gebühren und Abgaben stehen sollte. Zur Sicherstellung 
der Fremdüblichkeit bei der Erbringung der Dienstleistung für die 
Wiener Neustädter Stadtwerke verrechnete die Stadt zusätzlich zum 
Aufwandsersatz einen Gewinnaufschlag (Manipulationsgebühr) von 
insgesamt 1,43 Mio. EUR für den Zeitraum 2010 bis 2013. (TZ 61)

Die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke prüfte nach 
eigenen Angaben die Fremdüblichkeit des von der Stadt verrechne-
ten Aufwandsersatzes bzw. der Manipulationsgebühren auf Plau-
sibilität. Unterlagen hierzu konnte sie jedoch keine beibringen. Die 
Geschäftsführung unterließ es somit, die Höhe des von der Stadt 
verrechneten Aufwandsersatzes kritisch zu hinterfragen und durch 
Drittvergleiche zu evaluieren. Die Wiener Neustädter Stadtwerke 
führten diesbezüglich nie Preisverhandlungen mit der Stadt. Die 
Geschäftsführung agierte — obwohl keine diesbezügliche schrift-
liche Weisung des Eigentümers vorlag — nicht nach marktwirt-
schaftlichen Prinzipien und nahm negative Folgewirkungen für die 
Gesellschaft in Kauf. (TZ 61)

Die Stadt beschloss im Jahr 2006, für die Haftungsübernahme für 
Darlehen der Wiener Neustädter Stadtwerke eine Provision in Höhe 
von 1,25 % der durchschnittlich gebundenen Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft gegenüber Kreditinstituten einzuheben. Sie legte die 
Höhe des Haftungsprovisionszinssatzes ohne sachlich fundierte 
Überlegungen fest und wendete denselben Haftungsprovisionssatz 
für Unternehmen an, deren wirtschaftliche Situation sich — wie 
im Falle Wiener Neustädter Stadtwerke und Immobilien Freizeit 
Parken GmbH — sehr unterschiedlich darstellte. Es bestand zudem 
keine vertragliche Basis zwischen den Konzerngesellschaften und 
der Stadt im Zusammenhang mit der Einhebung der Haftungspro-
visionen. (TZ 62)
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Die Stadt beschloss 2006 — und somit fünf Jahre nach der Aus-
gliederung der Wiener Neustädter Stadtwerke —, künftig aber auch 
rückwirkend eine Provision für die von ihr für Abstattungskredite 
der Gesellschaft übernommene Haftungen von den Wiener Neu-
städter Stadtwerken einzuheben. (TZ 62)

Die Stadt verrechnete der Immobilien Freizeit Parken GmbH im 
Jahr 2013 — also erst sechs Jahre nach den Wiener Neustädter Stadt-
werken — Haftungsprovisionen. Eine Begründung für die Ungleich-
behandlung der Wiener Neustädter Stadtwerke und der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH in Bezug auf den Zeitpunkt der Einhebung 
der Haftungsprovisionen konnte die Stadt nicht darlegen. (TZ 62)

Die Stadt zog zusammenfassend ohne schriftliche Vertragsgrund-
lage und zu einem willkürlich gewählten Zeitpunkt zwischen 2003 
und 2013 finanzielle Mittel in Höhe von 7,88 Mio. EUR aus den 
Wiener Neustädter Stadtwerken und der Immobilien Freizeit Parken 
GmbH. Im Falle der Immobilien Freizeit Parken GmbH fehlte darü-
ber hinaus sogar ein entsprechender Gemeinderatsbeschluss für die 
Verrechnung einer allfälligen Haftungsprovision. (TZ 62)

Die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke sowie der 
Immobilien Freizeit Parken GmbH führten, trotz fehlendem Rechts-
titel und obwohl keine Weisung ihres Eigentümers vorlag, im Über-
prüfungszeitraum an die Stadt Haftungsprovisionen in Höhe von 
2,38 Mio. EUR (Wiener Neustädter Stadtwerke) und 2,32 Mio. EUR 
(Immobilien Freizeit Parken GmbH) ab. (TZ 62)

Obwohl die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke 
laut eigenen Angaben den Haftungsprovisionszinssatz regelmä-
ßig evaluiert hatte, konnte sie eine derartige Unterlage lediglich 
aus dem Jahr 2014 vorlegen. Die Unterlage zeigte einen Zinsvor-
teil bei der Darlehensvariante mit einer Haftungszusage durch die 
Stadt in Höhe von 0,02 %–Punkten. Somit stellte sich der Zins-
vorteil bei einer städtischen Haftungsübernahme auf Basis der im 
Jahr 2013 durchschnittlich bei Banken aushaftenden Verbindlich-
keiten der Wiener Neustädter Stadtwerke in Höhe von 8.100 EUR 
beträchtlich kleiner als die dafür den Wiener Neustädter Stadtwer-
ken durch die Stadt verrechnete Haftungsprovision von 1,25 % bzw. 
555.500 EUR dar. Die Wiener Neustädter Stadtwerke erlitten somit 
aus dieser Position einen deutlichen finanziellen Nachteil in Höhe 
von 547.400 EUR. (TZ 62)
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Dienstleistungen der Konzerngesellschaften für die Stadt

Die Wiener Neustädter Stadtwerke erbrachten für die Stadt sowie 
einige Umlandgemeinden sämtliche Tätigkeiten im Zusammenhang 
mit der Abfall– und Abwasserbeseitigung, der Wasserversorgung 
sowie der Führung des städtischen Friedhofs. Die Stadt hatte für 
diese Leistungen gemäß der Gebührenüberlassungsvereinbarung die 
von Gebührenzahlern eingehobenen Gebühren und Abgaben den 
Wiener Neustädter Stadtwerken zur Verfügung zu stellen. (TZ 64)

Die Festsetzung der Höhe der Gebühren und Abgaben oblag der Stadt, 
wobei die Gesellschaft ein Vorschlagsrecht besaß. Die Stadt erhöhte 
im Jahr 2012 die Gebühren und Abgaben entsprechend den Vorschlä-
gen den Wiener Neustädter Stadtwerken, stellte die vereinnahmt en 
Gebühren und Abgaben jedoch nicht in voller Höhe den Wiener 
Neustädter Stadtwerken zur Verfügung. Sie behielt im Jahr 2012 
rd. 3,04 Mio. EUR (13,2 %) bzw. im Jahr 2013 rd. 5,65 Mio. EUR 
(22,4 %) der Gebühren und Abgaben ein. Dazu verrechnete die Stadt 
für die Gebühren– und Abgabenadministration inklusive Gewinnauf-
schlag den Wiener Neustädter Stadtwerken zusätzlich 1,64 Mio. EUR 
(2012) und 1,67 Mio. EUR (2013). (TZ 64)

Die Stadt zog die nicht an die Wiener Neustädter Stadtwerke abge-
führten Gebühren und Abgaben zweckentfremdet zur Deckung von 
Ausgaben des ordentlichen Haushalts der Stadt heran, anstelle ent-
sprechende Rücklagen zu bilden. Die Stadt belastete somit jeden 
Gebührenzahler zusätzlich mit nahezu den Gebühren eines Quartals 
seiner jährlichen Zahlungen für die Wasserver– sowie die Abwas-
ser– und Abfallentsorgung, ohne dass dem eine verursachungsge-
rechte Gegenleistung gegenüberstand. (TZ 64)

Die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke stimmte 
den mit der Stadt geschlossenen Gebührenüberlassungsverträgen 
zu, obwohl dadurch die Gebühren und Abgaben von der Stadt auch 
niedriger vorgeschrieben werden konnten, als von den Wiener Neu-
städter Stadtwerken vorgeschlagen. Sie nahm damit bewusst poten-
zielle betriebswirtschaftliche Nachteile für die Gesellschaft, die aus 
den dadurch entstehenden Mindereinnahmen entstehen konnten, 
in Kauf. (TZ 64)

Die Stadt bezahlte für den Fruchtgenuss an den Liegenschaften der 
Immobilien Freizeit Parken GmbH im Überprüfungszeitraum ein um 
3,39 Mio. EUR höheres Entgelt als sie aus der Vermietung der Immo-
bilien vereinnahmte. Die Ausgliederung der städtischen Immobilien 
in die Immobilien Freizeit Parken GmbH erhöhte somit die Ausga-
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ben der Stadt beträchtlich und kam einer pauschalen Förderung der 
Mietentgelte gleich. Durch die Ausgliederung vormals städtischer 
Aufgaben und Leistungen in die Immobilien Freizeit Parken GmbH 
war zudem kein getreues Bild der finanziellen Lage und Risiken der 
Gesellschaft in den Rechnungsabschlüssen der Stadt gegeben. (TZ 65)

Transferzahlungen zwischen Stadt und Wiener Neustadt Holding

Die der Stadt aus Beteiligungen an Unternehmen zufließenden 
finanziellen Mittel waren lediglich halb so hoch wie ihre Ausgaben 
zur Abdeckung der für die direkten oder indirekten Beteiligungs-
unternehmen (Immobilien Freizeit Parken GmbH, Kultur Marke-
ting Event–GmbH, Eco Nova) anfallenden Verluste. Dies kam einer 
beträchtlichen Quersubventionierung von Abgangsbetrieben gleich. 
Die Gewinnzahlungen der Wiener Neustädter Stadtwerke stamm-
ten von den städtischen Gebühren– und Abgabenzahlern und somit 
finanzierten diese indirekt diese Abgangsbetriebe, anstatt von einer 
Gebühren– und Abgabensenkung zu profitieren. (TZ 66)

Die in den Rechnungsabschlüssen der Stadt in der Voranschlags-
stelle „Dividenden und Gewinnanteile von Unternehmungen“ aus-
gewiesenen Einnahmen (9,10 Mio. EUR) entsprachen nicht den von 
den Beteiligungsunternehmen beschlossenen Gewinnausschüttungen 
(7,06 Mio. EUR). Die Voranschlagsstelle wurde auch als Verrech-
nungskonto für Forderungen der Stadt gegenüber den Wiener Neu-
städter Stadtwerken z.B. im Zusammenhang mit der Refundierung 
von beigestelltem städtischen Personal verwendet. Diese Vermi-
schung war mit einem hohen Grad an Intransparenz verbunden, 
womit der Rechnungsabschluss die tatsächlichen Gewinnzahlungen 
aus Beteiligungen der Stadt nicht wahrheitsgetreu abbildete. Somit 
konnte nicht ausgeschlossen werden, dass die Stadt die Finanzbasis 
ihrer Konzerngesellschaften substanziell schwächte. (TZ 66)

Die Ergebnisabführungsverträge zwischen Stadt und den Konzern-
gesellschaften verpflichteten die Stadt laufend, der Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH, der Kultur Marketing Event–GmbH und der Eco 
Nova die entstandenen Jahresfehlbeträge auszugleichen. (TZ 67)

Die Stadt deckte der Immobilien Freizeit Parken GmbH in den Jah-
ren 2010 bis 2013 Kosten in Höhe von 1,63 Mio. EUR für den Betrieb 
der Parkgaragen sowie weitere 8,42 Mio. EUR für die Betriebsfüh-
rung des Hallenbads ab, insgesamt also 10,05 Mio. EUR. Nachdem 
die Wiener Neustädter Stadtwerke im Jahr 2012 die Parkraum-
bewirtschaftung von der Immobilien Freizeit Parken GmbH über-
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nommen hatte, entfiel vertragsgemäß für die Stadt die Abgangs-
deckungsverpflichtung für den Betrieb der Parkgaragen. Die Stadt 
bürdete somit den gebührenfinanzierten Wiener Neustädter Stadt-
werken jährliche Kosten in Höhe von rd. 0,80 Mio. EUR für die Park-
raumbewirtschaftung auf. (TZ 67) 

Sowohl die Kultur Marketing Event–GmbH als auch die Eco Nova 
waren nicht imstande, aus den Erlösen ihrer Geschäftstätigkeit ihre 
Aufwendungen zu decken. Sie brauchten direkte oder indirekte 
Zuschüsse der Stadt, um den Geschäftsbetrieb aufrecht erhalten 
zu können. So entsprachen im Überprüfungszeitraum die Zuwen-
dungen der Stadt an die Kultur Marketing Event–GmbH in Höhe von 
7,08 Mio. EUR mehr als drei Viertel der von der Gesellschaft ver-
einnahmten Erträge. Die Eco Nova generierte aus ihrer Geschäfts-
tätigkeit überhaupt keine Erträge und erhielt von der Stadt zwi-
schen 2010 und 2013 rd. 272.000 EUR. (TZ 67)

Haftungen der Stadt für Konzerntöchter 

Die Stadt wies — bei laufenden Einnahmen in Höhe von 
145,52 Mio. EUR — im Rechnungsabschluss Haftungszusagen in 
Höhe von 171,69 Mio. EUR für Darlehen der Immobilien Freizeit 
Parken GmbH, der Wiener Neustädter Stadtwerke und der Kultur 
Marketing Event–GmbH aus. Die Stadt übernahm somit durch die 
Haftungsübernahmen für Darlehen der Konzerngesellschaften Even-
tualverbindlichkeiten im Ausmaß von 118 % der laufenden Ein-
nahmen. (TZ 68)

Das im Jahr 2008 von der Geschäftsführung der Immobilien Freizeit 
Parken GmbH zur Errichtung eines Schulgebäudes aufgenommene 
Schweizer–Franken–Darlehen (damaliger Gegenwert 11,30 Mio. EUR) 
haftete nach der Konvertierung in Euro im Jahr 2012 mit einem 
Betrag von 11,45 Mio. EUR aus. Die Geschäftsführung der Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH nahm einen Fremdwährungskredit auf 
und spekulierte darauf, dass der darauf angewendete Darlehenszins-
satz sowie der Wechselkurs zwischen der Fremdwährung und dem 
Euro zumindest unverändert blieb bzw. sich für die Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH vorteilhaft entwickelte. (TZ 69)

Die Stadt verstieß zudem gegen den § 76 NÖ STROG, weil sie für 
die im Jahr 2012 übernommene Haftung für das Darlehen der Wie-
ner Neustädter Stadtwerke in Höhe von 11,46 Mio. EUR keine auf-
sichtsbehördliche Genehmigung einholte. Die Darlehensverträge der 
Immobilien Freizeit Parken GmbH und der Wiener Neustädter Stadt-
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werke im Zusammenhang mit der Errichtung eines Schulgebäudes 
waren aufgrund des Schuldnerwechsels von der Immobilien Freizeit 
Parken GmbH zu den Wiener Neustädter Stadtwerken als selbst-
ständige Darlehensverträge zu qualifizieren und — bei Überschrei-
tung der Genehmigungsschwelle — jeweils eine aufsichtsbehördliche 
Genehmigung einzuholen. (TZ 69)

Konzern– und Jahresabschlüsse

Da die Größenmerkmale Bilanzsumme und Umsatzerlöse 2010 erst-
malig überschritten wurden, hätte die Wiener Neustadt Holding für 
das Geschäftsjahr 2012 erstmalig einen Konzernabschluss aufzu-
stellen gehabt. (TZ 70)

Bei der Ermittlung der größenabhängigen Befreiung zur Aufstellung 
eines Konzernabschlusses wurden die Verwaltungskosten und die 
Manipulationsgebühren mit den Umsatzerlösen saldiert. Daher stellte 
die Wiener Neustadt Holding auch keinen Konzernabschluss 2012 
auf. Die Verwaltungskosten und Manipulationsgebühren waren nicht 
saldierungsfähig, womit für das Jahr 2012 ein Konzernabschluss 
hätte erstellt werden müssen. (TZ 70)

Die Konzernabschlüsse wurden nicht wie gemäß UGB vorgesehen 
innerhalb von fünf Monaten nach dem Abschlussstichtag aufge-
stellt. (TZ 71)

Die Geschäftsführer der Wiener Neustadt Holding–Konzerngesell-
schaften verstießen mehrfach gegen Bestimmungen des UGB und 
des GmbHG (insbesondere gegen die für die Aufstellung des Jah-
resabschlusses, für die Übermittlung an die Gesellschafter sowie für 
die Prüfung und Feststellung durch die Generalversammlung vor-
gesehenen Fristen). (TZ 71)
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Ausgangslage

Durch die Auslagerung von Verbindlichkeiten in Höhe von 
38,65 Mio. EUR und die Neuaufnahme von Kreditinstitutsverbind-
lichkeiten in Höhe von 81,33 Mio. EUR wurden „graue Finanz-
schulden“ in Höhe von 119,98 Mio. EUR begründet. Dies führte zu 
einer intransparenten Darstellung der finanziellen Lage der Stadt 
Wiener Neustadt. Zum Betrachtungszeitpunkt 31. Dezember 2013 
hätte der Anstieg des Marktzinsniveaus um nur einen Prozent-
punkt eine zusätzliche Zinsbelastung von 1,15 Mio. EUR jährlich 
zur Folge. (TZ 72)

Die Stadt Wiener Neustadt holte im Zuge der Immobilienausgliede-
rung lediglich ein Angebot zur Ausgliederungsberatung ein. (TZ 72)

Immobilienplanrechnung

Für die im Zuge der Immobilienausgliederung erstellte Planrech-
nung wurde ein externer Berater hinzugezogen und nicht auf intern 
verfügbare Ressourcen und bestehendes Know–how zurückgegrif-
fen. (TZ 73)

Die Immobilienplanrechnung basierte auf unzureichenden Grundla-
gen. Eine Plan Cash Flow Rechnung fehlte. Die Sanierungsplanung 
beruhte lediglich auf Grobabschätzungen, ohne konkrete Preis– und 
Mengengerüste zu beinhalten. (TZ 73)

Mit der laufenden Beratung des Ausgliederungsmodells waren sehr 
hohe Kosten verbunden (laut Planrechnung 3,12 Mio. EUR exklu-
sive USt bis zum Modellende). Das beratende Kreditinstitut ließ 
wesentliche Faktoren bei der adaptierten Planungsrechnung außer 
Acht. (TZ 73)

Fruchtgenussentgelte

Die Berechnung des Fruchtgenussentgelts entsprach nicht den ver-
traglichen Vereinbarungen, so dass die Stadt Wiener Neustadt für den 
Zeitraum 2010 bis 2013 Überzahlungen in Höhe von 392.000 EUR 
leistete. (TZ 74)

Immobilien-
ausgliederung
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Sanierungsmaßnahmen

Bei der Berechnung der Kostendeckung setzte die Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH den gesamten Jahreshauptmietzins anstatt die 
Differenz zwischen dem Jahreshauptmietzins vor Sanierung und 
nach Sanierung zu den Sanierungskosten ins Verhältnis. (TZ 75)

Die Amortisationsdauern zweier Wohnungssanierungen waren mit 
45 Jahren und 60 Jahren äußerst hoch. Die Mietzinsanhebungen 
reichten nicht aus, um die Investitionen wirtschaftlich zweckmä-
ßig erscheinen zu lassen. (TZ 75)

Zinsaufschläge

Die Immobilien Freizeit Parken GmbH akzeptierte die einseitige 
Erhöhung des Zinsaufschlags seitens der Kreditinstitute, obwohl 
die rechtliche Stellungnahme einer Rechtsanwaltskanzlei für den 
Fall der Klage auf eine für die Immobilien Freizeit Parken GmbH 
günstige Kosten–/Nutzen–/Risikorelation verwies. Durch die 
Akzeptanz des Zinsaufschlags errechneten sich Mehrkosten von 
4,87 Mio. EUR. (TZ 76)

Die Gesamtverbindlichkeiten der Stadt und der Konzernunterneh-
men entwickelten sich in den Jahren 2010 bis 2013 wie folgt:

Zusammenfassende 
Darstellung der 
Gesamtverbindlich-
keiten

Verbindlichkeiten Stadt und Holdingunternehmen

2010 2011 2012 2013 Veränderungen

in Mio. EUR in %

Stadt Wiener Neustadt 173,08 189,86 192,18 218,84 26,4

Wiener Neustädter Stadtwerke 49,46 64,61 58,23 53,14 7,4

Immobilien Freizeit Parken GmbH 143,22 122,48 124,74 119,15 – 16,8

Kultur Marketing Event–GmbH 0,09 0,06 0,04 0,01 – 89,0

Summe 365,85 377,01 375,19 391,14 6,9

Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt; Berechnungen RH
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Die Gesamtverbindlichkeiten erhöhten sich von 365,85 Mio. EUR 
um 6,9 % auf 391,14 Mio. EUR (2010 bis 2013). Somit betrugen die 
angehäuften Schulden bereits 268,8 % der laufenden Einnahmen 
der Stadt des Jahres 2013 (145,53 Mio. EUR). (TZ 77)

Der Schuldenstand von Stadt und Unternehmen der Wiener Neustadt 
Holding belastete die finanzielle Lage über Gebühr, weil die Stadt 
und die Immobilien Freizeit Parken GmbH im Jahr 2013 bereits für 
ein Darlehensvolumen von insgesamt 155,46 Mio. EUR keine Til-
gungen leistete bzw. ansparte. Somit konnten bereits 39,7 % der Ver-
bindlichkeiten nicht mehr ordnungsgemäß bedient werden. (TZ 77)
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Kenndaten der Stadt Wiener Neustadt

Rechtsgrundlagen Wiener Neustädter Stadtrecht 1977, LGBl. Nr. 1025–0/1977 i.d.g.F.,
NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz, LGBl. Nr. 1026–0/1999 i.d.g.F.,
NÖ Kassen– und Buchführungsverordnung, LGBl. Nr. 1000/12–0/2001 i.d.g.F.

Einwohner 41.305
gemäß § 9 Abs. 9 Finanzausgleichsgesetz 2008
(§ 7 Registerzählungsgesetz 2006) für das Finanzjahr 2013

Fläche 60,91 km2

Finanzielle Lage 2010 2011 2012 2013

Jahresergebnisse in Mio. EUR

Einnahmen1 142,26 141,01 153,64 152,05

Ausgaben 182,34 153,17 161,63 157,84

vereinheitlichtes 
Jahresergebnis2 – 40,08 – 12,16 – 7,98 – 5,79

Tilgung 10,15 4,08 8,75 8,44

vereinheitlichtes Jahres-
er gebnis ohne Tilgung – 29,93 – 8,07 0,77 2,65

Schulden und Finanzierungsverpflichtungen

Finanzschulden 158,16 163,05 165,78 166,25

Leasingverpflichtungen3 n.v. n.v. n.v. 23,29

negative Bankbestände aus 
dem Kassenabschluss4 14,92 13,57 3,52 6,50

nicht fällige Verwal tungs-
schulden n.v. n.v. n.v. 2,93

Schuldendienst  
(Zinsen und Tilgung) 11,66 6,39 10,96 10,12

Haftungen

Haftungssumme 
(Darlehensreste) 243,56 237,06 209,15 197,96

Transfers

Transfereinnahmen von 
öffentlichen Rechtsträgern 4,00 4,97 2,85 3,22

Transferausgaben an 
öffentliche Rechtsträger5 18,74 21,28 21,09 22,30

Saldo der Transferein-
nahmen und –ausgaben5 – 14,74 – 16,31 – 18,23 – 19,08

Rundungsdifferenzen möglich
1 ohne Fremdfinanzierung (neu aufgenommene Finanzschulden)
2 Jahresergebnis bereinigt um die Überschüsse/Abgänge der Vorjahre
3 ausstehende Leasingverpflichtungen laut Nachweis gemäß Aufstellung der Stadt Wiener Neustadt einschließlich Zinsleistungen
4 ausschließlich negative Kontostände laut Kassenabschluss im Rechnungsabschluss
5  bereinigt um eine einmalige Zahlung im Jahr 2010 für das Allgemeine öffentliche Krankenhaus, welche die Stadt mit rd. 

14,31 Mio. EUR als laufende Transferzahlungen an sonstige Träger des öffentlichen Rechts verbuchte

Quelle: Stadt Wiener Neustadt
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Kenndatenvergleich der Stadt Wiener Neustadt mit dem Durchschnitt der  
Gemeinden Niederösterreichs bzw. Österreichs mit jeweils 20.000 bis 50.000 Einwohnern 

(Vergleichsgemeinden)

2010 2011 2012 2013

Eigenfinanzierungsquote in %

Wiener Neustadt 77,3 94,7 100,3 101,6

Vergleichsgemeinden Niederösterreich 90,0 98,9 103,2 103,5

Vergleichsgemeinden Österreich 94,4 101,3 102,3 101,5

Quote freie Finanzspitze

Wiener Neustadt – 26,3 0,7 2,7 – 1,7

Vergleichsgemeinden Niederösterreich – 8,5 2,2 4,0 – 0,4

Vergleichsgemeinden Österreich – 4,8 – 0,4 2,0 1,7

öffentliche Sparquote

Wiener Neustadt – 15,6 3,9 9,5 4,3

Vergleichsgemeinden Niederösterreich – 1,5 8,4 11,7 9,1

Vergleichsgemeinden Österreich 2,5 8,3 9,6 9,4

Finanzschulden je Einwohner in EUR

Wiener Neustadt 3.908 4.003 4.050 4.025

Vergleichsgemeinden Niederösterreich 2.731 2.749 2.717 2.654

Vergleichsgemeinden Österreich 1.960 1.948 1.923 1.914

Nettoschuldenabbau (–)/–neuverschuldung (+) je Einwohner

Wiener Neustadt + 593 + 120 + 67 + 11

Vergleichsgemeinden Niederösterreich + 223 + 17 – 30 – 55

Vergleichsgemeinden Österreich + 125 – 8 – 19 – 8

Haftungssumme je Einwohner

Wiener Neustadt 6.019 5.820 5.109 4.793

Vergleichsgemeinden Niederösterreich 1.658 1.653 1.846 1.981

Vergleichsgemeinden Österreich 987 981 1.168 2.441

Transfersaldo je Einwohner

Wiener Neustadt1 – 364,06 – 400,47 – 445,42 – 461,99

Vergleichsgemeinden Niederösterreich – 435,26 – 345,94 – 405,26 – 434,47

Vergleichsgemeinden Österreich – 371,51 – 350,07 – 354,66 – 353,56
1  bereinigt um eine einmalige Zahlung im Jahr 2010 für das Allgemeine öffentliche Krankenhaus, welche die Stadt mit rd. 

14,31 Mio. EUR als laufende Transferzahlungen an sonstige Träger des öffentlichen Rechts verbuchte

Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt; Statistik Austria; Berechnungen RH
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 1 (1) Der RH überprüfte von Mai 2014 bis August 2014 mit Unterbre-
chungen die Gebarung der Stadt Wiener Neustadt und der Wiener Neu-
stadt Holding GmbH (Wiener Neustadt Holding).

Ziel der Überprüfung war die Beurteilung 

–  der finanziellen Lage der Stadt Wiener Neustadt und ihrer Maßnah-
men zur Haushaltskonsolidierung, 

–  der Derivatgeschäfte der Stadt, ausgewählter freiwilliger Leistun-
gen und Transferverflechtungen der Stadt sowie 

–  der finanziellen Lage der Wiener Neustadt Holding und ihrer Toch-
terunternehmen. 

(2) Der Überprüfungszeitraum umfasste im Wesentlichen die Jahre 2010 
bis 2013.

(3) Der RH stützte sich im Rahmen dieser Gebarungsüberprüfung auf 
Auskünfte und Daten der Stadt Wiener Neustadt, der Wiener Neustadt 
Holding und ihrer Tochterunternehmen, auf Daten der Statistik Aus-
tria und auf eigene Berechnungen. Insbesondere im Zusammenhang 
mit der Beurteilung der finanziellen Lage verwendete der RH Kenn-
zahlen, die auch für die jährlichen Gemeindefinanzberichte herangezo-
gen werden. Ferner nahm der RH Vergleiche mit Durchschnittswerten 

Kenndaten der Wiener Neustadt Holding GmbH

Eigentümer 100,00 % Stadt Wiener Neustadt

Unternehmensgegenstand Beteiligung an Unternehmen sowie die Verwaltung derartiger 
Beteiligung im In– und Ausland (Holdingfunktion)

Gebarung 2010 2011 2012 2013

in EUR

Umsatzerlöse 673.400 890.100 972.200 875.800

Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit 12.600 16.300 7.000 6.938.400

Jahresüberschuss/–fehlbetrag 4.000 1.169.800 – 1.133.000 6.937.500

Cashflow k.A. k.A. k.A. k.A.

Anzahl

Beschäftigtenstand 4 5 5 5

Quelle: Wiener Neustadt Holding

Prüfungsablauf und 
–gegenstand
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von Gemeinden mit 20.000 bis 50.000 Einwohnern vor (Vergleichsge-
meinden Österreich und Vergleichsgemeinden Niederösterreich).

Der RH weist in diesem Zusammenhang ausdrücklich darauf hin, dass 
in einzelnen Fällen reine Kennzahlenvergleiche ohne Betrachtung der 
spezifischen strukturellen Hintergründe der jeweiligen Stadt zu Fehl-
interpretationen führen können und aufgrund der in der Gemeindeau-
tonomie begründeten unterschiedlichen Organisationsstruktur sowie 
Aufgabenwahrnehmung, etwa auch in Abhängigkeit vom Umfang der 
Ausgliederungen bzw. Beteiligungen, nur eine eingeschränkte Ver-
gleichbarkeit der österreichischen Gemeinden gegeben ist.

(4) Im Zuge der Gebarungsüberprüfung der Stadt Wiener Neustadt 
stellte der RH mehrere, für ihn nicht nachvollziehbare aufsichtsbehörd-
liche Maßnahmen fest. Der RH wird diese Maßnahmen im Rahmen sei-
ner geplanten Gebarungsüberprüfung „Finanzierung von Gemeinden“ 
bei der NÖ Gemeindeaufsichtsbehörde mit einbeziehen.

(5) Zu dem im April 2015 übermittelten Prüfungsergebnis nahm die 
Stadt Wiener Neustadt im Juni 2015 Stellung. Diese Stellungnahme 
beinhaltete auch eine Stellungnahme der Wiener Neustadt Holding. 
Der RH erstattete seine Gegenäußerung im August 2015.

 2.1 (1) Das Rechnungswesen der Gemeinden basierte auf der Kameralis-
tik und war zahlungsorientiert aufgebaut. Nach § 16 Abs. 1 Finanz–
Verfassungsgesetz (F–VG) konnte der Bundesminister für Finanzen im 
Einvernehmen mit dem RH Form und Gliederung der Rechnungsab-
schlüsse der Gebietskörperschaften insoweit regeln, als dies zur Ver-
einheitlichung erforderlich war. Diese Regelung erfolgte durch die Vor-
anschlags– und Rechnungsabschlussverordnung 1997 (VRV)2.

(2) Der RH hatte bereits mehrfach aufgezeigt3, dass die in der VRV 
enthaltenen Vorschriften den Anforderungen an ein modernes Rech-
nungswesen nicht genügten, weil sie unzulänglich (z.B. im Falle der 
Vermögensrechnung), wenig konkret (z.B. im Falle der Beilagen zum 
2 Verordnung des Bundesministers für Finanzen, mit der die Form und Gliederung der 

Voranschläge und Rechnungsabschlüsse der Länder, Gemeinden und von Gemeinde-
verbänden geregelt werden (Voranschlags– und Rechnungsabschlussverordnung 1997 
– VRV 1997), BGBl. Nr. 787/1996 i.d.g.F.

3 siehe dazu die Berichte Konsolidierungsmaßnahmen der Länder Kärnten (Reihe 
Kärnten 2012/2), Niederösterreich (Reihe 2012/3) und Tirol (Reihe 2012/3), Land Salz-
burg Finanzielle Lage (Reihe 2013/7), Konsolidierungsmaßnahmen der Länder Ober-
österreich (Reihe 2014/3), Salzburg (Reihe 2014/3) und Steiermark (Reihe 2014/4)

Rechnungswesen der 
Gemeinden

Finanzielle Lage
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Rechnungsabschluss) und unklar (durch fehlende Definition von Begrif-
fen wie z.B. der nicht fälligen Verwaltungsschulden) waren. Der RH 
verwies in diesem Zusammenhang auch auf seinen Beitrag „Anforde-
rungen an das Rechnungswesen der Länder und Gemeinden aus der 
Sicht des Rechnungshofes“, in dem er die Notwendigkeit eines aus-
sagekräftigeren Gesamtüberblicks über die Ertrags–, Vermögens– und 
Finanzlage der Gebietskörperschaften darstellt (Reihe Bund 2012/13).

(3) Die VRV unterschied in ihren Regelungsinhalten zwischen den Län-
dern (einschließlich Wien) und den Gemeinden. Bei mehreren Bestim-
mungen, die für die Gemeinden zwingend galten, überließ sie den 
Ländern für deren Bereich eine eigene Regelung. So hatten bspw. die 
Gemeinden im Unterschied zu den Ländern außerordentliche Einnah-
men und außerordentliche Ausgaben als solche besonders zu kenn-
zeichnen. Im Allgemeinen galt der Grundsatz, dass ordentliche Aus-
gaben nicht durch außerordentliche Einnahmen zu decken waren.

Weiters hatten die Gemeinden, ebenfalls im Unterschied zu den Län-
dern, für wirtschaftliche Unternehmen und Betriebe mit marktbestimm-
ter Tätigkeit4 einen Vermögens– und Schuldennachweis zu führen. 
Für ihre sonstigen Betriebe und betriebsähnlichen Einrichtungen hat-
ten die Gemeinden zumindest Anlagennachweise über das bewegliche 
und unbewegliche Sachanlagevermögen mit Ausnahme geringwertiger 
Wirtschaftsgüter zu führen, in welchen die Anschaffungs– und Her-
stellungskosten sowie die Abschreibungen darzustellen waren. Eine 
darüber hinausgehende Bewertung aller weiteren Vermögensgegen-
stände der Gemeinde sah die VRV nicht vor.

 2.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass für einen aussagekräftigeren 
Gesamtüberblick über die Ertrags–, Vermögens– und Finanzlage einer 
Gemeinde insbesondere auch die Berücksichtigung des Gemeindever-
mögens und von ausgegliederten Einheiten in den Voranschlägen und 
Rechnungsabschlüssen erforderlich ist. Überdies waren Aussagen über 
den wirtschaftlichen Erfolg einer Periode auf Basis der Rechnungsab-
schlüsse nur eingeschränkt möglich. Dadurch fehlten den Entschei-
dungsträgern wesentliche Daten zur Haushaltssteuerung. Im Hinblick 
auf die Weiterentwicklung des Rechnungswesens der Gemeinden ver-
wies der RH auf die laufenden Verhandlungen zur Reform der VRV, die 
noch im ersten Halbjahr 2015 zum Abschluss gebracht werden sollten.

4 Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit sind wirtschaftliche Unternehmen der Gemeinde, 
die keine eigene Rechtspersönlichkeit besitzen, sich jedoch überwiegend über Marktein-
nahmen, wie z.B. Gebühren für Leistungen oder Mieten, finanzieren.



Stadt Wiener Neustadt und  
Wiener Neustadt Holding GmbH

Niederösterreich

Niederösterreich 2015/9 59

Finanzielle Lage

 3 Nach den Vorgaben der VRV waren Schuldaufnahmen als Einnahmen 
zu verbuchen und konnten somit Fehlbeträge ausgleichen. Dadurch 
konnte in den kameralen Rechenwerken auch in Perioden mit ökono-
mischen Fehlbeträgen ein ausgeglichenes Haushaltsergebnis oder ein 
Haushaltsüberschuss ausgewiesen werden.

Zum Zwecke der Vergleichbarkeit verminderte der RH das im Rech-
nungsquerschnitt ausgewiesene Jahresergebnis (Saldo 4)5 um die neu 
aufgenommenen Finanzschulden. Das so ermittelte Ergebnis bezeich-
nete er als vereinheitlichtes Jahresergebnis.

 4.1 (1) Die Einnahmen und Ausgaben sowie das vereinheitlichte Jahres-
ergebnis der Stadt Wiener Neustadt stellten sich wie folgt dar:

(2) Im Zeitraum 2010 bis 2013 stiegen die Einnahmen der Stadt Wie-
ner Neustadt um 9,79 Mio. EUR bzw. 6,9 %, die um die einmaligen 
Zahlungen ausschließlich der Übernahme des Krankenhauses durch 
das Land Niederösterreich bereinigten Ausgaben erhöhten sich um 
5,20 Mio. EUR bzw. 3,4 %.

5 Nach § 17 VRV war dem Rechnungsabschluss einer Gemeinde ein Rechnungsquer-
schnitt voranzustellen, der eine Gliederung der ordentlichen und außerordentlichen 
Einnahmen und Ausgaben in die laufende Gebarung, die Vermögensgebarung und 
in Finanztransaktionen enthielt. Der Saldo der Einnahmen und Ausgaben aller drei 
Bereiche wird in der VRV (Anhang 5b) als Saldo 4 bezeichnet.

Jahresergebnisse

Tabelle 1: Einnahmen, Ausgaben und vereinheitlichtes Jahresergebnis 2010 bis 2013

2010 2010 
(bereinigt) 2011 2012 2013 Veränderungen 

(bereinigt)

in Mio. EUR in %

Einnahmen1 142,26 142,26 141,01 153,64 152,05 + 6,9

Ausgaben2 182,34 152,64 153,17 161,63 157,84 + 3,4

vereinheitlichtes 
Jahresergebnis3 – 40,08 – 10,38 – 12,16 – 7,98 – 5,79 – 44,2

Tilgung 10,15 10,15 4,08 8,75 8,44 – 16,9

vereinheitlichtes 
Jahresergebnis 
abzüglich Tilgung

– 29,93 – 0,23 – 8,07 0,77 2,65

Rundungsdifferenzen möglich
1 ohne Fremdfinanzierung (neu aufgenommene Finanzschulden)
2  bereinigt um die einmaligen Zahlungen im Jahr 2010 für das Allgemeine öffentliche Krankenhaus, welche die Stadt mit 

rd. 15,39 Mio. EUR als Schadensfälle und mit rd. 14,31 Mio. EUR als laufende Transferzahlungen an sonstige Träger des 
öffentlichen Rechts verbuchte

3 errechnet aus dem Jahresergebnis (Saldo 4 des Rechnungsquerschnitts) abzüglich der Aufnahme von Finanzschulden

Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt; Statistik Austria; Berechnungen RH
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Wesentlichster Grund für den Anstieg der Einnahmen im Jahr 2012 
waren höhere Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen 
(Kanal–, Wasser– und Abfallgebühren, rd. + 7,02 Mio. EUR) und höhere 
Einnahmen aus Besitz und wirtschaftlicher Tätigkeit (Dividenden, Miet-
einnahmen etc., rd. + 5,41 Mio. EUR).

Die höheren Einnahmen des Jahres 2013 waren vor allem auf 
Er trags anteile (rd. + 6,51 Mio. EUR), Gebühren für die Benützung 
von Gemeindeeinrichtungen (rd. + 9,09 Mio. EUR), Eigene Steuern 
(rd. + 1,74 Mio. EUR) und Erlöse aus der Veräußerung von unbeweg-
lichem Vermögen (rd. + 1,86 Mio. EUR) zurückzuführen. 

Der nominell und prozentuell höchste Einnahmenanstieg im Beobach-
tungszeitraum war bei den Gebühren für die Benützung von Gemeinde-
einrichtungen zu verzeichnen, die sich von rd. 15,63 Mio. EUR (2010) 
auf 24,72 Mio. EUR (2013) um rd. 58,2 % erhöht hatten. 

Der Höchstwert im Jahr 2010 war auf einmalige Zahlungen der Stadt in 
Höhe von 29,70 Mio. EUR anlässlich der Übernahme des städtischen „All-
gemeinen öffentlichen Krankenhauses Wiener Neustadt“ durch das Land 
Niederösterreich zurückzuführen.6 Ohne Berücksichtigung dieser außer-
ordentlichen Zahlungen hätten die Ausgaben der Stadt im Jahr 2010  
152,64 Mio. EUR (anstatt 182,34 Mio. EUR) betragen, die Ausgaben im 
Jahr 2013 beliefen sich auf 157,84 Mio. EUR. Ausgehend vom Jahr 2010 
waren bis 2013 rückläufige Ausgaben bei den Personalaufwendungen  
(– 1,53 Mio. EUR), dem Erwerb von beweglichem Vermögen 
(– 0,52 Mio. EUR) und den sonstigen Kapitaltransferzahlungen 
(– 10,10 Mio. EUR) zu verzeichnen.7 Hingegen erhöhten sich im glei-
chen Zeitraum der um die einmaligen Ausgaben im Jahr 2010 berei-
nigte Verwaltungs– und Betriebsaufwand um 9,37 Mio. EUR und die 
ebenfalls bereinigten laufenden Transferzahlungen um 3,60 Mio. EUR.

Aufgrund der angespannten Haushaltslage ließ die Stadt auch die Til-
gung von mehreren Darlehen aussetzen (TZ 15). Durch diese Maßnahme 
sanken die Ausgaben für Tilgungsdienste der Stadt vorübergehend auf 
4,08 Mio. EUR (2011) bis 10,15 Mio. EUR (2010) ab.

6 Im Jahr 2010 musste die Stadt Wiener Neustadt Betriebsmittelkredite des Allgemeinen 
öffentlichen Krankenhauses Wiener Neustadt in Höhe von 29,70 Mio. EUR abdecken. 
Die Stadt verbuchte diese Ausgaben als Schadensfälle (rd. 15,39 Mio. EUR) bzw. lau-
fende Transferzahlungen an sonstige Träger des öffentlichen Rechts (rd. 14,31 Mio. EUR) 
im außerordentlichen Haushalt.

7 Der starke Rückgang der sonstigen Kapitaltransferzahlungen war darauf zurückzufüh-
ren, dass die Zuschüsse der Stadt an ihre und sonstige Unternehmen ab dem Jahr 2013 
nicht mehr als Kapitaltransferzahlungen, sondern als laufende Transferzahlungen ver-
rechnet wurden (siehe TZ 10).
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(3) Das „vereinheitlichte Jahresergebnis“ der Stadt Wiener Neustadt 
war im Zeitraum 2010 bis 2013 deutlich negativ. Obwohl die Stadt 
Wiener Neustadt den Tilgungsdienst für die aufgenommenen Darle-
hen teilweise bereits ausgesetzt hatte und die Ausgaben somit nur die 
verringerten Darlehensdienste beinhalteten, bewegte es sich zwischen 
– 40,08 Mio. EUR (2010) und – 5,79 Mio. EUR (2013). Folglich wäre 
das „vereinheitlichte Jahresergebnis“ bei einem umfassenden Tilgungs-
dienst noch deutlich schlechter ausgefallen.

 4.2 Der RH beurteilte die angespannte Finanzlage der Stadt Wiener Neu-
stadt als äußerst kritisch, weil sie im gesamten Beobachtungszeitraum 
trotz deutlicher Erhöhung von Gebühren um 9,09 Mio. EUR (siehe 
TZ 8), Transfereinnahmen von städtischen Unternehmen (siehe TZ 66) 
und Tilgungsaussetzung von Darlehen (siehe TZ 15), deutliche nega-
tive vereinheitlichte Jahresergebnisse von bis zu – 40,08 Mio. EUR aus-
wies. Zur Finanzierung des ordentlichen Haushalts in den Jahren 2010 
bis 2013 nahm die Stadt Darlehen im Ausmaß von 13,62 Mio. EUR 
auf, was klar den Vorgaben der VRV widersprach (siehe TZ 5). Der 
RH kritisierte, dass sich die Stadt nachhaltig ihrer finanziellen Hand-
lungsfähigkeit begab und letztendlich davon abhängig war, von Ban-
ken finanziert zu werden. Der RH merkte insbesondere auch kritisch 
an, dass das Aussetzen von Tilgungen zukünftige, dringend notwen-
dige Konsolidierungsmaßnahmen massiv erschwerte.

Zudem kritisierte der RH, dass die Ausgaben der Stadt von 20108 bis 
2013 um 5,20 Mio. EUR gestiegen waren und dass die Stadt nur in 
verhältnismäßig geringem Umfang ausgabenseitige Einsparungsmaß-
nahmen setzte. 

Der RH empfahl der Stadt Wiener Neustadt, unverzüglich wirksame 
Maßnahmen zur Sanierung des Gemeindehaushalts in die Wege zu lei-
ten. Vorrangig wären sämtliche Ausgaben des ordentlichen und außer-
ordentlichen Haushalts auf das absolut notwendige Ausmaß zu redu-
zieren, um das Haushaltsgleichgewicht zumindest mittelfristig wieder 
herzustellen. Mittelfristig betrachtet wäre zudem die Ableistung des 
vollen Annuitätendienstes aller Darlehen und die Reduktion der hohen 
Darlehensstände (siehe TZ 14) nachhaltig sicherzustellen. 

Betreffend die von der Stadt Wiener Neustadt bereits in die Wege 
geleiteten sogenannten „Maßnahmen zur Stabilisierung der künfti-
gen Haushalte“ verwies der RH auf seine Ausführungen zu TZ 23 und 
TZ 32 bis 40.

8 bereinigt um die einmalige Zahlung von 29,70 Mio. EUR für das allgemeine öffent-
liche Krankenhaus Wiener Neustadt an das Land Niederösterreich
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 4.3 Die Stadt Wiener Neustadt teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass 
sie sich der Dramatik betreffend ihrer finanziellen Situation bewusst 
sei. Aus diesem Grund habe der Gemeinderat im März 2015 einen 
Grundsatzbeschluss gefasst, der ein umfassendes Konsolidierungspro-
jekt „Wiener Neustadt NEU gestalten“ sowohl für die Stadt selbst als 
auch für die ausgegliederten Tochtergesellschaften unter zur Hilfe-
nahme von externen Beratern vorsehe. Im Rahmen einer Ausschrei-
bung sei als Bestbieter eine externe Begleitung ermittelt worden, die 
mit Beschluss des Gemeinderats vom 15. Juni 2015 beauftragt worden 
sei. Die Ergebnisse dieses Prozesses sollten jedenfalls Eingang in die 
Erstellung des Voranschlags 2016 sowie in die Mittelfristige Finanz-
planung bis 2020 finden. Das übergeordnete Ziel sei, strategisch aus-
geglichene ordentliche Haushalte zu ermöglichen und somit auch die 
Obergrenzen für Haushaltsausgleichsdarlehen gemäß § 61 Abs. 3 NÖ 
STROG zu gewährleisten. Einzelne Anregungen bzw. Kritikpunkte des 
RH im Hinblick auf künftige Projektfinanzierungen (z.B. Themenbe-
reiche Stadion–neu, „Achtersee“ etc.) würden ebenfalls im Rahmen 
dieses Gesamt–Konsolidierungsprojekts zu hinterfragen sein. Solche 
Projekte würden nur dann zur Umsetzung kommen, wenn ihre Verwirk-
lichung den Konsolidierungspfad der Stadt strukturell nicht gefährde.

 5.1 (1) In den Jahren 2010 bis 2013 finanzierte die Stadt Wiener Neu-
stadt nicht nur verschiedene außerordentliche Vorhaben, sondern 
— wie erwähnt — auch den ordentlichen Haushalt mit Fremdmitteln. 
So dienten von den in den Jahren 2010 bis 2013 neu aufgenommenen 
Fremdmitteln (in Summe 63,51 Mio. EUR), 13,62 Mio. EUR als Zuschuss 
zum ordentlichen Haushalt und zur Aufrechterhaltung der Zahlungs-
fähigkeit. Dennoch hatte die Stadt im ordentlichen Haushalt durch-
wegs Soll–Abgänge zu verzeichnen (2010: rd. 5,94 Mio. EUR, 2011: rd. 
9,12 Mio. EUR, 2012: rd. 5,62 Mio. EUR und 2013: rd. 2,51 Mio. EUR). 

(2) Die VRV sah den finanzpolitischen Grundsatz vor, dass ordentliche 
Ausgaben nicht durch außerordentliche Einnahmen (z.B. Darlehens-
aufnahmen) zu bedecken waren.

(3) Das ab Juni 2014 geänderte NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz 
(NÖ STROG)9 normierte, dass Darlehen zur Bedeckung eines Haus-
haltsabgangs im ordentlichen Haushalt ab dem Haushaltsjahr 2015 
nur bis zu bestimmten Ausmaßen, die sich an den Ertragsanteilen des 
zweit vorausgehenden Jahres bemaßen, zulässig waren. 

9 LGBl. Nr. 1026–0 i.d.F. LGBl. Nr. 1026–11 vom 16. Mai 2014

Darlehen für den  
ordentlichen Haushalt
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Bezogen auf die Stadt Wiener Neustadt betrug die Obergrenze der 
zulässigen Darlehen zur Bedeckung des ordentlichen Haushaltsabgangs 
rd. 86,26 Mio. EUR ab dem Jahr 2015. Der Rechnungsabschluss 2013 
wies aushaftende Darlehen zur Herstellung des Haushaltsgleichgewichts 
von rd. 64,20 Mio. EUR aus. Für die Jahre 2014 bis 2018 sah die Mit-
telfristige Finanzplanung der Stadt weitere Darlehensaufnahmen zur 
Bedeckung des ordentlichen Haushalts in Höhe von 9,10 Mio. EUR (Vor-
anschlag 2014) vor. Die darüber hinausgehenden, noch unbedeckten 
Fehlbeträge in den ordentlichen Haushalten von 47,71 Mio. EUR (Vor-
anschlag 2014 und Budgetpläne 2015 bis 2018) könnten daher nur 
noch im Teilausmaß von rd. 13 Mio. EUR durch Darlehen bedeckt wer-
den. Bei Beibehaltung der bisherigen Praxis der Stadt, die Fehlbeträge 
der ordentlichen Haushalte durch Darlehensaufnahmen zu bedecken, 
könnte diese voraussichtlich ab dem Jahr 2015 den gesetzlichen Vor-
gaben nicht mehr entsprechen.

 5.2 Der RH kritisierte, dass die Stadt Wiener Neustadt unter Verletzung 
des Grundsatzes gemäß § 4 VRV, dass ordentliche Ausgaben nicht 
durch außerordentliche Einnahmen bedeckt werden sollen, seit Jah-
ren den ordentlichen Haushalt mit Darlehen (2010 bis 2013 insgesamt 
13,62 Mio. EUR) fremdfinanzierte.

Der RH wies kritisch darauf hin, dass der Stadt Wiener Neustadt gemäß 
ihrer Mittelfristigen Finanzplanung ab 2015 die Zahlungsunfähigkeit 
drohte, weil durch die Novelle des NÖ STROG die Finanzierung des 
ordentlichen Haushalts mit Darlehen limitiert wurde. Er beurteilte die 
finanzielle Lage der Stadt deshalb als äußerst bedrohlich, weil der Stadt 
auf Basis ihrer eigenen Finanzplanung somit die Zahlungsunfähigkeit 
drohte, sofern sie die gesetzlichen Vorgaben berücksichtigen wollte. 
Der RH verwies in diesem Zusammenhang auch auf § 159 Strafgesetz-
buch10 bezüglich kridaträchtigen Handelns.

Der RH empfahl der Stadt Wiener Neustadt, umgehend mit dem Land 
Niederösterreich in Verhandlung zu treten, um die Finanzierung des 
ordentlichen Haushalts auch über 2014 hinweg zu gewährleisten und 
mit dem Land ein entsprechendes Konsolidierungsprogramm zu ver-
einbaren.

 5.3 (1) In ihrer Stellungnahme stimmte die Stadt Wiener Neustadt den Aus-
führungen des RH grundsätzlich zu. Die Sicherung der Liquidität der 
Stadt sei bei der Aufnahme dieser Darlehen jedoch prioritär zu behan-
deln gewesen. Die Limitierung und Zulässigkeit derartiger Darlehen 
sei letztendlich auch durch eine Novelle zum NÖ STROG im Jahr 2014 

10 BGBl. Nr. 60/1974 i.d.g.F.
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geregelt worden. Dieser Umstand ändere aber nichts an der Tatsache, 
dass diese Darlehen die Budgets der Stadt künftig belasten werden. 

(2) Weiters sagte die Stadt Wiener Neustadt zu, entsprechend der Emp-
fehlung des RH, das Land Niederösterreich in die Überlegungen zur 
Konsolidierung des Haushalts mit einzubeziehen und gemeinsam die 
Finanzierung der ordentlichen Haushalte der Stadt zu gewährleisten.

 6.1 (1) Bis zur Novelle des NÖ STROG, die mit 1. Juni 2014 in Kraft trat, 
durfte die Stadt nur Darlehen aufnehmen, wenn die Zinsen– und Til-
gungsverpflichtungen mit der Leistungsfähigkeit der Stadt im Einklang 
standen.11

Überstieg die Darlehensaufnahme 3 % der Gesamteinnahmen des 
ordentlichen Voranschlags, bedurfte die Darlehensaufnahme einer auf-
sichtsbehördlichen Genehmigung.12 Diese durfte nicht erteilt werden, 
wenn das Rechtsgeschäft die Gefahr einer übermäßigen Verschuldung 
der Stadt herbeiführen konnte.13

Im Juni 2013 suchte die Stadt bei der Aufsichtsbehörde um Geneh-
migung einer vom Gemeinderat beschlossenen Darlehensaufnahme 
in Höhe von 20 Mio. EUR an. Mit der Darlehensaufnahme plante die 
Stadt die Finanzierung der künftigen Haushalte. Im Juli 2013 teilte 
die Aufsichtsbehörde der Stadt mit, dass der Beschluss über die Darle-
hensaufnahme im Sinne der Bestimmungen des NÖ STROG unzulässig 
war, weil die beschlossene Darlehensaufnahme höher als die im Vor-
anschlag budgetierte Darlehensaufnahme war, und forderte die Ver-
ringerung der Darlehenssumme an den vom Gemeinderat beschlos-
senen Voranschlag bzw. Nachtragsvoranschlag. Gleichzeitig wies die 
Aufsichtsbehörde die Stadt an, zur Bedeckung des Schuldendienstes 
des neuen Darlehens Maßnahmen zu nachhaltigen Einnahmensteige-
rungen bzw. Ausgabeneinsparungen zu beschließen. 

Nach Einholung eines Gemeinderatsbeschlusses über die Reduzierung 
der geplanten Darlehensaufnahme auf 14,72 Mio. EUR genehmigte die 
Aufsichtsbehörde die Darlehensaufnahme in dieser Höhe im März 2014, 
wodurch dieses Rechtsgeschäft rechtswirksam wurde. Obwohl die Dar-
lehensgenehmigung erst ab März 2014 rechtswirksam war, verbuchte 
die Stadt die Teilzuzählung von 5,62 Mio. EUR als Darlehensaufnahme 
zum Haushaltsausgleich noch im Haushaltsjahr 2013.

11 § 61 Abs. 1 NÖ STROG i.d.F. LGBl. Nr. 1026–10
12 § 76 Abs. 1 und 2 NÖ STROG
13 § 76 Abs. 5 NÖ STROG

Aufsichtsbehörd-
liche Darlehens-
genehmigungen
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(2) Im Sinne der VRV konnten alle Ausgaben und Einnahmen, soweit sie 
im abgelaufenen Finanzjahr fällig waren, bis zum Ablauf des Monats 
Jänner des nächstfolgenden Finanzjahres zu Lasten bzw. Gunsten des 
abgelaufenen Finanzjahres angewiesen werden. Nach dem 31. Jänner 
des neuen Finanzjahres waren nur Buchungen des inneren Verrech-
nungsverkehrs und Abschlussbuchungen zulässig.

 6.2  Der RH kritisierte, dass die Stadt die erst im März 2014 rechtswirksam 
gewordene Darlehensaufnahme im Teilausmaß von 5,62 Mio. EUR noch 
im Haushaltsjahr 2013 vereinnahmte und somit gegen die VRV verstieß. 
Er stellte weiters kritisch fest, dass selbst dieser hohe Zuschuss bei wei-
tem nicht ausreichte, um den ordentlichen Haushalt der Stadt auszu-
gleichen und noch immer ein Soll–Abgang in Höhe von 2,51 Mio. EUR 
verblieb. Der RH empfahl der Stadt, die Vorgaben der VRV hinsicht-
lich des Jährlichkeitsprinzips in Zukunft einzuhalten.

Für den RH war es auch nicht nachvollziehbar, dass die NÖ Landes-
regierung letztendlich ein Darlehen in Höhe von 14,72 Mio. EUR auf-
sichtsbehördlich genehmigte, obwohl die Leistungsfähigkeit der Stadt 
Wiener Neustadt aufgrund der Tilgungsaussetzungen für zahlreiche 
bereits aufgenommene Darlehen schon seit Jahren nicht mehr gege-
ben und der Tatbestand der übermäßigen Verschuldung der Stadt seit 
längerem offenkundig war.

 6.3 In ihrer Stellungnahme teilte die Stadt Wiener Neustadt mit, dass 
gemäß den Bestimmungen der VRV Abgänge aus Vorjahren spätes-
tens im Voranschlag des zweitnächsten Finanzjahres zu veranschlagen 
und in der Folge zu bedecken seien. Die Gepflogenheit sowie die Ein-
stellung des Buchhaltungsprogramms bei der Stadt Wiener Neustadt 
seien derart, dass die Bedeckung des Haushaltsabgangs des Vorjahrs 
bereits im Nachtragsvoranschlag des nächstfolgenden Jahres berück-
sichtigt werde. Um von dieser Kontinuität nicht abzuweichen, sei das 
vom Bankinstitut bereits zugesicherte bzw. von der Aufsichtsbehörde 
im März 2014 genehmigte Darlehen im Zuge der Erstellung des Rech-
nungsabschlusses 2013 nach erfolgter Genehmigung noch im „SOLL“ 
verbucht worden.

Ohne Genehmigung der Aufsichtsbehörde des Landes sei eine derartige 
Darstellung seitens der Stadt nicht erfolgt. Die Aufnahme und auch 
Genehmigung dieses Darlehens habe aber für die Stadt zur Sicherung 
der künftigen Liquidität derart große Bedeutung gehabt, dass nach 
erfolgter Genehmigung die Entscheidung getroffen worden sei, dies 
noch im Rechnungsabschluss 2013 anteilig darzustellen, um einer-
seits das Darlehen auch für die ursprünglich geplanten Jahre einstel-
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len zu können und andererseits somit auch den Mandataren der Stadt 
zu signalisieren, dass das Darlehen für die Stadt zur Verfügung steht.

 6.4 Der RH wies nochmals darauf hin, dass die aufsichtsbehördliche Geneh-
migung des Darlehens erst in der Sitzung der Niederösterreichischen 
Landesregierung vom 11. März 2014 erfolgt war und somit eine Zuzäh-
lung des Darlehens im Rechnungsabschluss des Jahres 2013 eindeu-
tig den Vorgaben der VRV widersprach. Nach Ansicht des RH war die 
vorzeitige und somit rechtswidrige teilweise Zuzählung des Darlehens 
der prekären finanziellen Situation der Stadt geschuldet.

 7 (1) Der Rechnungsquerschnitt gliedert die ordentlichen und außeror-
dentlichen Einnahmen und Ausgaben einer Gemeinde in die laufende 
Gebarung, die Vermögensgebarung (ohne Finanztransaktionen) und in 
die Finanztransaktionen.14 Eine Analyse der Einnahmen der Jahre 2010 
bis 2013 der Stadt Wiener Neustadt zeigte Folgendes:15 

Die für die Gemeinden wichtigsten nichtbetrieblichen Einnahmen-
quellen — die eigenen Steuern und Ertragsanteile — hatten für Wiener 
Neustadt mit zusammen rd. 40 % eine geringere Bedeutung als dies 
bei den Vergleichsgemeinden der Fall war (rd. 47 % sowohl in Nieder-
österreich als auch in Österreich).

14 § 17 Abs. 1 Z 2 VRV
15 Diese Gliederung gestaltete sich wie folgt: 
 – eigene Steuern
 – Ertragsanteile
 – Gebühren
 – Einnahmen aus Leistungen und Besitz
 – Transfereinnahmen
 – Veräußerung von Vermögen und Beteiligungen
 – Entnahmen aus Rücklagen
 – Aufnahme von Finanzschulden
 – sonstige Einnahmen

Einnahmen
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Die Stadt finanzierte sich deutlich stärker durch Gebühren (rd. 13 %), 
Einnahmen aus Leistungen16 und Besitz17 (rd. 21 %), Schuldenaufnah-
men (rd. 9 %) und sonstige Einnahmen (rd. 11 %) als die Vergleichs-
gemeinden. Die sonstigen Einnahmen beinhalteten zum Großteil die 
Kostenersätze für die Überlassung von Bediensteten an ausgegliederte 
städtische Unternehmen und an Sonstige.18 Bei den Schuldaufnahmen 
lag die Stadt um 2,0 %–Punkte über dem Durchschnitt der österreichi-
schen Vergleichsgemeinden und 1,5 %–Punkte über dem Durchschnitt 
der NÖ Vergleichsgemeinden.

(2) Der RH wies kritisch darauf hin, dass sich die Stadt deutlich stärker 
durch Gebühren (rd. 13 %), Einnahmen aus Leistungen19 und Besitz20 
(rd. 21 %), Schuldenaufnahmen (rd. 9 %) als die Vergleichsgemeinde 
finanzierte.

 8.1 (1) Die laufenden Einnahmen der Stadt Wiener Neustadt entwickelten 
sich wie folgt:

16 Leistungserlöse und Kostenbeiträge für sonstige Leistungen: Personalamt–Wiener 
Neustädter Stadtwerke (rd. 2,32 Mio. EUR), Pensionen (rd. 3,54 Mio. EUR), Haupt-
schulen (rd. 0,85 Mio. EUR), Kindergärten (rd. 0,66 Mio. EUR), Erwachsenenbil-
dung (rd. 0,43 Mio. EUR), Musikschule (rd. 0,36 Mio. EUR), Gemeindestraßen 
(rd. 0,74 Mio. EUR), Bauhof (rd. 1,11 Mio. EUR), Fuhrpark (rd. 1,17 Mio. EUR), Hallen-
bad (rd. 1,18 Mio. EUR), Sons tige Betriebe – IT (rd. 1,05 Mio. EUR). Sonstige Betriebe 
– Stadtheim (rd. 6,66 Mio. EUR), Beteiligungen (rd. 2,87 Mio. EUR) etc., laut RA 2013

17 Miet– und Pachterlöse und Dividende: Wohn– und Geschäftsgebäude (rd. 4,21 Mio. EUR), 
Beteiligungen (2,00 Mio. EUR) etc., laut RA 2013

18 Kultur Marketing Event Wiener Neustadt GmbH, IFP Immobilien Freizeit Parken Wie-
ner Neustadt GmbH, Wiener Neustadt Holding GmbH, Wiener Neustädter Stadtwerke 
und Kommunal Service GmbH, A.ö. Krankenhaus, Wohn– und Geschäftsgebäude etc. 

19 Leistungserlöse und Kostenbeiträge für sonstige Leistungen: Personalamt–Wiener 
Neustädter Stadtwerke (rd. 2,32 Mio. EUR), Pensionen (rd. 3,54 Mio. EUR), Haupt-
schulen (rd. 0,85 Mio. EUR), Kindergärten (rd. 0,66 Mio. EUR), Erwachsenenbil-
dung (rd. 0,43 Mio. EUR), Musikschule (rd. 0,36 Mio. EUR), Gemeindestraßen (rd. 
0,74 Mio. EUR), Bauhof (rd. 1,11 Mio. EUR), Fuhrpark (rd. 1,17 Mio. EUR), Hallenbad 
(rd. 1,18 Mio. EUR), Sonst. Betriebe – IT (rd. 1,05 Mio. EUR). Sonst. Betriebe – Stadt-
heim (rd. 6,66 Mio EUR), Beteiligungen (rd. 2,87 Mio. EUR) etc., laut RA 2013

20 Miet– und Pachterlöse und Dividende: Wohn– und Geschäftsgebäude (rd. 4,21 Mio. EUR), 
Beteiligungen (2,00 Mio. EUR) etc., laut RA 2013
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Im überprüften Zeitraum stiegen die Ertragsanteile um rd. 17,8 %, 
die Einnahmen aus Leistungen um rd. 4,1 %, die eigenen Steuern um 
rd. 7,6 % und die Gebühreneinnahmen um rd. 58,2 % an.

Die höheren Einnahmen aus Gebühren waren zum Großteil auf die 
Erhöhungen der Wasser–, Kanal– und Abfallgebühren im Überprü-
fungszeitraum zurückzuführen. So hatte die Stadt im Zeitraum 2010 
bis 2014

– die Kanaleinmündungsabgabe um 39,6 %, 
– die Kanalbenützungsgebühr um 52,6 %, 
– die Wasseranschlussabgabe um 19,9 %, 
– die Wasserbezugsgebühr um 56,7 %, 
– die Abfallwirtschaftsgebühr zwischen 23,1 % und 43,0 % und 
– die Abfallwirtschaftsabgabe um 42,9 % 

erhöht. 

Die eingehobenen Gebühren führte die Stadt ab dem Jahr 2012 nicht in 
vollem Ausmaß an ihr Unternehmen Wiener Neustädter Stadtwerke21 
ab, sondern behielt im Jahr 2012 rd. 3,04 Mio. EUR und im Jahr 2013 
rd. 5,65 Mio. EUR ein (TZ 64).

21 Wiener Neustädter Stadtwerke und Kommunal Service GmbH

Tabelle 2: Laufende Einnahmen

2010 2011 2012 2013 Veränderungen

in Mio. EUR in %

eigene Steuern 23,07 23,66 24,93 24,81 + 7,6

Ertragsanteile 36,62 40,04 40,68 43,13 + 17,8

Gebühren für die Benützung von Gemeinde-
ein richtungen 15,63 17,49 22,65 24,72 + 58,2

Einnahmen aus Leistungen 26,34 23,03 25,15 27,43 + 4,1

Einnahmen aus Besitz und wirtschaftlicher 
Tätigkeit 7,21 9,61 12,63 7,19 – 0,3

Transfereinnahmen 3,80 3,52 4,09 3,98 + 5,0

Gewinnentnahmen von Unternehmen und 
Betrieben mit marktbestimmter Tätigkeit 0,00 0,00 0,00 0,00

sonstige Einnahmen 16,63 16,34 17,73 14,26 – 14,2

Summe laufende Einnahmen 129,29 133,69 147,86 145,53 + 12,6

Rundungsdifferenzen möglich

Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt
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Die sonstigen Einnahmen beinhalteten zum Großteil die Kostenersätze 
für die Überlassung von Bediensteten an die ausgegliederten städ-
tischen Unternehmen und an Sonstige.22

(2) Die Stadt vereinnahmte die Wasser–, Kanal– und Abfallgebühren 
regelmäßig in der Haushaltsgruppe 0 auf dem Voranschlagsansatz 0119 
(Personalamt – Wiener Neustädter Stadtwerke).

Die sachgeordnete Zuordnung laut Ansatzverzeichnis der VRV sah für 
Gemeinden die Voranschlagsansätze 850 (Betriebe der Wasserversor-
gung), 851 (Betriebe der Abwasserbeseitigung) und 852 (Betriebe der 
Müllbeseitigung) vor.23 

 8.2 Der RH wies kritisch auf die massiven Gebührenerhöhungen in Wiener 
Neustadt hin. Er stellte fest, dass die Bürger der Stadt innerhalb von 
vier Jahren Kostensteigerungen bei allen wesentlichen Gemeindeab-
gaben von bis zu 56,7 % in Kauf nehmen mussten. Der RH erachtete 
es als kritisch, dass selbst diese starken Gebührenerhöhungen nicht 
ausreichten, um die Haushaltssituation der Stadt zu stabilisieren.

Darüber hinaus kritisierte der RH, dass die Stadt im Jahr 2012 die 
Gebühren und Abgaben entsprechend den Vorschlägen der Wiener 
Neustädter Stadtwerke erhöhte, aber die vereinnahmten Gebühren und 
Abgaben nicht in voller Höhe den Wiener Neustädter Stadtwerken zur 
Verfügung stellte. Sie schöpfte im Jahr 2012 rd. 8,69 Mio. EUR von 
ihrem Unternehmen ab. Dazu verrechnete die Stadt für die Gebüh-
ren– und Abgabenadministration inklusive Gewinnaufschlag der 
Wiener Neustädter Stadtwerke zusätzlich 1,64 Mio. EUR (2012) und 
1,67 Mio. EUR (2013). 

Der RH vermerkte kritisch, dass die von der Stadt nicht an die Wiener 
Neustädter Stadtwerke abgeführten Gebühren und Abgaben zweckent-
fremdet zur Deckung von Ausgaben des ordentlichen Haushalts der 
Stadt herangezogen wurden, anstelle entsprechende zweckgewidmete 
Rücklagen zu bilden. Der RH kritisierte weiters, dass die Stadt somit 
jeden Gebührenzahler zusätzlich mit nahezu den Gebühren eines Quar-
tals seiner jährlichen Zahlungen für die Wasserver– sowie die Abwas-
ser– und Abfallentsorgung belastete, ohne dass dem eine verursa-
chungsgerechte Gegenleistung gegenüberstand (TZ 64).

22 Kultur Marketing Event–GmbH, Immobilien–Freizeit–Parken GmbH, Wiener Neustadt 
Holding, Wiener Neustädter Stadtwerke, A.ö. Krankenhaus, Wohn– und Geschäftsge-
bäude etc. 

23 Anlage 2 der VRV
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Der RH empfahl der Stadt Wiener Neustadt, auch im Interesse der in 
den Jahren 2010 bis 2014 bereits extrem belasteten Gebührenzahler 
umgehend ausgabenseitige Konsolidierungsmaßnahmen zu setzen. Er 
verwies in diesem Zusammenhang auf TZ 23 und TZ 32 bis 40.

Der RH empfahl der Stadt ferner, die Gebühren für die Benützung von 
Gemeindeeinrichtungen und –anlagen in Zukunft sachgeordnet im 
Sinne der VRV zu verrechnen.

 9.1 Eine Analyse der in Haushaltsgruppen24 gegliederten Ausgaben der 
Jahre 2010 bis 2013 der Stadt Wiener Neustadt zeigte Folgendes:

Der Haushalt der Stadt Wiener Neustadt wies gegenüber den Ver-
gleichsgemeinden höhere Ausgabenanteile in den Haushaltsgrup-
pen 0 (Vertretungskörper und Allgemeine Verwaltung), 5 (Gesund-
heit) und 7 (Wirtschaftsförderung) auf. Den bedeutendsten Anteil an 
den Gesamtausgaben hatte die Haushaltsgruppe 0 (31,9 % an den 
Gesamtausgaben), die zuletzt jährliche Ausgaben in der Höhe von 
rd. 52,32 Mio. EUR umfasste. Der Großteil dieser Ausgaben entfiel auf 
den Bereich Hauptverwaltung (einschließlich Bau– und Bezirksverwal-
tung) mit rd. 42,33 Mio. EUR, auf die Pensionen mit rd. 7,79 Mio. EUR 
und auf die Gemeindeorgane mit rd. 1,57 Mio. EUR. Die Ausgaben 
der Hauptverwaltung enthielten auch die Personalkosten für das den 
ausgegliederten Unternehmen (Wiener Neustädter Stadtwerke, Wiener 
Neustadt Holding, Eco Nova, Immobilien Freizeit Parken GmbH und 
Kultur Marketing Event–GmbH) und Sonstigen (Polytechnische Schule, 
Allgemeines öffentliches Krankenhaus Wiener Neustadt) überlassene 
Personal von insgesamt rd. 13,08 Mio. EUR (TZ 60). Diese Ausgaben 
wären im Sinne der VRV den entsprechenden VA–Ansätzen funkti-
onell, je nach Verwendung der Bediensteten, zuzuordnen gewesen.

Die Ausgaben der Gruppe 5 (Gesundheit) der Stadt betrugen im 
Durchschnitt der Jahre 2010 bis 2013 rd. 12,1 % der Gesamtausga-
ben. Der durchschnittliche Ausgabenanteil der Gruppe 5 lag bei den 
Vergleichsgemeinden zwischen 7,6 % (Österreich) und 11,1 % (Nie-

24 Gruppe 0: Vertretungskörper und Allgemeine Verwaltung,  
Gruppe 1: Öffentliche Ordnung und Sicherheit,  
Gruppe 2: Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft,  
Gruppe 3: Kunst, Kultur und Kultus,  
Gruppe 4: Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung,  
Gruppe 5: Gesundheit,  
Gruppe 6: Straßen– und Wasserbau, Verkehr,  
Gruppe 7: Wirtschaftsförderung,  
Gruppe 8: Dienstleistungen,  
Gruppe 9: Finanzwirtschaft

Ausgaben
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derösterreich). Im Haushaltsjahr 2013 betrugen die Ausgaben der 
Gruppe 5 rd. 14,08 Mio. EUR und waren im Wesentlichen auf die 
NÖKAS–Umlage (rd. 10,65 Mio. EUR), den NÖGUS–Standortbeitrag 
(rd. 1,11 Mio. EUR) und den Annuitätendienst für die Krankenan-
stalten–Darlehen (0,86 Mio. EUR) zurückzuführen.

Die Ausgaben der Gruppe 7 (Wirtschaftsförderung) umfassten rd. 
5,1 % der Gesamtausgaben und waren weitaus höher als jene der Ver-
gleichsgemeinden Niederösterreichs (2,3 %) und Österreichs (1,6 %). 
Im Haushaltsjahr 2013 beliefen sich die Ausgaben der Gruppe 7 auf 
rd. 5,70 Mio. EUR und entfielen großteils auf die Transferzahlungen 
an die städtischen Unternehmen (4,68 Mio. EUR) (siehe auch TZ 32). 

 9.2 Der RH kritisierte die Verbuchung sämtlicher Kosten des den städ-
tischen Beteiligungen überlassenen Personals in der Haushaltsgruppe 0 
als intransparent und nicht der VRV entsprechend. Er empfahl der 
Stadt, die Personalkosten sachgerecht den entsprechenden VA–Ansät-
zen zuzuordnen.

Der RH empfahl der Stadt, in Anbetracht ihrer vergleichsweise höheren 
Belastung durch das Allgemeine öffentliche Krankenhaus aber auch 
Ausgaben der Gruppe 7 (Wirtschaftsförderungen) und ihrer ohnehin 
massiv angespannten Finanzlage, sämtliche Ausgaben des ordent-
lichen und außerordentlichen Haushalts auf das absolut notwendige 
Ausmaß zu reduzieren. 

 9.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wiener Neustadt erfolgten die Auswei-
sung von Personalkosten für zur Verfügung gestelltes Personal bzw. 
die Refundierungen durch die diversen Körperschaften und Organisa-
tionen jahrzehntelang schon in der Postenklasse 0 und sei bisher nie 
kritisiert worden. Die Stadt erachte es für zweckmäßig, alle Geba-
rungsfälle in Zusammenhang mit zur Verfügung gestelltem Personal 
in einem Unterabschnitt auszuweisen, um dadurch bessere Übersicht 
und Transparenz zu erreichen. Eine nochmalige Aufsplittung auf ein-
zelne Ansätze innerhalb einer Gesellschaft würde die Nachvollzieh-
barkeit der Verrechnungswege mit den Tochtergesellschaften erheblich 
erschweren.

 9.4 Der RH entgegnete, dass gemäß § 7 VRV die Einnahmen und Ausga-
ben nach funktionellen Gesichtspunkten entsprechend dem Ansatzver-
zeichnis in Gruppen und Abschnitten und Unterabschnitten zu ordnen 
sind. Gemäß dem Ansatzverzeichnis der VRV sind die jeweiligen Per-
sonalkosten somit der jeweiligen Haushaltsgruppe zuzuordnen. Da die 
Stadt jedoch pauschal sämtliche zu verrechnenden Personalkosten in 
der Haushaltsgruppe 0 verbuchte, verstieß sie gegen die Rechnungs-
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legungsvorschriften. Der RH wies in diesem Zusammenhang darauf 
hin, dass die korrekte Zuordnung der Einnahmen und Ausgaben auch 
im Hinblick auf die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Statis-
tik Austria wesentlich ist.

 10.1 Die laufenden Ausgaben laut Rechnungsquerschnitt zeigten folgende 
Entwicklung: 

Die um die einmaligen Ausgaben für die Übernahme des allgemei-
nen öffentlichen Krankenhauses Wiener Neustadt durch das Land 
Niederösterreich (TZ 4) in Höhe von 29,70 Mio. EUR im Jahr 2010 
bereinigten laufenden Ausgaben der Stadt Wiener Neustadt erhöh-
ten sich im Beobachtungszeitraum um 13 % von 123,47 Mio. EUR 
auf 139,53 Mio. EUR. Insbesondere die bereinigten laufenden Trans-
ferzahlungen waren um 7,70 Mio. EUR (39,3 %) und der bereinigte 

Tabelle 3: Laufende Ausgaben

2010 2010 
(bereinigt) 2011 2012 2013 Veränderungen 

(bereinigt)

in Mio. EUR in %

Leistungen für Personal 
und Pensionen 55,19 55,19 55,22 54,37 53,81 – 2,5

Bezüge der gewählten 
Organe 1,04 1,04 1,06 1,11 1,23 + 17,9

Gebrauchs– und 
Verbrauchsgüter 3,77 3,77 3,47 3,59 3,77 0,0

Verwaltungs– und 
Betriebsaufwand1 57,80 42,41 45,71 52,20 51,79 + 22,1

Zinsen für 
Finanzschulden 1,50 1,50 2,30 2,21 1,68 + 12,2

laufende 
Transferzahlungen1 33,87 19,56 20,89 21,61 27,26 + 39,3

Summe laufende 
Ausgaben 153,17 123,47 128,65 135,09 139,53 + 13,0

Rundungsdifferenzen möglich
1   bereinigt um die einmaligen Zahlungen im Jahr 2010 für das Allgemeine öffentliche Krankenhaus, welche die Stadt mit 

rd. 15,39 Mio. EUR als Schadensfälle und mit rd. 14,31 Mio. EUR als laufende Transferzahlungen an sonstige Träger des 
öffentlichen Rechts verbuchte

Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt
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Verwaltungs– und Betriebsaufwand um 9,38 Mio. EUR (22,1 %) deut-
lich angestiegen.25 Die laufenden Transferzahlungen des Jahres 2013 
beinhalteten erstmals die Zuschüsse an die städtischen und sonstigen 
Unternehmen. Diese waren in den Jahren 2010 bis 2012 als Kapital-
transferzahlungen verbucht und sind folglich in obiger Tabelle in den 
Jahren 2010 bis 2012 nicht als laufende Transferzahlungen darge-
stellt. Auch ohne diese Zuschüsse, die im Jahr 2013 rd. 4,68 Mio. EUR 
betrugen (TZ 9), wiesen die laufenden Transferzahlungen in den Jah-
ren 2010 bis 2013 eine steigende Tendenz auf. 

 10.2 Der RH kritisierte, dass es der Stadt Wiener Neustadt in den Jahren 2010 
bis 2013 nicht gelungen war, die bereinigten laufenden Ausgaben26 zu 
verringern und diese sogar deutlich um 16,06 Mio. EUR bzw. 13,0 % 
anstiegen. Da die nachhaltig ausgeglichene Haushaltsführung der Stadt 
Wiener Neustadt eine Reduzierung ihrer sämtlichen Ausgaben unum-
gänglich macht, empfahl der RH der Stadt Wiener Neustadt neuerlich, 
sämtliche Ausgaben auf das absolut notwendige Ausmaß zu reduzieren. 

 11.1 (1) Gemäß VRV waren außerordentliche Einnahmen und außerordent-
liche Ausgaben im Voranschlag und im Rechnungsabschluss in einem 
besonderen Teil zu erfassen. Bei den außerordentlichen Einnahmen 
handelte es sich etwa um Kreditaufnahmen bzw. Einnahmen aus der 
Veräußerung von Vermögen und bei den außerordentlichen Ausgaben 
bspw. um Investitionen, wie etwa Bauprojekte.

(2) Der außerordentliche Haushalt der Stadt Wiener Neustadt entwi-
ckelte sich in den Jahren 2010 bis 2013 wie folgt: 

25 Die laufenden Transferzahlungen 2010 beinhalten Ausgaben von rd. 14,31 Mio. EUR 
und der Verwaltungs– und Betriebsaufwand 2010 eine Ausgabe von rd. 15,39 Mio. EUR, 
die von der Stadt Wiener Neustadt einmalig geleistet werden mussten.

26 ohne die Ausgaben anlässlich der Übernahme des städtischen Krankenhauses vom Land 
Niederösterreich

Außerordentlicher 
Haushalt

Tabelle 4: Außerordentlicher Haushalt

2010 2011 2012 2013
in Mio. EUR

Einnahmen 40,37 9,38 11,39 7,30

Ausgaben 40,37 9,38 11,39 7,30

Jahresergebnis 0,00 0,00 0,00 0,00

Rundungsdifferenzen möglich

Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt
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Die Einnahmen und Ausgaben des Jahres 2010 enthielten das Vorha-
ben „Schwerpunktkrankenanstalt“ mit jeweils rd. 29,70 Mio. EUR. Die-
ses Vorhaben beinhaltete ausgabenseitig im Wesentlichen die einma-
ligen Zahlungen der Stadt Wiener Neustadt anlässlich der Übernahme 
des Allgemeinen öffentlichen Krankenhauses durch das Land Nieder-
österreich und einnahmenseitig die Bedeckung dieser Zahlungen durch 
eine Darlehensaufnahme (siehe TZ 4).

(3) Im Überprüfungszeitraum umfasste das Volumen der außerordent-
lichen Vorhaben der Stadt insgesamt rd. 68,44 Mio. EUR und wurde 
im Ausmaß von rd. 49,88 Mio. EUR (72,9 %) mit Fremdmitteln finan-
ziert. Die Darlehensaufnahmen (–zuzählungen) erfolgten teilweise 
bereits deutlich vor dem Entstehen der Verpflichtungen zur Leistung 
der entsprechenden Ausgaben. So wurden bspw. im Haushaltsjahr 2012 
bei sechs außerordentlichen Vorhaben und im Haushaltsjahr 2013 bei 
drei außerordentlichen Vorhaben Darlehensaufnahmen (bzw. –zuzäh-
lungen) getätigt, obwohl in diesen Haushaltsjahren noch keine ent-
sprechend hohen Ausgaben angefallen waren und die zugezählten 
Darlehensbeträge vorläufig Rücklagen zugeführt wurden. Durch die 
Inanspruchnahme der noch nicht benötigten, kompletten Darlehens-
summen konnte die Stadt in ihren Rechnungsabschlüssen günstigere 
Kassenendbestände (niedrigere Kassenkredite) ausweisen.

(4) Der außerordentliche Haushalt der Stadt Wiener Neustadt umfasste 
in den Jahren 2010 bis 2013 zwischen 17 und 23 Vorhaben. Dabei 
enthielten Bewirtschaftungsbereiche wie z.B. die Volksschulen, Haupt-
schulen, Kindergärten, Wohn– und Geschäftsgebäude jeweils mehrere 
Einzelvorhaben. 
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 11.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die außerordentlichen Ausgaben, die 
im überprüften Zeitraum insgesamt rd. 68,44 Mio. EUR betrugen, zu 
rund drei Viertel mit Fremdmitteln bedeckt wurden.

Um einer weiteren negativen Entwicklung des Gemeindehaushalts 
entgegenzuwirken, empfahl der RH der Stadt Wiener Neustadt, ihre 
Investitionen und damit auch die zu deren Finanzierung meist erfor-
derlichen Darlehensaufnahmen auf das unumgängliche Ausmaß zu 
reduzieren. Der RH bekräftigte neuerlich mit Nachdruck seine Emp-
fehlung zur umfassenden ausgabenseitigen Haushaltskonsolidierung 
(siehe TZ 4, 8, 9).

Tabelle 5: Entwicklung der Ausgaben im außerordentlichen Haushalt, 2010 bis 2013

2010 2011 2012 2013

in Mio. EUR

Amtsgebäude, Feuerwehr 0,05 0,95 0,03 0,08

Schulen, Kindergärten, Turn– und Sporthallen 3,26 4,44 4,52 1,76

Umweltschutz 0,01 0,01 0,00 0,00

Schwerpunktkrankenanstalt1 29,75 0,08 0,00 0,00

Gemeindestraßen, Straßenbeleuchtung 6,74 2,38 2,61 2,71

Wirtschaftsförderung 0,24 0,46 1,44 0,60

Sonstige Betriebe, Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit 0,08 0,06 1,43 0,18

Grundbesitz 0,24 0,99 1,36 1,98

Gesamtsumme 40,37 9,38 11,39 7,30

in %

Amtsgebäude, Feuerwehr 0,1 10,1 0,3 1,0

Schulen, Kindergärten, Turn– und Sporthallen 8,1 47,3 39,7 24,1

Umweltschutz 0,0 0,1 0,0 0,0

Schwerpunktkrankenanstalt 73,7 0,9 0,0 0,0

Gemeindestraßen, Straßenbeleuchtung 16,7 25,4 22,9 37,1

Wirtschaftsförderung 0,6 4,9 12,6 8,2

Sonstige Betriebe, Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit 0,2 0,7 12,6 2,5

Grundbesitz 0,6 10,6 12,0 27,1

100,0 100,0 100,0 100,0

Rundungsdifferenzen möglich
1  Im Jahr 2010 waren zusätzlich zu den einmaligen Ausgaben für die Schwerpunktkrankenanstalt (29,70 Mio. EUR) Ausgaben 

in der Höhe von rd. 50.000 EUR verbucht.
Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt; Berechnungen RH
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Im Übrigen bemängelte der RH die unwirtschaftliche Vorgangsweise 
der Stadt, Darlehen für außerordentliche Vorhaben bereits vor dem 
Eintritt des Finanzbedarfs aufzunehmen. Der RH empfahl der Stadt 
Wiener Neustadt, die Darlehenszuzählungen in Zukunft besser mit den 
Liquiditätsständen und dem Eintritt der ausgabeseitigen Zahlungsver-
pflichtungen im außerordentlichen Haushalt abzustimmen.

 11.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wiener Neustadt habe sie in der Vergan-
genheit aufgrund der angespannten finanziellen Situation als Zwischen-
finanzierung auch Betriebsmittelrahmen ausgeschöpft, die in der Regel 
schlechter verzinst waren als Darlehen für diverse Projekte. Durch die 
vorzeitigen Zuzählungen sei der Stadt kein maßgeblicher Nachteil im 
Hinblick auf die Refinanzierungskosten entstanden. Die Stadt Wiener 
Neustadt nehme die Empfehlung des RH jedoch gerne auf und werde 
künftig die Zuzählungsphasen für Darlehen vor allem bei großen Bau-
projekten länger mit den finanzierenden Instituten vereinbaren, um die 
Zuzählungsphase variabler mit dem jeweiligen Baufortschritt abstim-
men zu können.

 12.1 (1) Der RH zog zur Beurteilung der finanziellen Situation des Gemeinde-
haushalts die Kennzahlen Eigenfinanzierungsquote, Quote freie Finanz-
spitze und öffentliche Sparquote heran.

(2) Die folgende Tabelle stellt diese Kennzahlen der Stadt Wiener Neu-
stadt für die Jahre 2010 bis 2013 dar. Die Werte der Vergleichsgemein-
den sollen als Orientierung dienen und abweichende Entwicklungen 
der Stadt Wiener Neustadt, die einer näheren Analyse bedürfen, auf-
zeigen.27 

27 Das KDZ Zentrum für Verwaltungsforschung stuft die Situation eines Haushalts als 
„Sehr gut (1)“ ein bei folgenden Werten der Kennzahlen: Eigenfinanzierungsquote 
> 110 %, Quote freie Finanzspitze > 15 %, öffentliche Sparquote > 25 %; hingegen als 
„Unzureichend (5)“ bei folgenden Werten: Eigenfinanzierungsquote < 80 %, Quote freie 
Finanzspitze < 3 %, öffentliche Sparquote < 5 % (Quelle: KDZ/Peter Biwald, Haushalts-
analyse mit Kennzahlen, April 2011).

Laufende Gebarung 
und Vermögens-
gebarung 
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(3) Das Ergebnis der laufenden Gebarung28 und der Vermögensgeba-
rung29 (ohne finanzielle Transaktionen) zeigt die Eigenfinanzierungs-
kraft einer Gemeinde. Die Eigenfinanzierungsquote30 dient dement-
sprechend der Einschätzung des Eigenfinanzierungspotenzials. Werte 
über 100 % bedeuten, dass Mittel für Investitionen, Schuldentilgungen 
oder zum Aufbau von Rücklagen zur Verfügung stehen. Wird keine 
hundertprozentige Deckung erreicht (d.h. die Eigenfinanzierungsquote 
ist unter 100 %), müssen Ausgaben über Finanztransaktionen (bspw. 
durch Darlehensaufnahmen) finanziert werden.

28 Die laufende Gebarung enthält einnahmeseitig u.a. die eigenen Steuern, Ertragsanteile, 
Einnahmen aus Leistungen, Einnahmen aus Besitz und wirtschaftlicher Tätigkeit sowie 
laufende Transferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts; ausgabenseitig u.a. 
die Leistungen für Personal, Pensionen und sonstige Ruhebezüge, Verwaltungs– und 
Betriebsaufwand, Zinsen für Finanzschulden sowie laufende Transferzahlungen an Trä-
ger des öffentlichen Rechts.

29 Die Vermögensgebarung enthält einnahmeseitig u.a. die Veräußerung von unbeweg-
lichem und beweglichem Vermögen und Kapitaltransferzahlungen von Trägern des 
öffentlichen Rechts; ausgabenseitig u.a. den Erwerb von unbeweglichem und beweg-
lichem Vermögen und Kapitaltransferzahlungen an Träger des öffentlichen Rechts.

30 Die Eigenfinanzierungsquote gibt an, in welchem Ausmaß die laufenden Ausgaben 
sowie die Ausgaben der Vermögensgebarung (ohne Finanztransaktionen) durch lau-
fende Einnahmen sowie durch Einnahmen der Vermögensgebarung (ohne Finanztrans-
aktionen) bedeckt werden können. Sie errechnet sich aus dem Anteil der Summe aus 
laufenden Einnahmen und Einnahmen der Vermögensgebarung (ohne Finanztransak-
tionen) an der Summe aus laufenden Ausgaben und Ausgaben der Vermögensgeba-
rung (ohne Finanztransaktionen).

Tabelle 6: Kennzahlen zur laufenden Gebarung und zur Vermögensgebarung

2010 2011 2012 2013

in %

Eigenfinanzierungsquote Wiener Neustadt 77,3 94,7 100,3 101,6

Vergleichsgemeinden 
Niederösterreich 90,0 98,9 103,2 103,5

Vergleichsgemeinden Österreich 94,4 101,3 102,3 101,5

Quote freie Finanzspitze Wiener Neustadt – 26,3 0,7 2,7 – 1,7

Vergleichsgemeinden 
Niederösterreich – 8,5 2,2 4,0 – 0,4

Vergleichsgemeinden Österreich – 4,8 – 0,4 2,0 1,7

öffentliche Sparquote Wiener Neustadt – 15,6 3,9 9,5 4,3

Vergleichsgemeinden 
Niederösterreich – 1,5 8,4 11,7 9,1

Vergleichsgemeinden Österreich 2,5 8,3 9,6 9,4

Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt; Statistik Austria; Berechnungen RH
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In den Jahren 2010 und 2011 gelang es der Stadt nicht, eine Eigenfi-
nanzierungsquote von 100 % zu erreichen. Ab dem Jahr 2012 lag diese 
Kennzahl nur deshalb knapp über 100 %, weil die Stadt die Gebühren 
um bis 56,7 % erhöht und die Kapitaltransferzahlungen an die Unter-
nehmen der Wiener Neustadt Holding reduzierte hatte (siehe TZ 64).

Die Eigenfinanzierungsquote der Stadt Wiener Neustadt war in den 
Jahren 2010 bis 2012 durchwegs niedriger als jene der Vergleichsge-
meinden und im Jahr 2013 niedriger als jene der NÖ Vergleichsge-
meinden.

(4) Für Vergleichszwecke wurde die Quote freie Finanzspitze ermittelt. 
Diese stellt die freie Finanzspitze als Anteil an den laufenden Einnah-
men dar. Ein negativer Wert deutet darauf hin, dass keine Mittel für 
Investitionen erwirtschaftet werden konnten.

Die in den Jahren 2010 bis 2013 von der Stadt Wiener Neustadt geleis-
teten Tilgungsdienste stellten die von ihr noch leistbaren Tilgungs-
dienste dar. Aufgrund der ausgesetzten Tilgungsdienste für die übrigen 
Darlehen hatte die Kennzahl Quote freie Finanzspitze für Wiener Neu-
stadt nur bedingte Aussagekraft. Der RH verwies dazu auf TZ 15.

Trotz Tilgungsaussetzungen war die Quote freie Finanzspitze in Wie-
ner Neustadt in den Jahren 2010 (– 26,3 %) und 2013 (– 1,7 %) nega-
tiv und wesentlich schlechter als jene der Vergleichsgemeinden; in den 
Jahren 2011 und 2012 war sie knapp positiv.

(5) Die öffentliche Sparquote stellt eine Maßzahl für den Erfolg der 
laufenden Gebarung dar. Je höher dieser Wert, desto mehr Mittel ste-
hen der Stadt für Schuldentilgung und Investitionen zur Verfügung. 
Ein negativer Wert bedeutet, dass die laufenden Ausgaben nicht durch 
die laufenden Einnahmen gedeckt werden konnten.

Die öffentliche Sparquote von – 15,6 % im Jahr 2010 war den einma-
ligen Ausgaben anlässlich der Übernahme des Krankenhauses durch 
das Land Niederösterreich geschuldet. In den Jahren 2011 bis 2013 
bewegte sich die öffentliche Sparquote zwischen 9,5 % (2012) und 
3,9 % (2011) insbesondere wegen gestiegener Ertragsanteile und Gebüh-
renerhöhungen (TZ 8).

 12.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die Stadt Wiener Neustadt in den Jah-
ren 2010 bis 2012 bei der Eigenfinanzierungsquote und der öffentlichen 
Sparquote meist deutlich schlechtere Kennwerte als die Vergleichsge-
meinden aufwies. Auch im Jahr 2013 war die öffentliche Sparquote 
niedriger als jene der Vergleichsgemeinden.
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Der RH bemängelte zudem, dass die freie Finanzspitze in den Jah-
ren 2010 und 2013 trotz teilweise ausgesetzter Tilgungsdienste negativ 
war und die Stadt Wiener Neustadt in diesen Jahren aus der laufenden 
Gebarung weder Liquidität für die Tilgungsdienste aller aufgenom-
menen Darlehen noch für Investitionen erwirtschaften konnte.

Um einer nachhaltig negativen Entwicklung des Gemeindehaushalts 
entgegenzuwirken, empfahl der RH der Stadt Wiener Neustadt neu-
erlich, sämtliche Ausgaben des ordentlichen und außerordentlichen 
Haushalts auf das absolut notwendige Ausmaß zu reduzieren (siehe 
TZ 4, 8, 9 und 11). Er bekräftigte somit seine Empfehlung zu einer aus-
gabenseitigen Haushaltskonsolidierung.

 13.1 (1) Nach dem NÖ STROG war der Entwurf des Rechnungsabschlusses 
vom Bürgermeister zu erstellen und hatte u.a. auch die Vermögens-
rechnung zu umfassen. In der Vermögensrechnung waren die Verän-
derungen des Vermögens und der Schulden ersichtlich zu machen. 

Die VRV sah vor, dass zum Voranschlag bzw. Rechnungsabschluss einer 
Gemeinde zusätzliche Informationen, die auch die Vermögensrechnung 
betrafen, bereitzustellen waren. Dabei handelte es sich bspw. um den 
Nachweis über den Schuldenstand, über gegebene Darlehen, über den 
Stand an noch nicht fälligen Verwaltungsforderungen und –schul-
den, an Wertpapieren und Beteiligungen sowie den Vermögensnach-
weis für wirtschaftliche Unternehmen und Betriebe mit marktbestimm-
ter Tätigkeit. Die Vorgaben dazu waren allerdings nicht ausreichend 
spezifiziert. Dazu kam, dass Vorschriften über die Vermögensbewer-
tung und eine Darstellung aller Vermögenspositionen einer Stadt bzw. 
Gemeinde sowie darüber, welche Vermögenspositionen zu aktivieren 
waren, fehlten.

(2) Den Rechnungsabschlüssen der Stadt Wiener Neustadt waren fol-
gende Angaben zum Vermögen zu entnehmen: Kassenabschluss, Nach-
weis über Wertpapiere und Beteiligungen, Nachweis über Rücklagen, 
Nachweis über den Stand der noch nicht fälligen Verwaltungsschulden 
(nur in Bezug auf die Leasingaufwendungen), Nachweis über Haftungen 
und die Nachweise über den Schuldenstand und Schuldendienst. Die 
Rechnungsabschlüsse 2012 und 2013 enthielten zudem auch die im 
NÖ STROG ab 2012 neu geforderten Angaben zu den Beteiligungen 
und die Nachweise über die Mitgliedschaften bei Vereinen und die 
Genossenschaftsanteile. Der Rechnungsabschluss 2013 enthielt erst-
mals auch einen Nachweis über den Stand der gegebenen Darlehen.

Vermögen und 
Verpflichtungen der 
Stadt
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Der in der VRV31 vorgesehene Nachweis über die noch nicht fäl-
ligen Verwaltungsforderungen war den Rechnungsabschlüssen 2010 
bis 2013, der Nachweis über den Stand der gegebenen Darlehen den 
Rechnungsabschlüssen 2010 bis 2012 nicht angeschlossen.

(3) Die Vermögensrechnung im Sinne des NÖ STROG, in welcher die 
Veränderungen des Vermögens und der Schulden und das jährliche 
Gesamtvermögen per Jahresende darzustellen waren, lag nicht vor.

Für das als Betrieb mit marktbestimmter Tätigkeit geführte Senioren-
heim führte die Stadt gemäß § 16 Abs. 1 VRV eine separate Vermögens– 
und Schuldenrechnung. Für die sonstigen Betriebe und betriebsähn-
lichen Einrichtungen32 schloss die Stadt den Rechnungsabschlüssen 
ein Anlagenverzeichnis an.

 13.2 (1) Der RH wies kritisch darauf hin, dass die VRV eine Darstellung des 
gesamten Vermögens der Gemeinden nicht vorsah und die Vorschriften 
über den Vermögensausweis und die Vermögensbewertung unzurei-
chend waren bzw. fehlten. Im Interesse einer möglichst getreuen Dar-
stellung der Vermögenslage der Städte bzw. Gemeinden hielt der RH 
klare Regelungen für die Aktivierung und Bewertung von Vermögens-
gegenständen für unabdingbar und verwies auf den im Februar 2014 
vom Bundesministerium für Finanzen vorgelegten Bundesvoranschlag 
zur Reform der VRV (siehe dazu TZ 2).

(2) Der RH stellte kritisch fest, dass die Stadt Wiener Neustadt den 
Rechnungsabschlüssen keine Vermögensrechnung im Sinne der Bestim-
mungen des NÖ STROG angeschlossen hatte. Er empfahl daher der 
Stadt Wiener Neustadt, künftig die im § 66 Abs. 4 NÖ STROG gefor-
derte Vermögensrechnung zu erstellen und diese den Rechnungsab-
schlüssen beizulegen. 

Weiters empfahl der RH der Stadt Wiener Neustadt, den Rechnungsab-
schlüssen künftig auch die Nachweise über die noch nicht fälligen Ver-
waltungsforderungen und den Stand der gegebenen Darlehen — gege-
benenfalls als Leermeldung — anzuschließen. Betreffend den Nachweis 
über den Stand der noch nicht fälligen Verwaltungsschulden verwies 
der RH auf die TZ 14 und 24.

31 Die VRV fordert im § 17 Abs. 2 Z 5 als Beilage zum Rechnungsabschluss einen „Nach-
weis über den Stand der gegebenen Darlehen und der noch nicht fälligen Verwaltungs-
forderungen und –schulden“.

32 Druckerei, Amtsblatt, Hort, Turn– und Sporthallen, Tennisplätze, Volkshochschule
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 13.3 (1) Laut Stellungnahme der Stadt Wiener Neustadt seien durch die zahl-
reichen Ausgliederungen nahezu alle betriebswirtschaftlich relevanten 
Bereiche nach den Bestimmungen des UGB zu führen und wiesen daher 
auch vollständige Vermögensrechnungen aus. Die Stadt weise derzeit 
für den marktbestimmten Betrieb „Altenheim“ eine vollständige Vermö-
gensrechnung gemäß VRV aus und darüber hinaus für einige Betriebe 
und betriebsähnliche Einrichtungen, wie z.B. „Druckerei, Amtsblatt, 
Turn– und Sporthallen, etc.“, ein Anlagenverzeichnis. Dieses Anla-
genverzeichnis werde jedoch nicht den Anforderungen eines vollstän-
digen Vermögensnachweises gerecht. Die Stadt Wiener Neustadt werde 
im Hinblick auf die bevorstehende VRV–Reform künftig ohnehin einen 
vollständigen Vermögensnachweis zu erstellen haben. Diese Arbeiten 
sollten jedoch erst dann durchgeführt werden, wenn klar sei, welche 
Bestimmungen die VRV–Reform 2015 mit sich bringt. Den Anmer-
kungen des RH sei grundsätzlich zuzustimmen.

(2) Weiters teilte die Stadt Wiener Neustadt in ihrer Stellungnahme mit, 
dass sie bislang unter dem Begriff „noch nicht fällige Verwaltungsschul-
den“ lediglich die Leasingverpflichtungen subsumiert habe. Die Stadt 
ersuche daher den RH, die diesbezügliche Empfehlung zu konkretisie-
ren, um allfällige Ergänzungen in diesem Nachweis künftig vorneh-
men zu können.

Betreffend „noch nicht fällige Verwaltungsforderungen“ werde die Stadt 
Wiener Neustadt vor allem im Hinblick auf allfällige Bezugsvorschüsse 
künftig diesen Nachweis erstellen. Ratenvereinbarungen würden vorwie-
gend für Kanalanschlussgebühr, Aufschließungsabgabe, Abstellplatz-
ausgleichsabgabe, Grundbesitzabgaben abgeschlossen. Die Gesamtfor-
derung werde bei Rechtswirksamkeit im Haushalt bereits zur Gänze 
„in SOLL“ gestellt, die Forderung sei somit im schließlichen Rückstand 
bereits enthalten. 

Betreffend „gegebene Darlehen“ gebe es bis einschließlich 2011 keinen 
Anlassfall. Im Rechnungsjahr 2012 sei mit Beschluss des Gemeinde-
rates im Dezember 2012 ein Darlehen für den Verein „Kunst im Zen-
trum“ zur Verfügung gestellt worden. Im Rechnungsabschluss 2012 
sei eine Ausweisung im diesbezüglichen Nachweis irrtümlich unter-
blieben, aber bereits im Rechnungsabschluss 2013 nachgeholt worden.

 13.4 Der RH wies ergänzend darauf hin, dass mit den „nicht fälligen Verwal-
tungsschulden“ Finanzierungsverpflichtungen für künftige Haushalts-
jahre dargestellt werden. Neben Leasingverpflichtungen und Finan-
zierungszusagen werden bspw. auch Forderungseinlösungsmodelle in 
diesem Nachweis dargestellt. Der RH räumte jedoch ein, dass wichtige 
Begriffe bzw. Bereiche des Rechnungswesens, wie etwa die Begriffe 
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„nicht fällige Verwaltungsschulden“, „Finanzschulden“ oder „Rückla-
gen“, in der VRV nicht definiert sind. Dies eröffnete Interpretations-
möglichkeiten und führte in weiterer Folge dazu, dass die Rechnungs-
abschlüsse nicht ausreichend transparent und vergleichbar waren. In 
diesem Zusammenhang verwies der RH auf seine Ausführungen in 
TZ 2.

 14.1 (1) Die Finanzschulden, Leasingverpflichtungen und sonstigen Finan-
zierungsverpflichtungen der Stadt Wiener Neustadt entwickelten sich 
folgendermaßen: 

Die Finanzschulden der Stadt Wiener Neustadt stiegen im Zeitraum 2010 
bis 2013 um 5,11 % von 158,16 Mio. EUR auf 166,25 Mio. EUR. Der 
Schuldenstand Ende 2013 entfiel im Wesentlichen auf die Bereiche 
Krankenanstalten (rd. 32,21 Mio. EUR), Gemeindestraßen (rd. 
34,06 Mio. EUR), Haushaltsausgleich (rd. 64,20 Mio. EUR) und Alten-
heim/Stadtheim (rd. 10,49 Mio. EUR).

(2) Im Schuldenportfolio der Stadt befanden sich auch Fremdwäh-
rungskredite in Schweizer Franken (CHF), welche Ende 2013 mit 
126,49 Mio. CHF aushafteten. Da die Stadt ihre Fremdwährungskre-
dite zum jeweiligen Wechselkurs bei der Darlehensaufnahme auswies 
und der EUR/CHF–Wechselkurs stark gefallen war, erhöhten sich die 
aushaftenden Darlehensverbindlichkeiten von 166,25 Mio. EUR um 
19,87 Mio. EUR auf 186,12 Mio. EUR (2013). Der RH verwies dazu auf 
die Entwicklung des EUR/CHF–Wechselkurses im Jänner 2015 und die 
überaus negativen Folgen für die Stadt Wiener Neustadt.

Schulden und 
Finanzierungs-
verpflichtungen

Tabelle 7: Schulden und Finanzierungsverpflichtungen, 2010 bis 2013

2010 2011 2012 2013 Veränderungen

in Mio. EUR in %

Finanzschulden 158,16 163,05 165,78 166,25 + 5,1

Wechselkursverluste n.v. 13,24 22,88 19,87

Leasingverpflichtungen n.v. n.v. n.v. 23,29

negative Bankbestände aus dem 
Kassenabschluss1 14,92 13,57 3,52 6,50 – 56,4

nicht fällige Verwaltungsschulden n.v. n.v. n.v. 2,93

Summe 173,08 189,86 192,18 218,84

Rundungsdifferenzen möglich
1  ausschließlich negative Kontostände laut Kassenbestand im Rechnungsabschluss der Stadt jeweils zum 31. Dezember des 

Jahres

Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt; Berechnungen RH
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(3) Die Leasingverpflichtungen umfassten per Jahresende 2013 neun 
Leasingverträge mit Jahresraten von insgesamt rd. 3,35 Mio. EUR. Die 
Leasingverträge betrafen bspw. das Hallenbad Aqua Nova, das Neue 
Rathaus, diverse Schulen etc. Die Höhe der aushaftenden Leasingraten 
war den Nachweisen über die Leasingverpflichtungen nicht zu entneh-
men. Diese wurden auf Veranlassung des RH für das Jahr 2013 erho-
ben und im Nachweis nachgetragen. 

Ein Immobilienleasingvertrag (Dr. Fred Sinowatz–Schule), über wel-
chen eine Kaution angespart wurde, sollte im Dezember 2013 auslau-
fen. Da die Stadt die angesparte Kaution in Höhe von rd. 2,88 Mio. EUR 
jedoch für die Finanzierung des Straßenbaus (1,70 Mio. EUR) und zur 
Stabilisierung ihres Haushalts (1,18 Mio. EUR) benötigte, veranlasste 
die Stadt durch eine Vertragsänderung, dass ihr der Leasinggeber die 
angesparte Kaution wieder rücküberwies. Durch die Vertragsänderung 
verlängerte sich die Leasingdauer bis Dezember 2022; dies war mit 
jährlichen Finanzierungskosten von 372.000 EUR verbunden.

(4) Die Rechnungsabschlüsse 2010 bis 2013 wiesen in den Kassen-
abschlüssen negative Kontostände, sogenannte Kassenkredite, auf. 
Dafür fielen im Überprüfungszeitraum Zinsen in Höhe von insgesamt 
346.000 EUR an.

(5) Gemäß § 17 Abs. 2 Z 5 VRV war den Rechnungsabschlüssen u.a. 
auch ein Nachweis über den Stand der noch nicht fälligen Verwal-
tungsschulden beizuschließen. Dieser Nachweis lag den Rechnungs-
abschlüssen 2010 bis 2013 (ausgenommen für die Leasingaufwen-
dungen) nicht bei.

(6) Gemäß § 2 Abs. 5 VRV waren Ausgaben, die nicht in Erfüllung von 
Aufgaben der Gebietskörperschaft, sondern für Rechnung eines Drit-
ten vollzogen wurden, nicht zu veranschlagen, sondern in der voran-
schlagsunwirksamen Gebarung zu erfassen. Die voranschlagsunwirk-
same (durchlaufende) Gebarung brachte zum Ausdruck, dass solche 
Zahlungen den Gemeindehaushalt nicht betreffen, sondern nur die 
Kassenwirtschaft berühren. Einnahmen und Ausgaben, die im Voran-
schlag ihrer Natur nach vorgesehen waren, durften nicht voranschlags-
unwirksam verrechnet werden.

Entgegen den Vorschriften der VRV wies die Stadt in der durchlau-
fenden Gebarung eine Verbindlichkeit gegenüber der Wiener Neustädter 
Stadtwerke Kommunal Service GmbH (Wiener Neustädter Stadtwerke) 
in Höhe von 2,93 Mio. EUR als „Ausgaberückstand“ aus, welcher bei 
der im Jahr 2003 durchgeführten Ausgliederung der Wiener Neustäd-
ter Stadtwerke entstanden war. Aufgrund der angespannten finanzi-
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ellen Situation der Stadt stellte sie wiederholt an die Wiener Neustäd-
ter Stadtwerke den Antrag auf zinsenlose Stundung dieser Zahlung. 
Der RH nahm daher diese Verbindlichkeit in die Tabelle über die Schul-
den und Zahlungsverpflichtungen der Stadt auf.

 14.2 (1) Der RH kritisierte, dass die Schulden und Finanzierungsverpflich-
tungen der Stadt im Prüfungszeitraum kontinuierlich angestiegen waren 
und die Stadt im Jahr 2013 bereits im Ausmaß von 218,84 Mio. EUR 
belastet war, die das Eineinhalbfache der laufenden Einnahmen des 
Jahres 2013 ausmachten. Der RH war der Ansicht, dass mit der von 
der Stadt seit Jahren betriebenen Finanzpolitik große Risiken einher-
gingen und verwies noch einmal darauf, dass die Stadt ihre perma-
nenten Liquiditätsengpässe nur durch die weitere Verfügbarkeit von 
Fremdkapital bedecken konnte.

Der RH empfahl der Stadt Wiener Neustadt, ihre Investitionen und damit 
auch die zu deren Finanzierung meist erforderlichen Darlehensaufnah-
men auf das unumgängliche Ausmaß zu reduzieren, um kurzfris tig eine 
Neuverschuldung zu vermeiden und mittelfristig den Abbau von Ver-
bindlichkeiten zu erreichen.

(2) Weiters wies der RH kritisch auf die hohen Fremdwährungsver-
bindlichkeiten im Ausmaß von 126,49 Mio. CHF hin. Aufgrund der 
nachteiligen Entwicklung des Wechselkurses EUR/CHF hatte sich der 
Schuldenstand33 um beinahe 20 Mio. EUR erhöht, ohne dass der Stadt 
tatsächlich Liquidität für Investitionen zugeflossen war. Der RH emp-
fahl der Stadt aufgrund der hohen Volatilität der Finanzmärkte, auf 
die Aufnahme von Fremdwährungskrediten zu verzichten.

(3) Darüber hinaus stellte der RH kritisch fest, dass in der Stadt trotz der 
hohen Darlehensverbindlichkeiten auch noch Kassenkredite im Aus-
maß von bis zu 14,92 Mio. EUR (2010) aushafteten. Der RH sah dies 
als äußerst prekär an. Dafür sprach auch, die Stadt musste die ange-
sparte Kaution für das Leasing der Dr. Fred Sinowatz–Schule für den 
Haushaltsausgleich und die Sanierung von Gemeindestraßen verwen-
den, was mit zusätzlichen jährlichen Finanzierungskosten in Höhe von 
372.000 EUR verbunden war.

(4) Der RH kritisierte zudem, dass die Stadt vorschriftswidrig Finanz-
verbindlichkeiten gegenüber den Wiener Neustädter Stadtwerken in der 
durchlaufenden Gebarung in Höhe von 2,93 Mio. EUR auswies. Er wies 
darauf hin, dass dieser Rückstand eine latente Zahlungsverpflichtung 
der Stadt gegenüber den Wiener Neustädter Stadtwerken und damit 

33 bewertet mit Stichtag 31. Dezember 2013



Stadt Wiener Neustadt und  
Wiener Neustadt Holding GmbH

Niederösterreich

Niederösterreich 2015/9 85

Finanzielle Lage

eine noch nicht fällige Verwaltungsschuld darstellte, welche im ent-
sprechenden Nachweis der Rechnungsabschlüsse auszuweisen gewesen 
wäre. Der RH empfahl der Stadt, die Verwaltungsschuld ordnungsgemäß 
in den Stadthaushalt aufzunehmen und diese in Zukunft im Nachweis 
der noch nicht fälligen Verwaltungsschulden darzustellen.

 14.3 In ihrer Stellungnahme teilte die Stadt Wiener Neustadt mit, dass sie 
sich des hohen Bestands an Schweizer Franken bewusst sei. Aus die-
sem Grund sei bereits im Dezember 2011 dem Gemeinderat eine stu-
fenweise Reduktion des CHF–Portfolios sowohl bei den Tochtergesell-
schaften als auch bei der Stadt bis zum Jahr 2019 vorgeschlagen 
und auch einstimmig vom Gemeinderat genehmigt worden. Durch die 
Aufhebung der Untergrenze von 1,20 durch die Schweizerische Nati-
onalbank am 15. Jänner 2015 sei die Risikosituation abermals neu 
zu bewerten gewesen. Derzeit führe die Stadt mit den beiden wesent-
lichen Darlehensgebern, bei welchen sie diese CHF–Kredite hält, lau-
fend Gespräche, um sinnvolle Ausstiegsszenarien zu erarbeiten. Die 
Empfehlung des RH, jedenfalls keine weiteren Fremdwährungsdarlehen 
aufzunehmen, werde beachtet. Dies sei darüber hinaus gemäß § 62 d 
Abs. 2 des NÖ STROG derzeit auch explizit untersagt.

 15.1 Die Stadt Wiener Neustadt hatte in den Jahren 2010 bis 2013 mit drei 
Kreditinstituten für zahlreiche Darlehen Tilgungsfreistellungen „zur 
Entlastung der angespannten finanziellen Haushaltslage“ vereinbart. 
Der Anteil der tilgungsfrei gestellten Darlehen einschließlich jener 
Darlehen, deren Tilgungsbeginn bereits im Zuge der Darlehensauf-
nahme erst für die Jahre 2014/2015 vereinbart wurde, betrug per Jah-
resende 2013 rd. 44,9 % der aushaftenden Darlehenssumme. Dies ent-
sprach einem Volumen von 74,59 Mio. EUR.34 

Mit den Tilgungsfreistellungen waren für die Stadt Wiener Neustadt 
zum Teil höhere Zinsbelastungen, verursacht durch höhere Zins-
aufschläge und/oder längere Darlehenslaufzeiten, verbunden. Die 
zusätzlichen Zinsbelastungen bezifferte die Stadt in ihren Antrags-
begründungen zu den Gemeinderatsbeschlüssen betreffend die Til-
gungsfreistellungen für die Jahre 2010 bis 2014 mit insgesamt rd. 
900.000 EUR. 

34 Nicht als tilgungsfrei betrachtete der RH jene Darlehen, die im Jahr 2013 (teil)zuge-
zählt wurden und daher noch keine Tilgungsdienste aufwiesen (Darlehen Nr. 1656, 
1657, 1655, 1402 und 1658 laut Darlehensnachweis 2013).

Tilgungs-
freistellungen
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Die Stadt Wiener Neustadt zeigte die Tilgungsfreistellungen der Auf-
sichtsbehörde des Landes Niederösterreich an. Diese teilte der Stadt 
mit, dass die Aussetzung von Tilgungen nicht der gesetzlichen Geneh-
migungspflicht der NÖ Landesregierung35 unterliegen und mahnte die 
Verwendung der „ersparten Mittel“ für Pflichtausgaben ein. 

 15.2 Der RH kritisierte, dass die Stadt Wiener Neustadt bereits 44,9 % 
(74,59 Mio. EUR) ihrer Darlehensverbindlichkeiten nicht mehr bedie-
nen konnte und somit gezwungen war, Tilgungsfreistellungen zu ver-
einbaren. Nach Ansicht des RH stellte die Maßnahme keine „kurzfristige 
Entlastung des städtischen Haushaltes“ dar, sondern belastete künf-
tige Budgets durch zusätzliche Zinskosten (laut Angaben der Stadt rd. 
900.000 EUR für die Jahre 2010 bis 2013) noch stärker. Da das Aus-
setzen von Tilgungsverpflichtungen ein untaugliches Mittel zur Haus-
haltsentlastung darstellte, empfahl der RH der Stadt neuerlich, sämt-
liche Ausgaben des ordentlichen und außerordentlichen Haushalts auf 
das absolut notwendige Ausmaß zu reduzieren, um das Haushalts-
gleichgewicht wieder herzustellen. Mittelfristig betrachtet, wäre die 
Ableistung des vollen Annuitätendienstes aller Darlehen sicherzustel-
len und die Reduktion der hohen Darlehensstände (siehe TZ 14) nach-
haltig anzustreben.

Für den RH nicht nachvollziehbar war die Stellungnahme der NÖ Auf-
sichtsbehörde. Wenngleich das Aussetzen von Darlehenstilgungen nicht 
genehmigungspflichtig war, war die von der Stadt geplante Maßnahme 
ein deutlicher Hinweis auf die extrem angespannte Haushaltslage. 
Demnach wären nach Ansicht des RH weitere aufsichtsbehördliche 
Maßnahmen dringend geboten gewesen.

 15.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wiener Neustadt sei die Sicherung der 
Liquidität prioritär gewesen. Bei den negativen Rahmenbedingungen, 
die gemäß der jeweiligen Mittelfristigen Finanzplanung zu erwarten 
waren, sei es aus finanzieller Sicht sinnvoller gewesen, bestehende Dar-
lehen zu strecken bzw. deren Tilgungen vorübergehend auszusetzen, als 
noch weitere zusätzliche neue Darlehen für den Haushaltsausgleich 
aufzunehmen. Die Aussetzungen seien nach damaligen Markteinschät-
zungen trotz der in manchen Fällen damit verbundenen Konditions-
anpassungen noch immer günstiger gewesen als die allfälligen Kondi-
tionen für neu aufzunehmende Darlehen für den Haushaltsausgleich. 
Weiters sei damit eine unmittelbare zusätzliche Erhöhung des ohne-
hin als hoch einzustufenden Schuldenstandes vermieden worden.

35 gemäß § 76 Abs. 1 Z 3 NÖ STROG
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 15.4 Der RH verblieb bei seiner Kritik, dass die Stadt durch die Tilgungs-
aussetzungen höhere Finanzierungskosten in Kauf nahm und somit die 
unbedingt erforderlichen ausgabenseitigen Einsparungsmaßnahmen 
gegen Mehrkosten lediglich in die Zukunft verschoben wurden.

 16.1 (1) Ab dem Jahr 2009 setzten sieben Kreditinstitute die Stadt Wiener 
Neustadt davon in Kenntnis, dass sie für einen Teil ihrer an die Stadt 
vergebenen Darlehen eine Erhöhung der Zinsaufschläge vornehmen 
werden. Als Begründung führten die Banken u.a. an, dass es in Folge 
der Finanzkrise nicht mehr möglich sei, die ursprünglich angebotenen 
Aufschläge für ihre Darlehen aufrecht zu erhalten. Sie beriefen sich 
auf ihre Allgemeinen Geschäftsbedingungen, wonach eine Anpassung 
aufgrund der außergewöhnlichen Rahmenbedingungen möglich sei. 

Die beabsichtigten Erhöhungen der Zinsaufschläge lagen zwischen 
0,13 Basispunkten und 0,88 Basispunkten. Mehrere Kreditinstitute wie-
sen die Stadt Wiener Neustadt auch darauf hin, dass sie dazu gezwun-
gen seien, die bestehenden Darlehensverträge vorzeitig zu kündigen, 
wenn die Stadt die Zinsaufschlagserhöhungen nicht akzeptieren würde. 

(2) Die Stadt Wiener Neustadt führte in weiterer Folge mehrere 
Gespräche mit Vertretern der Kreditinstitute und erreichte teilweise 
eine Reduktion der Aufschlagserhöhungen. Die Möglichkeit, auf die 
Einhaltung der Kreditverträge zu bestehen, nahm sie jedoch nicht wahr. 
Schließlich genehmigte der Gemeinderat in den Jahren 2009 bis 2013 
die Erhöhung der Aufschläge von insgesamt 77 bestehenden Darlehen. 

Die zusätzliche Zinsenbelastung für den Haushalt der Stadt Wiener 
Neustadt betrug aufgrund der höheren Zinsaufschläge insgesamt rd. 
1,51 Mio. EUR, verteilt über die Laufzeit der Darlehen36.

Gemäß § 1056 ABGB war es bei einem Unternehmergeschäft37 zulässig, 
auch ein einseitiges Gestaltungsrecht auf eine nachträgliche Leistungs– 
bzw. Preisbestimmung einzuräumen. Dieses durfte aber nur nach bil-
ligem Ermessen und bei sachlicher Rechtfertigung ausgeübt werden.38 

36 Mit zwei Kreditinstituten vereinbarte die Stadt eine befristete Erhöhung der Zinsauf-
schläge und weitere Nachverhandlungen, die im Fall von geänderten Rahmenbedin-
gungen zur Änderung der Zinsaufschläge führen könnten. 

37 Als solches waren die Darlehensverträge zwischen der Stadt Wiener Neustadt und den 
Kreditinstituten zu interpretieren.

38 siehe auch OGH vom 28. März 2012, GZ 8 Ob31/12 k

Zinsaufschläge
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Eine solche Anpassung durfte daher nicht dazu genützt werden, 
nachträglich eine die ursprüngliche Relation der Vertragsbeziehung 
ändernde Korrektur zu Lasten des Kreditnehmers vorzunehmen, und 
das Vorgehen musste sachlich gerechtfertigt sein. 

Die Banken wären somit verpflichtet gewesen, die Grundlagen der 
Preisbestimmung nachvollziehbar darzulegen. Die Stadt verzichtete 
jedoch sowohl auf die Offenlegung der für diese Darlehensverträge 
maßgeblichen und laut den Angaben der Banken nun nachträglich 
wesentlich geänderten Marktverhältnisse als auch auf die Einleitung 
rechtlicher Schritte bezüglich der vorgenommenen Zinsaufschlagser-
höhungen.

Auch ein Rechtsgutachten, welches die städtische Immobilien Freizeit 
Parken–GmbH aus diesem Grund eingeholt hatte, kam zu der Erkennt-
nis, dass die Erhöhung des Zinsaufschlags im geforderten Ausmaß 
ohne zeitliche Befristung, ohne Zusage einer unverzüglichen Sen-
kung bei Änderung der Verhältnisse und ohne Offenlegung der effek-
tiven Preisbildungsparameter und konkreten Refinanzierungszinssätze 
rechtswidrig sei (TZ 76).

 16.2 Der RH kritisierte, dass die Stadt Wiener Neustadt dem einseitigen 
Wunsch der Kreditinstitute nachkam und eine Verteuerung der Kre-
ditkosten um mehr als 1,51 Mio. EUR in Kauf nahm, ohne den Nach-
weis abzuverlangen, ob und in welchem Ausmaß sich die Refinanzie-
rungskosten ihrer Darlehen für die Banken tatsächlich erhöht hatten. 
Der RH bemängelte zudem, dass sich die Stadt in diesem Zusammen-
hang nicht rechtlich beraten ließ, obwohl auch die in ihrem Eigentum 
befindliche Immobilien Freizeit Parken–GmbH ein Rechtsgutachten 
eingeholt hatte.

Er empfahl der Stadt Wiener Neustadt, insbesondere vor einer allfäl-
ligen Zustimmung zu Konditionenänderungen auf die Offenlegung 
der von den Kreditinstituten oftmals ins Treffen geführten geänderten 
Berechnungsparameter zu drängen und bei günstigen Kosten–/Nut-
zen–/Risikorelationen, gegebenenfalls im Verbund mit anderen betrof-
fenen Städten/Gemeinden, auch eine rechtliche Auseinandersetzung 
zu erwägen.

 16.3 In ihrer Stellungnahme teilte die Stadt Wiener Neustadt mit, dass sie 
entsprechend der Empfehlung des RH bei allfälligen künftigen Anpas-
sungen von Zinsaufschlägen durch Kreditinstitute die schriftliche 
Offenlegung der Refinanzierungskonditionen seitens der Institute ein-
fordern werde. Die weitere Empfehlung, künftig allenfalls auch den 
Rechtsweg zu beschreiten, werde von der Stadt differenziert betrachtet. 
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Das Abwägen von Chancen und Risiken und vor allem auch die Ein-
schätzung von allfälligen Alternativen, die für Finanzierungen zur Ver-
fügung stehen, werden dafür eine maßgebliche Rolle spielen. Aufgrund 
der seit 2008 stark veränderten Rahmenbedingungen auf den Finanz-
märkten und der derzeit aus finanzieller Sicht eher ungünstigen Ver-
handlungsposition der Stadt seien derartige Schritte bei Bedarf jeden-
falls genau zu analysieren. Die Sicherung der Liquidität spiele auch 
hier künftig eine prioritäre Rolle.

 16.4 Hinsichtlich des Beschreitens des Rechtwegs bei einseitigen Erhöhungen 
von Zinsaufschlägen verwies der RH nochmals auf das Rechtsgutach-
ten für die Immobilien Freizeit Parken–GmbH. Auch um die Verhand-
lungsposition der Stadt zu stärken, sind umfassende Konsolidierungs-
maßnahmen erforderlich.

 17.1 (1) Die Schuldenentwicklung von Wiener Neustadt nahm gegenüber 
den Vergleichsgemeinden folgenden Verlauf: 

(2) Die Finanzschulden je Einwohner umfassen die aufgenommenen 
Darlehen der Stadt bezogen auf ihre Einwohnerzahl.

Im Vergleich zu Gemeinden mit 20.000 bis 50.000 Einwohnern im Bun-
desgebiet mit durchschnittlich 1.936 EUR je Einwohner (2010 bis 2013) 
war die Pro–Kopf–Verschuldung der Stadt Wiener Neustadt im selben 
Zeitraum mit durchschnittlich rd. 3.997 EUR mehr als doppelt so hoch.

Kennzahlen zur 
 Verschuldung

Tabelle 8: Kennzahlen zur Verschuldung

2010 2011 2012 2013

in EUR

Finanzschulden  
je Einwohner Wiener Neustadt 3.908 4.003 4.050 4.025

Vergleichsgemeinden Niederösterreich 2.731 2.749 2.717 2.654

Vergleichsgemeinden Österreich 1.960 1.948 1.923 1.914

Nettoschuldenab-  
bau (–)/–neuver- 
schuldung (+)  
je Einwohner

Wiener Neustadt + 593 + 120 + 67 + 11

Vergleichsgemeinden Niederösterreich + 223 + 17 – 30 – 55

Vergleichsgemeinden Österreich + 125 – 8 – 19 – 8

Rundungsdifferenzen möglich
Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt; Statistik Austria; Berechnungen RH
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(3) Der Nettoschuldenabbau bzw. die Nettoneuverschuldung stel-
len den Unterschied zwischen der Tilgung und der Neuaufnahme von 
Finanzschulden dar. Sind die Tilgungen höher als die Neuaufnahmen 
von Finanzschulden, führt dies zu einem Schuldenabbau (negatives 
Vorzeichen), ist die Schuldaufnahme höher als die Tilgung, ergibt sich 
eine Schuldenerhöhung (positives Vorzeichen).

Bedingt durch die rege Inanspruchnahme von Fremdmitteln in den Jah-
ren 2010 bis 2013 (siehe die TZ 4, 5, 11) und das Aussetzen von Schul-
dentilgungen, wies Wiener Neustadt im Überprüfungszeitraum durch-
wegs höhere Darlehensaufnahmen als –tilgungen auf. Im Jahr 2010 
betrug die Nettoneuverschuldung der Stadt Wiener Neustadt je Ein-
wohner 593 EUR und war damit mehr als 2,5–mal so hoch wie jene der 
NÖ Vergleichsgemeinden (223 EUR) und mehr als 4,5–mal so hoch wie 
jene der bundesweiten Vergleichsgemeinden (125 EUR). In den Folge-
jahren konnte die Nettoneuverschuldung der Stadt auf 11 EUR je Ein-
wohner (2013) verringert werden. Die Vergleichsgemeinden zeigten im 
Zeitraum 2010 bis 2013 einen ähnlichen Trendverlauf, jedoch mit güns-
tigeren Ergebnissen: Die Nettoneuverschuldung des Jahres 2010 konnte 
von den Vergleichsgemeinden Österreichs (von 125 EUR je Einwoh-
ner) in den Jahren 2011 bis 2013 in einen Nettoschuldenabbau geän-
dert werden. Auch die Vergleichsgemeinden Niederösterreichs konn-
ten anstelle einer Nettoneuverschuldung (von 223 EUR je Einwohner) 
im Jahr 2010 einen Nettoschuldenabbau (von 55 EUR pro Einwohner) 
im Jahr 2013 erzielen.

 17.2 Der RH hielt kritisch fest, dass der Schuldenstand je Einwohner der 
Stadt Wiener Neustadt im Vergleich zu den österreichischen Vergleichs-
gemeinden im Zeitraum 2010 bis 2013 durchschnittlich mehr als dop-
pelt so hoch war. Obwohl die Stadt Wiener Neustadt in den Jahren 2010 
bis 2013 die Nettoneuverschuldung verringern konnte, war der Schul-
denstand pro Einwohner gegenüber den Vergleichsgemeinden noch 
immer weitaus höher.

Der RH empfahl daher der Stadt neuerlich, umgehend strukturelle Kon-
solidierungsmaßnahmen in die Wege zu leiten. Dazu wären sämtliche 
Ausgaben des ordentlichen und außerordentlichen Haushalts auf das 
absolut notwendige Ausmaß zu reduzieren, um das Haushaltsgleich-
gewicht wieder herzustellen. Mittelfristig betrachtet, wäre die Ableis-
tung des vollen Annuitätendienstes aller Darlehen sicherzustellen und 
die Reduktion der hohen Darlehensstände (siehe TZ 14) nachhaltig 
anzustreben.
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 18.1 (1) Wesentliche Haftungen seitens der Stadt Wiener Neustadt bestan-
den gegenüber ihren Unternehmen sowie Gemeinden und Gemeinde-
verbänden. Diese Haftungen waren gemäß VRV39 in den Rechnungs-
abschlüssen auszuweisen. Im Zuge der Gebarungsüberprüfung des RH 
stellte sich heraus, dass die „ursprüngliche Haftungshöhe“ bei einer 
Haftung wertmäßig falsch erfasst war und in den Haftungsnachwei-
sen der Jahre 2010 bis 2012 eine Haftung nicht eingetragen war. Die 
vom RH korrigierten Haftungsstände stellten sich wie folgt dar: 

(2) Die Haftungen (Darlehensreste) der Stadt Wiener Neustadt san-
ken im Zeitraum 2010 bis 2013 von rd. 243,56 Mio. EUR auf rd. 
197,96 Mio. EUR. Rund 96,0 % dieser Haftungsverpflichtungen bestan-
den gegenüber den städtischen Beteiligungen, insbesondere gegen-
über den Wiener Neustädter Stadtwerken, der Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH und der Fachhochschul Immobilien GmbH (FHI). 

(3) Die Stadt Wiener Neustadt berücksichtigte nicht eine Haftung für 
die Immobilien Freizeit Parken GmbH betreffend einen Gesellschafter-
zuschuss über rd. 2,38 Mio. EUR in deren Haftungsnachweisen.

39 § 17 Abs. 2 Z 8 VRV

Haftungen

Tabelle 9: Kennzahlen zu den Haftungen

2010 2011 2012 2013 Veränderungen
in Mio. EUR in %

ursprüngliche Darlehenshöhe1 n.v. n.v. n.v. 255,59

Haftungssumme jeweils zum 31. Dezember 
(Darlehensreste)1 243,56 237,06 209,15 197,96 – 18,7

davon für Beteiligungen der Stadt 236,80 228,79 201,14 190,06 – 19,7

davon für Gemeinden/Gemeindeverbände 6,05 7,64 7,49 7,39 + 22,1

davon für sonstige 0,70 0,64 0,51 0,51 – 27,1

in EUR

Haftungssumme  
je Einwohner Wiener Neustadt 6.019 5.820 5.109 4.793

Vergleichsgemeinden 
Niederösterreich 1.658 1.653 1.846 1.981

Vergleichsgemeinden 
Österreich 987 981 1.168 2.441

Rundungsdifferenzen möglich
1 Die ursprüngliche Darlehenshöhe 2013 und die Haftungssummen 2010, 2011 und 2012 wurden vom RH korrigiert.

Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt; Statistik Austria; Berechnungen RH
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(4) Die „ursprüngliche Haftungshöhe“ der Haftungen war in den Haf-
tungsnachweisen nicht ersichtlich und wurde auf Veranlassung des RH 
von der Stadt per Jahresende 2013 erhoben. Dabei stellte sich heraus, 
dass eine Haftungsübernahme in Höhe von 2,28 Mio. EUR lediglich 
mit 117.160 EUR vermerkt war. 

(5) Mit einer Haftungssumme von 6.019 EUR je Einwohner im Jahr 2010 
war dieser Wert mehr als 3,5–mal so hoch wie jener der Vergleichs-
gemeinden Niederösterreichs (1.658 EUR). Bis zum Jahr 2013 konnte 
Wiener Neustadt die Haftungssumme je Einwohner auf 4.793 EUR 
absenken, der Wert war aber noch knapp 2,5–mal so hoch wie jener 
der NÖ Vergleichsgemeinden (1.981 EUR).

 18.2 (1) Der RH wies kritisch auf die überaus hohen Haftungsverpflichtungen 
je Einwohner der Stadt Wiener Neustadt hin, die im Zeitraum 2010 
bis 2013 bis zu mehr als 3,5–mal so hoch wie jene der niederösterrei-
chischen und bis zu mehr als 6–mal so hoch wie jene der bundeswei-
ten Vergleichsgemeinden waren. Zudem stellte der RH kritisch fest, 
dass 96,0 % der Haftungssumme auf städtische Unternehmen entfie-
len. Die Stadt hatte somit zusätzliche „graue Finanzschulden“ bspw. 
auf die gemeindeeigenen Wohnimmobilien, die Wasserversorgung, die 
Abwasserentsorgung oder die Abfallwirtschaft gemacht, wodurch sich 
die Intransparenz der Haushaltsgebarung erhöhte, weil die Beurtei-
lung der gesamten Vermögens–, Finanz– und Ertragslage der Stadt 
erschwert wurde (TZ 72). 

Der RH empfahl der Stadt Wiener Neustadt mit Nachdruck, von weite-
ren Haftungsübernahmen in nächster Zeit abzusehen, zumal die Haf-
tungssumme mit Jahresende 2013 bereits rd. 136 % der laufenden Ein-
nahmen der Stadt Wiener Neustadt betrug.

(2) Der RH beanstandete, dass die Haftungsnachweise der Jahre 2010 
bis 2012 unvollständig erstellt waren und empfahl der Stadt, in Zukunft 
sämtliche Haftungen im Nachweis zu erfassen. Aus Gründen der Trans-
parenz empfahl der RH der Stadt auch, in den Haftungsnachweisen die 
vom Gemeinderat festgelegten ursprünglichen Haftungshöhen anzu-
führen.

 18.3 In ihrer Stellungnahme widersprach die Stadt Wiener Neustadt der 
Kritik, dass es durch die Übernahme von Haftungen zu einer erhöhten 
Intransparenz im Haushalt komme und stellte fest, dass die Stadt die 
Nachweise gemäß VRV auch im Bereich der Haftungen stets gemäß den 
gesetzlichen Bestimmungen dem Rechnungsabschluss beigelegt habe. 
Die eine vom RH erwähnte Haftung, die nicht im Nachweis aufge-
nommen wurde, sei auf einen operativen Fehler zurückzuführen, der 
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aber mittlerweile bereinigt wurde. Weiters teilte die Stadt mit, dass sie 
seit dem Jahr 2012 eine Gesamtschuldenübersicht für die Stadt und 
die Töchter im Holdingverbund jeweils in der Sitzung im Juni an den 
Gemeinderat übermittle. 

 18.4 Der RH entgegnete, dass sich der Schuldenstand gemäß § 17 VRV 
durch die Auslagerung von Finanzierungsverpflichtungen in stadtei-
gene Unternehmen reduziert darstellt. Er verblieb daher dabei, dass 
somit eine intransparente Darstellung der Finanzierungsverpflich-
tungen der Stadt gegeben war.

Entwicklung und Struktur der öffentlichen Transfers

 19.1 (1) Die Transfers der Stadt Wiener Neustadt von und an öffentliche 
Rechtsträger (Bund, Land, Gemeinden, Gemeindeverbände und sons-
tige Rechtsträger) wiesen im Zeitraum 2010 bis 2013 folgende Ent-
wicklung auf:

Transfers von und an 
öffentliche Rechts-
träger

Tabelle 10: Überblick – Transfers

2010 2010 
(bereinigt) 2011 2012 2013 Veränderungen 

(bereinigt)

in Mio. EUR in %

Transfereinnahmen von 
öffentlichen Rechtsträgern 4,00 4,00 4,97 2,85 3,22 – 19,6

Transferausgaben an 
öffentliche Rechtsträger2 33,05 18,74 21,28 21,09 22,30 + 19,0

Transfersaldo1 von und an 
öffentliche Rechtsträger2 – 29,05 – 14,74 – 16,31 – 18,23 – 19,08 + 29,5

davon

– Bund 0,50 0,50 0,50 1,22 1,22 + 143,1

– Land – 5,77 – 5,77 – 5,99 – 8,54 – 8,73 + 51,3

– Gemeinden und 
Gemeindeverbände – 0,07 – 0,07 – 0,08 – 0,09 – 0,10 + 43,0

– Sonstige – 23,71 – 9,40 – 10,74 – 10,81 – 11,47 + 22,0

Rundungsdifferenzen möglich
1 Unterschied zwischen Transfereinnahmen und –ausgaben
2  bereinigt um eine einmalige Zahlung im Jahr 2010 für das Allgemeine öffentliche Krankenhaus, welche die Stadt mit rd. 

14,31 Mio. EUR als laufende Transferzahlungen an sonstige Träger des öffentlichen Rechts verbuchte

Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt; Statistik Austria; Berechnungen RH
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(2) In den Jahren 2010 bis 2013 erhielt die Stadt Wiener Neustadt 
Transfereinnahmen von öffentlichen Rechtsträgern in der Höhe von 
insgesamt 2,85 Mio. EUR (2012) bis 4,97 Mio. EUR (2011) und hatte in 
diesem Zeitraum Ausgaben für Transfers an öffentliche Rechtsträger 
von 21,09 Mio. EUR (2012) bis 33,05 Mio. EUR (2010) zu verzeichnen.

Die betragsmäßig umfangreichsten Transfereinnahmen der Stadt Wie-
ner Neustadt stammten in den Jahren 2010 bis 2013 vom Land Nie-
derösterreich (insgesamt 11,27 Mio. EUR) und entfielen auf unter-
schiedliche kommunale Bereiche (wie Kindergärten, Hauptschulen, 
Musikschule, Stadtheim, Volksschulen, Schwerpunktkrankenanstalt, 
Essen auf Rädern etc.). 

Die betragsmäßig umfangreichsten Transferausgaben der Stadt Wie-
ner Neustadt waren in den Jahren 2010 bis 2013 an Sonstige Träger 
des öffentlichen Rechts zu leisten (insgesamt 56,93 Mio. EUR). Diese 
umfassten im Wesentlichen die NÖKAS–Umlage40 betreffend die Kran-
kenanstalten–Finanzierung. An das Land Niederösterreich waren 2010 
bis 2013 Transferausgaben von 40,30 Mio. EUR zu leisten, wovon die 
Sozialhilfe rd. 32,96 Mio. EUR (81,8 %), der Standortbeitrag für die 
Schwerpunktkrankenanstalt rd. 3,95 Mio. EUR (9,8 %) und die Jugend-
wohlfahrt rd. 3,39 Mio. EUR (8,4 %) ausmachten. Auf die Höhe die-
ser Transferausgaben hatte die Stadt Wiener Neustadt keinen Einfluss.

Eine untergeordnete Rolle spielten die Transferbeziehungen gegen-
über dem Bund.

(3) Der Transfersaldo (Unterschied zwischen Transfereinnahmen 
und –ausgaben) der Stadt Wiener Neustadt war in den Jahren 2010 
bis 2013 im Ausmaß von 16,31 Mio. EUR (2011) bis 29,05 Mio. EUR 
(2010) pro Jahr durchgehend negativ. Der hohe negative Transfer-
saldo im Jahr 2010 war u.a. auf die einmalige Transferzahlung von rd. 
14,31 Mio. EUR der Stadt im Zuge der Übernahme des Allgemeinen 
öffentlichen Krankenhauses durch das Land Niederösterreich zurück-
zuführen (TZ 4, 10). Ohne diese einmalige Transferzahlung beliefe 
sich der negative Transfersaldo im Jahr 2010 auf rd. 14,74 Mio. EUR 
(anstatt 29,05 Mio. EUR).

 19.2 Der RH stellte fest, dass der Transfersaldo der Stadt Wiener Neustadt 
in den Jahren 2010 bis 2013 stets negativ und (bereinigt um die ein-
malige Transferzahlung im Jahr 2010) von – 14,74 Mio. EUR (2010) 
kontinuierlich auf – 19,08 Mio. EUR (2013) angestiegen war. Dies war 
darauf zurückzuführen, dass sich die Transferausgaben der Stadt für 
40 Beitrag der Städte und Gemeinden zum Niederösterreichischen Krankenanstalten-

sprengel
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die Krankenanstaltenfinanzierung (NÖKAS–Umlage) und das Land Nie-
derösterreich erhöht hatten. 

 19.3 In ihrer Stellungnahme teilte die Stadt Wiener Neustadt mit, dass sie 
aufgrund der Dimension der negativen Transfersalden vor allem zuguns-
ten des Landes Niederösterreich (Umlagen) auch diese Teilbereiche im 
Rahmen des bereits beschriebenen Gesamtkonsolidierungspakets für 
die Stadt mit den übergeordneten Behörden besprechen werde.

Kennzahlen zu den öffentlichen Transfers

 20.1 (1) Der RH zog zwei Kennzahlen zur Beurteilung der Transferentwick-
lung heran. Die Werte der Vergleichsgemeinden stellen dabei aufgrund 
unterschiedlicher landesgesetzlicher Regelungen und Aufgabenwahr-
nehmungen Orientierungsgrößen dar: 

(2) Der Transfersaldo stellt den Unterschiedsbetrag zwischen den Trans-
fereinnahmen und Transferausgaben dar und lässt auf die Be– bzw. 
Entlastung der Stadt durch Transfers schließen.

Tabelle 11: Kennzahlen zu den öffentlichen Transfers

2010 2010 
(bereinigt) 2011 2012 2013

in EUR

Transfersaldo 
je Einwohner Wiener Neustadt1 – 717,79 – 364,06 – 400,47 – 445,42 – 461,99

Vergleichsgemeinden 
Niederösterreich – 435,26 – 435,26 – 345,94 – 405,26 – 434,47

Vergleichsgemeinden Österreich – 371,51 – 371,51 – 350,07 – 354,66 – 353,56

in %

Anteil Transfer-
aus gaben an 
Gesamt aus-
gaben

Wiener Neustadt2 18,1 12,3 13,9 12,9 14,1

Vergleichsgemeinden 
Niederösterreich 17,1 17,1 16,6 17,0 17,8

Vergleichsgemeinden Österreich 17,9 17,9 17,2 17,2 17,3

Rundungsdifferenzen möglich
1  bereinigt um eine einmalige Zahlung im Jahr 2010 für das Allgemeine öffentliche Krankenhaus, welche die Stadt mit rd. 

14,31 Mio. EUR als laufende Transferzahlungen an sonstige Träger des öffentlichen Rechts verbuchte
2  Die Transferausgaben des Jahres 2010 wurden vom RH um eine einmalige Zahlung für das Allgemeine öffentliche 

Krankenhaus (laufende Transferzahlung in der Höhe 14,31 Mio. EUR) und die Gesamtausgaben des Jahres 2010 um die 
kompletten Ausgaben für die Übertragung des Allgemeinen öffentlichen Krankenhauses (29,70 Mio. EUR) bereinigt.

Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt; Statistik Austria; Berechnungen RH
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Der bereinigte Transfersaldo je Einwohner der Stadt Wiener Neustadt 
lag im Überprüfungszeitraum zwischen rd. – 364 EUR je Einwohner 
(2010) und rd. – 462 EUR je Einwohner (2013).

Die Belastung der Stadt Wiener Neustadt durch die Transfers war 
in den Jahren 2011 bis 2013 durchwegs höher als jene der nieder-
österreichischen und bundesweiten Vergleichsgemeinden. Lediglich im 
Jahr 2010 lag die bereinigte Transferbelastung niedriger als jene der 
Vergleichsgemeinden.

(3) Die Kennzahl Anteil der Transferausgaben an den Gesamtausga-
ben zeigt, in welchem Verhältnis die Transferausgaben den Gesamt-
haushalt belasten.

Bei einer Bandbreite von rd. 12 % (2010) bis rd. 14 % (2013) lag der 
Anteil der bereinigten Transferausgaben an den Gesamtausgaben 
in der Stadt Wiener Neustadt in den Jahren 2010 bis 2013 unter dem 
Niveau der Vergleichsgemeinden Niederösterreichs und Österreichs 
(jeweils rd. 17 %). 

 20.2 Der RH wies kritisch auf die durchwegs negativen Transfersalden je 
Einwohner der Stadt Wiener Neustadt und der Vergleichsgemeinden 
hin. Diesem Umstand maß der RH deshalb große Bedeutung bei, weil 
die Stadt diese Zahlungen zum Teil weder der Höhe noch ihrer Ver-
wendung nach beeinflussen konnte. Der RH hob in diesem Zusam-
menhang auch die unterschiedlichen landesgesetzlichen Regelungen 
zu den Transfers hervor, die länderweise unterschiedliche Zahlungs-
ströme zur Folge hatten. Er verwies dazu auf seine bereits mehrfach 
geäußerten kritischen Feststellungen zur Komplexität und Intranspa-
renz der Transferverflechtungen der Gebietskörperschaften und die 
von ihm empfohlene Reduzierung der Komplexität dieser Transferbe-
ziehungen.41

 21.1 (1) Das NÖ STROG verpflichtete die Städte, einen mittelfristigen Finanz-
plan für einen Zeitraum von vier bzw. von fünf Haushaltsjahren42 
zu erstellen. Das erste Haushaltsjahr jedes mittelfristigen Finanzplans 
(MFP) fiel mit dem ersten Haushaltsjahr zusammen, für das jeweils 
der Voranschlag erstellt wurde. Der MFP war zumindest jährlich der 
Entwicklung anzupassen und um ein weiteres Haushaltsjahr fortzu-
führen. 

41 siehe dazu insbesondere Verwaltungsreform Reihe Positionen 2009/1 sowie 2011/1
42 Bis 31. Dezember 2013 war der mittelfristige Finanzplan für vier Jahre zu erstellen. 

Mit der 10. Novelle des NÖ STROG vom 18. November 2013 ist seit 1. Jänner 2014 der 
mittelfristige Finanzplan für fünf Jahre zu erstellen.

Mittelfristige 
 Finanzplanung
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(2) Der zuletzt mit dem Voranschlag 2014 erstellte MFP der Stadt Wie-
ner Neustadt gestaltete sich wie folgt: 

(3) Die budgetierten Einnahmen wiesen im Jahr 2015 einen abrupten 
Rückgang von rd. 7,76 Mio. EUR auf. Dies war laut Angaben der Stadt 
in ihrer Finanzplanung darauf zurückzuführen, dass ab dem Jahr 2015 
bis zum Jahr 2018 im Gegensatz zu den Jahren 2013 und 2014 ein-
nahmeseitig keine Darlehen zum Ausgleich des ordentlichen Haushalts 
berücksichtigt waren. Die Budgetpläne 2015 bis 2018 wiesen folglich 
hohe Soll–Fehlbeträge zwischen 8,49 Mio. EUR und 12,12 Mio. EUR 
aus.

Der Anstieg der Einnahmen in den Jahren 2016 bis 2018 war auf die 
nominell bedeutendsten Einnahmen der laufenden Gebarung zurück-
zuführen. Laut MFP sollten die Ertragsanteile um 14,1 % (von rd. 
42,56 Mio. EUR auf rd. 48,56 Mio. EUR), die Eigenen Steuern um 
11,8 % (von rd. 24,30 Mio. EUR auf rd. 27,18 Mio. EUR), die Gebüh-
ren um 8,0 % (von rd. 23,55 Mio. EUR auf rd. 25,43 Mio. EUR) und 
die Einnahmen aus Leistungen um 7,0 % (von rd. 26,76 Mio. EUR auf 
rd. 28,62 Mio. EUR) in den Jahren 2014 bis 2018 ansteigen. 

Die Einnahmen der Vermögensgebarung sahen im wesentlichen Ver-
äußerungserlöse und Kapitaltransfers vor, die insgesamt zwischen 
1,94 Mio. EUR und 2,50 Mio. EUR lagen. 

Tabelle 12: Mittelfristige Finanzplanung 2014 bis 2018

RA 
2013

VA 
2014 2015 2016 2017 2018

in Mio. EUR

Einnahmen1 160,95 163,75 155,99 157,29 160,11 163,68

Ausgaben2 157,84 161,02 164,47 167,27 170,85 175,81

Saldo 3,11 2,73 – 8,49 – 9,98 – 10,74 – 12,12

Aufnahme von Finanzschulden 8,90 15,10 5,55 4,02 3,39 3,39

Tilgung 8,44 8,32 9,00 9,00 9,00 9,00

Zinsen 1,68 2,63 3,43 3,76 4,04 4,68

Soll–Abgang/Soll–Fehlbetrag 2,51 6,37 8,49 9,98 10,74 12,12

Finanzschuldenstand zum 31. Dezember 166,25 173,00 169,55 164,57 158,96 153,35

Rundungsdifferenzen möglich
1  Einnahmen der laufenden Gebarung, der Vermögensgebarung und den Finanztransaktionen, ohne Zuführungen aus dem 

ordentlichen bzw. außerordentlichen Haushalt und ohne Vorjahresüberschüsse
2  Ausgaben der laufenden Gebarung, der Vermögensgebarung und der Finanztransaktionen, ohne Zuführungen aus dem 

ordentlichen bzw. außerordentlichen Haushalt und ohne Vorjahresabgänge

Quelle: Stadt Wiener Neustadt
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In den Jahren 2014 bis 2018 waren jährlich Darlehensaufnahmen für 
außerordentliche Vorhaben zwischen 3,39 Mio. EUR und 6,00 Mio. EUR 
vorgesehen. 

(4) Die dargestellte Entwicklung der Ausgaben von rd. 161,02 Mio. EUR 
(laut Voranschlag 2014) auf rd. 175,81 Mio. EUR (laut Budgetplan 2018) 
beruhte auf der Annahme von steigenden Ausgaben in beinahe allen 
Bereichen der laufenden Gebarung und war großteils pauschal vor-
genommen worden. Größere Anstiege waren bei den Personalaus-
gaben (+ 5,04 Mio. EUR), laufenden öffentlichen Transferzahlungen 
insbesondere Sozialhilfeverbandsumlage und NÖKAS–Zweckaufwand 
(+ 4,63 Mio. EUR) und den Zinsaufwendungen (+ 2,06 Mio. EUR) und 
geringere Anstiege beim Verwaltungs– und Betriebsaufwand, den 
Gebrauchsgütern, den Pensionen und den Bezügen der gewählten 
Organe vorgesehen. Lediglich die sonstigen laufenden Transferaus-
gaben wurden geringfügig rückläufig prognostiziert.

(5) Die Ausgaben der Vermögensgebarung lagen zwischen 7,35 Mio. EUR 
und 8,98 Mio. EUR. Die nominell bedeutendste Investition betraf das 
außerordentliche Vorhaben „Multifunktionssportanlage“. Hiefür waren 
für die Jahre 2014 bis 2018 Ausgaben von insgesamt 10,80 Mio. EUR 
vorgesehen. Die Finanzierung sollte laut MFP zu je einem Drittel durch 
Verkaufserlöse („Sonderverkäufe Sport“), Darlehensaufnahmen und 
Kapitaltransfers vom Land erfolgen.

(6) Für die Jahre 2015 bis 2018 wurden zur Rückführung der auf-
genommenen Darlehen Tilgungsdienste in der Höhe von jährlich 
9,00 Mio. EUR vorgesehen. Die Stadt prolongierte damit die Tilgungs-
aussetzungen, weil sie in der MFP anmerkte, dass „je nach Entwick-
lung des Zinsniveaus, von einer jährlichen Belastung aus Tilgungen im 
ordentlichen Haushalt von rd. 15,00 Mio. EUR auszugehen“ wäre und 
„die Stadt für die kommenden Jahre weitere Maßnahmen zur Reduk-
tion der Tilgungslasten treffen wird müssen (z.B. weitere Tilgungsaus-
setzungen bzw. Umschuldungen in längerfristige Darlehensverträge), 
um für weitere Konsolidierungsmaßnahmen mehr Zeit zu gewinnen.

(7) Der MFP wies für die Jahre 2014 bis 2018 folgende negative admi-
nistrative Jahresergebnisse (Soll–Abgänge bzw. Soll–Fehlbeträge) aus:
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Die prognostizierten Soll–Abgänge der Jahre 2014 bis 2018 betrugen 
insgesamt rd. 47,71 Mio. EUR. Dafür war im MFP keine Bedeckung, wel-
cher Art auch immer, vorgesehen. Das NÖ STROG ermöglichte der Stadt 
Wiener Neustadt, künftig maximal noch rd. 13 Mio. EUR an Darle-
hen zur Finanzierung des ordentlichen Haushalts aufzunehmen (TZ 5).

 21.2 (1) Der RH kritisierte, dass in der MFP der Stadt Wiener Neustadt keine 
Konsolidierung des städtischen Haushalts erkennbar war, weil sie nur 
die bisherige negative Haushaltsentwicklung bis zum Jahr 2018 fort-
schrieb. Insbesondere ließ die geplante Entwicklung der Ausgaben 
keine nachhaltigen Einsparungsmaßnahmen erkennen.

Zudem bemängelte der RH, dass die Stadt in ihrer MFP jährliche 
Abgänge von bis zu 12,12 Mio. EUR plante und somit kein Konzept 
zur weiteren Finanzierung des Haushalts in den nächsten Jahren hatte. 
Nach Ansicht des RH war die von der Stadt selbst erstellte Prognose-
rechnung besorgniserregend, weil die Stadt selbst von einer drohenden 
Zahlungsunfähigkeit ausging und es an umfassenden politischen Vor-
gaben zur Aufrechterhaltung der kommunalen Aufgaben fehlte (siehe 
TZ 23). Die einzige geplante Maßnahme, die Aussetzung von Darlehens-
tilgungen, erachtete der RH als unzweckmäßig und wenig zukunfts-
weisend (siehe TZ 15).

Der RH empfahl der Stadt, ihre MFP realistisch, entsprechend den 
finanziellen Möglichkeiten der Stadt zu erstellen und jedenfalls die 
vollständige Finanzierung des Haushalts zu berücksichtigen. 

Für den RH war es deshalb bspw. nicht nachvollziehbar, dass die Stadt 
— trotz ständiger Überschuldungsgefahr — die Errichtung einer Mul-
tifunktionssportanlage budgetierte bzw. plante. Der RH gab kritisch 
zu bedenken, dass der Bau von großen Infrastruktureinrichtungen ein 
hohes Investitionsrisiko in sich barg und zudem Folgekosten für den 
Betrieb der Anlage zu berücksichtigen waren. Er empfahl der Stadt, 
vom Bau der Multifunktionssportanlage abzusehen, solange die Finan-
zierung der kommunalen Aufgaben gefährdet ist.

Tabelle 13: Mittelfristige Finanzplanung 2014 bis 2018, administrative Jahresergebnisse

VA 2014 Plan 2015 Plan 2016 Plan 2017 Plan 2018 Gesamt

in Mio. EUR

administratives Jahresergebnis – 6,37 – 8,49 – 9,98 – 10,74 – 12,12 – 47,71

Rundungsdifferenzen möglich

Quelle: Stadt Wiener Neustadt
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Angesichts der prekären finanziellen Lage empfahl der RH der Stadt 
Wiener Neustadt wiederholt, unverzüglich wirksame Maßnahmen zur 
Sanierung des Gemeindehaushalts in die Wege zu leiten. Vorrangig 
wären sämtliche Ausgaben des ordentlichen und außerordentlichen 
Haushalts auf das absolut notwendige Ausmaß zu reduzieren, um das 
Haushaltsgleichgewicht wieder herzustellen und die Bedienung der Til-
gungsdienste aller Darlehen gewährleisten zu können. Gepaart mit der 
Streichung/Reduktion der außerordentlichen Vorhaben müssten alle 
Anstrengungen der Stadt auf den Schuldenabbau ausgerichtet werden. 
Nach Ansicht des RH stellt die Aufnahme neuer Darlehen für außeror-
dentliche Vorhaben, im Wissen, dass zahlreiche, bereits aufgenommene 
Darlehen nur mehr teilweise zurückgezahlt werden können, ein recht-
lich bedenkliches Vorgehen der Stadtführung dar, weil die zusätzlichen 
Zins– und Tilgungsbelastungen die Stadt bei der Erfüllung ihrer gesetz-
lichen und vertraglichen Verpflichtungen massiv gefährden würden.43

(2) Da die nachhaltige Sanierung der prekären Finanzlage der Stadt 
weder kurz– noch mittelfristig umgesetzt werden kann, empfahl der 
RH der Stadt, zusätzlich zum gesetzlich geforderten MFP auch einen 
Finanzplan für einen noch längeren Zeitraum (zehn Jahre) zu erstellen 
und darin die Eckpfeiler der Haushaltssanierung und die jährlich zu 
erreichenden Sanierungsziele verbindlich (mit Gemeinderatsbeschluss) 
festzulegen. Die Haushaltsführung der Stadt Wiener Neustadt wäre 
sodann diesem Sanierungsprogramm konsequent folgend auszurich-
ten, um der gegenwärtig drohenden Insolvenz der Stadt entgegenwir-
ken zu können.

 21.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wiener Neustadt sei die Empfehlung des 
RH, die Finanzplanung möglicherweise über das gesetzliche Maß hinaus 
auf bis zu zehn Jahre auszuweiten, in Anbetracht der schwierigen finan-
ziellen Situation für die Stadt nachvollziehbar. Allerdings würde die 
operative Umsetzung für die Stadt eine nahezu unlösbare Herausforde-
rung darstellen, zumal auch die zu verwendenden IT–Lösungen aktuell 
nur die Möglichkeit bieten, die Finanzplanung für den gesetzlich vorge-
sehenen Zeitraum zu erstellen. Aufgrund der dringlich zu behandeln-
den finanziellen Situation der Stadt und des raschen Handlungsbedarfs 
auch im Hinblick auf die gesetzlichen Bestimmungen des § 61 Abs. 3 
NÖ STROG betreffend Haushaltsausgleich und Haushaltsausgleichs-
darlehen gehe die Stadt derzeit davon aus, dass das bereits genehmi-
gte Konsolidierungsprogramm jedenfalls deutliche und spürbare Aus-

43 Das NÖ STROG normiert im § 61 Abs. 1 mit der Novelle LGBl. Nr. 1026–11 vom 
16. Mai 2014 neu, dass Darlehen zur Bestreitung eines außerordentlichen Bedarfs nur 
aufgenommen werden dürfen, soweit eine andere Bedeckung nicht zweckmäßig ist 
und die Verzinsung und Tilgung des aufzunehmenden Darlehens die Erfüllung der der 
Stadt obliegenden gesetzlichen und vertraglichen Verpflichtungen nicht gefährdet.
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wirkungen, auch im gesetzlich vorgegebenen Fünf–Jahres–Zeitraum, 
ergeben muss, die ausgeglichene ordentliche Haushalte innerhalb die-
ses Zeitraumes ermöglichen oder die sich diesen zumindest sehr deut-
lich annähern. Die Ausweitung auf zehn Jahre sei vor allem auch von 
den technisch–operativen Voraussetzungen abhängig. Mit einer iso-
lierten Eigenlösung der Stadt sei dies für die Stadt derzeit nicht vor-
stellbar.

 21.4 Der RH beurteilte das Ziel der Stadt, einen ausgeglichenen Haushalt 
innerhalb des Fünf–Jahres–Zeitraums zu erstellen, für ambitioniert. Für 
den Fall, dass die beabsichtigten Konsolidierungsmaßnahmen jedoch 
nicht ausreichen, um einen ausgeglichenen ordentlichen Haushalt zu 
erreichen, bekräftigte der RH seine Empfehlung, die Finanzplanung 
für einen größeren Zeitraum auszuweiten. Darin müssten nach Ansicht 
des RH lediglich verbindliche Einsparungsziele und Haushaltsergeb-
nisse definiert und laufend überwacht werden.

 22.1 (1) Laut MFP der Stadt Wiener Neustadt sollte sich der Finanzschul-
denstand von 158,16 Mio. EUR im Jahr 2010 bis zum Jahr 2018 um 
4,81 Mio. EUR auf 153,35 Mio. EUR verringern. Der RH hielt dazu fest, 
dass weder der Voranschlag für das Haushaltsjahr 2014 noch die Bud-
getpläne für die Haushaltsjahre 2015 bis 2018 ausgeglichen erstellt 
waren und die Stadt im Prüfungszeitraum bereits mehrfach Darlehens-
aufnahmen zum Zwecke des Haushaltsausgleichs tätigte.

(2) Der Schuldendienst (Tilgung und Zinsen) der Stadt Wiener Neustadt 
entwickelte sich laut den Rechnungsabschlüssen 2010 bis 2013, dem 
Voranschlag 2014 und dem MFP für die Jahre 2015 bis 2018 wie folgt: 
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Laut MFP beabsichtigte die Stadt Wiener Neustadt, im Jahr 2014 rd. 
8,32 Mio. EUR und in den Jahren 2015 bis 2018 jährlich 9,00 Mio. EUR 
an Schuldentilgungen vorzunehmen. Nach Einschätzung der Stadt 
Wiener Neustadt würde der Tilgungsdienst bei Einhaltung aller Til-
gungsverpflichtungen — je nach Entwicklung des Zinsniveaus — jähr-
lich rd. 15,00 Mio. EUR betragen.44 Der Zinsendienst wurde steigend 
auf rd. 4,68 Mio. EUR prognostiziert.

 22.2 Der RH kritisierte, dass die von der Stadt in ihrem MFP dargestellte 
Entwicklung des Finanzschuldenstands unrealistisch war, weil sie die 
budgetierten unausgeglichenen Haushalte bis zum Jahr 2018 in kei-
ner Weise widerspiegelte und weitere Tilgungsfreistellungen voraus-
setzte. Der RH empfahl der Stadt, eine realistische Planung der Schul-
denentwicklung im MFP durchzuführen. 

44 Quelle: Mittelfristige Finanzplanung für die Jahre 2014 bis 2018, „Diverse Anmer-
kungen zur Entwicklung des Schuldenstandes und der Tilgungen“, Seite 17 und „Erläu-
terungen“, Seite 25

Abbildung 1: Mittelfristplan – Schuldendienst

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

Zinsen Tilgung

Quelle: Stadt Wiener Neustadt
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 23.1 (1) In den Jahren 2010 bis 2012 beschloss der Gemeinderat wiederholt 
„Maßnahmen zur Stabilisierung der künftigen Haushalte des Magis-
trats der Stadt Wiener Neustadt sowie diverser Tochtergesellschaften“. 
Zudem ließ die Stadt Wiener Neustadt in den Jahren 2012 und 2013 
durch ein externes Beratungsunternehmen eine Studie zur Personal-
kostensenkung im Magistrat und in den Betrieben der Stadt Wiener 
Neustadt und zwei weiterführende Analysen erarbeiten. 

Der Endbericht der Studie wies mehr als 130 Verbesserungsvorschläge 
auf, und bezifferte die potenziellen Einsparungsmaßnahmen für die 
Stadt Wiener Neustadt und deren Beteiligungen Wiener Neustadt Hol-
ding, Eco Nova, Immobilien Freizeit Parken GmbH, Kultur Marke-
ting Event–GmbH und Wiener Neustädter Stadtwerke je nach Ausprä-
gung der Einsparungsmaßnahmen mit insgesamt rd. 4,26 Mio. EUR 
bis 6,31 Mio. EUR. 

Der Endbericht und die vertiefenden Analysen wurden vom Gemein-
derat im Dezember 2012 bzw. im Juni 2013 zur Kenntnis genommen, 
die verbindliche Umsetzung der Einsparungsmaßnahmen wurde nicht 
beschlossen. Der Gemeinderat beauftragte lediglich den Magistrat und 
ersuchte die Wiener Neustadt Holding, die Einsparungsvorschläge hin-
sichtlich der bereits umgesetzten, in Umsetzung befindlichen und der 
geplanten Maßnahmen unter Angabe der erreichten und geplanten 
Einsparungsziele quartalsweise, beginnend mit dem 2. Quartal 2013, 
an den Gemeinderat zu berichten. 

(2) Die Quartalsberichterstattung Ende Dezember 2013 an den Gemein-
derat wies für die Jahre 2010 bis 2016 folgende bisherige und künf-
tige budgetäre Auswirkungen der Maßnahmen zur Stabilisierung der 
Haushalte der Stadt Wiener Neustadt inkl. ihrer Beteiligungen Wiener 
Neustädter Stadtwerke, Immobilien Freizeit Parken GmbH und Kultur 
Marketing Event–GmbH aus: 

Maßnahmen zur 
Stabilisierung der 
künftigen Haushalte
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(3) Die durchschnittliche bisherige und künftige Entlastung der Haus-
halte 2010 bis 2016 stützte sich zu rd. 75,3 % auf Einnahmensteige-
rungen und zu rd. 24,7 % auf Ausgabensenkungen.

Die jährliche Verminderung der Personalausgaben der Stadt und der 
Beteiligungen lag im Zeitraum 2010 bis 2016 laut Berichterstattung an 
den Gemeinderat zwischen 0,26 Mio. EUR (2010) und 1,20 Mio. EUR 
(2015). Somit hatte die Stadt Wiener Neustadt die in der Studie zur Per-
sonalkostensenkung entwickelten Einsparungsmaßnahmen (mit einem 
Einsparungspotenzial zwischen 4,26 Mio. EUR und 6,31 Mio. EUR) bis-
her nur zu einem geringen Teil umgesetzt. Auch deren Realisierung 
zumindest in der Minimalvariante war bis zum Jahr 2016 offensicht-
lich nicht vorgesehen.

(4) Die jährlichen Einsparungen der Stadt an Sach– und Personalaus-
gaben lagen im Zeitraum 2010 bis 2016 laut Berichterstattung an den 
Gemeinderat zwischen 0,32 Mio. EUR (2010) und 2,91 Mio. EUR (2013). 

Die von der Stadt in ihrem MFP prognostizierten Soll–Fehlbeträge der 
Jahre 2014 bis 2018 betragen insgesamt 47,71 Mio. EUR (TZ 21). Im 
Jahresdurchschnitt betrug der Soll–Fehlbetrag bis zum Jahr 2018 somit 
rd. 9,54 Mio. EUR. Die MFP stützte sich auf Tilgungsfreistellungen 
bis zum Jahr 2018 im Ausmaß von jährlich 6 Mio. EUR (TZ 22). Der 
jährliche Konsolidierungsbedarf der Stadt Wiener Neustadt bis zum 
Jahr 2018 betrug daher rd. 15,54 Mio. EUR.

Tabelle 14: Verbesserungspotenziale Stadt und Beteiligungen, 2010 bis 2016

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016

in Mio. EUR

Stadt Wiener Neustadt

Mehreinnahmen 0,09 0,41 1,11 1,01 0,97 0,97 0,97

Minderausgaben (Sachausgaben) 0,23 1,74 1,75 1,81 1,69 1,67 1,67

Minderausgaben (Personal) 0,09 0,10 0,81 1,10 0,46 1,17 0,28

städtische Beteiligungen

Mehreinnahmen 0,75 3,14 8,44 9,54 8,64 8,64 8,64

Minderausgaben (Sachausgaben) 0,05 0,37 0,37 0,37 0,37 0,37 0,37

Minderausgaben (Personal) 0,17 0,18 0,18 0,03 0,03 0,03 0,03

budgetäre Entlastung Gesamt 1,37 5,94 12,66 13,87 12,15 12,85 11,96

Rundungsdifferenzen möglich

Quelle: Stadt Wiener Neustadt
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 23.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die Budgetkonsolidierung zum Groß-
teil auf einnahmenseitigen Maßnahmen basierte, denen geringere aus-
gabenseitige Maßnahmen gegenüberstanden. Darüber hinaus bemän-
gelte der RH, dass der Gemeinderat die Einsparungsvorschläge zwar 
zur Kenntnis genommen hatte, jedoch keine konkreten Vorgaben zu 
deren Umsetzung machte. Angesichts des von der Stadt Wiener Neu-
stadt für ihren Haushalt mit maximal 2,91 Mio. EUR p.a. dargelegten 
Einsparungsvolumens erachtete der RH die bisher getroffenen Einspa-
rungsmaßnahmen als wenig ambitioniert und keinesfalls ausreichend. 
Der RH gab nochmals kritisch zu bedenken, dass zufolge der MFP bis 
zum Jahr 2018 ein jährlicher Konsolidierungsbedarf von durchschnitt-
lich rd. 15,54 Mio. EUR besteht.

Der RH erneuerte daher seine Empfehlung an die Stadt Wiener Neu-
stadt, unverzüglich wirksame Maßnahmen zur Sanierung des Gemein-
dehaushalts in die Wege zu leiten. Vorrangig wären sämtliche Ausgaben 
des ordentlichen und außerordentlichen Haushalts auf das absolut not-
wendige Ausmaß zu reduzieren, um das Haushaltsgleichgewicht wie-
der herzustellen. Mittelfristig betrachtet wäre die Ableistung des vollen 
Annuitätendienstes aller Darlehen sicherzustellen und die Reduktion 
der hohen Darlehensstände (siehe TZ 14) nachhaltig anzustreben.

 23.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wiener Neustadt seien im Zeitraum 2012 
bis Ende 2014 in der Hoheitsverwaltung und den Tochtergesellschaften 
insgesamt Personaleinsparungsmaßnahmen aus dem KDZ–Bericht in 
der Höhe von 2,82 Mio. EUR umgesetzt worden. Der Realisierungszeit-
raum laufe noch bis Ende 2016. Selbstverständlich schlage sich dieser 
Einsparungseffekt im Rechnungsabschluss nicht im gleichen Maß nie-
der, weil durch die jährlichen Gehaltsanpassungen und gesetzlichen 
Vorrückungen diese Einsparungen großteils wieder aufgesogen wür-
den. Ohne Umsetzung dieser Konsolidierungsmaßnahmen wäre die Ent-
wicklung der Personalkosten erheblich ungünstiger gewesen.

 24.1 (1) Informationen über die finanzielle Lage der Stadt Wiener Neustadt 
waren vor allem den Rechnungsabschlüssen zu entnehmen.

Transparenz der 
finanziellen Lage
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Der Rechnungsabschluss hatte laut NÖ STROG den Kassenabschluss, 
die Haushaltsrechnung, die Vermögensrechnung und die Rechnungs-
abschlüsse der von der Stadt verwalteten Anstalten, Stiftungen und 
Fonds und die Jahresrechnungen der Eigenbetriebe zu umfassen.

Die Haushaltsrechnung hatte alle Einnahmen und Ausgaben des Haus-
halts in der Gliederung des Voranschlags zu enthalten; sie musste im 
Besonderen nachweisen, inwieweit der Voranschlag eingehalten wurde 
und welcher Überschuss oder Abgang sich am Ende des Haushalts-
jahrs ergab. In der Vermögensrechnung waren die Veränderungen des 
Vermögens und der Schulden ersichtlich zu machen. In einer Beilage 
zum Rechnungsabschluss waren gemäß NÖ STROG ab dem Jahr 2012 
auch anzuführen: 

–  sämtliche Beteiligungen der Stadt unter Anführung des Beteili-
gungsausmaßes und der Firmenbuchnummer,

–  sämtliche Mitgliedschaften bei Vereinen mit Angabe der Größe der 
jährlichen Verpflichtung und der Vereinsregisternummer,

–  sämtliche Genossenschaftsanteile mit Angabe der Haftung gemäß 
§ 5 Z 12 Genossenschaftsgesetz45 und der Firmenbuchnummer.

Wie bereits in der TZ 13 ausgeführt, war die Vermögensrechnung im 
Sinne des § 66 NÖ STROG und der Nachweis der gegebenen Darlehen 
und der noch nicht fälligen Verwaltungsforderungen und –schulden 
gemäß § 17 Abs. 2 Z 5 VRV nicht bzw. nur teilweise den Rechnungs-
abschlüssen 2010 bis 2013 angeschlossen worden.

(2) Seit der Novelle des NÖ STROG im Jahr 2012 hatten die Städte auch 
dafür zu sorgen, dass ausgegliederte Unternehmen mit eigener Rechts-
persönlichkeit, die unter beherrschendem Einfluss einer oder mehrerer 
Städte bzw. Gemeinden standen, einen Jahresabschluss erstellten sowie 
die Eigenkapitalquote und die fiktive Schuldentilgungsdauer nach den 
§§ 23 und 24 des Unternehmensreorganisationsgesetzes46 ermittelten.

Weiters hatten die Städte dafür zu sorgen, dass kleine Kapitalgesell-
schaften nach § 221 Abs. 1 UGB und Personengesellschaften, auf die 
die Merkmale des § 221 Abs. 1 UGB zutrafen, als Jahresabschluss 
neben der Bilanz und der Gewinn– und Verlustrechnung einen der 
UGB Formblatt–Verordnung47 entsprechenden Anhang erstellten, und 

45 RGBl. Nr. 70/1873, i.d.F. BGBl. I Nr. 70/2008
46 BGBl. I Nr. 114/1997, i.d.F. BGBl. I Nr. 58/2010
47 BGBl. II Nr. 316/2008, i.d.F. BGBl. II Nr. 9/2009
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dass diese Gesellschaften zusätzlich einen Lagebericht verfassten, der 
jedenfalls Folgendes beinhaltete:

– Darstellung des Geschäftsverlaufes,

–  Nachtragsbericht (wichtige Ereignisse zwischen Bilanzstichtag und 
Bilanzerstellungstag),

– Prognosebericht,

– Verwendung von Finanzinstrumenten,

– Eigenkapitalquote48,

– fiktive Schuldentilgungsdauer49.

(3) Die Städte hatten ferner dafür zu sorgen, dass für ausgegliederte 
Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, die unter ihrem beherr-
schenden Einfluss standen, unabhängig von den Größenmerkmalen50 
jedenfalls ein Abschlussprüfer bestellt wurde. Der Abschlussprüfer hatte 
die Jahresabschlüsse einschließlich der Lageberichte zu prüfen.

Die geprüften Jahresabschlüsse einschließlich der geprüften Lagebe-
richte sowie der Bericht des Abschlussprüfers waren dem Bürgermeis-
ter zu übermitteln und von diesem mit dem nächstfolgenden Rech-
nungsabschluss dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen.

In der Stadt Wiener Neustadt betraf dies die Wiener Neustadt Hol-
ding, Kultur Marketing Event–GmbH, Eco Nova, Wiener Neustädter 
Stadtwerke, Immobilien Freizeit Parken GmbH, FH Wiener Neustadt, 
Forschungs– und Technologietransfer GmbH (Fotec), Fachhochschul–
Immobiliengesellschaft m.b.H. (FHI), Stadtmarketing & Tourismus Wie-
ner Neustadt GmbH (SMT, ab 2013) und bis zu ihrer Liquidation im 
Jahr 2013 die Wiener Neustädter Altlastensanierungs–GmbH (WNA). 

Die Stadt beauftragte die vorerwähnten Beteiligungen sowie die Kabel–
TV Wiener Neustadt/Neunkirchen GmbH für die Jahre 2012 und 2013 
und zusätzlich auch die Civitas Nova Wiener Neustadt Grundstücks-
gesellschaft mbH (CNG), PEG MedAustron GmbH, Regional–Innova-
tions–Zentrum NÖ–Süd Informationstransfer– und BeratungsgmbH 
(RIZ), Bioenergie Wiener Neustadt GmbH und die Geschützte Werk-

48 § 23 URG, BGBl. I Nr. 114/1997 i.d.F. BGBl. I Nr. 58/2010
49 § 24 URG, BGBl. I Nr. 114/1997 i.d.F. BGBl. I Nr. 58/2010
50 vgl. § 221 UGB
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stätte Wiener Neustadt GmbH für das Jahr 2012 einer Jahresabschluss-
prüfung zu unterziehen.

Seit Inkrafttreten der Novelle des NÖ STROG beschloss der Gemein-
derat gleichzeitig mit den Rechnungsabschlüssen der Stadt auch die 
Jahresabschlüsse, Lageberichte und Abschlussprüfer–Berichte der der 
Jahresabschlussprüfung unterzogenen Unternehmen. 

 24.2 (1) Der RH kritisierte die unvollständige Erstellung der Rechnungsab-
schlüsse 2010 bis 2013 und empfahl der Stadt Wiener Neustadt neuer-
lich, künftig die im NÖ STROG geforderte Vermögensrechnung sowie 
alle Nachweise gemäß VRV zu erstellen und diese den Rechnungsab-
schlüssen beizulegen (siehe TZ 13).

(2) Der RH beurteilte die Neuerungen des NÖ STROG, die für alle 
ausgegliederten Einheiten unter beherrschendem Einfluss einer Stadt 
— unabhängig von Rechtsform und Größe — galten, positiv. Seiner 
Ansicht nach waren sie ein wichtiger Schritt zu einer umfassenden 
Darstellung der finanziellen Lage der Städte einschließlich der ausge-
gliederten Einheiten. Die verpflichtende Vorlage der geprüften Jahres-
abschlüsse einschließlich der geprüften Lageberichte und der Berichte 
des Abschlussprüfers an den Gemeinderat begrüßte der RH ebenfalls 
ausdrücklich.

(3) Der RH anerkannte die von der Stadt Wiener Neustadt gehandhabte 
Praxis, die Jahresabschlüsse ihrer Beteiligungen regelmäßig einer Jah-
resabschlussprüfung zu unterziehen.

 25.1 (1) Die Stadt Wiener Neustadt schloss in den Jahren 2005 bis 2012 
insgesamt fünf Derivativgeschäfte ab: 

 

Überblick

Derivativgeschäfte der Stadt Wiener Neustadt
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Die dargestellten Derivativgeschäfte umfassten ein Gesamtvolumen von 
123,59 Mio. EUR. Sämtliche Derivate waren keinem Grundgeschäft 
explizit zugeordnet, sondern dienten der „Makrosteuerung“ des Schul-
denportfolios der Stadt. 

(2) Bei dem im Jahr 2005 abgeschlossenen Zinsswap vereinbarten die 
Stadt und die Kommunalkredit Austria AG den Tausch von Zinsver-
pflichtungen auf eine Nominale von 13,59 Mio. EUR (siehe TZ 27). 
Aus diesem Geschäft erlitt die Stadt einen effektiv eingetretenen Ver-
lust von rd. 631.000 EUR.

(3) Im Jahr 2007 schlossen die Stadt und ein weiteres Kreditinstitut 
gleichzeitig zwei Derivativgeschäfte ab. Einerseits begrenzte die Stadt 
ihr Zinsrisiko für ein Nominale von 40,00 Mio. EUR durch einen Zins-
cap (Zinscap 1, siehe TZ 28), andererseits ging sie ein unbegrenztes 
Risiko durch den Abschluss einer Put–Devisen–Option auf Schwei-
zer Franken (CHF) ein (siehe TZ 28). Aus dem Zinscap 1 erzielte die 
Stadt einen Gewinn in Höhe von rd. 26.000 EUR, durch die ungün-
stige Marktsituation ergaben sich bei der Put–Devisen–Option Buch-
verluste in Höhe von 10,15 Mio. EUR und eine sprunghafte Erhöhung 
ihres Schuldenstandes in Höhe von rd. 10,72 Mio. EUR.

(4) Im Juli 2012 ging die Stadt noch zwei weitere Zinsbegrenzungs-
geschäfte ein. Für den Zinscap 2 (siehe TZ 31) musste die Stadt eine 
Prämie in Höhe von 207.000 EUR entrichten, für den Zinscap 3 (siehe 
TZ 31) betrug die Prämie 397.000 EUR. Bis Mitte 2014 mussten die an 
diesem Geschäft beteiligten Banken keine Ausgleichzahlungen an die 
Stadt leisten, weil der 6–Monats–EURIBOR stets unter der vereinbar-
ten CAP–Rate von 3 % p.a. lag.

 

Tabelle 15: Derivativgeschäfte der Stadt Wiener Neustadt

Derivat Volumen Vertragliche Laufzeit
Ergebnis nach Ablauf 

in EUR (gerundet;  
inkl. Prämien)

Zinsswap (TZ 27) 13,59 Mio. EUR 06/2005 bis 06/2010  – 631.000

Zinscap 1 (TZ 28) 40,00 Mio. EUR 03/2007 bis 03/2012 26.000

Put–Devisen–Option  
(TZ 28 bis 30) 40,00 Mio. EUR 03/2007 bis 03/2012 – 10.146.000

Zinscap 2 (TZ 31) 15,00 Mio. EUR 07/2012 bis 07/2014 – 207.000

Zinscap 3 (TZ 31) 15,00 Mio. EUR 07/2012 bis 07/2015 noch aktiv

Quelle: KPMG, Stellungnahme zu den derivativen Finanzinstrumenten der Stadt Wiener Neustadt
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 25.2 Der RH stellte kritisch fest, dass der Stadt aus ihren Derivativgeschäf-
ten Verluste in Höhe von 11,35 Mio. EUR drohten und sich die Abwer-
tung des EUR gegenüber dem CHF im Jänner 2015 zusätzlich negativ 
auswirken könnte. Er kritisierte, dass die Stadt Wiener Neustadt zum 
Teil unbegrenzte Risiken beim Abschluss eines Zinsswaps und einer 
Put–Devisen–Option eingegangen war und sich durch diese Geschäfte 
die ohnehin bereits extrem angespannte Finanzsituation weiter ver-
schlechterte. Insbesondere die im Jahr 2007 eingegangene Put–Devi-
sen–Option auf den CHF belastete den Stadthaushalt außerordentlich, 
weil sich der Schuldenstand um weitere 10,70 Mio. EUR erhöhte, ohne 
dass der Stadt tatsächlich Geldmittel zugeflossen waren. Der RH emp-
fahl der Stadt, keine weiteren Derivativgeschäfte abzuschließen, die 
spekulativ sind bzw. hohe Verlustrisiken in sich bergen. Derivativge-
schäfte wären, falls überhaupt, hinsichtlich Nominalbetrag, Währung 
und Laufzeit an bestehende Grundgeschäfte zu binden und unter Beach-
tung von vorgegebenen Risikolimits nur zu Absicherungszwecken abzu-
schließen. Die Durchführung von Derivativgeschäften zu reinen Spe-
kulationszwecken kann nicht gerechtfertigt werden.51

 25.3 Die Stadt Wiener Neustadt bestätigte, dass die Derivativgeschäfte kei-
nem expliziten Grundgeschäft zugeordnet waren. Ergänzend stellte sie 
fest, dass in Summe jederzeit ausreichend Darlehen als Grundgeschäft 
in ihrer Gesamtbetrachtung bei der Stadt bestanden hätten, auf wel-
che diese Derivate bezogen werden konnten. Dies gehe auch aus den 
halbjährlichen Berichten zum Zins– und Währungsmanagement an 
den Gemeinderat hervor. Bei allfälligen künftigen Derivaten (lediglich 
einfache Strukturen wie z.B. Cap denkbar) werde der Empfehlung des 
RH, explizit Darlehen als Grundgeschäft zuzuordnen, aber jedenfalls 
entsprochen werden.

 25.4 Der RH wies darauf hin, dass er sich bereits mehrfach mit Fragen des 
Finanzmanagements beschäftigt hatte und dabei immer wieder auf 
die Notwendigkeit der Bindung von Derivativgeschäften an Grundge-
schäfte sowie der Messung, Limitierung und gezielten Überwachung der 
Risiken hingewiesen hatte (Reihen Bund 2003/4, Salzburg 2004/6, Bur-
genland 2006/3, Bund 2013/9). Der RH bekräftigte seine Empfehlung, 
Derivativgeschäfte an bestehende Grundgeschäfte zu binden und nur 
zur Absicherung von Währungs– und Zinsabänderungsrisiken abzu-
schließen.

51 siehe Bericht des RH „Fremdwährungs– und Zinsabsicherungsgeschäfte der Stadt Linz, 
der Immobilien Linz GmbH, der Immobilien Linz GmbH & Co KG und der Linz AG“, 
Reihe Oberösterreich 2013/1
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 26.1 Grundlage für den Abschluss von Derivativgeschäften bildeten soge-
nannte „Rahmenverträge für Finanztermingeschäfte“, welche die Stadt 
mit den Banken in den Jahren 2005 bis 2011 abschloss52.

Mit dem Abschluss eines Rahmenvertrags einigten sich die Vertrags-
parteien, zur Gestaltung von Zinsänderungs–, Währungskurs– und 
sonstigen Risiken im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit Finanztermin-
geschäfte abzuschließen. Der Rahmenvertrag sah u.a. vor, dass

–  jedes auf Basis der Rahmenverträge abgeschlossene Finanztermin-
geschäft einen „Einzelabschluss“ darstellte,

–  Einzelabschlüsse durch „Einigung der Vertragspartner“ rechtsver-
bindlich zustande kamen, somit auch ein telefonischer Abschluss 
bereits die Stadt verpflichtete,

–  die Stadt nach Aufforderung der Banken Unterschriftenverzeich-
nisse oder Kontaktdaten zu übermitteln hatte, welche Personen zum 
Abschluss von Finanztermingeschäften berechtigt waren,

–  jede Vertragspartei berechtigt war, eine unterzeichnete Ausfertigung 
des Einzelabschlusses — eine Einzelabschlussbestätigung — zu ver-
langen, die jedoch keine Voraussetzung für dessen Rechtswirksam-
keit war,

–  die Vertragsparteien ausdrücklich auf das Recht verzichteten, den 
Rahmenvertrag oder Einzelabschlüsse wegen Irrtums, Verkürzung 
über die Hälfte des wahren Wertes oder anderen Gründen anzu-
fechten,

–  die Stadt versicherte, dass sie über ausreichende Kenntnisse der in 
diesem Vertrag beschriebenen Geschäfte verfügte und mit den kon-
kreten Risiken aus Einzelabschlüssen vertraut war,

–  die Stadt Einzelabschlüsse aufgrund ihrer eigenen Entscheidung 
und nicht aufgrund einer Beratung durch die Bank abschloss.

Da die Banken von der Stadt jedoch keine gesonderten Unterschrif-
tenverzeichnisse oder Kontaktdaten anforderten, bestand das Risiko, 
dass Einzelpersonen ohne Befassung des Gemeinderats für die Stadt 
Derivativgeschäfte abschließen konnten. 

52 Dieser Rahmenvertrag entsprach weitgehend einem international gebräuchlichen Muster 
der „International Swap Derivates Association“ und wird von österreichischen Banken 
weitgehend angewandt.

Rahmenverträge für 
den Abschluss von 
Derivativgeschäften
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Erst Ende 2010 beschloss der Gemeinderat „Risikorichtlinien für den 
Einsatz von Derivativgeschäften“53. Diese Richtlinien sahen zwar die 
Einrichtung einer Marktbeobachtungsgruppe und die Einführung von 
Betragslimits für Derivativgeschäfte oder Berichtspflichten an den 
Gemeinderat vor, die potenziellen Risiken (Geschäftsabschlüsse durch 
Einzelpersonen, Anfechtungsverzicht) aus den abgeschlossenen Rah-
menverträgen konnten damit aber nicht eingeschränkt werden. 

 26.2 Der RH erachtete die von österreichischen Banken weitgehend ange-
wandten „Rahmenverträge für Finanztermingeschäfte“ als ungeeig-
nete Vertragsgrundlage für Derivativgeschäfte mit österreichischen 
Gemeinden. 

Der RH wies in diesem Zusammenhang kritisch auf das potenzielle 
Risiko hin, das die Stadt einging, weil diese Rahmenverträge Einzel-
personen das Recht einräumten, ihr in den Details noch nicht bekannte 
und auch nicht eingeschränkte Derivativgeschäfte ohne vorherigen 
Gemeinderatsbeschluss einzugehen. Weiters ging die Stadt für sämt-
liche solche ihr zu dem Zeitpunkt noch nicht bekannten Einzelgeschäfte 
auch Anfechtungsverzichte ein, und setzte sich somit der potenziellen 
Gefahr aus, beliebige künftige Geschäftsabschlüsse von zeichnungs-
berechtigten Einzelpersonen unwiderruflich akzeptieren zu müssen. 
Auch die in den Jahren 2010 und 2013 vom Gemeinderat beschlos-
senen Risikorichtlinien waren nicht geeignet, grobe einzelvertragliche 
Benachteiligungen oder eine mögliche missbräuchliche Ausübung der 
gewährten Ermächtigung auszuschließen.

Der RH empfahl der Stadt Wiener Neustadt, die Kündigung der Rah-
menverträge mit den Kreditinstituten anzustreben.

 26.3 In ihrer Stellungnahme wies die Stadt darauf hin, dass es sich um keine 
von der Stadt gesondert verhandelte Vereinbarung, sondern um eine 
österreich weit standardisierte Rahmenvereinbarung gehandelt habe, die 
zum damaligen Zeitpunkt üblicherweise als Basis für derartige Rechts-
geschäfte zum Einsatz kam. Die Stadt nahm die Ausführungen des 
RH zur Kenntnis, wies aber darauf hin, dass im Fall der Stadt Wiener 
Neustadt keine Abschlüsse ohne zugrunde liegende Gremialbeschlüsse 
erfolgt seien.

Weiters sagte die Stadt eine Prüfung zu, inwieweit ein Ausstieg aus 
sämtlichen Rahmenvereinbarungen mit den Banken möglich sei; sie 
plane, dem Gemeinderat die Auflösung dieser Rahmenvereinbarung 
zur Beschlussfassung vorzulegen. Klar festzuhalten sei jedoch, dass bei 

53  Im April 2013 beschloss der Gemeinderat überarbeitete Risikorichtlinien.
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Auflösung dieser Vereinbarungen neue Rahmenvereinbarungen abzu-
schließen wären, um künftig potenziell sinnvolle Absicherungsmaß-
nahmen im Kreditmanagement durchführen zu können. Nach Ansicht 
der Stadt solle es neue österreichweite Standardrahmenvereinbarungen 
für Finanztermingeschäfte geben, die sodann auch für den öffentlichen 
Bereich geeignet sein würden. Ansonsten müsse jede Stadt selbst eine 
eigene Rahmenvereinbarung mit den Banken erarbeiten, was jeden-
falls zu vermeiden sei.

 27.1 Im Juni 2005 beschloss der Stadtsenat gemeinsam mit dem Abschluss 
eines „Rahmenvertrags für Finanzierungsgeschäfte“ (TZ 26) den 
Abschluss eines „Zinsswap–Geschäfts“ für bestehende Darlehen für 
den Bereich Gemeindestraßen mit der Kommunalkredit Austria AG. 

Ausgehend von einem Nominale von 13,59 Mio. EUR und einer Lauf-
zeit von 30. Juni 2005 bis zum 30. Juni 2010 verpflichtete sich die 
Stadt, jeweils zum 30. Juni und 31. Dezember Zinsen an die Kommu-
nalkredit Austria AG zu zahlen, die sich wie folgt berechneten: 

Zinsswap

Tabelle 16:  Zinsswap – Zahlungen der Stadt Wiener Neustadt

Zinstermin Bezugsbetrag Zinskondition Zinssatz zum 
Zinstermin Zinszahlung

in Mio. EUR in % in EUR

Dezember 2005 13,59 0,8 % fix 0,80 55.560,12

Juni 2006 13,59 0,8 % fix 0,80 54.654,25

Dezember 2006 13,59 Zinssatz Vorperiode + 2 * 6–Monats– 
CHF–LIBOR abzüglich 2,62 % 2,50 173.625,36

Juni 2007 13,47 Zinssatz Vorperiode + 2 * 6–Monats– 
CHF–LIBOR abzüglich 2,87 % 5,26 356.238,11

Dezember 2007 12,52 Zinssatz Vorperiode + 2 * 6–Monats– 
CHF–LIBOR abzüglich 3,12 % 7,86 503.009,94

Juni 2008 11,56 Zinssatz Vorperiode + 2 * 6–Monats– 
CHF–LIBOR abzüglich 3,37 % 10,46 611.481,11

Dezember 2008 10,59 Zinssatz Vorperiode + 2 * 6–Monats– 
CHF–LIBOR abzüglich 3,62 % 8,62 466.370,91

Juni 2009 9,60 Zinssatz Vorperiode + 2 * 6–Monats– 
CHF–LIBOR abzüglich 3,87 % 5,76 277.989,35

Dezember 2009 8,60 Zinssatz Vorperiode + 2 * 6–Monats– 
CHF–LIBOR abzüglich 4,12 % 2,33 102.391,81

Juni 2010 7,59 Zinssatz Vorperiode + 2 * 6–Monats– 
CHF–LIBOR abzüglich 4,37 % 0,80 30.546,37

Zinszahlungen insgesamt 2.631.867,33

Quellen: Stadt Wiener Neustadt; KPMG – Stellungnahme zu den derivativen Finanzinstrumenten
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Die Zinszahlungen der Stadt für den Zinsswap betrugen insgesamt 
2,63 Mio. EUR.

Im Gegenzug verpflichtete sich die Kommunalkredit, an die Stadt für 
den jeweiligen Bezugsbetrag den 6–Monats–EURIBOR zuzüglich 0,20 % 
zu zahlen. Insgesamt betrugen die Zahlungsverpflichtungen der Bank 
für die gesamte Laufzeit des Zinsswaps 2,00 Mio. EUR. 

Gemäß Rahmenvertrag mit der Kommunalkredit Austria AG wurden 
die Zahlungsverpflichtungen der Stadt mit jenen der Kommunalkre-
dit saldiert, somit betrug der Verlust der Stadt aus diesem Zinsswap 
630.615,57 EUR. 

Die Stadt verzichtete für den Abschluss des Zinsswap–Geschäfts auf 
einen Beschluss des Gemeinderats, weil sie die Ansicht vertrat, dass 
aus dem Zinstauschgeschäft keine Einmalzahlungen oder Einmalleis-
tungen zu tätigen waren. 

Gemäß § 32 Z 26 lit. h NÖ STROG54 war für den Abschluss oder die 
Auflösung von Verträgen, deren Jahresentgelt 0,005 % der Summe der 
veranschlagten Einnahmen des ordentlichen Haushalts im Einzelfall 
übersteigt, eine Beschlussfassung durch den Gemeinderat erforderlich. 
Für das Jahr 2005 entsprach dies einem Betrag von rd. 14.400 EUR. 

 27.2 (1) Der RH kritisierte, dass die Stadt Wiener Neustadt mit diesem Zins-
swap ein Derivativgeschäft abschloss, welches zur Begrenzung von 
Zinsrisiken untauglich und als rein spekulativ einzustufen war. Da 
dieses Derivativgeschäft keine Zinsfixierung oder Zinsobergrenze 
festlegte, war das Verlustrisiko theoretisch unbegrenzt. Weiters kri-
tisierte er, dass aufgrund der Entwicklung der Finanzmärkte ab dem 
Jahr 2007 der Stadt Wiener Neustadt aus diesem Zinsswap ein Verlust 
von 630.000 EUR erwachsen war.

Der RH empfahl der Stadt nochmals, Derivativgeschäfte zu reinen Spe-
kulationszwecken zu unterlassen (siehe auch TZ 25).

(2) Zudem kritisierte der RH, dass die Stadt ein Zinstauschgeschäft 
einging, welches sich hinsichtlich der Berechnung ihrer Zahlungsver-
pflichtungen gegenüber der Kommunalkredit Austria AG als schwer 
abschätzbar einstufen ließ. War die Zinsbelastung der Stadt in den 
ersten beiden Abrechnungsperioden noch mit 0,80 % begrenzt, berech-
neten sich die Folgebelastungen aus einer Abrechnungsformel, die 

54 LGBl. Nr. 1026/3
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sich aus dem Zinssatz der Vorperiode, dem 6–Monats–CHF–Libor und 
einem im Voraus festgelegten Abschlag zusammensetzte.

Der RH gab in diesem Zusammenhang zu bedenken, dass Banken bei 
Derivativgeschäften aufgrund ihrer Kenntnisse und Erfahrungen auf 
den Finanzmärkten hinsichtlich Risiko– und Marktabschätzung gegen-
über der Stadt im Vorteil waren.

Der RH empfahl der Stadt Wiener Neustadt, Finanzgeschäfte mit spe-
ziellen, schwer bewertbaren Strukturen aufgrund der Probleme mit der 
Bewertung des Risikos zukünftig zu unterlassen.

Weiters empfahl der RH der Stadt, Risikolimits für die bestehenden 
Derivativgeschäfte abzuschließen, um im Fall von starken Zins– und 
Währungsschwankungen Verluste begrenzen zu können.

(3) Der RH kritisierte, dass die Stadt zum Abschluss des Swap–Geschäfts 
mit der Kommunalkredit Austria AG lediglich einen Stadtsenatsbe-
schluss herbeigeführt hatte. Er war der Ansicht, dass aufgrund des 
hohen Vertragsvolumens (Nominale 13,58 Mio. EUR) und der Ver-
pflichtung, Zinszahlungen von mindestens 0,80 % auf das aushaftende 
Nominale pro Jahr zu leisten, ein Beschluss des Gemeinderats herbei-
zuführen gewesen wäre. Auch wenn sich der tatsächlich zu zahlende 
Betrag erst nach der Saldierung aus den Zinstäuschen ergab, entstand 
beim Einzelabschluss des Zinsswaps bereits eine komplexe vertragliche 
Geschäftsverbindung mit der Kommunalkredit Austria AG, wodurch 
ein Beschluss des Gemeinderats jedenfalls zweckmäßig gewesen wäre. 

Der RH empfahl der Stadt, beim Abschluss von Derivativgeschäften 
jedenfalls den Gemeinderat zu befassen, und verwies in diesem Zusam-
menhang nochmals auf die Novelle des NÖ STROG, wonach für den 
Abschluss von Finanzgeschäften der Gemeinderat zu befassen war. 

 27.3 In ihrer Stellungnahme vertrat die Stadt Wiener Neustadt nach wie 
vor die Ansicht, dass die Beschlussfassung durch den Stadtsenat im 
Jahr 2005 zulässig gewesen sei. Aufgrund der Ex–post–Betrach-
tung und der marktwirtschaftlichen Verwerfungen vor allem seit dem 
Jahr 2008 sei allerdings die Auffassung des RH, dass ein Gemeinde-
ratsbeschluss zumindest zweckmäßig gewesen wäre, durchaus nach-
vollziehbar. Aufgrund der bereits angesprochenen veränderten Rah-
menbedingungen, vor allem auch auf den Finanzmärkten, wurde im 
NÖ STROG nun auch eine Klarstellung der Kompetenzen für Finanz-
geschäfte durchgeführt, um künftig derartige Interpretationsspielräume 
vermeiden zu können.
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 27.4 Der RH stellte klar, dass bereits im Jahr 2005 allein durch das hohe 
Vertragsvolumen und die komplexen Rahmenbedingungen des Swap–
Geschäfts eine Beschlussfassung des obersten Organs der Stadt zweck-
mäßig gewesen wäre; dazu hätte es weder einer nachträglichen Betrach-
tung noch unvorhersehbarer Probleme auf dem Finanzmarkt bedurft.

Entscheidung des Stadtsenats

 28.1 Am 12. März 2007 beschloss der Stadtsenat den Abschluss

–  eines Rahmenvertrags für Finanztermingeschäfte mit einem Kredit-
institut (siehe TZ 26),

–  eines Zinscaps mit einer Zinsobergrenze von 3,95 % bezogen auf den  
6–Monats–EURIBOR für ein Darlehensvolumen von 40,00 Mio. EUR 
und einer Laufzeit von fünf Jahren zu einem Preis von 572.000 EUR 
und

–  einer Put–Devisen–Option, bei der sich die Stadt verpflichtete, am 
28. März 2012 einen Betrag von 61,10 Mio. CHF an die Bank zu zah-
len und im Gegenzug 40,00 Mio. EUR zu erhalten, wenn der Wech-
selkurs zwischen EUR/CHF unter 1,5275 liegt. Die Stadt erhielt für 
das Eingehen dieses Risikos eine Prämie von 572.000 EUR, somit 
neutralisierten sich die Prämien für Zinscap und Put–Devisen–
Option. 

Die mehrheitliche Beschlussfassung durch den Stadtsenat am 
12. März 2007 erfolgte unter Berufung auf § 39 NÖ STROG, wonach 
der Stadtsenat unter eigener Verantwortung die notwendigen Ent-
scheidungen und auch die hiefür erforderlichen Ausgaben veranlas-
sen konnte, wenn der Beschluss des eigentlich zuständigen Gemein-
derats nicht ohne Nachteil für die Sache oder Gefahr eines Schadens 
für die Stadt abgewartet werden konnte.

Die Dringlichkeit des Antrags begründete der Stadtsenat damit, dass die 
Europäische Zentralbank die Leitzinsen am 8. März 2007 um 25 Basis-
punkte erhöht habe und die Bindefristen für das Angebot der Bank 
äußerst kurz gewesen seien. Bei einer Beschlussfassung in der am 
28. März 2007 angesetzten Gemeinderatssitzung hätten sich die Kon-
ditionen für dieses „Modell“ voraussichtlich verschlechtert.

Zinscap 1 und Put–
Devisen–Option
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Der Bürgermeister unterzeichnete den „Rahmenvertrag vom 
6. März 2007“ am 13. März 2007. Die (rechtlich verbindlichen) Ein-
zelabschlussbestätigungen datierten vom 14. März 2007 und wurden 
nachträglich vom Bürgermeister am 19. März 2007 signiert.

Zuvor hatte die Bank der Stadt bereits am 6. März 2007 eine Präsenta-
tionsunterlage für einen „CHF linked Cap“ übermittelt, wonach sie für 
ein Volumen von 10,00 Mio. EUR einerseits einen Zinscap mit einer 
Zinsobergrenze von 3,95 % sowie eine „EUR Put CHF Call“ Option zu 
einem EUR/CHF Kurs von 1,5015 anbot. 

Gemäß § 24 NÖ STROG hatte der Bürgermeister den Gemeinderat nach 
Bedarf einzuberufen. Die Einberufung zur Gemeinderatssitzung hatte 
schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung zu erfolgen und war 
allen Mitgliedern des Gemeinderats nachweislich spätestens am fünften 
Tag vor dem Tag der Sitzung zuzustellen. Der Gemeinderat nahm die 
Entscheidung des Stadtsenats am 28. März 2007 lediglich zur Kenntnis.

 28.2 Der RH kritisierte, dass der Stadtsenat seine Befugnisse überschritt und 
eine Put–Devisen–Option über ein Volumen von 40,00 Mio. EUR mit 
der Begründung der Dringlichkeit abschloss, wodurch der eigentlich 
zuständige Gemeinderat übergangen wurde. Nach Ansicht des RH war 
für den Einzelabschluss der Put–Devisen–Option keine Dringlichkeit 
gegeben, weil der Leitzinserhöhung der Europäischen Zentralbank um 
25 Basispunkte auch eine Leitzinserhöhung der Schweizerischen Nati-
onalbank im selben Ausmaß folgte.55 

Nach Ansicht des RH war die Dringlichkeit des Abschlusses ausschließ-
lich dem Umstand geschuldet, dass die Stadt die eigentlich fällige Prä-
mie für den Zinscap (572.000 EUR) sparen wollte. Durch das Einge-
hen des CHF–Kursrisikos und der damit verbundenen Prämienleistung 
durch die Bank stellten sich beide Geschäfte zu Beginn nämlich als 
kostenneutral dar. Tatsächlich ging die Stadt jedoch ein unbegrenz-
tes Währungsrisiko ein.

Der RH kritisierte daher, dass der Stadtsenat durch den Abschluss die-
ser Geschäfte lediglich einen Tausch von Risiken (Währungskursrisiko 
gegen Zinsrisiko) einging. Diese Vorgangsweise war nach Ansicht des 
RH ein untaugliches Mittel, um den städtischen Haushalt vor negativen 
Marktentwicklungen zu schützen. Der RH empfahl der Stadt, Schaden-
ersatzansprüche gegen die damals mitwirkenden Mitglieder des Stadt-
senats für den aus diesen Geschäften entstandenen Schaden zu prüfen.

55 Am 15. März 2007 erhöhte die Schweizerische Nationalbank das „Libor–Zielband für 
dreimonatige Anlagen in Schweizer Franken“ von 1,50 % bis 2,50 % auf 1,75 % bis 
2,75 %.
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Weiters beanstandete der RH, dass der Bürgermeister seiner gesetzlich 
vorgegebenen Pflicht zur Einberufung des Gemeinderats gemäß § 24 
NÖ STROG nicht nachgekommen war. Er gab kritisch zu bedenken, dass 
die Stadt zumindest bereits seit 6. März 2007 — und somit länger als 
fünf Tage vor Vertragsabschluss — über Unterlagen zu ähnlich ausge-
stalteten Geschäften und dem Rahmenvertrag mit der Bank verfügte. 
Er empfahl der Stadt dafür zu sorgen, dass die Einberufungspflichten 
des Bürgermeisters für den Gemeinderat künftig eingehalten werden.

 28.3 In ihrer Stellungnahme hielt die Stadt ergänzend fest, dass für den 
Abschluss der Geschäfte im Jahr 2011 nicht die Vergangenheit als 
maßgebliche Entscheidungsgröße heranzuziehen gewesen sei, sondern 
das variabel finanzierte Kreditobligo der Stadt und das daraus poten-
ziell vorhandene Zinsänderungsrisiko der künftigen Jahre.

 28.4 Der RH stellte klar, dass die abgeschlossenen Zinscaps nicht geeig-
net waren, um die Stadt nachhaltig vor einem potenziellen Zinsän-
derungsrisiko zu schützen, zumal die Laufzeit der Zinscaps lediglich 
für drei Jahre angesetzt war und das Zinsniveau zum Zeitpunkt des 
Abschlusses bereits deutlich unter 3 % lag.

Entwicklung der Derivativgeschäfte

 29.1 (1) Durch den Abschluss des Zinscap 1 erhielt die Stadt zwischen 
März 2007 und März 2008 Ausgleichszahlungen von der Bank im 
Ausmaß von 597.687,78 EUR, weil in diesem Zeitraum der 6–Monats–
EURIBOR über 3,95 % lag. Ab September 2008 sank der 6–Monats–
EURIBOR deutlich unter die Obergrenze des Zinscaps; somit erhielt die 
Stadt bis zum Laufzeitende dieses Geschäfts keine Ausgleichszahlungen 
mehr. Unter Berücksichtigung der Prämie von 572.000 EUR ergab sich 
somit ein Gewinn für die Stadt in Höhe von 25.687,78 EUR.

(2) Ausgelöst durch die Finanzmarktkrise verlor der EUR gegenüber 
dem CHF deutlich an Wert. So lag der Kurs EUR/CHF rund vier Monate 
vor Ablauf des Put–Devisen–Optionsgeschäfts Anfang November 2011 
bei 1,2322 und damit fast 20 % unter dem Ausübungskurs für das 
Optionsgeschäft. Der Stadt drohte zu diesem Zeitpunkt somit ein Ver-
lust von mehr als 9,00 Mio. EUR.

In einem Schreiben vom 17. Jänner 2012 teilte die Bank der Stadt 
die Vorgangsweise für die Abwicklung des Put–Devisen–Optionsge-
schäfts mit: 
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–  Sollte der Kurs EUR/CHF zum Kursfeststellungstag (28. März 2012) 
kleiner als 1,5275 sein, erfolgt die Lieferung des CHF–Betrags 
(61,10 Mio. CHF) nicht durch Barzahlung, sondern durch Konver-
tierung bereits bestehender EUR–Darlehensforderungen der Bank 
an die Stadt Wiener Neustadt im Gegenwert von 40,00 Mio. EUR.

–  Die Konvertierung erfolgt durch den Abschluss von entsprechenden 
Vertragsnachträgen zu den ausgewählten Darlehensverträgen mit 
der Bank.

–  Zur Minderung des Fremdwährungsrisikos müsse die Stadt das 
durch die Konvertierung entstandene „Fremdwährungsexposure“ 
von 61,10 Mio. CHF spätestens bis zum 30. Juni 2015 auf den Wert 
von 40,00 Mio. CHF, bis zum 30. Juni 2017 auf 20,00 Mio. CHF 
senken und bis zum 30. Juni 2019 zur Gänze reduziert haben.

Bereits am 7. Dezember 2011 wurde der Gemeinderat indirekt über diese 
Vorgangsweise informiert. In der nicht–öffentlichen Sitzung beschloss 
der Gemeinderat u.a., die „weiteren Schritte und Empfehlungen“ der 
von der Stadt eingerichteten Marktbeobachtungsgruppe56 zu geneh-
migen. Die Empfehlungen sahen bereits ein konkretes, in CHF zu kon-
vertierendes Darlehensportfolio vor. Auch die im Zuge der Modifika-
tion des Put–Devisen–Optionsgeschäfts vorgesehene Reduzierung des 
nunmehrigen CHF–Darlehensportfolios bis 2019 auf Null wurde der 
Stadt empfohlen. 

Die Marktbeobachtungsgruppe erwähnte jedoch nicht, dass sich durch 
diesen Beschluss der Schuldenstand der Stadt um den Kursverlust 
(Stand November 2011 rd. 9,00 Mio. EUR) aus dem Derivatgeschäft 
erhöhen werde.

(3) Zum Fälligkeitszeitpunkt für die Ausübung der Put–Devisen–Option 
(28. März 2012) lag der Kurs EUR/CHF bei 1,2054 und berechtigte die 
Bank, das bestehende Darlehensportfolio von EUR in CHF zu konver-
tieren. Durch die Differenz zwischen Optionskurs (1,5275) und dem laut 
Einzelgeschäftsbestätigung vereinbarten Valutakurs zum 30. März 2012 
(1,2045) erhöhte sich der Schuldenstand der Stadt zu diesem Zeitpunkt 
um 10,72 Mio. EUR. Alleine bis Ende Dezember 2013 erlitt die Stadt 
einen Verlust aus diesem Geschäft von 1,19 Mio. EUR, weil die Stadt 

56 Die Risikorichtlinien der Stadt sahen die Einrichtung einer Arbeitsgruppe zur Markt-
beobachtung vor, deren Aufgabe in der vierteljährlichen Erfassung und Beobachtung 
sämtlicher Veranlagungsgeschäfte, Finanzgeschäfte mit Fremdwährungsrisiken und 
derivative Finanzinstrumente lag. Die Arbeitsgruppe setzte sich aus Vertretern der Hol-
dingunternehmen, der Stadt und externen Teilnehmern ohne Stimmrecht zusammen.
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nunmehr Tilgungen in CHF vornehmen musste und sich der Kurs EUR/
CHF kaum erholt hatte. 

(4) Bis Mitte 2014 betrug der aushaftende Darlehensbetrag 
48,55 Mio. CHF. Die Stadt musste aufgrund der nachträglichen Ver-
einbarung somit bis Juni 2015 das Darlehensportfolio noch um 
8,55 Mio. CHF reduzieren. Der EUR/CHF–Kurs zum 13. März 2015 lag 
bei 1,0659. 

 29.2 Der RH kritisierte, dass der Stadtsenat durch die Genehmigung der Put–
Devisen–Option ein unbegrenztes Risiko einging, welches letztlich zu 
einem sprunghaften Anstieg des ohnehin schon extrem hohen Schul-
denstands um mehr als 10,70 Mio. EUR im Jahr 2012 führte. Er wie-
derholte seine Empfehlung, Derivativgeschäfte ausschließlich zur Absi-
cherung bestehender Zins– oder Kursrisiken einzugehen und zusätzlich 
auch Verlustobergrenzen zu vereinbaren (TZ 25).

Darüber hinaus kritisierte der RH, dass der Gemeinderat über die Vor-
gangsweise der Abwicklung des Put–Devisen–Optionsgeschäfts unzu-
reichend informiert worden war. Nach Ansicht des RH führte diese 
Vorgangsweise zu hoher Intransparenz, weil ein bloßer Hinweis auf 
Empfehlungen der Marktbeobachtungsgruppe nicht geeignet war, um 
den Gemeinderat umfassend über die damit verbundenen Auswir-
kungen zu informieren. Er empfahl der Stadt, den Gemeinderat künftig 
umfassend über die Rahmenbedingungen und Risiken bei Beschlüssen 
betreffend die Derivativgeschäfte der Stadt zu informieren und nicht 
nur auf die Empfehlungen der Marktbeobachtungsgruppe zu verweisen.

Weiters wies der RH kritisch darauf hin, dass die Stadt bis zum 
30. Juni 2015 das konvertierte CHF–Darlehensportfolio um 
8,55 Mio. EUR reduzieren muss. Unter Annahme eines EUR/CHF–
Kurses von 1,0659 (Stand: 13. März 2015) bedeutete dies, dass die 
Stadt mehr als 8,00 Mio. EUR für die Tilgung und Rückkonvertierung 
des CHF–Darlehensportfolios benötigte. Er empfahl der Stadt, Vor-
sorge für die notwendigen Ausgaben betreffend das CHF–Darlehens-
portfolio in den Voranschlägen der nächsten Jahre zu treffen. Ange-
sichts der anstehenden außerordentlichen Belastungen empfahl der RH 
der Stadt, Investitionstätigkeiten auf unbedingt erforderliche Maßnah-
men zu reduzieren, um die prekäre Liquiditätssituation der Stadt nicht 
zusätzlich zu belasten (TZ 8). 



Stadt Wiener Neustadt und  
Wiener Neustadt Holding GmbH

Niederösterreich

Niederösterreich 2015/9 121

Derivativgeschäfte der Stadt  
Wiener Neustadt

Aufsichtsbeschwerde

 30.1 (1) Ende März 2007 brachte ein Mitglied des Gemeinderats eine „Auf-
sichtsbeschwerde“ beim Amt der NÖ Landesregierung zum Abschluss 
der Finanztermingeschäfte mit der Bank ein.

Die Gemeinderätin vertrat die Ansicht, dass der Finanzstadtrat und der 
Bürgermeister versucht hätten, ihre Entscheidung für den Abschluss 
der Derivativgeschäfte auf § 39 NÖ STROG zu stützen. Sie wies darauf 
hin, dass es zulässig sei, dass der Bürgermeister eine Gemeinderats-
sitzung auch kurzfristig einberufen lassen könne. Der Fristenlauf für 
eine Einberufung des zuständigen Kollegialorgans (Gemeinderat) hätte 
keine zeitliche Differenz gegenüber der Beschlussfassung des Stadtse-
nats ergeben, womit auch kein Schaden für die Sache entstanden wäre. 
Sie ersuchte die Aufsichtsbehörde, die Vorgänge um das angeführte 
Finanztermingeschäft zu prüfen und alle notwendigen Schritte und 
Maßnahmen zu setzen, um einen rechtmäßigen Zustand herzustellen.

(2) Das Amt der NÖ Landesregierung ersuchte daher Mitte April 2007 
den Bürgermeister der Stadt Wiener Neustadt um Stellungnahme zu 
der „Eingabe“ der Gemeinderätin. Die Aufsichtsbehörde ersuchte den 
Bürgermeister u.a. auch mitzuteilen, welches Risiko mit den Deriva-
tivgeschäften verbunden sei, ob die Stadt über Richtlinien hinsichtlich 
Zielsetzungen des Schuldenmanagements verfüge und ob es Vorgaben 
über das maximale Ausmaß von Derivativgeschäften gebe. 

(3) Anfang Mai 2007 erfolgte die Stellungnahme des Bürgermeisters. 
In dieser erläuterte er die Ausgestaltung der Derivativgeschäfte mit 
der Bank. Zur Put–Devisen–Option führte er an, dass sich die Stadt 
verpflichtet hätte, bestehende „Euro–Darlehen“ zu einem bereits 
fixierten Wechselkurs zum Ende der Laufzeit mit einem Volumen von 
40,00 Mio. EUR in CHF umzutauschen, wenn der tatsächliche Opti-
onspreis EUR/CHF über „1,537“ läge (siehe TZ 29). Hinsichtlich eines 
eventuellen CHF–Kursrisikos führte er an, dass der tiefste Wert EUR/
CHF seit dem zweiten Weltkrieg bei rd. 1,44 lag und dass sich ein 
eventueller Kursverlust auf die Laufzeit der konvertierten Darlehen 
verteilen würde.

Weiters teilte der Bürgermeister mit, dass die Stadt über keine Richt-
linien im Bereich des Schuldenmanagements verfügte; jedoch „ver-
pflichte alleine die Verpflichtung zum sparsamen und wirtschaftli-
chen Einsatz der Mittel der Stadt zur laufenden Revision vor allem in 
volatilen Bereichen wie Finanzierungen“. Ein Berichtswesen über das 
abgeschlossene Produkt sei nicht beschlossen worden, jedoch könne 
ein mündlicher Bericht in den Gemeinderatssitzungen im April und 
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Oktober eines jeden Jahres präsentiert werden, sollte es die Aufsichts-
behörde als notwendig erachten. Hinsichtlich eines maximalen Aus-
maßes an Derivativgeschäften gab der Bürgermeister keine Stellung-
nahme ab.

Zur Frage, ob ein Zuwarten mit höheren Kosten für die Stadt ver-
bunden gewesen wäre, teilte der Bürgermeister mit, dass nach Rück-
sprache mit dem Vertragspartner es in diesem Geschäft „sehr schwer 
oder de facto unmöglich“ sei, im Voraus oder rückwirkend betrach-
tet, genaue Geschäftsbedingungen und somit potenzielle Verluste zu 
einem bestimmten Tag zu definieren. Ein Zuwarten auf einen Gemein-
deratsbeschluss Ende März 2007 hätte aufgrund geänderter Marktbe-
dingungen für das erste Halbjahr aber zusätzlich 18.000 EUR gekostet. 

(4) Im Juli 2007 teilte die damalige Landeshauptmann–Stellvertrete-
rin als für die Aufsichtsbehörde zuständige politische Referentin dem 
Bürgermeister mit, dass hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzung 
für eine Entscheidung im Stadtsenat auf die diesbezügliche Begrün-
dung der Stadt verwiesen werde. „Die Angelegenheit erscheine damit 
ausreichend aufgeklärt und es sind daher keine weiteren aufsichtsbe-
hördlichen Maßnahmen erforderlich“. Sie begrüßte den Vorschlag des 
Bürgermeisters zu einer halbjährlichen Berichterstattung im Gemein-
derat. Neben Vorgaben zur korrekten Verbuchung der Geschäftsfälle 
empfahl sie der Stadt, zukünftig Derivativgeschäfte nur als Absiche-
rungsgeschäfte zu konkreten Darlehen abzuschließen. 

 30.2 Der RH kritisierte, dass der Bürgermeister in seiner Stellungnahme 
nicht darauf einging, warum er zum Abschluss dieser Derivativge-
schäfte nicht den Gemeinderat einberufen hatte. Vielmehr musste er 
eingestehen, dass die Auswirkungen einer verzögerten Beschlussfas-
sung konkret nicht abschätzbar gewesen waren, und bezog sich auf 
Mehrkos ten von 18.000 EUR, wenn der Gemeinderat den Beschluss 
erst Ende März 2007 gefasst hätte.

Der RH empfahl der Stadt nochmals, den Bürgermeister dazu anzu-
halten, seinen Einberufungspflichten gemäß § 24 NÖ STROG nach-
zukommen. Eine Beschlussfassung mittels „Notverordnung“ erachtete 
der RH schon aufgrund des hohen Geschäftsvolumens und den daraus 
entstandenen Risiken als nicht vertretbar.

Für den RH war auch nicht nachvollziehbar, warum die NÖ Gemein-
deaufsicht keine weiteren aufsichtsbehördlichen Maßnahmen ergriffen 
hatte, obwohl klar erkennbar war, dass der Stadtsenat das nicht zustän-
dige Organ für den Abschluss der Derivativgeschäfte war und der Bür-
germeister ausreichend Zeit gehabt hätte, den Gemeinderat einzube-
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rufen. Da der Bürgermeister dies unterlassen hatte, wäre nach Ansicht 
des RH der Beschluss des Stadtsenats gemäß § 73 Abs. 1 NÖ STROG57 
von der Aufsichtsbehörde aufzuheben gewesen. Diese Vorgangsweise 
hätte negative Folgewirkungen von der Stadt abwenden können.

Darüber hinaus bemängelte der RH, dass der Bürgermeister in Zusam-
menhang mit diesen Derivativgeschäften — entgegen seiner Stellung-
nahme gegenüber der Aufsichtsbehörde — seiner Verpflichtung zum 
sparsamen und wirtschaftlichen Einsatz der Mittel der Stadt nicht 
nachgekommen war. Vielmehr war der Abschluss der Put–Devisen–
Option als riskantes Spekulationsgeschäft ohne Verlustgrenzen für die 
Stadt einzustufen. 

 31.1 Im März 2011 beschloss der Gemeinderat, zwei Zinsabsicherungsge-
schäfte einzugehen: 

–  Zinscap 2 von 3 % bezogen auf den 6–Monats–EURIBOR für ein 
Darlehensvolumen von 15,00 Mio. EUR und einer Laufzeit vom 
1. Juli 2012 bis zum 1. Juli 2014 zu einer Prämie von 206.550 EUR.

–  Zinscap 3 von 3 % bezogen auf den 6–Monats–EURIBOR für ein 
Darlehensvolumen von 15,00 Mio. EUR und einer Laufzeit vom 
1. Juli 2012 bis zum 1. Juli 2015 zu einer Prämie von 396.575 EUR.

Die von der Stadt für diese Zinsbegrenzungsgeschäfte an die beiden Kre-
ditinstitute zu zahlende Prämie betrug somit insgesamt 603.125 EUR.

Da der 6–Monats–EURIBOR seit Abschluss der Zinscaps nicht über 
3 % lag, erhielt die Stadt bis Mitte 2014 keine Ausgleichszahlungen 
von den Kreditinstituten.

Bereits im Februar 2011 hatte der Referatsleiter des Rechnungsamts im 
Rahmen der Marktbeobachtungsgruppe Zweifel an der Zweckmäßig-
keit des Zinscaps ausgedrückt. Seinen Berechnungen zufolge würde ein 
kontinuierliches Ansteigen des Zinsniveaus auf 4,25 % bis Juli 2014 
bzw. Juli 2014 lediglich zu Vergütungen von rd. 100.000 EUR zuguns-
ten der Stadt führen. Da mit den Zinscaps lediglich ein Drittel der aus-
haftenden Darlehen gegen Zinssteigerungen abgesichert wäre, hielt der 
Referatsleiter den Abschluss unter diesen Bedingungen für keine wirk-
same und im Haushalt spürbare Absicherung gegen Zinssteigerungen.

57 Die Aufsichtsbehörde entscheidet über die Gesetzmäßigkeit von Beschlüssen der Kolle-
gialorgane, die nicht Bescheide oder Verordnungen zum Gegenstand haben. Beschlüsse, 
die Gesetz oder Verordnungen verletzen, kann die Aufsichtsbehörde aufheben.

Zinscap 2 und 3
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Die Marktbeobachtungsgruppe verblieb jedoch mehrheitlich bei ihrer 
Empfehlung zum Abschluss der Zinsbegrenzungsgeschäfte, weil sie 
den Prognosen der Banken vertraute, dass mit weiteren Zinssatzstei-
gerungen zu rechnen sei. 

 31.2 Der RH kritisierte, dass die Stadt nach zwei äußerst verlustreichen 
Derivativgeschäften (TZ 25) weitere Finanzderivate abschloss, die mit 
Kosten von mehr als 600.000 EUR verbunden waren. Nach Ansicht 
des RH war der Abschluss von Zinscaps zwar grundsätzlich geeig-
net, das Risiko steigender Zinsen zu begrenzen. Zu diesem Zeitpunkt 
konnte er jedoch nicht nachvollziehen, warum die Stadt für einen 
Zeitraum von lediglich drei Jahren, für eine Zinsobergrenze von 
3 %, Prämienzahlungen von 600.000 EUR leistete. Er gab zu beden-
ken, dass der 6–Monats–EURIBOR zum Zeitpunkt des Abschlusses 
der Geschäfte (31. März 2011) bei 1,541 % gelegen war und er sich 
somit innerhalb von drei Jahren verdoppeln hätte müssen, um über-
haupt in den Anspruch von Ausgleichszahlungen durch die beiden 
Kreditinstitute zu kommen. Aus diesem Grund wies der RH auch kri-
tisch auf die berechtigten Zweifel des Referatsleiters hin, wonach ein 
Anstieg des 6–Monats–EURIBOR auf 4,25 % zu Einsparungen von 
lediglich 100.000 EUR führen würde, die Stadt jedoch die Prämie von 
600.000 EUR jedenfalls zu entrichten hatte.

Zudem wies der RH darauf hin, dass der Abschluss der Zinscaps mehr 
als ein Jahr vor Beginn der Laufzeit (1. Juli 2012) erfolgte und ein 
Zuwarten auf die weitere Entwicklung der Zinslandschaft angesichts 
der Ausführungen des Referatsleiters jedenfalls zu rechtfertigen gewe-
sen wäre. 

Der RH empfahl der Stadt, Zinsbegrenzungsgeschäfte ausschließlich 
dann abzuschließen, wenn sich nach eingehender Analyse von Kosten 
und Risiken herausstellen sollte, dass ein ökonomischer Vorteil zu 
erwarten ist.

 32 Die Stadt Wiener Neustadt erbrachte — trotz prekärer Finanzlage — 
eine Reihe von freiwilligen Leistungen (z.B. Förderungen, zusätzliche 
Personalaufwendungen), die den Haushalt in erheblichem Ausmaß 
belas teten.

Die als Wirtschaftsförderungen verbuchten Transfers an private Unter-
nehmen und Unternehmen, an der die Stadt beteiligt war, entwickelten 
sich in den Jahren 2010 bis 2013 wie folgt: 

Wirtschaftsförde-
rungen – Überblick

Freiwillige Leistungen der Stadt Wiener Neustadt
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Die Wirtschaftsförderungen der Stadt Wiener Neustadt betrugen somit 
in den Jahren 2010 bis 2013 insgesamt 28,73 Mio. EUR, wovon 58 % 
für die stadteigenen Betriebe der Wiener Neustadt Holding und 24 % 
für den Betrieb der FH Wiener Neustadt aufgewendet wurden.

 33.1 (1) Wesentliche Wirtschaftsförderungen an Unternehmen der Wiener 
Neustadt Holding betrafen die „Kultur Marketing Event – Wiener Neu-
stadt GmbH“ (Kultur Marketing Event–GmbH) mit 7,08 Mio. EUR (2010 
bis 2013) und die „IFP Immobilien Freizeit Parken–Wiener Neustadt 
GmbH“ (Immobilien Freizeit Parken GmbH) mit 9,33 Mio. EUR (2010 
bis 2013). 

(2) Aufgabe der im Jahr 2006 gegründeten Kultur Marketing Event–
GmbH war es,  den Veranstaltungsmarkt der Stadt und sämtliche andere 
Tätigkeiten in ihrem Geschäftsfeld „möglichst flexibel“ bearbeiten zu 
können. So betrieb die Kultur Marketing Event–GmbH u.a. das Stadt-
theater, die Stadtbücherei sowie städtische Museen und war für die 
Durchführung von Festivals, öffentlichen Veranstaltungen, Ausstel-
lungen und Konzerten zuständig. 

Der Kultur Marketing Event–GmbH ersetzte die Stadt im Rahmen einer 
vom Gemeinderat im Jahr 2012 beschlossenen „Generalsubvention“ 
die laufenden Personalkosten (durchschnittlich 1,02 Mio. EUR pro 
Jahr) und Miet–, Verwaltungs– und Betriebskosten (durchschnittlich 
166.000 EUR pro Jahr). Darüber hinaus leistete die Stadt „Barsubven-
tionen“ von durchschnittlich 584.000 EUR jährlich an die Kultur Mar-
keting Event–GmbH. Dabei handelte es sich um Zuschüsse der Stadt, 
um die Unternehmenstätigkeit zu finanzieren.

Tabelle 17:  Wirtschaftsförderungen der Stadt Wiener Neustadt

2010 2011 2012 2013 Summe

in Mio. EUR

Unternehmen der Wiener Neustadt Holding 5,97 7,08 1,77 1,69 16,51

Fachhochschule 2,08 1,76 1,40 1,60 6,84

private Unternehmen 1,22 1,08 1,28 1,25 4,83

sonstige Beteiligungen der Stadt 0,06 0,11 0,18 0,20 0,55

Summe 9,33 10,03 4,63 4,74 28,73

Quelle: Stadt Wiener Neustadt

Wirtschaftsförde-
rungen an Unter-
nehmen der Wiener 
Neustadt Holding 
GmbH
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Im Rahmen der Gemeindeverwaltung führte die Stadt noch ein Kultur-
amt, das für die städtische Musikschule, das Stadtarchiv und Museen 
verantwortlich war. Für diesen Bereich betrug der Abgang im Jahr 2013 
rd. 1,90 Mio. EUR.

Zudem gründete die Stadt im Jahr 2013 als Hauptgesellschafter58 die 
„Stadtmarketing & Tourismus Wiener Neustadt GmbH“, deren Auf-
gabe u.a. auch die Organisation von wirtschaftsnahen Events war. Im 
Jahr 2013 betrug die Förderung der Stadt 162.000 EUR, in den Fol-
gejahren sollte die Förderung auf 320.000 EUR ansteigen, gleichzei-
tig sollte die „Generalsubvention“ der Kultur Marketing Event–GmbH 
jährlich um 300.000 EUR gekürzt werden. Darüber hinaus fielen in der 
neu gegründeten Gesellschaft jährliche Rechts– und Steuerberatungs-
kosten von rd. 20.000 EUR an.

Durchschnittlich betrugen die Aufwendungen der Stadt für den Bereich 
„Kultur, Events, Marketing“ in den Jahren 2010 bis 2013 jährlich 
3,80 Mio. EUR. 

(3) An die Immobilien Freizeit Parken GmbH leistete die Stadt Wirt-
schaftsförderungen in den Jahren 2010 und 2011 für den Betrieb und die 
Finanzierung von städtischen Bädern im Ausmaß von 6,16 Mio. EUR. 
Ab 2012 wurden die Einnahmen und Ausgaben des Hallenbads wieder 
in den Haushalt der Stadt rückgeführt und ein Freibad geschlossen. 

Um wasserrechtliche Auflagen zur Sicherung der Grundwasserqualität 
zu erfüllen, musste die Stadt am Gelände des „Begonien und Chrysan-
themen Sees59“ bauliche Veränderungen durchführen. Im April 2014 
beschloss der Gemeinderat, die Nutzungsmöglichkeiten des „Bego-
nien und Chrysanthemen Sees“ als Badesee samt Spielplatz, Rodelhü-
gel, Toilettanlagen und Parkplätze sowie Wasser–, Kanal– und Strom-
anschlüsse zu errichten und dieses Naherholungsareal den Bürgern 
kostenlos zur Verfügung zu stellen. Als zusätzliche Investitionskosten 
war ein Rahmen von 900.000 EUR vorgesehen. Die laufenden Kosten 
für die Erhaltung des Teichareals schätzte die Stadt mit 146.400 EUR 
(inkl. USt) jährlich. 

(4) Weiters musste die Stadt die Parkraumbewirtschaftung der Immobi-
lien Freizeit Parken GmbH mit rd. 1,70 Mio. EUR bezuschussen; diese 
Wirtschaftsförderung umfasste vor allem die Finanzierungskosten für 
zwei Parkhäuser. Ab dem Jahr 2012 wurden die Parkhäuser den Wie-

58 Anteil der Stadt Wiener Neustadt 67 %, 33 % Verein „Neu in der Stadt, die Unterneh-
mer“

59 Der auch als „Achtersee“ bekannte Schotterteich befand sich im Westen der Stadt Wie-
ner Neustadt.
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ner Neustädter Stadtwerken übertragen, womit die Finanzierungskos-
ten nunmehr von dieser Gesellschaft getragen wurden. In der Stadt 
fanden im Jahr 2014 politische Diskussionen über die Neuerrichtung 
einer Tiefgarage unter dem Hauptplatz mit geschätzten Kosten von 
12,00 Mio. EUR statt. 

 33.2 (1) Der RH stellte kritisch fest, dass die Stadt Wiener Neustadt für 
den Bereich „Kultur, Events, Marketing“ jährlich 3,80 Mio. EUR auf-
wendete und sich dafür zweier ausgegliederten und einer stadtinter-
nen Organisationseinheit bediente. Der RH kritisierte weiters, dass die 
Stadt — trotz massiver finanzieller Probleme — ein weiteres Unterneh-
men zur Durchführung von Marketingaktivitäten gründete und somit 
zusätzliche finanzielle Belastungen in Kauf nahm. 

Der RH empfahl der Stadt Wiener Neustadt, im Rahmen einer Auf-
gabenreform die städtischen Ausgaben im Bereich „Kultur, Events, 
Marketing“ zu hinterfragen und zu reduzieren, zumal die bedrohliche 
Finanzlage der Stadt keine zusätzlichen freiwilligen Leistungen in die-
sen Bereichen mehr zuließ.

Darüber hinaus empfahl der RH der Stadt, im Sinne der Transpa-
renz und Einsparung von Verwaltungskosten die Aufgaben von Kul-
tur, Events und Marketing wieder in die städtische Verwaltung ein-
zugliedern. 

(2) Der RH kritisierte, dass die Stadt nach der aus Kostengründen 
erfolgten Schließung eines Freibads nunmehr 900.000 EUR in die 
Erschließung des Begonien– und Crysanthemensees als Badesee inves-
tierte und auch zusätzliche laufende Kosten von jährlich 146.400 EUR 
in Kauf nehmen wollte. Nach Ansicht des RH ließ die prekäre finanzi-
elle Lage der Stadt keine mit höheren Ausgaben verbundene Erweite-
rung ihres Freizeitangebots zu. Der RH empfahl der Stadt, ein Entgelt 
für die Benützung der neuen Infrastruktur am Begonien– und Crysan-
themensee einzuheben, um die Haushaltssituation der Stadt nicht wei-
ter zu belasten. 

Weiters wies der RH kritisch darauf hin, dass die Stadt für die Finan-
zierung der bestehenden Parkgaragen und der Parkraumbewirtschaf-
tung jährlich 1,70 Mio. EUR aufwenden musste. Er empfahl der Stadt 
daher in Anbetracht der aktuellen Diskussion, von der Errichtung wei-
terer Tiefgaragen abzusehen, bis es die Haushaltssituation der Stadt 
wieder zulässt.



128 Niederösterreich 2015/9

Freiwillige Leistungen der  
Stadt Wiener Neustadt

 34.1 Die Stadt Wiener Neustadt war Hauptgesellschafter (70 %) der FH Wie-
ner Neustadt. Die FH Wiener Neustadt entwickelte und führte Studien-
gänge für rd. 3.400 Studierende durch60. 

Bereits im Jahr 1994 verpflichtete sich die Stadt Wiener Neustadt, die 
für den Betrieb der FH Wiener Neustadt notwendigen Räume zur Ver-
fügung zu stellen und die dafür anfallenden Miet– und Betriebskos-
ten zu übernehmen. Dieser Verpflichtung kam die Stadt im Wege der 
in ihrem Eigentum befindlichen „Fachhochschul–Immobiliengesell-
schaft m.b.H.“ (FHI) nach. Die FHI war die Errichterin der Fachhoch-
schulimmobilien und erhielt von der Stadt Wirtschaftsförderungen zur 
Bedeckung der Finanzierungskosten für diese Immobilien. Die FHI ver-
rechnete der FH Wiener Neustadt zudem für die Nutzung der Fach-
hochschulimmobilien Mietkosten, welche die Stadt als Förderung an 
die FH Wiener Neustadt zuzüglich Betriebskosten erstatten sollte.

Aufgrund dieser vertraglichen Verpflichtungen betrugen die Förde-
rungen der Stadt für den FH Standort Wiener Neustadt in den Jah-
ren 2010 bis 2013 rd. 6,84 Mio. EUR (TZ 32). 

Die Bilanzen der FH Wiener Neustadt wiesen eine ständig steigende 
Liquidität (Bankguthaben, Bargeldbestand) auf – von 7,77 Mio. EUR 
(2010) auf 16,04 Mio. EUR (2013). Die Stadt konnte gegenüber dem 
RH nicht begründen, warum die FH Wiener Neustadt Geldmittelbe-
stände in diesem Ausmaß angehäuft hatte, wollte dies jedoch im Rah-
men von Gesprächen für das Jahr 2015 hinterfragen. 

Die von der FH Wiener Neustadt der Stadt verrechneten Miet– und 
Betriebskosten betrugen in den Jahren 2010 bis 2013 insgesamt 
3,24 Mio. EUR. Abweichend vom Beschluss des Gemeinderats des 
Jahres 1994, wonach die Stadt sämtliche Miet– und Betriebskosten zu 
übernehmen hatte, betrugen die Förderungen der Stadt an die FH Wie-
ner Neustadt lediglich 2,21 Mio. EUR. Die offene Forderung der FH Wie-
ner Neustadt in Höhe von 1,03 Mio. EUR blieb in der Stadt unberück-
sichtigt. 

 34.2 Der RH kritisierte, dass die Stadt, trotz ihrer extrem angespannten 
Finanzlage, in den Jahren 2010 bis 2013 den FH Standort Wiener Neu-
stadt im hohen Ausmaß — mit 6,84 Mio. EUR — gefördert hatte, sich 
aber als Hauptgesellschafter der FH Wiener Neustadt nicht ausrei-
chend über den Finanzbedarf des Unternehmens informiert hatte und 
nicht begründen konnte, warum die FH Wiener Neustadt zuletzt mehr 
als 16,00 Mio. EUR an Liquidität angespart hatte. Der RH empfahl der 
60 siehe auch Bericht des Niederösterreichischen Landesrechnungshofes „Fachhochschule 

Wiener Neustadt für Wirtschaft und Technik Gesellschaft m.b.H.“, Reihe 8/2013

Förderung der Fach-
hochschule Wiener 
Neustadt für Wirt-
schaft und Technik 
Gesellschaft m.b.H.
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Stadt als Hauptgesellschafter der FH Wiener Neustadt, die Gründe für 
die hohen Liquiditätsreserven zu eruieren. 

Darüber hinaus empfahl der RH der Stadt, umgehend in Verhand-
lungen mit der FH Wiener Neustadt mit dem Ziel zu treten, die künf-
tigen Förderungen der Stadt auf das unbedingt erforderliche Ausmaß 
zu reduzieren. 

Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Stadt in den Jahren 2010 
bis 2013 nur einen Teil der Miet– und Betriebskosten der FH Wiener 
Neustadt als Förderung ersetzte und sich daraus Nachforderungen in 
Höhe von 1,03 Mio. EUR ergeben könnten. Er empfahl der Stadt, im 
Zuge der Verhandlungen mit der FH Wiener Neustadt eine Verzichts-
erklärung für die nicht ausbezahlten Förderansprüche zu erwirken. 

 34.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wiener Neustadt würden die hohen Liqui-
ditätsbestände in der Fachhochschule zum überwiegenden Teil aus den 
laufenden Zahlungen des Bundes und des Landes Niederösterreich und 
nicht aus Zahlungen der Stadt resultieren. Ziel dieser Bestände sei 
es, allfällig erforderliche Infrastrukturmaßnahmen künftig abdecken 
zu können. So sei bereits eine Erweiterung der Fachhochschule in der 
Innenstadt von Wiener Neustadt grundsätzlich genehmigt worden. Die 
Fachhochschule werde hier sowohl für das Objekt selbst als auch für 
die Einrichtung mit diesen Mitteln bzw. zumindest Teilen davon auf-
zukommen haben. Es sei daher von einer massiven Reduktion dieses 
Bestandes in den nächsten Jahren auszugehen.

 34.4 Der RH wies kritisch darauf hin, dass durch die geplanten Investiti-
onen bei der Fachhochschule zusätzliche Ausgaben für die Stadt anfal-
len könnten. Nach Ansicht des RH sollte die Stadt aufgrund der pre-
kären Finanzlage weitere budgetäre Belastungen vermeiden, bis es die 
Haushaltssituation wieder zulässt.

 35.1 Die Förderungen der Stadt an private Unternehmen beliefen sich in 
den Jahren 2010 bis 2013 auf 4,83 Mio. EUR. 

(1) Bereits im Jahr 2001 verpflichtete sich die Stadt, im Rahmen einer 
„Verlustabdeckungsvereinbarung“ Wirtschaftsförderungen zur Bede-
ckung des Verlusts aus dem Betrieb der Hallen eines Messe– und 
Eventveranstaltungsunternehmens61 mit einem Höchstbetrag von 
508.000 EUR jährlich zu bezahlen. Weiters hatte sich die Stadt gegen-
über dem Eigentümer des Messe– und Eventveranstaltungsunterneh-
61 Ein Geschäftsführer des Unternehmens ist der seit 20. Februar 2015 amtierende Bür-

germeister der Stadt Wiener Neustadt.

Förderungen an 
private Unternehmen 
und Beteiligungen 
der Stadt
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mens, einer Genossenschaft, im Jahr 2001 verpflichtet, für die Anschaf-
fung weiterer Veranstaltungshallen Wirtschaftsförderungen im Ausmaß 
von 1,27 Mio. EUR zuzüglich Zinsen verteilt auf 20 Jahre bereitzu-
stellen. 

Die Kosten für die Stadt aus diesen Vereinbarungen beliefen sich in 
den Jahren 2010 bis 2014 auf 1,97 Mio. EUR62. 

(2) Weitere Wirtschaftsförderungen der Stadt umfassten bspw. Kom-
munalsteuererlässe und Nachlässe von Grundbesitzabgaben (Kanal, 
Müllentsorgung, Wasser) für private Unternehmen im Ausmaß von 
2,14 Mio. EUR (2010 bis 2013) und Förderung von Unternehmensin-
vestitionen in Höhe von 453.000 EUR (2010 bis 2013).

Die Stadt war außerdem an zwei Unternehmen beteiligt, deren Zweck 
in der Unterstützung von Unternehmensgründungen lag. Die im 
100 %igen Eigentum der Wiener Neustadt Holding befindliche „Eco 
Nova Wiener Neustadt GmbH“ (Eco Nova) erhielt Subventionen zur 
Verlustabdeckung in Höhe von 272.000 EUR (2010 bis 2013). Weiters 
erhielt die „RIZ Regional–Innovations–Zentrum NÖ–Süd Informations-
transfer und Beratungsgesellschaft m.b.H.63“ Förderungen der Stadt für 
den „budgetären Abgang“ in Höhe von 98.000 EUR (2010 bis 2013). 

 35.2 Der RH kritisierte, dass die Stadt zusätzlich zu ihren Förderungen für 
Kultur, Events und Marketing an die Kultur Marketing Event–GmbH 
und an die Stadtmarketing & Tourismus Wiener Neustadt GmbH (TZ 33) 
auch noch Förderungen an den Betreiber bzw. Eigentümer eines Messe– 
und Veranstaltungsunternehmens im Ausmaß von 1,97 Mio. EUR aus-
schüttete. Aufgrund der bedrohlichen Finanzlage der Stadt hielt der RH 
Förderungen in diesem Ausmaß insgesamt für unverhältnismäßig. Der 
RH empfahl der Stadt, im Rahmen einer Aufgabenkritik des Bereichs 
Kultur, Events, Marketing auch die Förderungen an das Messe– und 
Veranstaltungsunternehmen zu hinterfragen und jedenfalls weiter zu 
reduzieren.

Der RH stellte darüber hinaus kritisch fest, dass die Stadt umfang-
reiche Steuer– und Abgabennachlässe sowie Investitionszuschüsse an 
private Unternehmen im Ausmaß von 2,59 Mio. EUR (2010 bis 2013) 

62 In den Jahren 2010 bis 2014 betrug die durchschnittliche jährliche Förderung aus 
der Verlustabdeckungsvereinbarung rd. 330.000 EUR und die durchschnittliche jähr-
liche Wirtschaftsförderung für die Anschaffung weiterer Veranstaltungshallen rd. 
64.000 EUR.

63 Geschäftsanteil Stadt Wiener Neustadt 33 %, RIZ Regionale Innovationszentren in 
Niederösterreich Holding Gesellschaft m.b.H. 51 %, Verein zur Förderung des Regio-
nal–Innovations–Zentrum NÖ–Süd 16 %
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gewährt hatte. Aufgrund der extremen finanziellen Situation empfahl 
der RH der Stadt, ihre Wirtschaftsförderungen in Form von Steuer– 
und Abgabennachlässen zu reduzieren. 

Der RH kritisierte, dass die Stadt bzw. deren Holdinggesellschaft gleich-
zeitig an zwei Unternehmen mit dem selben Unternehmenszweck — der 
Unterstützung von Unternehmensgründungen — beteiligt war und diese 
mit 370.000 EUR (2010 bis 2013) förderte. Der RH empfahl der Stadt, 
eine laufende Evaluierung der Wirksamkeit der Betriebsansiedelungsbe-
mühungen der Eco Nova durchzuführen, um — darauf basierend — eine 
Entscheidungsgrundlage für die Weiterführung oder allfällige Schlie-
ßung der Gesellschaft zu erhalten (siehe auch TZ 47).

 36.1 Im Dezember 2008 beschloss der Gemeinderat im Rahmen des Projekts 
„Soziales Neustadt“ die Einführung der „Plus Card“ und der „Senior-
Card“ mit dem Ziel, Menschen mit geringem Einkommen zu entlasten. 

Inhaber der „Plus Card“ und „SeniorCard“ erhielten u.a. Ermäßigungen 
auf Fahrscheine der städtischen Autobuslinien, auf Buchungen im städ-
tischen Reisebüro, auf den Eintritt in die städtischen Bäder, auf Ver-
anstaltungen der Stadt und des Stadttheaters oder auf Speisen und 
Getränke im städtischen „Cafè–Bistro“. Inhaber der „Plus Card“ erhielten 
zusätzlich kostenlose Zecken– und Grippeimpfungen, Ermäßigungen 
auf den Essensunkostenbeitrag in Pflichtschulen und Kindergärten, 
einen jährlichen Energiekostenzuschuss von 100 EUR sowie für jedes 
Schulkind jährlich 100 EUR Gutscheine für Schulartikel. 

Während die „Plus Card“ lediglich an Bürger mit niedrigem Einkom-
men ausgehändigt wurde, konnten alle in der Stadt gemeldeten Bür-
ger die „SeniorCard“ erhalten, wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet 
hatten und in keinem Arbeitsverhältnis mehr standen.

Die Kosten für die „Plus Card“ und die „SeniorCard“ beliefen sich im 
Jahr 2013 auf 365.000 EUR und in den Jahren 2010 bis 2013 insge-
samt auf 1,71 Mio. EUR. 

 36.2 Der RH kritisierte, dass durch die über viele Jahre andauernde pre-
käre Finanzsituation der Stadt auch die Finanzierung von freiwilli-
gen Sozialleistungen nicht sichergestellt werden konnte. Der RH emp-
fahl der Stadt, alle ihre freiwilligen Leistungen kritisch zu hinterfragen 
und über deren Einstellung bzw. Fortführung zu befinden (siehe auch 
TZ 4, 9, 10, 12, 15, 17, 21, 23).

Plus Card und  
SeniorCard
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Darüber hinaus kritisierte der RH, dass die Stadt für die Nutzung der 
„SeniorCard“ keine Einkommensgrenzen oder soziale Rahmenbedin-
gungen definiert hatte und sie allen im Ruhestand befindlichen Bür-
gern zugänglich war. Der RH empfahl der Stadt, die Sozialleistungen 
der „SeniorCard“ nicht mehr zur Verfügung zu stellen, zumal einkom-
mensschwächere Bürger ohnehin die Leistungen der „Plus Card“ in 
Anspruch nehmen konnten.

 37.1 Die Stadt Wiener Neustadt förderte die städtische freiwillige Feuer-
wehr in den Jahren 2010 bis 2013 mit 3,09 Mio. EUR als Barsubven-
tion, die laut Beschluss des Gemeinderats zur Bedeckung des Personal– 
und Sachaufwands und der Miet– und Betriebskosten dienen sollten. 

Die Abstimmung des Geldmittelbedarfs der freiwilligen Feuerwehr 
für jedes Wirtschaftsjahr erfolgte, laut Angaben des vom Dienst in 
der Stadt freigestellten Feuerwehrkommandanten, mit einem Stadt-
rat und dem Bürgermeister. Anschließend stellte die Freiwillige Feuer-
wehr den Förderantrag auf der Basis dieses Budgets an die zuständige 
Magistratsabteilung. Im Antrag erläuterte der Feuerwehrkommandant 
die im jeweiligen Wirtschaftsjahr prognostizierten Betriebskosten in 
gerundeten Beträgen.

Eine Überprüfung der Geldmittelverwendung durch die Stadt erfolgte 
nicht. 

Bei einer stichprobenweisen Überprüfung der Verwendung der Geld-
mittel durch den RH stellte er fest, dass die Freiwillige Feuerwehr bspw. 
im Jahr 2013 für zwei neue Rüstfahrzeuge rd. 247.000 EUR, für neue 
Fenster für das Feuerwehrgebäude 11.500 EUR und im Jahr 2012 rd. 
12.000 EUR für Werbung und Kameradschaftspflege aus diesem Bud-
get finanzierte, obwohl diese Ausgaben weder vom Förderantrag noch 
vom Beschluss des Gemeinderats gedeckt waren. 

 37.2  Der RH kritisierte, dass die Stadt die Verwendung der Fördergelder an 
die freiwillige Feuerwehr keiner Überprüfung unterzog und sich ledig-
lich auf die Angaben der freiwilligen Feuerwehr verließ. Da die Mittel 
der Stadt von der freiwilligen Feuerwehr — wie die Überprüfung durch 
den RH ergab — nicht ausschließlich für den laufenden Betrieb, sondern 
auch für Investitionen und sonstige nicht zwingend betriebsbedingte 
Ausgaben herangezogen wurden, verstieß die freiwillige Feuerwehr 
Wiener Neustadt gegen ihren eigenen Förderantrag, bzw. gegen den 
Beschluss des Gemeinderats. Der RH empfahl der Stadt, künftig ihre 
Subventionen an die freiwillige Feuerwehr jährlich auf ihre ordnungs-
gemäße Verwendung hin zu kontrollieren. Damit verbunden müsste 

Förderungen an die 
Freiwillige Feuerwehr 
Wiener Neustadt
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auch eine tiefergehende Kontrolle über die sparsame und zweckmä-
ßige Verwendung der öffentlichen Mittel durch die freiwillige Feuer-
wehr Wiener Neustadt verbunden sein. 

 37.3 Die Stadt Wiener Neustadt verwies auf eine Stellungnahme der Frei-
willigen Feuerwehr Wiener Neustadt, wonach diese bemüht sei, sich 
wesentlich an ihren Fixkosten zu beteiligen und es auch ihr Bestreben 
sei, sparsam und zweckmäßig mit den Ressourcen umzugehen. Die vom 
RH erwähnten Rüstfahrzeuge seien Ersatzanschaffungen laut Mindest-
ausrüstungsverordnung und Ausrüstungsverordnung der NÖ Landes-
regierung gewesen. Der Fenstertausch sei erforderlich gewesen, weil 
es keine Ersatzteile mehr gegeben habe. Die Ausgaben für „Werbung 
und Kameradschaftspflege“ seien im Rahmen der Feierlichkeiten für 
das 150jährige Bestandsjubiläum im Jahr 2012 angefallen.

 37.4 Der RH wies nochmals darauf hin, dass die getätigten Ausgaben nicht 
vom Förderantrag der Freiwilligen Feuerwehr umfasst waren und dass 
es somit eines gesonderten Förderantrags an die Stadt Wiener Neustadt 
inklusive Beschluss des zuständigen Stadtgremiums bedurft hätte.

Außerordentliche Vorrückungen

 38.1 Gemäß § 18a des NÖ Gemeinde–Vertragsbedienstetengesetzes64 kön-
nen Bedienstete vom Gemeinderat bei mindestens durchschnittlichen 
Leistungen in eine höhere Entlohnungsstufe oder Funktionsgruppe 
eingestuft werden. 

Bereits im Oktober 199765 beschloss der Gemeinderat der Stadt Wiener 
Neustadt Richtlinien für die Gewährung von außerordentlichen Vor-
rückungen. Diesen Richtlinien zufolge konnte Gemeindebediens teten 
für überdurchschnittliche Dienstleistungen drei Mal, nämlich

– nach zehn Jahren ununterbrochener Dienstzeit,

– nach 25 Jahren ununterbrochener Dienstzeit und

–  fünf Jahre vor Inanspruchnahme der vorzeitigen Alterspension bei 
langer Versicherungsdauer

die Vorrückung in eine höhere Entlohnungsstufe gewährt werden. 

64 LGBl. Nr. 2420 i.d.g.F.
65 nochmals vom Gemeinderat abgeändert im Oktober 2004

Freiwillige Leistungen 
im Personalbereich
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Im Oktober 2006 hob der Gemeinderat die Richtlinien für die Gewäh-
rung von außerordentlichen Vorrückungen aufgrund der finanziell 
angespannten Lage der Stadt auf. Da der RH66 und die Gemeindeauf-
sicht des Landes Niederösterreich der Stadt nachdrücklich empfohlen 
hatten, freiwillige Zuwendungen an Bedienstete zu reduzieren, sollten 
ab 1. Jänner 2007 keine außerordentlichen Vorrückungen der Bediens-
teten mehr erfolgen. 

Bereits im September 2009 teilte die Dienststellenleiterin des Perso-
nalmanagements der Stadt den Mitarbeitern mit, dass Bediensteten, 
die bis zum 31. Dezember 2006 in den Dienst der Stadt eingetreten 
waren, nunmehr wieder vom Gemeinderat im Einzelfall außerordent-
liche Vorrückungen nach zehn und 25 Jahren Dienstzeit sowie fünf 
Jahre vor der Pension gewährt werden könnten. 

Von 2010 bis Ende 2013 gewährte der Gemeinderat in 318 „Einzelfäl-
len“ außerordentliche Vorrückungen für Bedienstete der Stadt. Neben 
Anwendung der in den Richtlinien vorgesehenen außerordentlichen 
Vorrückungen aus dem Jahr 1997 bzw. 2004 gewährte der Gemeinde-
rat Bediensteten nunmehr auch eine weitere außerordentliche Vorrü-
ckung nach 40jähriger Dienstzeit. Durch diese Maßnahmen erwuch-
sen der Stadt in den Jahren 2010 bis 2013 zusätzliche Personalkosten 
von rd. 600.000 EUR und werden das Stadtbudget bis zur Beendigung 
der entsprechenden Dienstverhältnisse auch zukünftig weiter belasten.

 38.2 Der RH kritisierte, dass die Stadt — entgegen den Empfehlungen der 
Gemeindeaufsicht und des RH — ihren Bediensteten zusätzliche frei-
willige Leistungen in Form von außerordentlichen Vorrückungen 
gewährte und in lediglich vier Jahren Mehrkosten in Höhe von knapp 
600.000 EUR in Kauf nahm. Der RH gab in diesem Zusammenhang 
auch zu bedenken, dass die außerordentliche Vorrückung von Bediens-
teten in eine höhere Einkommensstufe langfristig und nachhaltig das 
Budget der Stadt belastete. Er empfahl der Stadt, ihren Mitarbeitern 
im Falle von überdurchschnittlichen Leistungen Belohnungen in Form 
von Einmalzahlungen zukommen zu lassen, wenn dies aufgrund von 
außerordentlichen Leistungen gerechtfertigt ist.

Weiters kritisierte der RH, dass die Stadt den Beschluss des Jahres 2006 
außer Kraft setzte und trotz unverändert prekärer Finanzlage außer-
ordentliche Vorrückungen gewährte. Der RH empfahl der Stadt, ihren 
Mitarbeitern zukünftig keine außerordentlichen Vorrückungen mehr 
zu gewähren.

66 Bericht des RH, Teilgebiete der Gebarung der Stadt Wiener Neustadt, Reihe Nieder-
österreich 2005/7
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 38.3 In ihrer Stellungnahme teilte die Stadt Wiener Neustadt mit, dass 
außerordentliche Vorrückungen ab sofort nicht mehr gewährt würden, 
was eine Budgetentlastung pro Jahr (nicht kumuliert) von 100.000 EUR 
bedeute. Ein Modell für den Umstieg auf Einmalzahlungen im Fall 
von außerordentlichen Leistungen — wie vom RH empfohlen — befinde 
sich in Ausarbeitung. Die Gehaltszulage sei bereits für Eintritte ab 
1. August 2011 eingestellt worden; ob eine sukzessive Einschleifrege-
lung der Gehaltszulage auch für bestehende Dienstverhältnisse ange-
dacht werde, werde der Sanierungsprozess ergeben.

Weiters würden die Führungskräfte und Mitarbeiter laufend angehalten 
werden, Überstunden zu reduzieren bzw. in Form von Freizeitausgleich 
zu konsumieren. Selbstverständlich erfolge im Bereich des Möglichen 
eine Agendenumverteilung im Wege von Delegationen und administra-
tiven Umorganisationen auf weniger ausgelastete Mitarbeiter. Bei Füh-
rungskräften sei ein interner Ressourcenausgleich aufgrund des Verant-
wortungsspektrums und der Fachkompetenz häufig keine Alternative.

Zu den im Zeitraum von 2010 bis 2013 gewährten außerordentlichen 
Vorrückungen an 318 Bedienstete führte die Stadt ergänzend aus, dass 
für jeden Bediensteten einzeln ein Gemeinderatsbeschluss herbeige-
führt worden sei.

 38.4 Der RH wies kritisch darauf hin, dass auch einzeln im Gemeinderat 
gefasste Beschlüsse für außerordentliche Vorrückungen von Bediens-
teten aufgrund der prekären Finanzlage der Stadt nicht nachvollzieh-
bar waren.

Gehaltszulage

 39.1 Bereits im Jahr 1965 beschloss der Gemeinderat, allen Bediensteten 
eine freiwillige Gehaltszulage in Höhe von 5 % des Monatsentgelts 
zu gewähren. Diese Regelung war für alle Bediensteten, unabhängig 
von Qualifikation, Tätigkeit oder Höhe des „Normalbezuges“, anwend-
bar. Die jährlichen Mehrkosten der Stadt (inkl. Lohnnebenkosten) aus 
der Gewährung dieser freiwilligen Zuwendung betrugen im Jahr 2013 
mehr als 1,53 Mio. EUR bzw. rd. 6,46 Mio. EUR von 2010 bis 2013. 

Im Juni 2011 beschloss der Gemeinderat, die Gehaltszulage für Bediens-
tete, die ab dem 1. August 2011 eingestellt wurden, aufgrund der pre-
kären Finanzsituation nicht mehr zu gewähren. Die Regelung für zuvor 
eingestellte Bedienstete blieb jedoch aufrecht.
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 39.2 Der RH kritisierte, dass die Stadt ihren Bediensteten zuzüglich zu ihrem 
gesetzlich geregelten Gehalt noch eine 5 %ige Gehaltszulage ohne 
zusätzlichen Leistungsanreiz gewährte und dadurch jährliche Mehr-
kosten von über 1,53 Mio. EUR in Kauf nahm.

Da der Haushalt der Stadt schon seit Jahren extrem angespannt war, 
war es für den RH auch nicht nachvollziehbar, warum der Gemeinderat 
die Einstellung der Auszahlung der Gehaltszulage für neue Bediens tete 
erst im August 2011 beschlossen hatte. Darüber hinaus vermisste der 
RH einen Konsolidierungsbeitrag der bereits im Dienst befindlichen 
Mitarbeiter der Stadt, die durch diese Sparmaßnahme überhaupt nicht 
betroffen waren. Der RH empfahl der Stadt, eine generelle Einstellung 
der Auszahlung der Gehaltszulage zu erwägen. 

Überstunden (Mehrdienstleistungen)

 40.1 (1) Gemäß § 46 Abs. 1 der NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 
(NÖ GBDO)67 gebührte den Bediensteten für geleistete Überstunden 
eine Mehrdienstleistungsentschädigung, wenn die Überstunden ange-
ordnet wurden und durch Freizeitgewährung innerhalb von 30 Tagen 
nicht ausgeglichen werden konnten. Weiters konnten Mehrdienst-
leistungsentschädigungen im Einverständnis mit dem Gemeindebe-
amten bei regelmäßig wiederkehrenden Mehrdienstleistungen unter 
Bedachtnahme auf den Jahresdurchschnitt pauschaliert werden (§ 46 
Abs. 6 Niederösterreichische Gemeindebeamtendienstordnung). 

Ergänzend zu den gesetzlichen Regelungen verfügte die „Dienstan-
weisung betreffend Handhabung der Gleitzeit und der Zeiterfassung“ 
der Stadt Wiener Neustadt, dass Überstunden erst nach 15 Stunden 
Gleitzeitguthaben pro Monat angerechnet werden konnten, wenn diese 
angeordnet wurden68. 

Obwohl diese Regelungen darauf abzielten, Überstunden möglichst als 
Zeitausgleich zu konsumieren, gelangten in der Stadt im Jahr 2013 
rd. 34.000 Überstunden zur Auszahlung; diese entsprachen Ausga-
ben in Höhe von 1,04 Mio. EUR (inkl. Lohnnebenkosten). In den Jah-
ren 2010 bis 2012 betrugen die Ausgaben für Überstunden zwischen 
875.000 EUR (2012) und 1,13 Mio. EUR (2010). Insgesamt betrugen die 
Ausgaben für Überstunden 3,96 Mio. EUR (2010 bis 2013). Der Jah-

67 LGBl. Nr. 2400 i.d.g.F.
68 bei einem Beschäftigungsausmaß von 100 %
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resdurchschnitt der zwanzig Mitarbeiter mit der höchsten ausbezahl-
ten Überstundenleistung betrug rd. 465 Stunden69. 

(2) In den Kosten für Überstunden waren auch Auszahlungen an zehn 
Bedienstete der Stadt enthalten, deren Mehrdienstleistungen pauscha-
liert abgegolten wurden. Bei einem Abgleich der erfassten Dienstzeiten 
des Zeiterfassungsprogramms mit den ausbezahlten Mehrdienstleis-
tungspauschalen stellte der RH weiters fest, dass sechs Führungs-
kräfte eine Mehrdienstleistungspauschale erhielten, obwohl sie nega-
tive Zeitsalden auswiesen:

Die Stadt begründete die Differenzen mit umfangreichen Mehrleis-
tungen der Führungskräfte, die nicht zeiterfasst wurden. In einem Fall 
sei die Mehrdienstleistungspauschale hingegen ein „Sonderfall“ gewe-
sen, weil der betreffende Bedienstete durch eine politische Entschei-
dung in eine wesentlich kleinere Organisationseinheit versetzt wurde 
und er finanziell nicht schlechter gestellt werden sollte. Laut Angaben 
der Stadt befinde sich der Bedienstete seit Ende 2014 im Ruhestand.

 40.2 (1) Der RH stellte kritisch fest, dass die Stadt in den Jahren 2010 bis 
2013 für Überstunden 3,96 Mio. EUR aufwendete, obwohl die Bediens-
teten sowohl gesetzlich als auch in der städtischen Dienstvorschrift 
dazu angehalten wurden, Mehrleistungen als Freizeitausgleich zu kon-
sumieren. Der RH empfahl der Stadt organisatorische Maßnahmen zur 
Eindämmung der hohen Überstundenkosten. Durch eine vorausschau-
ende und flexiblere Ressourcenplanung sollten den Mitarbeitern nur in 
Ausnahmefällen (bspw. Sonderprojekte, unvorhersehbare Ereignisse) 
Überstunden ausbezahlt werden. Der RH wies auch kritisch darauf hin, 
69 Ohne Berücksichtigung von 15 Stunden Überzeit pro Monat, die als Freizeitausgleich 

zu konsumieren waren.

Tabelle 18:  Mehrdienstleistungspauschalen bei negativem Zeitsaldo (2013) 

Funktion
MDL–Pauschale Zeitsaldo

in EUR in Stunden

Magistratsdirektor 28.347,60 – 52,50

Dienststellenleiter Bauamt 26.325,60 – 222,50

Dienststellenleiter Recht 13.947,82 – 48,00

Dienststellenleiterin Personalmanagement 8.532,00 – 26,00

Betriebsleiter Aqua Nova 7.091,53 – 94,50

stv. Betriebsleiter Abwasserbeseitung  
(Wiener Neustädter Stadtwerke) 6.700,38 – 34,75

MDL = Mehrdienstleistung

Quelle: Stadt Wiener Neustadt
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dass viele Bedienstete der Stadt hohe Mehrdienstleis tungen zur Abrech-
nung gebracht hatten. Der RH empfahl der Stadt, die Überstunden-
abrechnungen der Mitarbeiter kritisch zu hinterfragen und für einen 
internen Ressourcenausgleich zu sorgen. 

(2) Der RH kritisierte, dass die Stadt im Jahr 2013 sechs Führungskräf-
ten eine pauschale Mehrdienstleistungsabgeltung auszahlte, obwohl 
diese beträchtliche negative Zeitsalden aufwiesen. Der RH empfahl 
der Stadt, auch die Führungskräfte dazu anzuhalten, ihre Überstun-
den nachvollziehbar aufzuzeichnen. Im Falle von Minderleistung wäre 
die pauschale Abgeltung anzupassen. 

 40.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wiener Neustadt finde die „Dienstan-
weisung betreffend Handhabung der Gleitzeit und der Zeiterfassung“ 
vor allem im Vertragsangestelltenbereich Anwendung, Vertragsarbei-
ter mit fixen Dienstzeiten seien von der Zeiterfassung nicht betrof-
fen. In diesen Bereichen fielen daher sofort Mehrdienstleistungen mit 
Zuschlag bei Überschreiten der Normalarbeitszeit (bei Vollbeschäfti-
gung) an. Auch hier werde künftig noch vehementer der Verbrauch als 
Freizeitausgleich eingemahnt, sofern dies den gesetzlichen Regelungen 
entspreche. Sonn–, Feiertags– und Nachtmehrdienstleistungen seien 
aber unbedingt auszuzahlen.

Hinsichtlich der pauschalierten Mehrdienstleistungen werde die Emp-
fehlung des RH aufgegriffen. Die betreffenden Mitarbeiter würden erneut 
angehalten, ihre Mehrdienstleistungen nachvollziehbar und vollstän-
dig zu erfassen, widrigenfalls die Pauschalen angepasst werden. Dies 
könne allerdings in Einzelfällen auch zu Mehrkosten führen.

Die Gesamtsumme der bisher erbrachten Mehrdienstleistungen mit 
Stand Mai 2015 ergebe ein Plus von 426 Stunden gegenüber den zu 
leistenden Stunden; bei einer Einzelverrechnung wäre ein noch höherer 
Aufwand entstanden.

Nennenswerte Einsparungen im Personalbereich würden durch das 
Herausarbeiten von Synergien und die Durchforstung der freiwilligen 
Leistungserbringung durch die Stadt Wiener Neustadt im Zuge eines 
bereits in Ausarbeitung befindlichen Konsolidierungs– und Maßnah-
menprogramms erwartet.
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 41.1 (1) Um trotz der „zunehmend schwierigen finanziellen Situation“ der 
Stadt weiterhin „die umfangreichen kommunalen Aufgaben im Sinne 
der Bürger erbringen zu können“, sah sich der Gemeinderat gezwun-
gen, „neue Finanzierungsmodelle zu entwickeln“ und beschloss im 
Jahr 2002 die Ausgliederung von bis dahin im Bereich der Hoheitsver-
waltung erstellten Leistungen. Die Stadt brachte zunächst die Wasser-
versorgung, die Abwasser– und Abfallentsorgung sowie die städtischen 
Immobilien in zu 100 % in ihrem Eigentum stehende Tochtergesell-
schaften Wiener Neustädter Stadtwerke und IFP Immobilien Freizeit 
Parken GmbH ein. 

In weiterer Folge gründete die Stadt 2006 eigens die Holdinggesell-
schaft Wiener Neustadt Holding GmbH (Wiener Neustadt Holding), 
die ebenfalls zu 100 % im Eigentum der Stadt stand, und brachte in 
diese 99 % der Wiener Neustädter Stadtwerke und Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH ein. Das jeweils restliche Prozent der Anteile die-
ser Gesellschaften verblieb im Eigentum der Stadt. Die Stadt begrün-
dete die Errichtung des Wiener Neustadt Holding Konzerns mit der

– Schaffung eines steuerlich anrechenbaren Gruppenverbundes,

– erleichterten Annahme von Drittaufträgen, 

–  beschleunigten Entscheidungsfindung ohne Einbindung des Gemein-
derats,

– Optimierung der Beteiligungsverhältnisse und

– Erleichterungen der Koordinierung der Tochtergesellschaften. 

Zusätzlich lagerte die Stadt Marketing– und Tourismusagenden sowie 
den Betrieb von Kulturinstitutionen, wie z.B. die Stadtbücherei, das 
städtische Theater, das Stadtmuseum Ende 2006 in die Kultur Marke-
ting Event–GmbH aus (siehe auch TZ 33). Im Jänner 2009 gründete die 
Wiener Neustadt Holding zur Forcierung von Betriebsansiedelungen 
im Stadtgebiet mit der Eco Nova eine weitere Konzerngesellschaft. 
Sowohl Kultur Marketing Event–GmbH als auch Eco Nova standen 
im Alleineigentum der Holdinggesellschaft und waren Teil des Wie-
ner Neustadt Holding–Konzerns. 

(2) In der Sitzung vom Juni 2010 beauftragte der Gemeinderat der Stadt 
Wiener Neustadt die MA 8 (Finanzverwaltung), die wirtschaftliche 
Sinnhaftigkeit der Weiterführung aller Konzern–Gesellschaften zu prü-

Allgemeines

Wiener Neustadt Holding Konzern
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fen und danach dem Gemeinderat über die gewonnenen Erkenntnisse 
zu berichten. Die MA 8 stellte fest, dass entweder alle verlustreichen 
Bereiche oder lediglich alle strukturell defizitären Bereiche geschlossen 
werden könnten. Die MA 8 empfahl, die strategische Neuausrichtung 
der Geschäftsfelder voranzutreiben, ließ aber offen, welche Geschäfts-
felder aus ihrer Sicht geschlossen werden könnten. 

In der 35. ordentlichen Generalversammlung der Immobilien Freizeit 
Parken GmbH vom September 2011 beschloss die Generalversamm-
lung, der Abspaltung der Teilbetriebe Gastronomie und Parkraumbe-
wirtschaftung sowie der Sonderimmobilien zuzustimmen. Obwohl der 
Gesellschaftsvertrag der Immobilien Freizeit Parken GmbH für den Fall 
der Aufgabe von Teilbetrieben die Zustimmung des Aufsichtsrats vor-
sah, fasste dieser keinen entsprechenden Beschluss. Trotzdem erfolgte 
mit Spaltungs– und Übernahmevertrag vom Februar 2012 rückwir-
kend zum 31. Juli 2011 die Übertragung der drei Geschäftsbereiche 
von der Immobilien Freizeit Parken GmbH an die Wiener Neustäd-
ter Stadtwerke. 

In der 39. Sitzung vom November 2011 beschloss der Aufsichtsrat der 
Wiener Neustädter Stadtwerke, die von der Immobilien Freizeit Parken 
GmbH abgespaltenen Teilbetriebe Gastronomie und Parkraumbewirt-
schaftung sowie die Sonderimmobilien (Dr. Hertha Firnberg–Haupt-
schule und Zubau Feuerwehrhaus) in die Wiener Neustädter Stadt-
werke aufzunehmen. 

 41.2 (1) Der RH wies kritisch darauf hin, dass die wirtschaftliche Gebarung 
der ausgegliederten Konzerngesellschaften keinen umfassenden Nie-
derschlag in den Rechnungsabschlüssen der Stadtgemeinde fand. Der 
RH kritisierte, dass durch die Schaffung privatrechtlicher Gesellschaf-
ten zur Abwicklung vormals hoheitlicher Aufgaben und Leistungen 
kein getreues Bild der finanziellen Lage und Risiken der Gesellschaften 
in den Rechnungsabschlüssen der Stadt gegeben war. Die Ausgliede-
rungen begünstigten somit die Intransparenz bei der Beurteilung der 
tatsächlichen Schuldenhöhe bzw. der Eventualverbindlichkeiten der 
Stadt (siehe auch TZ 24). Der RH beanstandete, dass durch die Ausglie-
derung vormals hoheitlicher Aufgaben und Leistungen dem Gemein-
derat wichtige Entscheidungs– und Kontrollkompetenzen im Zusam-
menhang mit diesen Leistungen entzogen wurden.

(2) Der RH kritisierte weiters, dass klare Bedenken der vom Gemein-
derat eingeschalteten MA 8 zu keinen Schließungen von Geschäfts-
sparten und damit auch zu keinen finanziellen Entlastungen der Wie-
ner Neustadt Holding–Konzerngesellschaften und in weiterer Folge der 
Stadt Wiener Neustadt führten. Der RH empfahl der Wiener Neustadt 
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Holding, die Anregungen der MA 8 (Schließung von verlustreichen 
Bereichen) nunmehr aufzugreifen und rasch umzusetzen.

Der RH bemängelte, dass der Geschäftsführer der Immobilien Freizeit 
Parken GmbH, obwohl der Gesellschaftsvertrag bei der Übertragung 
von Teilbetrieben die Zustimmung des Aufsichtsrats vorsah, nicht des-
sen Zustimmung einholte.

Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, im Falle der Übertra-
gung von Teilbetrieben jedenfalls die Zustimmung des Aufsichtsrats 
einzuholen, auch wenn ein Beschluss der Generalversammlung vorliegt.

 41.3 (1) In ihrer Stellungnahme wies die Stadt darauf hin, dass sowohl die 
Jahresabschlüsse der Tochtergesellschaften als auch die Rechnungsab-
schlüsse und Voranschläge der Stadt gemäß den jeweiligen gesetzlichen 
Bestimmungen erstellt würden. Weiters würden auch Haftungsnach-
weise, Quartalsberichte zu den Tochtergesellschaften und Berichte zu 
Zins– und Währungsmanagement an den Gemeinderat zur Kenntnis-
nahme übermittelt. Die angesprochene Intransparenz sei den grundsätz-
lichen Rahmenbedingungen derartiger Ausgliederungsvorgänge geschul-
det, jedoch keinem Mangel an Informationen oder einem Verstoß gegen 
gesetzliche Vorschriften.

(2) Die Wiener Neustadt Holding wies in ihrer Stellungnahme darauf 
hin, dass quartalsweise ein Tagesordnungspunkt im Finanzausschuss 
den Gemeinderatsmitgliedern die Möglichkeit eröffne, Fragen zu den 
ausgegliederten Gesellschaften an die jeweilige Geschäftsführung zu 
richten. Dies solle den Gemeinderatsmitgliedern und Fraktionen Ein-
blick in die Gebarung der Gesellschaften bieten.

(3) Weiters teilte die Wiener Neustadt Holding in ihrer Stellungnahme 
mit, dass sowohl die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadt-
werke als auch jene der Wiener Neustadt Holding der Stadt die Ein-
stellung des Geschäftszweigs „Gastronomiebetriebe“ empfohlen habe 
und die Stadt Wiener Neustadt zugestimmt habe, den Geschäftszweig 
an Dritte abzugeben. Die Wiener Neustädter Stadtwerke würden die 
Abgabe des Geschäftszweigs bis Anfang 2016 planen.

 41.4  Der RH hielt an seiner Kritik fest, dass die wirtschaftliche Gebarung 
der ausgegliederten Konzerngesellschaften keinen umfassenden Nie-
derschlag in den Rechnungsabschlüssen der Stadt fand, wie z.B. die 
Gesamtverbindlichkeiten der Konzerngesellschaften. Durch die Schaf-
fung privatrechtlicher Gesellschaften zur Abwicklung vormals hoheit-
licher Aufgaben und Leistungen war kein getreues Bild der finanziellen 
Lage und Risiken der Gesellschaften in den Rechnungsabschlüssen der 



142 Niederösterreich 2015/9

Wiener Neustadt Holding Konzern

Stadt gegeben. Die Ausgliederungen begünstigten somit die Intrans-
parenz bei der Beurteilung der tatsächlichen Schuldenhöhe bzw. der 
Eventualverbindlichkeiten der Stadt und entzogen dem Gemeinderat 
wichtige Entscheidungs– und Kontrollkompetenzen im Zusammen-
hang mit diesen Leistungen.

Struktur

 42 Der Wiener Neustadt Holding–Konzern hatte folgende Struktur:

Der Wiener Neustadt Holding–Konzern bestand wie bereits erwähnt 
aus der Holdinggesellschaft, den Wiener Neustädter Stadtwerken, der 
Immobilien Freizeit Parken GmbH, der Kultur Marketing Event–GmbH 
und der Eco Nova. Alleineigentümerin der Holdinggesellschaft war die 
Stadt. Die Holdinggesellschaft hielt 100 % der Anteile der Eco Nova 
und der Kultur Marketing Event–GmbH sowie 99 % der Wiener Neu-
städter Stadtwerke und der Immobilien Freizeit Parken GmbH, an denen 
auch die Stadt zu jeweils einem Prozent beteiligt war. 

Wiener Neustadt Holding

 43.1 (1) Zwischen den Gesellschaften des Wiener Neustadt Holding–Kon-
zerns bestanden wechselseitige entgeltliche Dienstleistungsverflech-
tungen, bspw. die Erbringung der Finanzbuchhaltung durch die Wie-
ner Neustadt Holding.

Geschäftsfelder des 
Konzerns

Abbildung 2: Konzernstruktur

Wiener Neustadt Holding GmbH
Stadt: 100 %

Wiener Neustädter Stadt -
werke und Kommunal  

Service GmbH

Holding: 99 %
Stadt: 1 %

Immobilien – Freizeit – 
Parken GmbH

Holding: 99 %
Stadt: 1 %

Kultur Marketing Event – 
Wiener Neustadt GmbH

Holding: 100 %

Eco Nova Wiener  
Neustadt GmbH

Holding: 100 %

Quelle: Wiener Neustadt Holding
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Das Volumen der zwischen Konzerngesellschaften erbrachten Dienst-
leistungen lag in den Jahren 2010 bis 2013 zwischen rd. 890.000 EUR 
(2010) und 1,05 Mio. EUR (2011). Der größte Teil — rd. 600.000 Mio. EUR 
(2010) bzw. 780.000 Mio. EUR (2011) — resultierte aus der Weiter-
verrechnung der von der Holdinggesellschaft für die Konzerntöchter 
durchgeführten Finanzbuchhaltung sowie den in der Wiener Neustadt 
Holding anfallenden und den Konzerngesellschaften weiterverrechne-
ten Personalkosten von 50.000 EUR (2010) bzw. 110.000 EUR (2011). 
Die Holdinggesellschaft Wiener Neustadt Holding wies laut Jahres-
abschluss in den betreffenden Geschäftsjahren Erträge in Höhe von 
670.000 EUR (2010) bzw. 890.000 EUR (2011) aus. 

(2) Mit der Gründung der Wiener Neustadt Holding sollte die Möglich-
keit genutzt werden, im Konzernverbund steuerliche Begünstigungen 
in Anspruch zu nehmen.

Mit Gesellschafterbeschluss vom September 2006 schlossen die Wie-
ner Neustadt Holding als Gruppenträger sowie die Wiener Neustädter 
Stadtwerke und die Immobilien Freizeit Parken GmbH als Gruppenmit-
glieder eine Gruppenvereinbarung mit Steuerausgleich ab. Die Bildung 
der Unternehmensgruppe erfolgte zur Herbeiführung eines steuerlichen 
Ergebnisausgleichs. Mit 29. Dezember 2006 wurden die Kultur Marke-
ting Event–GmbH und mit dem Geschäftsjahr 2009 die Eco Nova als 
weitere Gruppenmitglieder aufgenommen. Ab dem Geschäftsjahr 2010 
schied die Kultur Marketing Event–GmbH wegen Liebhabereivermu-
tung aus der Unternehmensgruppe aus.

Nachstehende Aufstellung stellt die fiktiv zu entrichtende KöSt ohne 
Gruppenbesteuerung den tatsächlich an die Abgabenbehörden abge-
führten Beträgen gegenüber: 

Aus der Tabelle ist ersichtlich, dass der jährliche steuerliche Nettovor-
teil im Zeitraum 2010 bis 2013 jährlich bis zu 1,20 Mio. EUR und die 
steuerliche Gesamtersparnis insgesamt 2,82 Mio. EUR betrug. Bis 2013 

Tabelle 19:  Steuerlicher Nettovorteil aus der Gruppenbesteuerung

2010 2011 2012 2013 Summe

in EUR

fiktive KöSt ohne 
Gruppenbesteuerung 0,00 1.551.515,04 1.392.351,58 1.190.300,42 4.134.167,04

Gruppen–KöSt1 6.835,50 353.972,00 334.643,48 618.966,42 1.314.417,40

steuerlicher Nettovorteil – 6.835,50 1.197.543,04 1.057.708,10 571.334,00 2.819.749,64
1 unter Berücksichtigung des gruppenweiten steuerlichen Ergebnisausgleichs

Quelle: Wiener Neustadt Holding
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war der in die Berechnung zur Gruppen–KöSt miteinbezogene Verlust-
vortrag (2010 noch 10,79 Mio. EUR) aufgebraucht.

 43.2 (1) Der RH stellte kritisch fest, dass der überwiegende Teil des kon-
zerninternen Dienstleistungsaufkommens (durchschnittlich 69 %) die 
von der Holdinggesellschaft für die Tochterunternehmen durchge-
führte Finanzbuchhaltung betraf. Die Verrechnung dieser Dienstleis-
tung stellte zugleich die Haupterlösquelle der Holdinggesellschaft dar. 
Nach Ansicht des RH bedurfte es zur Durchführung der Finanzbuch-
haltung keiner eigenen Holdinggesellschaft, sondern könnte diese bei 
einer der Tochtergesellschaften angesiedelt werden. Der RH empfahl 
der Stadt, die Aufgaben der Holdinggesellschaft kritisch zu hinterfra-
gen und — aufgrund der extrem angespannten Finanzsituation der 
Stadt — die Auflösung der Holdinggesellschaft in Betracht zu ziehen.

(2) Der RH stellte fest, dass der steuerliche fiktive Nettovorteil aus der 
Gruppenbesteuerung in den Jahren 2010 bis 2013 rd. 2,82 Mio. EUR 
betrug. Dies führte bei den Wiener Neustadt Holding–Konzerngesell-
schaften zu einer Steuerentlastung und im Gegenzug dazu beim Bund 
zu einem Einnahmenentfall. Gebietskörperschaftsübergreifend betrach-
tet handelte es sich um ein steuerliches Nullsummenspiel und eine Ver-
zerrung des Finanzausgleichs.

Wiener Neustädter Stadtwerke 

 44.1 Die Wiener Neustädter Stadtwerke erbrachten seit ihrer Ausgliederung 
im Jahr 2003 umfassende, vormals von der Stadt angebotene, kommu-
nale Leistungen. Diese reichten u.a. von der Durchführung der Abfall– 
und Abwasserbeseitigung für die Stadt sowie Umlandgemeinden, den 
Betrieb von Wasserwerken zur städtischen Wasserversorgung über den 
öffentlichen Busverkehr bis zum Bestattungswesen, dem Betrieb des 
städtischen Friedhofs sowie eines Gutshofs und eines Forstbetriebs. 
Weiters übernahmen die Wiener Neustädter Stadtwerke im Jahr 2011 
von der Immobilien Freizeit Parken GmbH die Gastronomiebetriebe im 
neuen Rathaus und im städtischen Frei– und dem Hallenbad sowie die 
Bewirtschaftung sowohl des Parkraums der Freiflächen als auch der 
(Tief)Garagen der Stadt. 

 44.2 Der RH stellte fest, dass sich die in die Wiener Neustädter Stadtwerke 
ausgegliederten vormals von der Stadt erbrachten Aufgaben hetero-
gen darstellten. Der RH kritisierte, dass der innere Zusammenhang der 
eingebrachten Tätigkeitsbereiche fehlte, so dass sich kaum Synergiepo-
tenziale eröffneten. Der RH empfahl der Stadt, die Aufgaben der Wie-
ner Neustädter Stadtwerke kritisch zu hinterfragen und einzelne ver-
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lustbringende Leistungen der Wiener Neustädter Stadtwerke, die nicht 
unter Daseinsvorsorge zu subsumieren sind, wie z.B. die Gastronomie-
betriebe, zu streichen. 

Immobilien Freizeit Parken GmbH

 45.1 Die Immobilien Freizeit Parken GmbH übernahm im Jahr 2006 die vor-
mals von der städtischen Hoheitsverwaltung durchgeführte Immobi-
lienverwaltung und Immobilienbewirtschaftung für die Liegenschaf-
ten samt Gebäude. Dazu erwarb die Gesellschaft kreditfinanziert 
2.350 Wohnungen und Geschäftslokale der Stadt. Für deren Bewirt-
schaftung durch die Immobilien Freizeit Parken GmbH hatte die Stadt 
ein vertraglich fixiertes Fruchtgenussentgelt an die Gesellschaft zu 
leis ten (siehe TZ 74). Die Mietentgelte für die Immobilien verblieben 
im Gegenzug weiterhin bei der Stadt. 

Bis 2011 führte die Immobilien Freizeit Parken GmbH auch die Park-
raumbewirtschaftung und –überwachung sowohl der Freiflächen als 
auch der (Tief)Garagen der Stadt durch und betrieb die Gastronomie 
im neuen Rathaus und im städtischen Frei– und Hallenbad. Sowohl 
die Parkraumbewirtschaftung als auch der Gastronomiebereich wur-
den 2011 von den Wiener Neustädter Stadtwerken übernommen. Die 
Immobilien Freizeit Parken GmbH übernahm Ende 2011 die opera-
tive und wirtschaftliche Betriebsführung des städtischen Hallenbads 
(Aqua Nova).

 45.2 Der RH stellte fest, dass sich auch die in die Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH ausgegliederten vormals von der Stadt erbrachten Aufga-
ben heterogen darstellten. Der RH kritisierte auch im Fall der Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH, dass der innere Zusammenhang der in 
die Gesellschaft eingebrachten Tätigkeitsbereiche fehlte, so dass sich 
kaum Synergiepotenziale eröffneten. Der RH empfahl der Stadt, die 
Immobilien Freizeit Parken GmbH unter diesem Aspekt zu reorgani-
sieren und jene Bereiche, die nicht mit der Immobilienverwaltung und 
–bewirtschaftung in Verbindung stehen, wieder in die Stadtverwal-
tung einzugliedern.

Kultur Marketing Event–GmbH

 46.1 Ende 2006 wurden Teile der Stadtmarketing– und Tourismusagenden 
aus der weiterhin bestehenden Magistratsabteilung 9 (Kulturamt) in die 
eigens gegründete Kultur Marketing Event–GmbH ausgelagert. Nach 
der Ausgliederung der bis zum September 2013 von ihr betreuten 
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Stadtmarketing– und Tourismusagenden in die Stadtmarketing & Tou-
rismus Wiener Neustadt GmbH (TZ 33) — eine zu 67 % im Eigen-
tum der Stadt stehende Gesellschaft — verblieb der Kultur Marketing  
Event–GmbH der Betrieb der Stadtbücherei, des städtischen Theaters, 
des Stadtmuseums und die Durchführung von Kulturveranstaltungen, 
wie z.B. Konzerte, Ausstellungen, Festivals, etc. Weiters erstellte sie für 
Konzerngesellschaften, für die Stadt sowie für Dritte Werbegrafiken.

 46.2 Der RH stellte kritisch fest, dass es mit der Magistratsabteilung 9 (Kul-
turamt), der Stadtmarketing & Tourismus GmbH und der Kultur Marke-
ting Event–GmbH gleichzeitig drei Institutionen gab, die mit Stadtmar-
keting– und Tourismusagenden sowie Kulturveranstaltungen befasst 
waren. Der RH erachtete die derart gestaltete Aufteilung als nicht 
zweckmäßig, weil sie Redundanzen und Reibungsverluste begünstigte. 
Er empfahl der Stadt, aus Gründen der Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit die in die Kultur Marketing Event–GmbH aus-
gelagerten Kulturagenden wieder durch die Stadt wahrnehmen zu las-
sen und die Kultur Marketing Event–GmbH zu liquidieren (siehe auch 
TZ 33).

 46.3 Die Wiener Neustadt Holding teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass 
Beschlüsse in Vorbereitung seien, die Kultur Marketing Event–GmbH 
mit der Wiener Neustadt Holding zu verschmelzen und Teilbereiche wie-
der in die Stadt einzugliedern. Sie wies darauf hin, dass diese Maß-
nahme nicht notwendigerweise Einsparungen zur Folge habe. Man 
erhoffe sich Synergiepotenziale durch die Kooperation mit in diesem 
Bereich tätigen Institutionen.

 46.4 Nach Ansicht des RH sollte die Stadt jedenfalls darauf achten, durch 
Synergieeffekte Einsparungspotenziale zu heben.

Eco Nova

 47.1 (1) Die im Jänner 2009 gegründete Eco Nova hatte die Förderung 
von Betriebsansiedelungen im Stadtgebiet zur Aufgabe. Sie fungierte 
als Schnittstelle zwischen ansiedelungswilligen Wirtschaftstreibenden 
einerseits, sowie Behörden, Förder– und Finanzierungsinstitutionen 
und Standortanbietern anderseits. Eine laufende Evaluierung des 
Erfolgs der Betriebsansiedelungsbemühungen der Eco Nova erfolgte 
nicht.
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(2) Die Stadt Wiener Neustadt war auch an der RIZ Regional–Inno-
vations–Zentrum NÖ–Süd Informationstransfer und Beratungsgesell-
schaft m.b.H.70 beteiligt, deren Unternehmenszweck in Förderung von 
Unternehmensgründungen bestand. Die Förderungen der Stadt für den 
„budgetären Abgang“ dieser Gesellschaft betrugen 98.000 EUR (2010 
bis 2013) (TZ 35).

 47.2 Der RH kritisierte, dass die Stadt Wiener Neustadt an zwei Unterneh-
men (Eco Nova indirekt zu 100 %, RIZ direkt zu 33 %) mit gleichem 
Unternehmenszweck beteiligt war. Der RH empfahl der Stadt, eine lau-
fende Evaluierung der Wirksamkeit der Betriebsansiedelungsbemü-
hungen der Eco Nova durchzuführen, um — darauf basierend — eine 
Entscheidungsgrundlage für die Weiterführung oder allfällige Schlie-
ßung der Gesellschaft zu erhalten (siehe auch TZ 35).

 47.3 Die Wiener Neustadt Holding teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass 
Beschlüsse in Vorbereitung seien, die Eco Nova mit der Wiener Neu-
stadt Holding zu verschmelzen und Teilbereiche wieder in die Stadt 
einzugliedern. Sie wies darauf hin, dass diese Maßnahme nicht not-
wendigerweise Einsparungen zur Folge habe. Man erhoffe sich Syner-
giepotenziale durch die Kooperation mit in diesem Bereich tätigen 
Institutionen.

 47.4 Nach Ansicht des RH sollte die Stadt jedenfalls darauf achten, durch 
Synergieeffekte Einsparungspotenziale zu heben.

 48.1 Die wichtigsten Kenndaten zur finanziellen Lage der einzelnen Kon-
zerngesellschaften können der nachfolgenden Aufstellung entnom-
men werden:

70 Geschäftsanteil Stadt Wiener Neustadt 33 %, RIZ Regionale Innovationszentren in 
Niederösterreich Holding Gesellschaft m.b.H. 51 %, Verein zur Förderung des Regio-
nal–Innovations–Zentrum NÖ–Süd 16 %

Finanzielle Lage
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Aus den Kenndaten der Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaf-
ten ist zu erkennen, dass nur zwei der fünf Gesellschaften, nämlich 
die Wiener Neustädter Stadtwerke und die Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH, nennenswerte operative Tätigkeiten entfalteten. Die Wie-
ner Neustädter Stadtwerke wiesen eine Eigenmittelquote von 24,4 % 
auf. Die Immobilien Freizeit Parken GmbH übertraf die im Unterneh-
mensreorganisationsgesetz vorgesehene Eigenmittelquote von 8,0 % 
mit 8,6 % (TZ 53) nur knapp. Die hohen Verbindlichkeiten der Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH resultierten aus den im Zuge der Immo-
bilienübernahme von der Stadt Wiener Neustadt aufgenommenen Kre-
ditinstitutsverbindlichkeiten (TZ 72). Die Wiener Neustadt Holding 
fungierte im Wesentlichen als operativ nicht tätige Holdinggesellschaft 
und verfügte mit 25,05 Mio. EUR (davon 18,06 Mio. EUR Kapitalrück-
lagen aus der Einbringung der Anteile der nunmehrigen Konzernge-
sellschaften in die Wiener Neustadt Holding) über eine im Verhältnis 
zur Bilanzsumme hohe Eigenkapitalausstattung.

Die Umsatzerlöse der Wiener Neustädter Stadtwerke in Höhe von 
41,11 Mio. EUR resultierten im Wesentlichen aus den von der Stadt 
Wiener Neustadt eingenommenen und an die Wiener Neustädter 
Stadtwerke weitergeleiteten Gebühreneinnahmen für die Abfallent-
sorgung, die Abwasserbeseitigung und die Wasserversorgung (TZ 63, 
64). Die Umsatzerlöse der Immobilien Freizeit Parken GmbH in Höhe 
von 6,39 Mio. EUR waren hauptsächlich auf das von der Stadt Wie-
ner Neustadt bezogene Fruchtgenussentgelt (die Stadt durfte die Miet-

Tabelle 20: Kenndaten der Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaften 2013

Wiener 
Neustädter 
Stadtwerke

Immobilien 
Freizeit 

Parken GmbH

Wiener 
Neustadt 
Holding

Kultur 
Marketing 

Event–GmbH
Eco Nova

in Mio. EUR

Eigenkapital 23,89 12,19 25,05 0,06 0,04

Rückstellungen und 
Verbindlichkeiten 71,91 126,09 2,21 0,68 0,02

Bilanzsumme 95,80 138,28 27,26 0,74 0,06

in %

Eigenmittelquote 24,4 8,6 91,9 36,0 70,6

in Mio. EUR

Umsatzerlöse 41,11 6,39 0,00 0,32 0,07

Ergebnis der 
gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit

4,96 0,25 6,94 0,04 – 0,03

Quellen: Prüfberichte zu den Jahresabschlüssen der Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaften
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einnahmen der im Eigentum der Immobilien Freizeit Parken GmbH 
befindlichen Immobilien lukrieren und zahlte dafür ein Fruchtgenuss-
entgelt in Höhe von 5 Mio. EUR, siehe TZ 65) zurückzuführen.

Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit war bei allen fünf 
Gesellschaften positiv bzw. ausgeglichen. Das Ergebnis der Wiener Neu-
städter Stadtwerke in Höhe von 4,96 Mio. EUR war u.a. auf Gebüh-
renerhöhungen (TZ 8 und 64, Überschriften „Einnahmen“ und „Städ-
tische Wasserversorgung, Abwasser– und Abfallentsorgung) und jenes 
der Wiener Neustadt Holding in Höhe von 6,94 Mio. EUR auf Erträge 
aus Beteiligungen in Höhe von 6,93 Mio. EUR (Gewinnausschüttungen 
der Wiener Neustädter Stadtwerke an die Wiener Neustadt Holding) 
zurückzuführen. Generell wurden die Ergebnisse der Wiener Neustadt 
Holding–Konzerngesellschaften über die zwischen der Stadt Wiener 
Neustadt und den Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaften 
bestehenden Leistungsverflechtungen und die damit in Zusammen-
hang stehenden Zahlungsströme gesteuert.

 48.2 Der RH stellte kritisch fest, dass von den fünf Konzernunternehmen 
lediglich zwei Gesellschaften (Wiener Neustädter Stadtwerke und 
Immobilien Freizeit Parken GmbH) nennenswerte operative Tätigkeiten 
entfalteten. Gemessen an ihrem Umsatz waren die Wiener Neustadt 
Holding GmbH, die Kultur Markting Event–GmbH und die Eco Nova 
GmbH von untergeordneter Bedeutung. Der RH empfahl der Stadt, ihre 
Beteiligungsstruktur kritisch zu hinterfragen und die Wiedereingliede-
rung von Unternehmen in den Haushalt der Stadt in Betracht zu zie-
hen.

Der RH wies kritisch auf die hohen Verbindlichkeiten der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH hin. Bei einer Bilanzsumme von 138,28 Mio. EUR 
betrug das Fremdkapital 126,09 Mio. EUR — somit war das Unterneh-
men fast ausschließlich fremdfinanziert. Der RH empfahl der Wiener 
Neustadt Holding GmbH, die hohen Verbindlichkeiten der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH zu reduzieren.

Allgemeines

 49.1 Die Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaften erstellten jährlich 
Spartenrechnungen, welche die wichtigsten Positionen der Gewinn– 
und Verlustrechnung auf einzelne Geschäftsbereiche und Unterge-
schäftsbereiche herunterbrachen. Die im Jahr 2011 erfolgte Abspal-
tung von Teilbetrieben 2011 wirkte sich auf die Bereichsergebnisse der 
Geschäftsjahre 2011 und 2012 aus. Da die Abspaltungen in den Spar-
tenrechnungen nicht durchgängig berücksichtigt wurden, lagen für 

Spartenrechnungen
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diese beiden Jahre keine aussagekräftigen Bereichsrechnungen vor. 
Die Spartenrechnungen des Geschäftsjahrs 2013 sind in den TZ 50 bis 
52 dargestellt.

Bei der Erstellung der Spartenrechnungen gingen die Gesellschaften 
nicht einheitlich vor. So wurden z.B. in der Spartenrechnung der Kultur 
Marketing Event–GmbH die Aufwendungen des Bereichs Verwaltung 
nicht zur Gänze auf die leistungsempfangenden Unternehmensbereiche 
aufgeschlagen, obwohl dies methodisch erforderlich gewesen wäre. 

 49.2 Der RH kritisierte, dass die unterlassene Umlage der Verwaltungskosten 
zu verzerrten Bereichs– bzw. Unterbereichsergebnissen führte. Er emp-
fahl der Wiener Neustadt Holding, auf eine einheitliche und metho-
disch korrekte Umlegung der intern erbrachten Leistungen zu achten 
und damit die Aussagekraft der Spartenrechnung zu heben.

 49.3 Die Wiener Neustadt Holding teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass 
die Kostenrechnung über das Buchhaltungssystem „BMD“ noch im 
Aufbau begriffen sei und den Empfehlungen des RH im eigenen Inte-
resse gefolgt werde.

Wiener Neustädter Stadtwerke

 50.1 Die Geschäftsstruktur der Wiener Neustädter Stadtwerke war relativ 
heterogen und umfasste sowohl Bereiche der Daseinsvorsorge (Abfall-
wirtschaft, Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung) als auch 
davon entkoppelte Geschäftssparten, wie z.B. Gastronomie und Pla-
katierung. Die Wiener Neustädter Stadtwerke beschäftigten 77 Arbeit-
nehmer und entlieh darüber hinaus 235 Mitarbeiter von der Stadt Wie-
ner Neustadt (in Vollzeitäquivalenten). 

Die nachfolgende Tabelle stellt für das Jahr 2013 die Spartenrechnung 
der Wiener Neustädter Stadtwerke dar:
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Aus der Tabelle sind die Umsatzerlöse, die Förderungen, Zuschüsse 
und Subventionen, die Aufwendungen für die eigenen Arbeitnehmer 
und das von der Stadt Wiener Neustadt beigestellte Personal sowie die 
Jahresergebnisse der Wiener Neustädter Stadtwerke je Geschäftsbereich 
zu ersehen. Darüber hinaus zeigt sie, dass die Stadt Wiener Neustadt 
in einigen Bereichen Erlöse lukrierte (Einbehalte Stadt Wiener Neu-
stadt) bzw. Aufwendungen trug, ohne diese an die Wiener Neustädter 
Stadtwerke weiterzuverrechnen.

Tabelle 21:  Spartenrechnung der Wiener Neustädter Stadtwerke 2013

Umsatzer-
löse inkl. 
Ge bühren 

(ohne För de-
rungen etc.)

Eigenes und 
beigestelltes 

Personal

Jahresgewinn/ 
Jahresverlust 
(laut GuV)

Einbehalte 
Stadt 

Wiener 
Neustadt1

Auf wands-
tragun-

gen Stadt 
Wiener 

Neustadt2

Kumuliertes 
Jahres ergeb-
nis Stadt und 
Wiener Neu-

städter Stadt-
werke

in EUR

Abfallwirtschaft 14.629.800 – 4.052.500 2.597.400 1.341.900  3.939.300

Abwasserbeseitigung 9.567.000 – 1.130.800 3.519.300 2.170.600  5.689.900

Wasserwerk 6.023.300 – 1.562.800 1.628.700 2.134.900  3.763.600

Gastronomie 845.600 – 642.400 – 130.600   – 130.600

davon Buffet Akademiebad 78.900 – 45.200 – 54.100 – 54.100

davon Cafe Bistro Communal 68.900 – 73.000 – 41.100 – 41.100

davon Restaurant Aqua Nova 390.300 – 367.000 – 49.300   – 49.300

Parkraumbewirtschaftung 1.005.000 – 559.000 – 3.406.600 2.356.200 – 405.100 – 1.455.500

davon Theatertiefgarage3 333.600 – 180.300 – 3.411.000 – 3.411.000

Verkehrsbetrieb4 6.579.400 – 4.247.500 – 1.395.000  – 4.400 – 1.399.400

Bestattung, Forste, Friedhof, 
Gutshof, Plakatierung, 
Sonderimmobilien5

2.268.500 – 1.116.300 1.430.600 – – 158.800 1.271.800

Liegenschaftsverwaltung – – – 474.100 – – – 474.100

Verwaltung – – 659.000 – – – –

Summe 40.918.600 – 13.970.300 3.769.700 8.003.600 – 568.300 11.205.000
1  Ist–Werte: Von der Stadt Wiener Neustadt eingehobene, aber nicht an die Wiener Neustädter Stadtwerke weitergeleitete 

Grundbesitzabgaben (Abfallwirtschaft, Abwasserbeseitigung und Wasserwerk) sowie aus der Parkraumbewirtschaftung 
resultierende, jedoch bei der Stadt Wiener Neustadt verbliebene Einnahmen (z.B. Parkgebühren)

2  Ist–Werte: Aufwendungen der Stadt Wiener Neustadt im Zusammenhang mit der Parkraumbewirtschaftung, den 
Sonderimmobilien und dem Verkehrsbetrieb

3  966.802,40 EUR vom Jahresverlust davon aus außerordentlicher Abschreibung und 1.742.336,76 EUR aus Dotierung einer 
Drohverlustrückstellung für die leasingfinanzierte Tiefgarage am Theaterplatz; um Sondereffekte bereinigtes Ergebnis 
der Tiefgarage – 697.464,64 EUR

4  exkl. GuV–unwirksamen Nahverkehrszuschuss in Höhe von 604.072,44 EUR
5  ad Gutshof: 1.257.812,69 EUR vom Jahresgewinn stammten aus einem Einmaleffekt (Erträge aus dem Abgang von 

Anlagevermögen)

Quellen: Wiener Neustädter Stadtwerke; Stadt Wiener Neustadt; RH
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Die Tabellenspalte „Kumuliertes Jahresergebnis Stadt und Wiener Neu-
städter Stadtwerke“ stellt eine Zusammenschau von Wiener Neustädter 
Stadtwerke und Stadt Wiener Neustadt dar und soll eine Gesamtsicht 
auf die einzelnen Geschäftsbereiche ermöglichen. Für die gebührenfi-
nanzierten Bereiche Abfallwirtschaft, Abwasserbeseitigung und Was-
serwerk nahm die Stadt Wiener Neustadt die Gebühreneinhebung vor. 
Von den Gebühreneinnahmen des Jahres 2013 behielt die Stadt Wie-
ner Neustadt, auf Basis des zwischen den Wiener Neustädter Stadtwer-
ken und der Stadt Wiener Neustadt abgeschlossenen Gebührenüberlas-
sungsvertrags, 5,65 Mio. EUR ein (siehe TZ 64). Trotzdem betrug der 
Jahresgewinn der drei Geschäftsbereiche Abfallwirtschaft, Abwasser-
beseitigung und Wasserwerk insgesamt 7,75 Mio. EUR. Der kumulierte 
Jahresgewinn von Stadt und Wiener Neustädter Stadtwerke belief sich 
auf 13,40 Mio. EUR (Umsatzrendite 44,3 %). 

Der Bereich Gastronomie erzielte von 2010 bis 2013 durchgängig nega-
tive Jahresergebnisse (2013 in Höhe von 131.000 EUR). Unter den Rah-
menbedingungen des Jahres 2014 war auch für die Zukunft mit nega-
tiven Geschäftsergebnissen zu rechnen.

Der Jahresverlust des Bereichs Parkraumbewirtschaftung betrug 
3,41 Mio. EUR (um Sondereffekte bereinigter Jahresverlust 697.000 EUR). 
Unter Berücksichtigung der von der Stadt Wiener Neustadt einbehal-
tenen Parkgebühren und der verhängten Organstrafverfügungen sowie 
der mit der Parkraumbewirtschaftung für die Stadt verbundenen Auf-
wendungen belief sich der kumulierte Jahresverlust von Stadt und Wie-
ner Neustädter Stadtwerke auf 1,46 Mio. EUR. Der um Sondereffekte 
bereinigte kumulierte Jahresverlust von Stadt und Wiener Neustäd-
ter Stadtwerke betrug 1,25 Mio. EUR (0,97 Mio. EUR außerordentliche 
Abschreibungen und 1,74 Mio. EUR Dotierung einer Drohverlustrück-
stellung (für die Differenz zwischen dem Leasingrestwert und dem Ver-
kehrswertgutachten zur Theatertiefgarage)). 

Die operative Abwicklung des öffentlichen Verkehrs oblag dem Bereich 
Verkehrsbetrieb und beruhte auf der von den Wiener Neustädter Stadt-
werken gegenüber der Stadt Wiener Neustadt eingegangenen Verpflich-
tung, den öffentlichen Personennahverkehr im Ortsgebiet von Wie-
ner Neustadt und in den umliegenden Gemeinden sicherzustellen. Der 
Bereich war — wie in anderen Städten auch — nachhaltig verlustträch-
tig und erwirtschaftete im Jahr 2013 einen Verlust von 1,39 Mio. EUR.

Die Bereiche Bestattung, Forste, Friedhof, Gutshof, Plakatierung und 
Sonderimmobilien waren hinsichtlich Umsatzhöhe und Auswirkungen 
auf das Unternehmensergebnis von untergeordneter Bedeutung.
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Die Liegenschaftstransaktionen der Wiener Neustädter Stadtwerke wur-
den im Bereich Liegenschaftsverwaltung abgebildet. Dadurch sollte eine 
durch einmalige Effekte hervorgerufene verzerrte Darstellung ande-
rer Unternehmensbereiche verhindert werden. Der unter ihrem Buch-
wert erfolgte Verkauf von zwei Liegenschaften führte im Jahr 2013 zu 
einem Jahresverlust in Höhe von 474.000 EUR. 

Die Verwaltungsaufwendungen der Wiener Neustädter Stadtwerke wur-
den den einzelnen Geschäftsbereichen zugeschlagen und damit der 
Geschäftsbereich Verwaltung entlastet. 

 50.2 Der RH stellte fest, dass die gebührenfinanzierten Bereiche Abfallwirt-
schaft, Abwasserbeseitigung und Wasserwerk 2013 mit 7,75 Mio. EUR 
(Stadt und Wiener Neustädter Stadtwerke kumuliert 13,40 Mio. EUR) 
hohe Überschüsse erzielten, zumal die Stadt die Gebühren seit 2010, je 
nach Art der Gebühr, zwischen 23,1 % und 56,7 % angehoben hatte. 
Der RH verwies in diesem Zusammenhang auf TZ 64.

Der RH kritisierte, dass die Stadt Wiener Neustadt zwar Tätigkeitsbe-
reiche ausgliederte und in privatwirtschaftlicher Rechtsform führte, 
jedoch diese nicht an betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ausrich-
tete (bspw. erfolgte keine Schließung von unrentablen, nicht zu den 
Kernaufgaben zählenden Geschäftssparten).

Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, auch die positiv wirt-
schaftenden Geschäftsbereiche auf Einsparungsmöglichkeiten sowie 
Effizienzsteigerungen und Synergieeffekte zu prüfen, um Ineffizi-
enzen geschuldete hohe Gebührenniveaus zu vermeiden und dadurch 
bedingte Gebührensteigerungen hintanzuhalten.

Der RH empfahl, die von der Stadt Wiener Neustadt in die Wiener Neu-
städter Stadtwerke ausgegliederten und nunmehr in privatrechtlicher 
Gesellschaftsform geführten Geschäftsbereiche nunmehr auch nach 
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten zu führen. Deshalb sollte die 
Wiener Neustadt Holding dafür sorgen, dass

–  nachhaltig negativ wirtschaftende Bereiche, die nicht verpflich-
tend aufrechtzuerhalten sind, geschlossen bzw. einer Verpachtung 
an Dritte zugeführt werden (z.B. Gastronomie),

–  bei nachhaltig negativ wirtschaftenden Bereichen, die durch recht-
liche Verpflichtungen aufrechtzuerhalten sind, der Leistungsumfang 
entweder auf das gesetzlich/vertraglich zulässige Minimum redu-
ziert bzw. das Vertragsverhältnis unter Einhaltung der vereinbar-
ten Fristen aufgekündigt wird, 
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–  für die Zukunft vertragliche Verpflichtungen nur im Falle positiver 
Planrechnungen eingegangen werden (z.B. Garagenbauten) und

–  Investitionen mit offenkundig hoch negativen Kapitalwerten und 
nicht eindeutig nachgewiesener Umwegrentabilität vermieden wer-
den (z.B. Theatertiefgarage).

 50.3 Die Wiener Neustadt Holding teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass die 
Abgabe des Geschäftszweigs „Gastronomiebetriebe“ bis Anfang 2016 
geplant sei (siehe auch TZ 41).

Immobilien Freizeit Parken GmbH

 51.1 Die Immobilien Freizeit Parken GmbH befasste sich im Wesentlichen 
mit den Geschäftsbereichen Bäder und Immobilien. Bei der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH waren 13 Arbeitnehmer beschäftigt; 24 Mitar-
beiter waren von der Stadt Wiener Neustadt entliehen.

Aus nachfolgender Spartenrechnung sind für das Jahr 2013 die wirt-
schaftlichen Ergebnisse der einzelnen Geschäftsbereiche zu ersehen:

Tabelle 22:  Spartenrechnung der Immobilien Freizeit Parken GmbH 2013

Umsatzer löse 
(ohne För de-
rungen etc.)

Eigenes und 
beigestelltes 

Personal

Jahresgewinn/ 
Jahresverlust 
(laut GuV)

Einbehalte 
Stadt Wiener 

Neustadt1

Auf wands tragun-
gen Stadt Wiener 

Neustadt2

Kumuliertes 
Jahres ergeb-
nis Stadt und 
Immobilien 

Freizeit Parken 
GmbH

in EUR

Bäder 1.199.734,60 – 403.553,10 – 30.064,39 1.200.775,75 – 3.997.799,05 – 2.827.087,69

davon Aqua Nova 1.129.497,33 – 336.300,11 – 15.138,85 1.200.775,75 – 3.936.104,05 – 2.750.467,15

davon Akademiebad 70.237,27 – 67.252,99 – 13.875,45 0,00 – 61.695,00 – 75.570,45

Immobilien 5.189.448,21 – 12.255,81 279.409,33 4.988.803,94 – 6.513.173,94 – 1.244.960,67

Verwaltung 2.892,62 – 93.509,08     

KöSt3   1.447.697,97   1.447.697,97

Summe 6.392.075,43 – 509.317,99 1.697.042,91 6.189.579,69 – 10.510.972,99 – 2.624.350,39

1  Ist–Werte: Da die Immobilien–Freizeit Parken GmbH der Stadt Wiener Neustadt den Fruchtgenuss an ihren Immobilien 
überließ, erhielt sie im Gegenzug dazu ein Fruchtgenussentgelt in Höhe von 5 Mio. EUR. Somit wurden die Mieten von der 
Stadt Wiener Neustadt vereinnahmt.

2  Ist–Werte: Aufwendungen der Stadt Wiener Neustadt (hinsichtlich Aqua Nova insbesondere für Leasingverpflichtungen in 
Höhe von 1,50 Mio. EUR)

3 KöSt–Rückrechnung aufgrund einer steuerlichen Gruppenvereinbarung

Quellen: Immobilien Freizeit Parken GmbH; Stadt Wiener Neustadt; RH
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(1) Im Jahr 1999 schloss die Immobilien Freizeit Parken GmbH mit 
einer Leasinggesellschaft einen Leasingvertrag über das Hallenbad 
Aqua Nova ab. Im Jahr 2012 trat die Stadt Wiener Neustadt anstelle 
der Immobilien Freizeit Parken GmbH in diesen Leasingvertrag ein. 
Das Akademiebad stand zu 44 % im Eigentum der Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH und zu 56 % im Eigentum des Bundes. Die Verant-
wortung für den Badbetrieb lag für beide Bäder bei der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH. 

Die Spartenrechnung zeigte, dass der Bereich Bäder im Geschäfts-
jahr 2013, unter Berücksichtigung der Einbehalte (im Wesentlichen 
Eintrittsgelder) und Aufwandstragungen der Stadt Wiener Neustadt 
(z.B. Leasingentgelte in Höhe von 1,50 Mio. EUR), einen für Stadt 
und Immobilien Freizeit Parken GmbH kumulierten Jahresverlust von 
2,83 Mio. EUR erwirtschaftete. 

(2) Im Jahr 2007 gliederte die Stadt Wiener Neustadt ihre Wohn– und 
Geschäftsimmobilien mit dem Ziel, einen marktwirtschaftlich struk-
turierten Immobilienbereich zu etablieren, aus. Der Bereich umfasste 
etwa 2.350 Wohnungen und Geschäftslokale. 

Der Bereich Immobilien wirtschaftete ebenfalls nicht kostendeckend. 
Er wies bei kumulierter Betrachtung von Stadt und Immobilien Freizeit 
Parken GmbH einen Jahresverlust von 1,24 Mio. EUR auf. Im Jahr 2013 
betrug der von der Stadt Wiener Neustadt ermittelte durchschnittliche 
Mieterlöse je m2 Nutzfläche 2,55 EUR (exkl. Betriebskosten und USt).

Bereits im Bericht über die Stadt Wiener Neustadt, Reihe Nieder-
österreich 2005/7, hatte der RH der Stadt empfohlen, eine Anhebung 
des Mietzinses zumindest für die sanierten Wohnungen — dies betraf 
etwa die Hälfte der Objekte — zu erwägen. Darüber hinaus hatte es der 
RH als zweckmäßig erachtet, soziale Unterstützungen auf begründete 
Fälle zu reduzieren und in diesen Fällen Mietzuschüsse zu gewähren.

 51.2 (1) Der RH kritisierte die bei kumulierter Betrachtung von Stadt und 
Immobilien Freizeit Parken GmbH hohen Verluste des Geschäftsbereichs 
Bäder. Er empfahl der Wiener Neustadt Holding und der Stadt Wie-
ner Neustadt, angesichts der hohen Jahresverluste und unter Berück-
sichtigung der prekären finanziellen Lage der Stadt Wiener Neustadt, 
jedenfalls auf unmittelbar wirksam werdende Kostensenkungen hin-
zuwirken. 

(2) Der RH wies kritisch darauf hin, dass es der Immobilien Freizeit 
Parken GmbH bisher nicht gelungen war, die städtischen Immobilien 
nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten zu verwalten und somit 
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die Intention der Stadt — die Immobilienbewirtschaftung marktwirt-
schaftlich auszurichten — nicht erfüllt werden konnte.

Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding und der Stadt Wiener 
Neustadt Maßnahmen zu setzen, damit, wie bereits im Bericht Reihe 
Niederösterreich 2005/7 ausgeführt, bei Neuvermietungen die Miet-
zinse konsequent angehoben und so eine zumindest ausgeglichene 
oder gewinnerzielende Führung des Bereichs Immobilien sichergestellt 
wird. Darüber hinaus erachtete es der RH weiterhin als zweckmäßig, 
nicht flächendeckend Sozialwohnungen anzubieten, sondern soziale 
Unterstützungen auf begründete Fälle zu reduzieren und nur in die-
sen Fällen Mietzuschüsse zu gewähren.

 51.3 Die Wiener Neustadt Holding teilte in ihrer Stellungnahme ergänzend 
mit, dass die Ertragssituation der Immobilien Freizeit Parken GmbH im 
Bezug auf die Immobilien durch den Fruchtgenussvertrag abgesichert 
sei. Investitionen würden nach Maßgabe der Finanzkraft durchgeführt 
werden. Dem betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkt werde durch die 
Auslagerung der Hausverwaltung an eine Genossenschaft Rechnung 
getragen. Bezüglich der Höhe der Mietzinse gebe es die Überlegung, 
diese nach marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten zu überarbeiten.

Kultur Marketing Event–GmbH

 52.1 Mit Ende 2006 gliederte die Stadt Wiener Neustadt die Bereiche Stadt-
theater, Veranstaltungen, Ausstellungswesen (Kunst im Senat, St. Peter/
Sperr, Galerie im Neuen Rathaus) sowie die Stadtbücherei in eine eigens 
von der Wiener Neustadt Holding gegründete Tochtergesellschaft, die 
Kultur Marketing Event–GmbH, aus. Darüber hinaus war sie für das 
Stadtmarketing (bis 2013), die Vermietung von Veranstaltungsequip-
ment und grafische Gestaltungsdienste verantwortlich. Die Kultur Mar-
keting Event–GmbH beschäftigte vier Arbeitnehmer und entlieh 21 Mit-
arbeiter von der Stadt Wiener Neustadt. 

Die bis zur Ausgliederung für die Kulturagenden verantwortliche MA 9 
(Kulturamt) war ab 2007 im Wesentlichen für die Volkshochschule, die 
Josef Matthias Hauer–Musikschule, die Museen, das Stadtarchiv und 
die Denkmalpflege zuständig.

Die Bereichsergebnisse der Kultur Marketing Event–GmbH können 
für das Jahr 2013 der nachfolgenden Spartenrechnung entnommen 
werden:
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Von den Umsatzerlösen entfielen 52,4 % auf das Stadttheater, 15,2 % 
die Grafik, 11,3 % das Stadtmarketing und den Tourismus, 11,2 % die 
Stadtbücherei und 9,9 % auf die restlichen Bereiche.

Den Betriebsaufwendungen von 1,95 Mio. EUR standen Umsatzerlöse in 
Höhe von 317.000 EUR gegenüber. Die Kultur Marketing Event–GmbH 
konnte somit 16,2 % der Aufwendungen durch Umsatzerlöse decken. 

Im Jahr 2013 erwirtschafteten — unter Außerachtlassung der lukrier-
ten Förderungen, Zuschüsse und Subventionen — ausnahmslos alle 
Geschäftsbereiche Verluste. Die größten Verlustbringer waren mit 
487.000 EUR das Stadttheater und mit 441.000 EUR die Stadtbüche-
rei (zusammen 63,5 % des gesamten Jahresverlusts).

Der Geschäftsbereich Grafik sollte seine Leistungen einerseits der Stadt 
Wiener Neustadt und den Wiener Neustadt Holding–Konzerngesell-
schaften und andererseits interessierten Dritten anbieten. Aufgrund 
mangelnder Nachfrage erwirtschaftete der Geschäftsbereich Grafik 
nachhaltig negative Jahresergebnisse.

 52.2 Der RH kritisierte, dass die Kultur Marketing Event–GmbH lediglich 
einen Kostendeckungsgrad von 16,2 % erreichte.

Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, solange die kommunale 
Kernaufgabenerfüllung nicht sichergestellt ist, für die Kultur Marke-

Tabelle 23:  Spartenrechnung der Kultur Marketing Event–GmbH 2013

Umsatzer löse 
(ohne Förde-
rungen etc.)

Förde run gen, 
Zuschüsse 

und Subven-
tionen

eigenes und 
beigestelltes 

Personal

Jahresge-
winn/Jahres -
ver lust (laut 

GuV)

Jahres ge winn/
Jahres ver lust 
ohne Förde-
rungen etc.

in EUR

Stadttheater 166.279,00 543.132,26 – 398.116,38 55.935,29 – 487.196,97

Stadtbücherei 35.586,94 166.660,64 – 316.128,24 – 274.119,47 – 440.780,11

Museumsveranstaltungen 11.378,23 84.790,32 – 42.608,27 27.910,37 – 56.879,95

Ausstellungen 241,76 165.180,64 – 68.004,87 69.668,56 – 95.512,08

Events/Projekte Kultur 19.669,86 312.361,29 – 83.376,84 174.255,45 – 138.105,84

Stadtmarketing und Tourismus 35.827,63 0,00 – 71.634,09 – 101.038,84 – 101.038,84

Events/Projekte – Marketing1 – 100,00 155.180,64 – 25.754,81 119.662,55 – 35.518,09

Grafik 48.165,05 155.180,65 – 115.913,31 55.100,03 – 100.080,62

Verwaltung 0,00 0,00 – 32,82 – 5.607,56 – 5.607,56

Summe 317.048,47 1.582.486,44 – 1.121.569,63 121.766,38 – 1.460.720,06
1 ad Umsatzerlöse: Rückrechnungen

Quellen: Kultur Marketing Event–GmbH; RH
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ting Event–GmbH eine Aufgabenanalyse mit dem Ziel durchzuführen, 
Bereiche und Teilbereiche zu schließen bzw. Kosten zu senken, um in 
weiterer Folge einen für die Agenden der Kultur Marketing Event–
GmbH günstigeren Kostendeckungsgrad zu erzielen (siehe auch TZ 46). 

Darüber hinaus empfahl er der Wiener Neustadt Holding, die Kultur 
Marketing Event–GmbH anzuweisen, den unter rein marktwirtschaft-
lichen Gesichtspunkten zu betrachtenden, jedoch Verluste verursa-
chenden Geschäftsbereich Grafik jedenfalls nicht mehr fortzuführen 
und die erforderlichen Leistungen im Bedarfsfall zuzukaufen.

 52.3 Laut Stellungnahme der Wiener Neustadt Holding seien in den aus der 
Kostenrechnung entnommenen und von der Wiener Neustadt Holding 
GmbH als korrekt bestätigten Zahlen die vom Bereich „Grafik“ für 
die Kultur Marketing Event–GmbH erbrachten Leistungen nicht ent-
halten. Um eine Verzerrung der Ergebnisse zu vermeiden, werde die 
Kultur Marketing Event–GmbH in Zukunft auch die Leistungen in die 
Kostenrechnung einarbeiten.

 52.4 Der RH entgegnete, dass die vom Bereich „Grafik“ für die Kultur Mar-
keting Event–GmbH erbrachten Leistungen zwar den Bereich Grafik 
kostenrechnerisch entlasten, im Gegenzug jedoch die Leistungsemp-
fangenden Bereiche der Gesellschaft im selben Ausmaß belastet wer-
den. Somit lag der Kostendeckungsgrad der Kultur Marketing Event–
GmbH 2013 weiterhin bei 16,2 %.

 53.1 Gemäß § 22 URG wird Reorganisationsbedarf vermutet, wenn die 
Eigenmittelquote weniger als 8 % und die fiktive Schuldentilgungs-
dauer mehr als 15 Jahre betragen.

In den Jahren 2011 und 2012 bestand gemäß § 22 URG im Wiener 
Neustadt Holding–Konzern für die Immobilien Freizeit Parken GmbH 
die Vermutung eines Reorganisationsbedarfs.

Die entsprechenden Kennzahlen der Immobilien Freizeit Parken GmbH 
können der nachfolgenden Aufstellung entnommen werden: 

Unternehmensreor-
ganisationsgesetz 
(URG)
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Der Abschlussprüfer wies darauf hin, dass trotz des Verfehlens der 
Grenzwerte kein Reorganisationsbedarf bestand, weil die Stadt Wie-
ner Neustadt für einen Großteil der Kreditinstitutsverbindlichkeiten 
Garantien und Haftungen übernommen hatte und zwischen der Stadt 
Wiener Neustadt und der Immobilien Freizeit Parken GmbH ein Ergeb-
nisabführungsvertrag vereinbart war. Dadurch waren laut Bericht des 
Abschlussprüfers die Liquidität und das Fortbestehen der Gesellschaft 
gesichert.

 53.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die fiktive Schuldentilgungsdauer der 
Immobilien Freizeit Parken GmbH im Zeitraum 2010 bis 2013 Werte 
zwischen 97,9 Jahren (2010) und 30,6 Jahren (2013) aufwies. Dies 
bedeutete, dass der 31–fache Mittelüberschuss aus der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit benötigt worden wäre, um die von der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH eingegangenen Verbindlichkeiten zur Gänze 
zurückführen zu können. 

Der RH wies kritisch darauf hin, dass, aufgrund der extrem angespann-
ten finanziellen Lage der Stadt Wiener Neustadt die Werthaltigkeit der 
von der Stadt zugunsten der Immobilien Freizeit Parken GmbH einge-
gangenen Verpflichtungen (übernommene Garantien und Haftungen 
sowie Ergebnisabführungsvertrag) in Zweifel zu ziehen war, weil die 
Stadt nicht einmal in der Lage war, ihre eigenen Verbindlichkeiten 
ohne Tilgungsfreistellungen zu bedienen (siehe TZ 15). Nach Ansicht 
des RH war die finanzielle Tragfähigkeit der Stadt für die Schulden 
der ausgegliederten Unternehmen bereits seit mehreren Jahren nicht 
mehr gegeben. Der RH empfahl dem Wiener Neustadt Holding Kon-
zern, die Verbindlichkeiten der Immobilien Freizeit Parken GmbH rasch 
zu reduzieren, weil selbst die Stadt nicht mehr in der Lage war, ihre 
Schulden kongruent zur Nutzungsdauer der finanzierten Investitions-
güter zurückzuführen. 

Tabelle 24:  Kennzahlen gemäß URG

2010 2011 2012 2013

in %

Eigenmittelquote gemäß § 23 URG 8,7 6,7 7,2 8,6

in Jahren

fiktive Schuldentilgungsdauer gemäß § 24 URG 97,9 37,7 58,5 30,6

Vermutung des Reorganisationsbedarfs nein ja ja nein

Quellen: Wirtschaftstreuhandgesellschaften
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 53.3 Die Wiener Neustadt Holding teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass 
die Wiener Neustädter Stadtwerke seit dem Jahr 2009 keine weite-
ren Darlehenszuzählungen mit von der Stadt unterlegten Haftungser-
klärungen in Anspruch genommen hätten. Dies werde voraussichtlich 
auch zukünftig nicht erforderlich sein. Daher werde aufgrund der lau-
fenden Tilgungen das behaftete Darlehensvolumen weiter sinken.

Entwicklung

 54.1 Die Entwicklung der Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten der 
einzelnen Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaften kann aus 
der nachfolgenden Tabelle ersehen werden:

Von 2010 bis 2013 stiegen die Verbindlichkeiten der Wiener Neustäd-
ter Stadtwerke gegenüber Kreditinstituten von 49,46 Mio. EUR um 
7,5 % auf 53,14 Mio. EUR. Im gleichen Zeitraum sanken die Ver-
bindlichkeiten der Immobilien Freizeit Parken GmbH um 16,8 % von 
143,22 Mio. EUR auf 119,15 Mio. EUR. Der von 2010 auf 2011 bei den 
Wiener Neustädter Stadtwerken ansteigende und bei der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH fallende Verbindlichkeitenstand gegenüber Kre-
ditinstituten war primär auf die Übertragung zweier Sonderimmo-
bilien (Dr. Hertha Firnberg–Hauptschule und Zubau Feuerwehrhaus) 
sowie die darauf lastenden Verbindlichkeiten von der Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH an die Wiener Neustädter Stadtwerke in Höhe von 
18,15 Mio. EUR zurückzuführen. Die Kultur Marketing Event–GmbH 
war gegenüber Kreditinstituten nur geringfügig, die Wiener Neustadt 
Holding und die Eco Nova gar nicht verschuldet.

Von 2010 bis 2013 fielen die Konzernverbindlichkeiten gegenüber Kre-
ditinstituten von 192,77 Mio. EUR auf 172,31 Mio. EUR (– 10,6 %). 

Bank-
verbindlichkeiten

Tabelle 25: Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

2010 2011 2012 2013 2010 bis 2013

in Mio. EUR in %

Wiener Neustadt Holding – – – – –

Wiener Neustädter Stadtwerke 49,46 64,61 58,23 53,15 7,5

Immobilien Freizeit Parken GmbH 143,22 122,48 124,74 119,15 – 16,8

Kultur Marketing Event–GmbH 0,09 0,06 0,04 0,01 – 85,1

Eco Nova – – – – –

Summe 192,77 187,15 183,00 172,31 – 10,6

Quelle: Wiener Neustadt Holding
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Während die Wiener Neustädter Stadtwerke die aufgenommenen Dar-
lehen und Abstattungskredite regelmäßig zurückführte,

–  zahlte die Immobilien Freizeit Parken GmbH für die im Rahmen der 
Immobilienausgliederung des Jahres 2007 neu eingegangenen Dar-
lehensverpflichtungen lediglich die anfallenden Zinsen (Volumen 
80,87 Mio. EUR (durch Ausscheiden eines Anlageguts sowie des 
darauf lastenden Darlehens reduzierte sich die ursprüngliche Dar-
lehenshöhe von 81,33 Mio. EUR auf 80,87 Mio. EUR), Darlehens-
laufzeit 15 Jahre, Endfälligkeit vereinbart, kein Tilgungsträger).

–  Darüber hinaus nahm die Immobilien Freizeit Parken GmbH einen 
bis zu 11,36 Mio. EUR einmalig ausnutzbaren Kredit (Ausnutzung 
zum 31. Dezember 2013: 4,91 Mio. EUR), der zur Bedeckung der 
nicht aus dem Cashflow rückzahlbaren Zins– und Tilgungszah-
lungen dienen sollte, auf. 

 54.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die Immobilien Freizeit Parken GmbH 
mit hohen Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten belastet war 
(119,15 Mio. EUR zum 31. Dezember 2013). Er kritisierte, dass die 
Immobilien Freizeit Parken GmbH für 67,9 % (80,87 Mio. EUR von 
119,15 Mio. EUR) ihrer Darlehen keine Tilgungen leistete. Zudem kri-
tisierte der RH, dass die Immobilien Freizeit Parken GmbH zur Abde-
ckung fälliger Zinsen und Tilgungen (betrifft weitere Darlehen und Kre-
dite) trotzdem einen bis zu 11,36 Mio. EUR ausnutzbaren Kreditrahmen 
in Anspruch nehmen musste. Darüber hinaus sparte die Immobilien 
Freizeit Parken GmbH keinen Tilgungsträger an, der die fristgerechte 
Rückzahlung der endfälligen Darlehen sicherstellen würde. Sollte die 
Immobilien Freizeit Parken GmbH nicht in der Lage sein, die aufge-
nommenen Darlehen und Kredite vereinbarungsgemäß rückzuführen, 
droht die Fälligstellung der gewährten Finanzierungen, die letztend-
lich wohl den Verkauf der Immobilien zur Folge hätte.

Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, dafür zu sorgen, dass 
die Kosten– und Erlösstruktur der Immobilien Freizeit Parken GmbH 
das Ansparen finanzieller Mittel für endfällige Darlehenstilgungen 
sicherstellt.

 54.3 Laut Stellungnahme der Wiener Neustadt Holding seien die bestehen-
den Darlehen der Immobilien Freizeit Parken GmbH auf eine betrag-
lich bedeutsame Immobilienausgliederung der Stadt Wiener Neustadt 
zurückzuführen und die Planrechnung sei so ausgelegt, dass ab 2022 
(81,33 Mio. EUR) bzw. 2028 (11,36 Mio. EUR) Darlehenstilgungen 
erfolgen würden. Aufgrund des vorherrschenden Zinsniveaus werde 
sich der Zinsendienst günstiger als geplant darstellen.
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Fremdwährungsverbindlichkeiten und Fremdwährungskursverluste

 55.1 Im Jahr 2010 wiesen die Wiener Neustädter Stadtwerke und die Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH bei den Verbindlichkeiten gegenüber Kre-
ditinstituten einen Fremdwährungsanteil von 53,0 % bzw. von 13,8 % 
auf. Die Fremdwährungsverbindlichkeiten bestanden ausschließlich in 
CHF.

Für die per September 2011 noch aushaftenden Fremdwährungsver-
bindlichkeiten lag der durchschnittliche EUR/CHF–Einstiegskurs der 
Wiener Neustädter Stadtwerke bei 1,51 und jener der Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH bei 1,53. Nachfolgende Abbildung zeigt die Ent-
wicklung des Wechselkurses ab Mitte 2009:

Aus voranstehender Abbildung ist ersichtlich, dass sich der EUR/CHF–
Wechselkurs, ausgehend von 1,48 (Ende 2009), ab Anfang 2012 bis 
zumindest Mitte 2014 auf einem Niveau von 1,20 bis 1,26 einpendelte. 
Die Stärkung des CHF gegenüber dem EUR führte für die Wiener Neu-
städter Stadtwerke und die Immobilien Freizeit Parken GmbH zu fol-
genden Kursgewinnen und –verlusten: 

Abbildung 3: Entwicklung des EUR/CHF–Wechselkurses

Quelle: RH
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In den Jahren 2010 bis 2013 betrugen die Kursverluste der Wiener Neu-
städter Stadtwerke 4,71 Mio. EUR und jene der Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH 3,70 Mio. EUR (insgesamt 8,41 Mio. EUR). Im gleichen Zeit-
raum beliefen sich die aus der zinsgünstigeren Verschuldung in CHF 
resultierenden fiktiven Zinsvorteile auf zusammen rd. 932.000 EUR 
(durchschnittlich 233.000 EUR jährlich).

Die Wiener Neustädter Stadtwerke und die Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH verfügten dabei weder über hinreichende Instrumente zur 
Verlustbegrenzung noch setzten sie zeitgerecht verlustmindernde Maß-
nahmen.

Bis zum 31. Dezember 2013 ging der Anteil der Fremdwährungsver-
bindlichkeiten an den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
deutlich zurück. Zum Bilanzstichtag betrug er 12,8 % (Wiener Neu-
städter Stadtwerke) bzw. 0,9 % (Immobilien Freizeit Parken GmbH). 

Tabelle 26:  Fremdwährungskursverluste der Wiener Neustädter Stadtwerke

31.12.2010 31.12.2011 31.12.2012 31.12.2013 Summe

in EUR

Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 49.455.780,13 64.609.574,03 58.225.499,64 53.141.321,35  

davon in CHF1 26.226.768,49 25.119.022,93 15.317.496,36 6.814.112,87

Kursgewinne/–verluste – 4.198.472,10 – 708.098,30 – 114.217,84 312.771,98 – 4.708.016,26

fiktiver Zinsvorteil/–nach teil 
CHF gegenüber EUR 219.328,67 276.701,43 91.627,45 13.965,78 601.623,33

1 jeweils zum Stichtagskurs umgerechnet in EUR

Quellen: Wiener Neustädter Stadtwerke; RH

Tabelle 27:  Fremdwährungskursverluste der Immobilien Freizeit Parken GmbH

31.12.2010 31.12.2011 31.12.2012 31.12.2013 Summe

in EUR

Verbindlichkeiten gegen-
über Kreditinstituten 143.221.282,69 122.477.164,18 124.740.133,96 119.147.634,98  

davon in CHF1 19.761.938,66 1.263.579,72 1.194.578,39 1.102.483,64

Kursgewinne/–verluste – 3.053.699,80 – 593.289,27 – 76.481,20 19.759,70 – 3.703.710,57

fiktiver Zinsvorteil/–nach-
teil CHF gegenüber EUR 124.911,30 204.745,32 1.529,58 – 1.062,23 330.123,97

1 jeweils zum Stichtagskurs umgerechnet in EUR

Quellen: Immobilien Freizeit Parken GmbH; RH
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 55.2 Der RH kritisierte, dass die Bilanzen der Wiener Neustädter Stadtwerke 
und der Immobilien Freizeit Parken GmbH hohe Fremdwährungsver-
bindlichkeiten aufwiesen (bei den Wiener Neustädter Stadtwerken zeit-
weise mehr als 50 % der Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten) 
und diese Unternehmen in den Jahren 2010 bis 2013 Kursverluste in 
Höhe von 8,41 Mio. EUR in Kauf nehmen mussten. Der RH empfahl 
der Wiener Neustadt Holding, ihre Tochtergesellschaften anzuweisen, 
Neuverschuldungen in Fremdwährungen tunlichst zu vermeiden, um 
damit ein erhöhtes Fremdwährungsrisiko und das Risiko eines stei-
genden CHF–Zinsniveaus hintanzuhalten.

Der RH bemängelte, dass die Wiener Neustadt Holding–Konzerngesell-
schaften keine hinreichenden Verlustbegrenzungsmaßnahmen ergrif-
fen hatten. Er empfahl dem Wiener Neustadt Holding–Konzern, für 
die verbliebenen Darlehen strikte Stop–Loss– bzw. Limitvorgaben71 zu 
definieren und im Falle starker Währungstrends und gleichzeitigem 
Überschreiten der definierten Grenzen unverzüglich zu reagieren.

Weiters empfahl der RH dem Wiener Neustadt Holding–Konzern, die 
bestehenden Fremdwährungsrisiken nicht nur streng zu limitieren, son-
dern die Risiken auch laufend zu messen und gezielt zu überwachen.

 55.3 Die Wiener Neustadt Holding teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass 
Mitte 2015 keine Fremdwährungsverbindlichkeiten mehr bestünden 
und somit kein Fremdwährungsrisiko mehr vorhanden sei.

Bei den Rahmenvereinbarungen mit den Banken handle es sich um 
keine von den Gesellschaften gesondert verhandelten Vereinbarungen, 
sondern um eine als Basis für derartige Rechtsgeschäfte zum Einsatz 
kommende standardisierte Rahmenvereinbarung. Die Wiener Neustadt 
Holding nahm die Ausführungen des RH zur Kenntnis, wies aber darauf 
hin, dass für Abschlüsse durch Einzelpersonen (Geschäftsführer) Gre-
mialbeschlüsse eingeholt worden seien.

 56.1 (1) In den Jahren 2007 bis 2011 schlossen die Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH und die Wiener Neustädter Stadtwerke einen Zero–Cost–
Collar und vier Zinsbegrenzungsgeschäfte ab. Diese Finanzgeschäfte 
stellten sich wie folgt dar:

71 Unter Stop–Loss–Order versteht man einen bedingten Auftrag, der ausgeführt wird, 
wenn ein vom Auftraggeber festgelegter Grenzwert über– oder unterschritten wird. 
Damit sollen bereits erzielte Gewinne abgesichert bzw. Verluste begrenzt werden.

Derivate
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Bei dem betraglich weitaus bedeutendsten Derivat, dem Zero–Cost–
Collar, handelte es sich um den gleichzeitigen Kauf eines Zinscaps72 
und den Verkauf eines Zinsfloors73. Bei diesem Geschäft standen sich 
gezahlte und erhaltene Prämie produktbedingt in gleicher Höhe gegen-
über, ohne dass die Höhe der Prämie bei Geschäftsabschluss auf der 
Einzelabschlussbestätigung ausgewiesen wurde. 

Die Immobilien Freizeit Parken GmbH holte vor dem Geschäftsab-
schluss weder eine unabhängige Stellungnahme über den korrekten 
Preis des Finanzgeschäfts ein noch war sie selbst in der Lage, eine ent-
sprechende Beurteilung vorzunehmen.

Die Entwicklung des den Geschäften zugrunde liegenden Referenz-
zinssatzes (6–Monats–EURIBOR) kann der nachfolgenden Abbildung 
entnommen werden:

72 Bei einem Zinscap handelt es sich um ein Zinsderivat, bei dem eine Zinsobergrenze 
festgelegt wird. Überschreitet der Referenzzinssatz (z.B. 6–Monats–EURIBOR) die Zins-
obergrenze (Cap Strike), so erhält der Käufer des Caps vom Verkäufer eine Ausgleichs-
zahlung.

73 Bei einem Zinsfloor handelt es sich um ein Zinsderivat, bei dem eine Zinsuntergrenze 
festgelegt wird. Unterschreitet der Referenzzinssatz (z.B. 6–Monats–EURIBOR) die Zins-
untergrenze (Floor Strike), so erhält der Käufer des Floors vom Verkäufer eine Aus-
gleichszahlung.

Tabelle 28:  Zero–Cost–Collar und Caps der Immobilien Freizeit Parken GmbH sowie der 
Wiener Neustädter Stadtwerke

Derivat Volumen  
in Mio. EUR vertragliche Laufzeit

Ergebnis nach Ablauf  
(inkl. Prämien  

in EUR gerundet)

Zero–Cost–Collar (Immobilien 
Freizeit Parken GmbH) 90,00 6/2007 bis 6/2012 – 8.503.000

Zinscap 1 (Immobilien Freizeit 
Parken GmbH) 20,00 7/2012 bis 7/2014 – 154.000

Zinscap 2 (Immobilien Freizeit 
Parken GmbH) 20,00 7/2012 bis 7/2015 – 292.000

Zinscap A (Wiener Neustädter 
Stadtwerke) 3,50 7/2012 bis 7/2014 – 20.000

Zinscap B (Wiener Neustädter 
Stadtwerke) 3,50 7/2012 bis 7/2015 – 41.000

Summe – 9.010.000

Quellen: Immobilien Freizeit Parken GmbH; Wiener Neustädter Stadtwerke; RH
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Da der 6–Monats–EURIBOR von September 2008 bis Jänner 2010 von 
5,3 % auf 1,0 % fiel und bis zum Laufzeitende des Zero–Cost–Collars 
deutlich unter dem Floor Strike von 4,375 % verharrte, hatte die Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH die Differenz zwischen dem Marktzins-
satz und dem Floor Strike auszugleichen. Alleine von 2010 bis 2012 
betrugen die zu leistenden Ausgleichszahlungen 6,95 Mio. EUR. Für 
den Zeitraum 2008 bis 2012 lagen sie bei 8,50 Mio. EUR.

Die Kosten für die vier Zinsbegrenzungsgeschäfte (die Wiener Neustäd-
ter Stadtwerke und die Immobilien Freizeit Parken GmbH hätten bei 
Überschreiten des Cap Strikes in Höhe von 4 % Ausgleichszahlungen 
erhalten) werden für den Zeitraum 2010 bis 2014 rd. 507.000 EUR 
betragen.

(2) Im Jahr 2012 schloss die Immobilien Freizeit Parken GmbH drei 
Zinsswaps mit folgenden Eckdaten ab:

Abbildung 4: Entwicklung des 6–Monats–EURIBOR

Quelle: RH
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Bei diesen Zinsswaps tauschte sie für einen Zeitraum von jeweils fünf 
Jahren ein Volumen von insgesamt 92,69 Mio. EUR von ursprünglich 
variabler gegen fixe Zinszahlung.

Die im Februar 2014 erfolgte Bewertung der drei Zinsswaps ergab einen 
negativen Marktwert in Höhe von 3,71 Mio. EUR. Infolgedessen bil-
dete die Immobilien Freizeit Parken GmbH eine Drohverlustrückstel-
lung in ebendieser Höhe.

(3) Dem Zero–Cost–Collar und den vier Caps lagen keine explizit defi-
nierten Grundgeschäfte zugrunde. Die drei Zinsswaps der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH entsprachen ihrer Höhe nach zwar vier Darle-
henstranchen und einem Kredit, ohne jedoch konkret an diese Grund-
geschäfte gebunden worden zu sein. Da die Darlehenslaufzeiten über 
die laut Risikorichtlinie für Derivate maximal zulässige Laufzeit von 
fünf Jahren hinausgingen, lag auch bezüglich der Laufzeiten kein 
unmittelbarer Konnex zu bereits bestehenden Grundgeschäften vor.

(4) Die von den Wiener Neustädter Stadtwerken und der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH mit Kreditinstituten abgeschlossenen Rahmen-
verträge erlaubten es den Geschäftsführern, Derivate in unbegrenzter 
Höhe und mit hohem Risiko abzuschließen. Weder § 30 lit. j GmbHG 
noch der Gesellschaftsvertrag der Immobilien Freizeit Parken GmbH 
bzw. der Wiener Neustädter Stadtwerke sah für den Abschluss von 
Derivaten die Zustimmung des Aufsichtsrats vor. 

 56.2 (1) Der RH stellte kritisch fest, dass die Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH und die Wiener Neustädter Stadtwerke für den Zero–Cost–
Collar sowie die vier Zinsbegrenzungsgeschäfte bis 2014 Verluste in 
Höhe von 8,90 Mio. EUR (inklusive Verrechnung mit erhaltenen Aus-
gleichszahlungen) erlitten hatten. Darüber hinaus war die Immobilien 

Tabelle 29:  Zinsswaps der Immobilien Freizeit Parken GmbH

Swap 1 Swap 2 Swap 3

Abschlussdatum 26. Juni 2012 26. Juni 2012 26. Juni 2012

Laufzeit 7/2014 bis 6/2019 7/2014 bis 6/2019 7/2015 bis 6/2020

Nominale (in EUR) 11.360.000,00 61.330.000,00 20.000.000,00

Fixzinssatzzahlung (in %) 1,94 1,94 2,24

Referenzzinssatz 6–Mo–EURIBOR 6–Mo–EURIBOR 6–Mo–EURIBOR

Drohverlustrückstellung  
(28. Februar 2014) (in EUR) 464.711,74 2.508.870,75 739.228,79

Quellen: Immobilien Freizeit Parken GmbH; RH
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Freizeit Parken GmbH gezwungen, Drohverlustrückstellungen in Höhe 
von 3,71 Mio. EUR zu bilden.

Der RH stellte kritisch fest, dass die Derivate ein hohes Nominale und 
damit verbunden auch ein hohes Risiko aufwiesen. Der RH kritisierte, 
dass sich die Immobilien Freizeit Parken GmbH durch den Verkauf 
eines Zinsfloors gegen Erhalt einer, bei Geschäftsabschluss nicht aus-
gewiesenen Prämie dem Risiko aussetzte, an fallenden Zinsen nicht 
mehr partizipieren zu können.

Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, die Tochtergesellschaften 
anzuweisen, keine Derivate oder Komponenten von Derivaten gegen 
Prämien zu verkaufen (z.B. Zinsfloors) und dadurch kein hohes Ver-
lustpotenzial in Kauf zu nehmen.

(2) Der RH kritisierte, dass die Immobilien Freizeit Parken GmbH mit 
dem Zero–Cost–Collar ein Finanzgeschäft einging, ohne den dafür 
angemessenen Preis beurteilen zu können. Der RH empfahl der Wie-
ner Neustadt Holding sicherzustellen, dass von den Wiener Neustadt 
Holding–Konzerngesellschaften keine Derivate abgeschlossen werden, 
deren korrekter Preis und deren Risikogehalt keiner oder einer nur 
unzureichenden Beurteilung unterzogen wurden. Allenfalls extern in 
Auftrag gegebene Preis– und Risikobeurteilungen sollten nicht vom 
derivatanbietenden Kreditinstitut durchgeführt werden.

Der RH empfahl zudem, Derivate hinsichtlich Nominalbetrag, Wäh-
rung und Laufzeit an bestehende Grundgeschäfte zu binden und Deri-
vate unter Beachtung der vorgegebenen Risikolimits ausschließlich zu 
Absicherungszwecken abzuschließen.

(3) Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Geschäftsführer der Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH und der Wiener Neustädter Stadtwerke 
Derivatgeschäfte in unbegrenztem Ausmaß und ohne Risikobegren-
zung abschließen konnten.

Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, für alle Wiener Neu-
stadt Holding–Konzerngesellschaften die im Gesellschaftsvertrag fest-
gelegten aufsichtsratspflichtigen Geschäfte um jene der Derivativge-
schäfte zu erweitern, um damit der Komplexität und dem Risikogehalt 
einzelner Derivate besser gerecht zu werden.

 56.3 Die Wiener Neustadt Holding bestätigte, dass der Zero—Cost—Collar 
keinem expliziten Grundgeschäft zugeordnet war. Die Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH wies jedoch ergänzend darauf hin, dass das Volu-
men der potenziellen Grundgeschäfte jederzeit über dem Volumen des 
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Zero—Cost—Collars (90 Mio. EUR) gelegen sei. Bei allfälligen künfti-
gen Derivaten (lediglich einfache Strukturen, wie z.B. Cap denkbar) 
werde der Empfehlung des RH, dem Derivat explizit ein bestimmtes 
Darlehen als Grundgeschäft zuzuordnen, entsprochen werden.

 56.4 Der RH wies darauf hin, dass er sich bereits mehrfach mit Fragen des 
Finanzmanagements beschäftigt hatte und dabei immer wieder auf 
die Notwendigkeit der Bindung von Derivativgeschäften an Grundge-
schäfte sowie der Messung, Limitierung und gezielten Überwachung der 
Risiken hingewiesen hatte (Reihen Bund 2003/4, Salzburg 2004/6, Bur-
genland 2006/3, Bund 2013/9). Der RH bekräftigte seine Empfehlung, 
Derivativgeschäfte an bestehende Grundgeschäfte zu binden und nur 
zur Absicherung von Währungs– und Zinsabänderungsrisiken abzu-
schließen.

 57.1 (1) Die von den Wiener Neustädter Stadtwerken bilanzierten Wertpa-
piere dienten ursprünglich zur Bedeckung von Abfertigungsverpflich-
tungen und waren als mündelsicher ausgewiesen. Die Performance der 
Wertpapiere kann der nachfolgenden Tabelle entnommen werden:

Bis auf das Jahr 2013 war die Jahresperformance (Ausschüttung plus 
Wertentwicklung) stets positiv. Sie lag von 2010 bis 2012 zwischen 
5,0 % und 10,7 %. Das Jahr 2013 war aufgrund des allgemein schwie-
rigen Marktumfelds für europäische Staatsanleihen mit vergleichswei-
ser guter Bonität mit 1,2 % negativ. Für den Zeitraum 2007 bis 2013 
betrug die durchschnittliche Jahresperformance 4,7 %.

(2) Im Jahr 2007 gewährte die Stadt Wiener Neustadt der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH einen nicht rückzahlbaren Zuschuss in Höhe 
von 19,10 Mio. EUR. Dieser sollte die Eigenkapitalbasis der Immobi-
lien Freizeit Parken GmbH stärken. Die aus der Veranlagung lukrierten 

Wertpapiere

Tabelle 30:  Wertpapierperformance der Wiener Neustädter Stadtwerke

2010 2011 2012 2013

in EUR

Marktwert zum 1. Jänner 534.081,00 545.370,00 553.399,50 595.693,50

Ausschüttungen – 20.670,00 – 19.080,00 – 16.695,00 – 15.900,00

Kursgewinne/–verluste 31.959,00 27.109,50 58.989,00 – 7.393,50

Marktwert zum 31. Dezember 545.370,00 553.399,50 595.693,50 572.400,00

in %

Performance p.a. 6,0 5,0 10,7 – 1,2

Quellen: Wiener Neustädter Stadtwerke; RH
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Zinserträge sollten für Zinszahlungen für die im Zuge der Immobilien-
ausgliederung 2007 aufgenommenen Darlehen dienen. Laut Plan sollte 
die Verzinsung des Zuschusses über jener der Darlehenszinsen liegen.

Den von der Stadt erhaltenen Zuschuss veranlagte die Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH in einen Publikumsfonds.74 Dieser sollte ab 2010 
Erträge von jährlich 1,24 Mio. EUR (6,5 % vor KESt) erwirtschaften 
bzw. eine Verzinsung von 1,5 Prozentpunkten über dem 6–Monats–
EURIBOR gewährleisten. Die tatsächliche Wertpapierentwicklung ist 
aus der nachfolgenden Aufstellung zu ersehen:

Die im Zeitraum 2010 bis 2013 tatsächlich lukrierten Wertpapierer-
träge beliefen sich auf 606.000 EUR (2010) bzw. jeweils 433.000 EUR 
(2011 bis 2013). Damit lagen sie unter der Erwartung von 6,5 %. Neben 
den geringer als erwartet ausgefallenen Erträgen büßten die Wertpa-
piere auch an Substanz ein. Der Kurswert der Wertpapiere sank um 
1,48 Mio. EUR (von 19,10 Mio. EUR im Anschaffungsjahr 2007 auf 
17,62 Mio. EUR zum 31. Dezember 2013).

Im Betrachtungszeitraum 2010 bis 2013 lag die Performance der Wert-
papiere zwischen 0,8 % (2013) und 5,9 % (2012). Von 2007 bis 2013 
betrug die durchschnittliche Jahresperformance 1,9 %.

Der von der Immobilien Freizeit Parken GmbH auserwählte Publikums-
fonds investierte rd. 75 % seines Vermögens in Anleihen von Unter-
nehmen und Kreditinstituten sowie in weitere Fonds. Diese Fonds ver-
rechneten Verwaltungsgebühren zwischen 0,6 % und 1,4 % p.a. vom 
Fondsvermögen und sahen darüber hinaus die Einhebung einer erfolgs-
abhängigen Gebühr vor.

74 Bei einem Publikumsfonds handelt es sich um einen Fonds, der von natürlichen Per-
sonen und institutionellen Investoren erworben werden kann und keinem bestimmten 
Anlegerkreis vorbehalten ist. Das Gegenteil von Publikumsfonds sind Spezialfonds.

Tabelle 31:  Wertpapierperformance der Immobilien Freizeit Parken GmbH

2010 2011 2012 2013

in EUR

Marktwert zum 1. Jänner 17.772.362,31 17.537.000,08 17.331.097,29 17.913.105,66

Ausschüttungen – 605.883,82 – 432.836,06 – 432.833,30 – 432.805,70

Kursgewinne/–verluste 370.521,59 226.933,27 1.014.841,67 142.089,93

Marktwert zum 31. Dezember 17.537.000,08 17.331.097,29 17.913.105,66 17.622.389,89

in %

Performance p.a. 2,1 1,3 5,9 0,8

Quellen: Immobilien Freizeit Parken GmbH; RH



Stadt Wiener Neustadt und  
Wiener Neustadt Holding GmbH

Niederösterreich

Niederösterreich 2015/9 171

Wiener Neustadt Holding Konzern

Die Verwaltungsgebühr des Publikumsfonds selbst betrug 0,46 % p.a. 
Laut Fondsprospekt waren zusätzlich die Verrechnung einer erfolgs-
abhängigen Verwaltungsgebühr (bis zu 0,5 % p.a.) sowie die Einhe-
bung einer performance fee vorgesehen. 

Weder die Wiener Neustädter Stadtwerke noch die Immobilien Freizeit 
Parken GmbH verglich die von ihnen erzielte Wertpapierperformance 
mit einer vorab definierten externen Benchmark.

 57.2 Der RH kritisierte, dass die Immobilien Freizeit Parken GmbH den von 
der Stadt Wiener Neustadt erhaltenen Zuschuss in Wertpapiere ver-
anlagte, die nicht einmal den ursprünglichen Substanzwert garan-
tierten, und dass die Kursverluste den ursprünglichen Substanzwert 
von 19,10 Mio. EUR um 1,48 Mio. EUR schmälerten.

Der RH wies kritisch darauf hin, dass sich die Wertpapiere der Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH schlechter entwickelten als die mündel-
sicheren Wertpapiere der Wiener Neustädter Stadtwerke. Das selbst 
gesteckte Performanceziel von 6,5 % p.a. wurde u.a. aufgrund der 
hohen Fondsverwaltungskosten von bis zu 0,96 % p.a. deutlich ver-
fehlt, indem die durchschnittliche Jahresperformance 2007 bis 2013 
nur 1,9 % betrug.

Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding sicherzustellen, dass 
zukünftig keine Veranlagungen in Finanzprodukte mit hohen Verwal-
tungskosten erfolgen.

Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding außerdem, die Gesamt-
performance der Veranlagungen aller Wiener Neustadt Holding–Kon-
zerngesellschaften zumindest jährlich zu ermitteln und in weiterer 
Folge mit einer vorab festgelegten externen Benchmark zu vergleichen.

 57.3 Die Wiener Neustadt Holding teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass 
der von der Immobilien Freizeit Parken GmbH gewählte Fonds nach 
eingehender Information von den die Ausgliederungen begleitenden 
Beratern als konservatives und risikoaverses Instrument vorgeschla-
gen worden sei. Im Vergleich zu anderen Wertpapieren sei der Wert-
verlust durch die Finanzkrise noch relativ gering; eine Annäherung an 
seinen Anschaffungswert sei zu erkennen. Die Performance der Veran-
lagungen der Holding–Gesellschaften werde zweimal jährlich berich-
tet.

 57.4 Der RH wies darauf hin, dass bei Veranlagungen der öffentlichen Hand 
auf die Substanzerhaltung der veranlagten Mittel zu achten ist und 
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keine vermeidbaren Risiken zur Erzielung zusätzlicher Erträge einge-
gangen werden sollten.

 58 Die Einnahmen und Ausgaben der Stadt im Zusammenhang mit den 
Dienstleistungsverflechtungen zwischen ihr und dem Holding Kon-
zern stellten sich für den Zeitraum 2010 bis 2013 wie folgt dar:

 59.1 (1) Die Stadt Wiener Neustadt erbrachte diverse entgeltliche Dienst-
leistungen für die Konzerngesellschaften, bspw. die Beistellung von 
städtischem Personal und die Durchführung der Personalverwaltung 
(TZ 60 bis 62).

Einnahmen und Aus-
gaben der Stadt im 
Zusammenhang mit 
dem Holding Konzern

Tabelle 32:   Einnahmen und Ausgaben der Stadt im Zusammenhang mit dem Holding  
Konzern 2010 bis 2013 

Wiener 
Neustädter 
Stadtwerke

Immobilien 
Freizeit 
Parken 
GmbH

Wiener 
Neustadt 
Holding

Kultur 
Marketing 

Event–
GmbH

Eco Nova gesamt

in EUR1

Einnahmen für erbrachte 
Dienstleistungen (TZ 59 bis 62) 57.174.000 5.183.000 2.087.000 4.789.000 78.000 69.311.000

Rückflüsse von Konzerngesell-
schaften2 (TZ 66) 9.100.000 – – – – 9.100.000

66.274.000 5.183.000 2.087.000 4.789.000 78.000 78.411.000

Ausgaben für bezogene 
Konzerndienstleistungen (TZ 63) 74.516.000 22.110.500 – – – 96.626.500

Transferzahlungen an den 
Konzern (TZ 66) – 7.731.4003 – 7.073.500 272.000 15.076.900

74.516.000 29.841.900 – 7.073.500 272.000 111.703.400
1 Werte auf 1.000 EUR gerundet
2  Der Rückfluss erfolgt formal über die Holdinggesellschaft Wiener Neustadt Holding.
3  2,32 Mio. EUR an Verlustabdeckungen für den Betriebsabgang der Aqua Nova werden als Betriebsführung in den Ausgaben 

für bezogene Konzerndienstleistung in Höhe von 22,11 Mio. EUR der Immobilien Freizeit Parken GmbH ausgewiesen.

Quelle: Stadt Wiener Neustadt

Dienstleistungen der 
Stadt für den  
Holding Konzern
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Die Einnahmen der Stadt für die von ihr erbrachten Dienstleistungen 
stellten sich im Überprüfungszeitraum wie folgt dar:

(2) In den Jahren 2010 bis 2013 verrechnete die Stadt den Konzern-
gesellschaften für die Erbringung von Dienstleistungen insgesamt 
69,31 Mio. EUR. Der Hauptanteil entfiel mit 56,75 Mio. EUR (78,98 %) 
auf die Beistellung von städtischem Personal. Erträge in Höhe von 
4,65 Mio. EUR (6,72 %) betrafen die Verwaltungskosten zur Einhebung 
der Gebühren für die Abwasserbeseitigung, die Abfallwirtschaft, das 
Wasserwerk sowie den Friedhof. Für Provisionszahlungen der Konzern-
gesellschaften für von der Stadt übernommene Haftungen für deren 
Darlehen erlöste die Stadt 4,70 Mio. EUR (6,78 %). 

(3) Die Wiener Neustädter Stadtwerke bezogen 57,18 Mio. EUR (82,5 %) 
der gesamten städtischen Dienstleistungen. Die Immobilien Freizeit 
Parken GmbH kaufte Dienstleistungen im Umfang von insgesamt 
5,18 Mio. EUR (7,5 %), die Kultur Marketing Event–GmbH im Umfang 
von 4,79 Mio. EUR (6,9 %) von der Stadt zu. Die restlichen Anteile 
entfielen auf die Wiener Neustadt Holding und die Eco Nova. Da die 
Immobilien Freizeit Parken GmbH, die Kultur Marketing Event–GmbH 
und die Eco Nova zur Aufrechterhaltung ihres Geschäftsbetriebs im 

Tabelle 33:   Einnahmen der Stadt für erbrachte Dienstleistungen an die  
Konzerngesellschaften 2010 bis 2013 

Wiener 
Neustädter 
Stadtwerke

Immobilien 
Freizeit 
Parken 
GmbH

Wiener 
Neustadt 
Holding

Kultur 
Marketing 

Event–
GmbH

Eco Nova gesamt

in EUR

Beistellung Personal 47.863.000 2.712.000 2.087.000 4.090.000 0 56.752.000

Personalverwaltung und  
–ver rechnung 452.000 116.000 0 41.000 39.000 648.000

sonstige Verwaltungskosten 0 0 0 118.000 0 118.000

Verwaltungskosten für 
Gebühreneinhebung 4.654.000 0 0 0 0 4.654.000

Manipulationsgebühren für 
Gebühreneinhebung 1.432.000 0 0 0 0 1.432.000

Haftungsprovisionen 2.380.000 2.316.000 0 0 0 4.696.000

Mietzinse für Gebäude, Lichtmasten 234.000 0 0 355.000 24.000 613.000

Kostenersatz EDV–Leistungen/
Telefonanlage 113.000 39.000 0 185.000 15.000 352.000

sonstige Verrechnungen1 46.000 0 0 0 0 46.000

57.174.000 5.183.000 2.087.000 4.789.000 78.000 69.311.000
1 Refundierung Abschreibungen Gebühren, Kostenersatz Telefonanlage 

Quelle: Stadt Wiener Neustadt
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unterschiedlichen Ausmaß auf Subventionen der Stadt angewiesen 
waren, standen den von der Stadt erbrachten Leistungen nicht immer 
Mittelrückflüsse der Gesellschaften an die Stadt gegenüber (TZ 67).

Die ordentlichen Einnahmen der Stadt stiegen im Überprüfungszeit-
raum von 136,03 Mio. EUR (2010) auf 153,65 Mio. EUR (2013) an und 
betrugen in diesem Zeitraum insgesamt 585,73 Mio. EUR (siehe TZ 8). 

 59.2 Der RH stellte fest, dass die von der Stadt an Konzerngesellschaften 
verrechneten Dienstleistungen 11,83 % der ordentlichen Einnahmen 
der Stadt betrugen. Der RH merkte kritisch an, dass den von der Stadt 
erbrachten und an die Konzerngesellschaften verrechneten Leistun-
gen nicht immer Geldrückflüsse gegenüberstanden, weil die Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH, die Kultur Marketing Event–GmbH und 
die Eco Nova — in unterschiedlichem Ausmaß — von Subventionen 
der Stadt abhängig waren. (TZ 67) Dem RH erschloss sich daher der 
Zweck der Ausgliederung von kommunalen Aufgaben, die nur durch 
Subventionen der Stadt überlebensfähig waren, nicht. 

Der RH empfahl der Stadt, jene ausgegliederten Aufgaben, die sich 
nicht als marktfähig herausstellten, aus Gründen der Transparenz und 
zur Sicherstellung eines getreuen Bildes der finanziellen Lage und 
Risiken der Stadt wieder in die städtische Verwaltung einzugliedern 
und die dann nicht mehr erforderlichen privatrechtlichen Gesellschaf-
ten zu liquidieren. 

 60.1 Die Stadt stellte der Wiener Neustadt Holding, den Wiener Neustädter 
Stadtwerken, der Immobilien Freizeit Parken GmbH sowie der Kultur 
Marketing Event–GmbH zur Durchführung der an sie übertragenen 
Aufgaben städtische Bedienstete gegen Refundierung der anfallenden 
Personalkosten (inkl. Pensionszahlungen, Zulagen etc.) zur Verfügung. 
Es handelte sich dabei in der Regel um städtische Mitarbeiter, die auch 
in den genannten ausgegliederten Gesellschaften jene Aufgaben und 
Leistungen erstellten, die sie bereits im Bereich der Stadtverwaltung 
erbracht hatten. Die Weisungs– und Anordnungsbefugnis für das über-
lassene Personal ging auf die Gesellschaften über, während sie diszi-
plinär weiterhin der Stadt unterstanden. Die Beistellung des Personals 
erfolgte ohne Auswirkung auf deren Dienstverhältnis mit der Stadt. 

 60.2 Der RH stellte fest, dass die Stadt den Konzerngesellschaften jene 
städtischen Bediensteten zur Verfügung stellte, die bereits vor der 
Ausgliederung diese Aufgaben und Leistungen erbracht hatten. Nach 
Ansicht des RH handelte es sich de facto um die Übernahme der städ-
tischen Bediensteten durch die Konzerngesellschaften. Er wies darauf 
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hin, dass die nunmehr marktwirtschaftlich orientierten Gesellschaf-
ten Bedienstete der Stadt übernommen hatten, ohne jedoch Einfluss 
auf die Qualifikation der beigestellten Mitarbeiter nehmen zu können. 
Nach Ansicht des RH stellte dies für die Konzerngesellschaften eine 
erhebliche Einschränkung in Bezug auf marktwirtschaftliches Agieren 
dar. Der RH empfahl der Stadt Wiener Neustadt, grundsätzlich darüber 
zu entscheiden, ob die städtischen Leistungen weiterhin durch aus-
gegliederte Rechtsträger wahrgenommen werden sollten. Im Falle der 
Fortführung der Unternehmen empfahl der RH der Stadt, den Kon-
zerngesellschaften die Entscheidung über interne Organisation und 
Personalmaßnahmen ausschließlich selbst zu überlassen.

 61.1 (1) Die Stadtverwaltung führte — auch nach der Gründung der Wie-
ner Neustädter Stadtwerke — die Abwicklung und Administration der 
Gebühren– und Abgabeneinhebung für diese vormals kommunalen Auf-
gabenbereiche für die Wiener Neustädter Stadtwerke durch und erhielt 
dafür von den Wiener Neustädter Stadtwerken einen Aufwandsersatz 
für die anfallenden Verwaltungskosten. Dieser errechnete sich für das 
jeweilige Geschäftsjahr als Prozentsatz der eingehobenen Gebühren des 
Vorjahres. Der Prozentsatz betrug im Überprüfungszeitraum 6,5 %, so 
dass der an die Wiener Neustädter Stadtwerke verrechnete Aufwand-
sersatz zwischen 2010 und 2013 insgesamt 4,65 Mio. EUR ausmachte. 

Zur Sicherstellung der Fremdüblichkeit bei der Erbringung der Dienst-
leistung für die Wiener Neustädter Stadtwerke verrechnete die Stadt 
zusätzlich zum Aufwandsersatz für die Abwicklung und Administra-
tion der Gebühren– und Abgabeneinhebung einen Gewinnaufschlag 
(Manipulationsgebühr) in Höhe von 2,0 % der eingehobenen Gebüh-
ren des vorangegangenen Verrechnungsjahres. Die Manipulationsge-
bühr betrug somit zwischen 2010 und 2013 insgesamt 1,43 Mio. EUR. 

Die Höhe des für den Aufwandsersatz zur Anwendung gebrachten 
Prozentsatzes basierte nicht auf den tatsächlichen Kosten der mit der 
Leistungserbringung betrauten Verwaltungseinheiten, sondern laut 
Auskunft der Stadt vielmehr auf „historischer Erfahrung“. Die Stadt 
verfolgte das Ziel, mit „vertretbarem administrativem Aufwand im 
Groben die anteiligen Verwaltungskosten der Stadt weiterzugeben“. 

(2) Im Jahr 2013 schrieb die Stadt den Wiener Neustädter Stadtwerken 
eine Verwaltungskostenpauschale für die Abwicklung und Administra-
tion der Gebühreneinhebung in Höhe von 1,67 Mio. EUR vor. Intern 
teilte die Stadt diese Einnahmen auf unterschiedliche Voranschlags-
stellen ohne Kalkulationsgrundlage auf. So erhielten bspw.
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–  das mit der Vorschreibung und der Einhebung der Gebühren und 
Abgaben unmittelbar betraute Abgabenamt 291.000 EUR; dies ent-
sprach rd. 58 % der Ausgaben dieser Voranschlagsstelle,

– der Gemeinderat 305.000 EUR bzw. 19 % der gesamten Kosten, 

–  der Bereich Gemeindestraßenbau 255.000 EUR bzw. 4 % seiner Aus-
gaben,

– das Rechnungsamt 90.000 EUR bzw. 17 % der Kosten, 

– die Stadtgartenverwaltung 76.000 EUR bzw. 4 % ihrer Ausgaben,

– das Büro des Bürgermeisters 65.000 EUR bzw. 18 % der Ausgaben,

– das Kontrollamt 60.000 EUR bzw. 20 % seiner Kosten,

– die Hauptkanzlei 55.000 EUR bzw. 11 % der Kosten, 

–  der Bereich Verkehrsangelegenheiten 50.000 EUR bzw. 19 % der 
Ausgaben, 

–  der Bereich Umweltschutz 50.000 EUR bzw. 22 % der Ausgaben 
sowie

–  das Amt für Raumordnung und Raumplanung 48.000 EUR bzw. 
19 % der Ausgaben. 

(3) Die Wiener Neustädter Stadtwerke zahlten der Stadt aus dem Titel 
Aufwandsersatz für die Gebühreneinhebung und aus der Manipula-
tionsgebühr im Überprüfungszeitraum 6,08 Mio. EUR. Die Geschäfts-
führung der Wiener Neustädter Stadtwerke prüfte — nach eigenen 
Angaben — den verrechneten Aufwandsersatz bzw. die Manipulati-
onsgebühren auf Plausibilität, um sicherzustellen, dass es „zu einer 
fremdüblichen Verrechnung“ kam. Spezielle Unterlagen, dass die abso-
lute Höhe des verrechneten Aufwandsersatzes bzw. der Manipulations-
gebühren oder die dabei angesetzten Prozentsätze der Fremdüblich-
keit entsprachen, konnte die Geschäftsführung der Wiener Neustädter 
Stadtwerke nicht vorlegen. Sie stellte keine Überlegung zur Vergabe 
der Abwicklung und Administration der Gebühren– und Abgaben-
einhebung an andere Anbieter als die Stadt bzw. eine Durchführung 
durch Mitarbeiter der Wiener Neustädter Stadtwerke an.
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 61.2 (1) Der RH stellte fest, dass die Stadt für die Wiener Neustädter Stadt-
werke die Einhebung der Gebühren und Abgaben erbrachte und dafür 
den Wiener Neustädter Stadtwerken in den Jahren 2010 bis 2013 einen 
Aufwandsersatz in Höhe von 4,65 Mio. EUR verrechnete. Der RH kri-
tisierte, dass die Ermittlung des letztlich von den Gebührenzahlern zu 
tragenden Aufwandsersatzes nicht auf den tatsächlich anfallenden Ver-
waltungskosten der mit der Dienstleistungserbringung betrauten Ver-
waltungseinheiten basierte, sondern lediglich auf „Erfahrungswerten“ 
der Stadt beruhte, die sie jedoch nicht belegen konnte und somit für 
den RH nicht nachvollziehbar waren. 

Der RH empfahl der Stadt, die tatsächlich im Zusammenhang mit dem 
Aufwandsersatz anfallenden Verwaltungskosten zu erheben und so 
die Basis für eine verursachungsgerechte Ermittlung des Aufwands-
ersatzes aufzubereiten.

(2) Der RH beanstandete weiters, dass ihm weder der innere Zusam-
menhang zahlreicher — laut Aussagen der Stadt — mit der Dienstleis-
tungserbringung beschäftigte Verwaltungseinheiten noch die Annah-
men zur Höhe der anteiligen Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Leistungserbringung dieser Stellen schlüssig dargelegt werden konnte. 
So konnte die Stadt nicht nachweisen, dass nahezu 20 % der Gesamt-
ausgaben bspw. des Gemeinderats (305.000 EUR), des Büros des Bürger-
meisters (65.000 EUR) oder des Kontrollamts (60.000 EUR) im Zusam-
menhang mit den für die Wiener Neustädter Stadtwerke eingehobenen 
Gebühren und Abgaben standen. 

(3) Der RH stellte kritisch fest, dass die Geschäftsführung der Wie-
ner Neustädter Stadtwerke — obwohl sie nach eigenen Angaben die 
Fremdüblichkeit des von der Stadt verrechneten Aufwandsersatzes 
bzw. der Manipulationsgebühren geprüft hatte — hierzu keine Unter-
lagen beibringen konnte. Der RH kritisierte zudem, dass die Geschäfts-
führung der Wiener Neustädter Stadtwerke es unterließ, im Interesse 
der Gesellschaft — der sie ausschließlich verpflichtet ist — die Höhe 
des von der Stadt verrechneten Aufwandsersatzes kritisch zu hinter-
fragen und durch Drittvergleiche zu evaluieren. Er kritisierte weiters, 
dass bisher diesbezüglich nie Preisverhandlungen mit der Stadt geführt 
wurden. Die Geschäftsführung agierte — obwohl keine diesbezügliche 
schriftliche Weisung des Eigentümers vorlag — nicht nach marktwirt-
schaftlichen Prinzipien und nahm negative Folgewirkungen für die 
Gesellschaft in Kauf. Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, 
die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke anzuweisen, 
ausschließlich die Interessen ihrer Gesellschaft wahrzunehmen.
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 61.3 (1) Die Stadt Wiener Neustadt sagte zu, den Empfehlungen des RH 
bezüglich der Leistungsverrechnung an die Wiener Neustädter Stadt-
werke für die Abwicklung und Administration der Gebühren– und 
Abgabeneinhebung nachzukommen und die Vorgaben und Abläufe zwi-
schen Stadt und den Konzerngesellschaften künftig besser zu doku-
mentieren. Die Stadt ergänzte jedoch, dass eine exakte Abrechnung 
der Verwaltungsleistungen für die Abwicklung und Administration der 
Gebühren– und Abgabeneinhebung nur bei einer aufwändigen konkreten 
Stundenerfassung möglich sei. Weiters verwies sie darauf, dass sie bei 
der Leistungserbringung für Nachbargemeinden – bei geringerem Leis-
tungsumfang als dem für die Wiener Neustädter Stadtwerke erbrach-
ten – früher bis zu 5 % und derzeit 3,5 % der eingehobenen Gebüh-
ren als Aufwandsersatz einbehalte. 

(2) Die Wiener Neustadt Holding wies darauf hin, dass die fremd-
übliche Verrechnung des von der Stadt verrechneten Aufwandsersatzes 
bzw. der Manipulationsgebühren durch Abfragen, Selbstabschätzung 
des Aufwands und Einholung von Auskünften bei Fremdanbietern, wie 
z.B. Rechtsanwälten, Zivilingenieuren und Geometern, auf Plausibili-
tät überprüft worden sei. Eine zwischenzeitlich durchgeführte Großbe-
triebsprüfung mit Prüfungsgegenstand Umsatz–, Körperschaft–, Kraft-
fahrzeugsteuer und Kammerumlage habe für den Zeitraum 2010 bis 
2012 keine Feststellungen ergeben.

 61.4 (1) Der RH verblieb bei seiner Kritik, wonach die Ermittlung des Auf-
wandsersatzes nicht auf den tatsächlich anfallenden Verwaltungskosten 
der mit der Dienstleistungserbringung betrauten Verwaltungseinheiten 
basierte, sondern lediglich auf nicht nachvollziehbaren Erfahrungs-
werten. Der RH hielt daher an seiner Empfehlung an die Stadt fest, 
die tatsächlich im Zusammenhang mit dem Aufwandsersatz anfal-
lenden Verwaltungskosten zu erheben und so die Basis für eine ver-
ursachungsgerechte Ermittlung des Aufwandsersatzes aufzubereiten.

(2) Der RH verblieb bei seiner Kritik, dass die Geschäftsführung der 
Wiener Neustädter Stadtwerke — obwohl sie nach eigenen Angaben 
die Fremdüblichkeit des von der Stadt verrechneten Aufwandsersatzes 
bzw. der Manipulationsgebühren geprüft hatte — dem RH hierzu keine 
Unterlagen beibringen konnte. Er hielt auch seine Kritik aufrecht, dass 
bisher diesbezüglich nie Preisverhandlungen mit der Stadt geführt 
wurden sowie die Geschäftsführung nicht nach marktwirtschaftlichen 
Prinzipien agierte und negative Folgewirkungen für die Gesellschaft 
in Kauf nahm.
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 62.1 (1) Der Gemeinderat beschloss im Jahr 2007, künftig sowie rückwir-
kend bis zum Jahr 2003 für die Haftungsübernahme für Darlehen der 
Wiener Neustädter Stadtwerke eine Provision in Höhe von 1,25 % 
der durchschnittlich gebundenen Verbindlichkeiten der Gesellschaft 
gegenüber Kreditinstituten einzuheben. Unterlagen zur Herleitung der 
Höhe des Haftungsprovisionszinssatzes konnte die Stadt nicht vorle-
gen.75 Auch erfolgte kein Vertragsabschluss zwischen der Stadt und 
den Wiener Neustädter Stadtwerken bezüglich der Entrichtung der 
Haftungsprovision. Die von den Wiener Neustädter Stadtwerken für 
die Jahre 2003 bis 2006 nachträglich eingehobenen Haftungsprovi-
sionen betrugen insgesamt 1,95 Mio. EUR. Im Überprüfungszeitraum 
fielen für die Wiener Neustädter Stadtwerke Haftungsprovisionen von 
2,38 Mio. EUR an.

Der Immobilien Freizeit Parken GmbH verrechnete die Stadt ab dem 
Jahr 2013 — analog den Wiener Neustädter Stadtwerken — eine Haf-
tungsprovision. 

Obwohl weder ein Vertrag betreffend die Haftungsprovision zwischen 
Stadt und Immobilien Freizeit Parken GmbH errichtet wurde noch 
der erforderliche Gemeinderatsbeschluss vorlag, zahlte die Immobi-
lien Freizeit Parken GmbH der Stadt im ersten Jahr der Vorschreibung 
eine Haftungsprovision in Höhe von 2,32 Mio. EUR.

Insgesamt erhob die Stadt im Überprüfungszeitraum von den Wiener 
Neustädter Stadtwerken und der Immobilien Freizeit Parken GmbH 
Haftungsprovisionen in Höhe von 4,70 Mio. EUR. 

(2) Die Geschäftsführungen der Wiener Neustädter Stadtwerke bzw. der 
Immobilien Freizeit Parken GmbH erhielten keine schriftliche Weisung 
ihrer Eigentümer zur Zahlung der vom Gemeinderat beschlossenen und 
der Stadt an die jeweiligen Gesellschaften verrechneten Haftungspro-
visionen. Dennoch wiesen sie zwischen 2010 und 2013 Haftungspro-
visionszahlungen von 2,38 Mio. EUR (Wiener Neustädter Stadtwerke) 
und 2,32 Mio. EUR (Immobilien Freizeit Parken GmbH) ohne recht-
liche Verpflichtung an die Stadt an. 

(3) Die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke gab an, 
dass das Marktzinsniveau im Zusammenhang mit der von der Stadt 
eingehobenen Haftungsprovision regelmäßig evaluiert werde, sie die 
derzeitige Haftungszinssatzhöhe angesichts der historischen Entwick-
lung sowie der Volatilität am Zinsmarkt für angemessen erachte. Eine 
im Juni 2014 im Zuge der Ausschreibung einer Folgefinanzierung erho-
75 siehe auch Bericht des RH „Haftungen des Landes Kärnten für Hypo Alpe–Adria Bank 

International AG und Hypo Alpe–Adria–Bank AG“, Reihe Kärnten 2014/1
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bene Marktzinsevaluierung der Wiener Neustädter Stadtwerke ergab 
einen Zinsvorteil für die Darlehensvariante mit einer Haftungsüber-
nahme durch die Stadt im Vergleich zu jener ohne in Höhe von 0,02 %–
Punkten. Dies entsprach auf Basis der durchschnittlich bei Banken aus-
haftenden Verbindlichkeiten der Wiener Neustädter Stadtwerke einem 
Zinsaufwand in Höhe von 8.100 EUR. Im Vergleich dazu bezahlten die 
Wiener Neustädter Stadtwerke im Jahr 2013 an die Stadt für deren 
Haftungsübernahme 555.500 EUR. 

 62.2 (1) Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Stadt die Höhe des ver-
rechneten Haftungsprovisionszinssatzes ohne sachlich fundierte Über-
legungen festlegte und die Anwendung desselben Haftungsprovisions-
satzes von 1,25 % für Unternehmen, deren wirtschaftliche Situation 
— wie im Falle Wiener Neustädter Stadtwerke und Immobilien Freizeit 
Parken GmbH — sich sehr unterschiedlich darstellte (siehe TZ 50, 51), 
nicht erklären konnte. Er kritisierte, dass zwischen den Konzernge-
sellschaften und der Stadt keine vertragliche Basis im Zusammenhang 
mit der Einhebung der Haftungsprovisionen bestand. Der RH empfahl 
der Stadt, die Einhebung der Haftungsprovisionen auf eine rechtliche 
Basis, z.B. durch einen schriftlichen Vertrag, zu stellen und in diesem 
Zuge auch eine plausible transparente Herleitung des Haftungsprovi-
sionszinssatzes für wirtschaftlich unterschiedlich aufgestellte Unter-
nehmen vorzunehmen. 

Der RH stellte weiters fest, dass die Stadt fünf Jahre nach der Ausglie-
derung der Wiener Neustädter Stadtwerke beschloss, künftig — aber 
auch rückwirkend — Provisionen für die von ihr für Abstattungskre-
dite der Gesellschaft übernommene Haftungen von den Wiener Neu-
städter Stadtwerken einzuheben. Der RH kritisierte, dass die Stadt im 
Falle der Wiener Neustädter Stadtwerke die Provisionen auch rückwir-
kend seit dem Zeitpunkt der Ausgliederung verrechnete. Der RH emp-
fahl der Wiener Neustadt Holding, die Geschäftsführung der Wiener 
Neustädter Stadtwerke anzuhalten, die Rechtmäßigkeit dieser Vorge-
hensweise der Stadt zu prüfen und gegebenenfalls ohne Rechtsgrund-
lage bezahlte Haftungsprovisionen von der Stadt zurückzufordern.

Weiters stellte der RH kritisch fest, dass die Stadt der Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH erst im Jahr 2013 — also sechs Jahre nach den Wie-
ner Neustädter Stadtwerken — Haftungsprovisionen verrechnete. Eine 
Begründung für die Ungleichbehandlung der Wiener Neustädter Stadt-
werke und der Immobilien Freizeit Parken GmbH in Bezug auf den 
Zeitpunkt der Einhebung der Haftungsprovisionen konnte die Stadt 
dem RH nicht darlegen. 
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Der RH kritisierte zusammenfassend, dass die Stadt ohne schriftliche 
Vertragsgrundlage und zu einem willkürlich gewählten Zeitpunkt zwi-
schen 2003 und 2013 finanzielle Mittel in Höhe von 7,88 Mio. EUR aus 
den Wiener Neustädter Stadtwerken und der Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH zog. Im Falle der Immobilien Freizeit Parken GmbH fehlte 
darüber hinaus sogar ein entsprechender Gemeinderatsbeschluss für 
die Verrechnung einer allfälligen Haftungsprovision. Für den RH war 
die Einhebung der Haftungsprovision nicht sachlich fundiert nach-
vollziehbar, sondern war der schwierigen finanziellen Lage der Stadt 
geschuldet. 

(2) Der RH kritisierte, dass die Geschäftsführungen der Wiener Neustäd-
ter Stadtwerke sowie der Immobilien Freizeit Parken GmbH trotz feh-
lender schriftlicher Vertragsgrundlage und ohne schriftliche Weisung 
ihres Eigentümers, im Überprüfungszeitraum an die Stadt Haftungspro-
visionen in Höhe von 2,38 Mio. EUR (Wiener Neustädter Stadtwerke) 
und 2,32 Mio. EUR (Immobilien Freizeit Parken GmbH) abführten. Nach 
Ansicht des RH verfolgten die Geschäftsführungen der Wiener Neu-
städter Stadtwerke und der Immobilien Freizeit Parken GmbH nicht 
ausschließlich die Interessen ihrer Gesellschaft — der sie gesetzlich 
verpflichtet sind — und nahmen allfällige negative Folgewirkungen 
für diese in Kauf. Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, die 
Geschäftsführung der privatwirtschaftlich organisierten Wiener Neu-
städter Stadtwerke bzw. der Immobilien Freizeit Parken GmbH dazu 
anzuhalten, ihre Unternehmen entsprechend den gesetzlichen Vorga-
ben zu führen und keine Zahlungen ohne schriftliche Vertragsgrund-
lage zu leisten.

(3) Der RH stellte kritisch fest, dass — obwohl die Geschäftsführung 
der Wiener Neustädter Stadtwerke laut eigenen Angaben den Haf-
tungsprovisionszinssatz regelmäßig evaluiert hatte — lediglich aus 
dem Jahr 2014 eine derartige Unterlage vorgelegt werden konnte. 
Die Unterlage zeigte einen Zinsvorteil bei der Darlehensvariante mit 
einer Haftungszusage durch die Stadt in Höhe von 0,02 %–Punk-
ten. Da sich somit der Zinsvorteil bei einer städtischen Haftungsüber-
nahme auf Basis der im Jahr 2013 durchschnittlich bei Banken aushaf-
tenden Verbindlichkeiten der Wiener Neustädter Stadtwerke in Höhe 
von 8.100 EUR beträchtlich kleiner als die dafür den Wiener Neu-
städter Stadtwerken durch die Stadt verrechnete Haftungsprovision 
von 1,25 % bzw. 555.500 EUR darstellte, wies der RH kritisch darauf 
hin, dass die Wiener Neustädter Stadtwerke zum derzeitigen Zeitpunkt 
deutliche finanzielle Nachteile in Höhe von 547.400 EUR aus dieser 
Position erlitten. Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, die 
Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke bzw. der Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH anzuweisen, umgehend die derzeit feh-
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lende schriftliche Vertragsgrundlage im Zusammenhang mit der Ver-
rechnung der städtischen Haftungsprovision zu korrigieren und bei 
der allfälligen Vertragsgestaltung eine konzerngesellschaftsindividu-
elle Reduktion der Haftungsprovisionshöhe einzufordern. Nach Ansicht 
des RH bestand bei der bisher verrechneten Höhe des Haftungsprovi-
sionszinssatzes von 1,25 % für die Wiener Neustädter Stadtwerke bei 
künftigen Kreditaufnahmen kein Anlass, eine Haftung der Stadt in 
Anspruch zu nehmen.

 62.3 (1) Die Stadt sagte die Umsetzung der Empfehlungen des RH bezüg-
lich der Abwicklung der Haftungsprovisionen zu.

(2) Die Wiener Neustadt Holding teilte in ihrer Stellungnahme mit, 
dass die grundsätzliche Vorgehensweise, aber auch die Verrechnung 
der Jahre 2012 und 2013 mit den Wirtschaftsprüfern der Gesellschaf-
ten akkordiert und auf steuerrechtliche Relevanz geprüft worden seien. 
Die von der Stadt an die Immobilien Freizeit Parken GmbH verrechne-
ten Haftungsprovisionen hätten auf den Budgetgesprächen 2014 beruht 
und seien zwischen dem Finanzstadtrat und dem Leiter der Finanzver-
waltung abgestimmt gewesen. Auch habe der Aufsichtsrat der Gesell-
schaft im Zuge des Budgetausschusses 2014 diese Haftungsprovision 
beschlossen. 

(3) Die Wiener Neustadt Holding wies auch in diesem Zusammenhang 
darauf hin, dass eine Großbetriebsprüfung mit Prüfungsgegenstand 
Umsatz–, Körperschaft–, Kraftfahrzeugsteuer und Kammerumlage für 
den Zeitraum 2010 bis 2012 keine Feststellungen ergeben habe.

 62.4 (1) Der RH hielt an seiner Kritik fest, dass die Geschäftsführungen 
der Wiener Neustädter Stadtwerke sowie der Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH trotz fehlender schriftlicher Vertragsgrundlage und ohne 
schriftliche Weisung ihres Eigentümers im Überprüfungszeitraum an 
die Stadt Haftungsprovisionen abführten. Er hielt auch seine Kritik 
aufrecht, dass die Geschäftsführungen der Wiener Neustädter Stadt-
werke und der Immobilien Freizeit Parken GmbH nicht ausschließlich 
die Interessen ihrer Gesellschaft verfolgten und allfällige negative Fol-
gewirkungen für diese in Kauf nahmen.

(2) Der RH stellte auch nochmals klar, dass die Wiener Neustädter 
Stadtwerke zum derzeitigen Zeitpunkt deutliche finanzielle Nachteile 
in Höhe von 547.400 EUR aus der Position Haftungsprovisionen erlit-
ten. Nach Ansicht des RH bestand bei der bisher verrechneten Höhe 
des Haftungsprovisionszinssatzes von 1,25 % für die Wiener Neustäd-
ter Stadtwerke bei künftigen Kreditaufnahmen kein Anlass, eine Haf-
tung der Stadt in Anspruch zu nehmen.
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 63.1 Der Holding–Konzern erstellte verschiedene Dienstleistungen für die 
Stadt Wiener Neustadt (TZ 64 bis 65). Die Wesentlichsten wurden 
von den Wiener Neustädter Stadtwerken bzw. der Immobilien Freizeit 
Parken GmbH auf Basis von Dienstleistungsverträgen für die Stadt 
erbracht: 

–  die städtische Wasserversorgung, Abwasser– und Abfallentsorgung, 
der Betrieb des städtischen Friedhofs,

– die Immobilienverwaltung und –bewirtschaftung, 

– die Parkraumbewirtschaftung der Stadt, 

– die Betriebsführung des städtischen Hallenbads und 

– die Errichtung und Vermietung eines Schulgebäudes. 

Die Zahlungen der Stadt für die von den Wiener Neustädter Stadtwer-
ken bzw. der Immobilien Freizeit Parken GmbH erbrachten Dienstleis-
tungen stellten sich wie folgt dar:

Dienstleistungen der 
Konzerngesellschaf-
ten für die Stadt
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 63.2 Der RH stellte fest, dass die Stadt für die von den Wiener Neustäd-
ter Stadtwerken erbrachten Leistungen zwischen 2010 und 2013 
rd. 74,52 Mio. EUR bezahlte. Der überwiegende Anteil mit einem Volu-
men von 73,29 Mio. EUR resultierte aus der von den Wiener Neustädter 
Stadtwerken durchgeführten städtischen Wasserversorgung, Abwasser– 
und Abfallentsorgung sowie dem Betrieb des städtischen Friedhofs. 

Die Immobilien Freizeit Parken GmbH verrechnete der Stadt insge-
samt 22,11 Mio. EUR. Davon entfielen 18,70 Mio. EUR auf die von der 
Immobilien Freizeit Parken GmbH durchgeführte Immobilienverwal-
tung und –bewirtschaftung gefolgt, von der Betriebsführung des Hal-
lenbads mit 2,32 Mio. EUR.

Tabelle 34:  Zahlungen der Stadt für Dienstleistungen der Wiener Neustädter Stadtwerke

Wiener Neustädter Stadtwerke 2010 2011 2012 2013 gesamt

in EUR

Wasserversorgung, Abwasser– 
und Abfallentsorgung, Friedhof 16.076.900 18.093.800 19.569.118 19.549.200 73.289.018

Parkraumbewirtschaftung – – 418.600 418.600 837.200

Errichtung und Vermietung 
eines Schulgebäudes – – 185.300 190.500 375.800

Sonstiges 2.430 2.650 4.210 4.840 14.130

16.079.330 18.096.450 20.177.228 20.163.140 74.516.148

Quelle: Stadt Wiener Neustadt

Tabelle 35:   Zahlungen der Stadt für Dienstleistungen der Immobilien Freizeit  
Parken GmbH

2010 2011 2012 2013 gesamt

in EUR

Parkraumbewirtschaftung 418.600 418.600 – – 837.200

Errichtung und Vermietung 
eines Schulgebäudes 75.000 180.000 – – 255.000

Immobilienverwaltung und  
–bewirtschaftung (Fruchtgenuss) 4.329.900 4.532.600 4.827.800 5.010.000 18.700.300

Betriebsführung städtisches 
Hallenbad1 – – 1.080.000 1.238.000 2.318.000

4.823.500 5.131.200 5.907.800 6.248.000 22.110.500
1 entspricht einer Abgangsdeckung

Quelle: Stadt Wiener Neustadt
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 64.1 (1) Die Stadt hatte für die Leistungen der Wiener Neustädter Stadtwerke 
im Zusammenhang mit der Abfall– und Abwasserbeseitigung sowie 
der Wasserversorgung gemäß einer Gebührenüberlassungsvereinba-
rung die von Gebührenzahlern eingehobenen Gebühren und Abga-
ben den Wiener Neustädter Stadtwerken zur Verfügung zu stellen. 
Die Festsetzung der Höhe der Gebühren und Abgaben oblag der Stadt, 
wobei die Gesellschaft ein Vorschlagsrecht besaß. Die von den Wiener 
Neustädter Stadtwerken vorgeschlagene Gebühren– und Abgabenhöhe 
basierte dabei auf unternehmensinternen Kalkulationen je Gebührenart 
und war so angelegt, dass die Erbringung der angebotenen Leistungen 
auch langfristig sichergestellt war. Der Stadt blieb es unbenommen, die 
Gebühren auch höher oder niedriger, als von der Gesellschaft vorge-
schlagen, festzusetzen. Im Falle der Erhöhung der Gebühren über den 
Vorschlag der Wiener Neustädter Stadtwerke hinaus war die Stadt bis 
2012 vertraglich berechtigt, den Mehrertrag als Aufwandsersatz für 
die Abwicklung und Administration der Gebühren– und Abgabenein-
hebung einzubehalten, jedoch hiefür keine gesonderten Verwaltungs-
kosten in Rechnung zu stellen. 

Im Jahr 2012 schlossen die Stadt und die Wiener Neustädter Stadtwerke 
eine überarbeitete Gebührenüberlassungsvereinbarung ab. Gemäß die-
ser war die Stadt, unabhängig, ob sie dem Gebührenvorschlag der Wie-
ner Neustädter Stadtwerke folgte oder nicht, berechtigt, sowohl den 
Mehrertrag aus der Gebührenerhöhung einzubehalten als auch gleich-
zeitig einen angemessenen Verwaltungskostenbeitrag für die Abwick-
lung und Administration der Gebühren– und Abgabeneinhebung in 
Rechnung zu stellen. 

Die Stadt erhöhte im Oktober 2010 die Gebühren und Abgaben für die 
Wasserversorgung sowie die Abfall– und Abwasserbeseitigung entspre-
chend den Vorschlägen der Wiener Neustädter Stadtwerke. Die Ein-
nahmen aus den Gebühren und Abgaben betrugen 16,08 Mio. EUR 
(2010) und 18,09 Mio. EUR (2011) und wurden von der Stadt in vol-
ler Höhe der Wiener Neustädter Stadtwerke zur Verfügung gestellt. 
Im Jahr 2012 erhöhte die Stadt neuerlich die Gebühren entsprechend 
dem Vorschlag der Wiener Neustädter Stadtwerke und vereinnahmte 
insgesamt 22,61 Mio. EUR (2012) und 25,20 Mio. EUR (2013). Diese 
gab sie — ermöglicht durch die 2012 neu abgeschlossene Gebühren-
überlassungsvereinbarung — nicht zur Gänze der Wiener Neustäd-
ter Stadtwerke weiter, sondern behielt im Jahr 2012 rd. 13 % bzw. 
3,04 Mio. EUR und im Jahr 2013 rd. 22 % bzw. 5,65 Mio. EUR ein, 
ohne mit diesen Mitteln Rücklagen für die Wasserversorgung sowie 
die Abfall– und Abwasserbeseitigung zu bilden. Zusätzlich lukrierte 
die Stadt aus dem Titel Aufwandsersatz für die Gebühren– und Abga-
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benadministration inklusive Gewinnaufschlag 1,64 Mio. EUR (2012) 
und 1,67 Mio. EUR (2013).

(2) Die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke stimmte 
den mit der Stadt im Jahr 2004 bzw. 2012 abgeschlossenen Gebühren-
überlassungsvereinbarungen zu, obwohl diese festlegten, dass 

–  die Gebühren und Abgaben von der Stadt auch niedriger vorge-
schrieben werden konnten als von den Wiener Neustädter Stadt-
werken vorgeschlagen, 

–  Teile der für die Leistungen der Wiener Neustädter Stadtwerke im 
Bereich der Wasserversorgung sowie Abwasser– und Abfallentsor-
gung eingehobenen Gebühren und Abgaben der Stadt zufließen 
konnten.

Die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke erhielt von 
ihrem Eigentümer keine schriftliche Weisung, die Gebührenüberlas-
sungsvereinbarungen zu unterzeichnen.

 64.2 (1) Der RH stellte kritisch fest, dass die Stadt im Jahr 2012 die Gebüh-
ren und Abgaben entsprechend den Vorschlägen der Wiener Neustädter 
Stadtwerke erhöhte, aber die vereinnahmten Gebühren und Abgaben 
nicht in voller Höhe den Wiener Neustädter Stadtwerken zur Verfü-
gung stellte. Sie behielt im Jahr 2012 rd. 3,04 Mio. EUR (13,2 %) bzw. 
im Jahr 2013 rd. 5,65 Mio. EUR (22,4 %) der Gebühren und Abgaben 
ein. Dazu verrechnete die Stadt für die Gebühren– und Abgabenad-
ministration inklusive Gewinnaufschlag den Wiener Neustädter Stadt-
werken zusätzlich 1,64 Mio. EUR (2012) und 1,67 Mio. EUR (2013). 

Der RH kritisierte, dass die von der Stadt nicht an die Wiener Neustäd-
ter Stadtwerke abgeführten Gebühren und Abgaben zweckentfrem-
det zur Deckung von Ausgaben des ordentlichen Haushalts der Stadt 
herangezogen wurden, anstelle entsprechende zweckgewidmete Rück-
lagen zu bilden. Der RH kritisierte weiters, dass die Stadt somit jeden 
Gebührenzahler zusätzlich mit nahezu den Gebühren eines Quartals 
seiner jährlichen Zahlungen für die Wasserver– sowie die Abwasser– 
und Abfallentsorgung belastete, ohne dass dem eine verursachungs-
gerechte Gegenleistung gegenüberstand. 

Der RH empfahl der Stadt, im Interesse der Gebührenzahler die Gebüh-
renhöhe für die Wasserversorgung, Abwasser– und Abfallentsorgung 
an den zur Sicherstellung der langfristigen Leistungserbringung unbe-
dingt erforderlichen Kosten zu bemessen. Allfällige Überschüsse sollten 
deshalb einer zweckgebundenen Rücklage zugeführt werden.



Stadt Wiener Neustadt und  
Wiener Neustadt Holding GmbH

Niederösterreich

Niederösterreich 2015/9 187

Wiener Neustadt Holding Konzern

(2) Der RH stellte fest, dass die Geschäftsführung der Wiener Neustäd-
ter Stadtwerke den mit der Stadt geschlossenen Gebührenüberlassungs-
verträgen zustimmte, obwohl dadurch die Gebühren und Abgaben 
von der Stadt auch niedriger vorgeschrieben werden konnten als von 
den Wiener Neustädter Stadtwerken vorgeschlagen. Sie nahm damit 
bewusst potenzielle betriebswirtschaftliche Nachteile für die Gesell-
schaft in Kauf, die aus den dadurch entstehenden Mindereinnahmen 
entstehen konnten. Der RH kritisierte, dass die Geschäftsführung der 
Wiener Neustädter Stadtwerke somit, obwohl ihr keine entsprechende 
schriftliche Weisung erteilt worden war, nicht ausschließlich die Inte-
ressen der Gesellschaft verfolgte, sondern primär jene der Stadt. Der 
RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, die Geschäftsführung der 
Wiener Neustädter Stadtwerke anzuweisen, ihr Unternehmen entspre-
chend den gesetzlichen Vorgaben zu führen.

 64.3 (1) Die Stadt Wiener Neustadt nahm die Empfehlungen des RH bezüg-
lich der Gebührenweiterleitung an die Wiener Neustädter Stadtwerke 
zur Kenntnis.

(2) In ihrer Stellungnahme teilte die Wiener Neustadt Holding mit, 
dass die Stadt auch nach der Gründung der Wiener Neustädter Stadt-
werke ihr Hoheitsrecht auf Gebühreneinhebung und Festsetzung behal-
ten habe. Die Abgaben und Gebühren würden durch die Stadt Wiener 
Neustadt — als Eigentümerin der Gesellschaft — eingehoben und stün-
den der Stadt Wiener Neustadt zu. Die Stadt habe nur jenen Teil der 
Gebühren an die Wiener Neustädter Stadtwerke weiterzuleiten, dem ent-
sprechend Kosten der Gesellschaft für die Leistungserbringung gegen-
überstünden. Der Leistungsumfang der Wiener Neustädter Stadtwerke 
in Bezug auf diese Gebühren habe sich aber nicht erhöht, weshalb ein 
Teil der Gebühren berechtigterweise von der Stadt nicht an die Gesell-
schaft weitergeleitet würde.

 64.4 Der RH entgegnete der Wiener Neustadt Holding, dass die Festset-
zung (Vorschreibung) der Höhe der Gebühren und Abgaben der Stadt 
oblag, die Wiener Neustädter Stadtwerke jedoch ein Vorschlagsrecht 
besaßen. Der RH wies in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die 
Stadt jeweils den Vorschlägen zur Gebühren– und Abgabenhöhe der 
Wiener Neustädter Stadtwerke folgte. Die von der Gesellschaft vor-
geschlagene Gebühren– und Abgabenhöhe basierte dabei auf unter-
nehmensinternen Kalkulationen je erbrachter Leistungen (Gebühren-
art) und war von der Gesellschaft so angelegt, dass die Erbringung 
der Leistungen langfristig sichergestellt war und somit den Gebühren 
auch entsprechende Kosten für die Leistungserbringung gegenüber-
standen. 
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Der RH verblieb daher bei seiner Kritik, dass die Geschäftsführung 
der Wiener Neustädter Stadtwerke bewusst potenzielle betriebswirt-
schaftliche Nachteile für die Gesellschaft in Kauf nahm, die aus den 
Mindereinnahmen der von der Stadt nicht an die Gesellschaft weiter-
geleiteten Gebühren und Abgaben entstehen konnten. Der RH kriti-
sierte somit weiterhin, dass die Geschäftsführung der Wiener Neustäd-
ter Stadtwerke, obwohl ihr keine entsprechende schriftliche Weisung 
erteilt worden war, nicht ausschließlich die Interessen der Gesellschaft 
verfolgte, sondern primär jene der Stadt.

 65.1 Die Stadt gliederte im Jahr 2006 die Immobilienverwaltung und  
–bewirtschaftung für die städtischen Liegenschaften samt Gebäude an 
die Immobilien Freizeit Parken GmbH aus. Dazu erwarb die Gesellschaft 
kreditfinanziert 2.350 Wohnungen und Geschäftslokale der Stadt. Die 
Immobilien Freizeit Parken GmbH räumte der Stadt — gegen Zahlung 
eines wertgesicherten Fruchtgenussentgelts — für die erworbenen Lie-
genschaften das Recht ein, in die Bestandverträge auf Vermieterseite 
einzutreten und dafür die Mietentgelte zu lukrieren. Das von der Stadt 
an die Immobilien Freizeit Parken GmbH abgeführte Fruchtgenussent-
gelt betrug im Überprüfungszeitraum insgesamt 18,70 Mio. EUR. Die 
von der Stadt vereinnahmten Mietentgelte betrugen im selben Zeit-
raum 15,31 Mio. EUR. 

 65.2 Der RH kritisierte, dass die Stadt für den Fruchtgenuss an den Liegen-
schaften der Immobilien Freizeit Parken GmbH im Überprüfungszeit-
raum ein um 3,39 Mio. EUR höheres Entgelt bezahlte, als sie aus der 
Vermietung der Immobilien vereinnahmte. Die Ausgliederung der städ-
tischen Immobilien in die Immobilien Freizeit Parken GmbH erhöhte 
somit die Ausgaben der Stadt beträchtlich und kam einer pauschalen 
Förderung der Mietentgelte gleich. Er kritisierte, dass durch die Aus-
gliederung vormals städtischer Aufgaben und Leistungen in die Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH kein getreues Bild der finanziellen Lage 
und Risiken dieser Gesellschaften in den Rechnungsabschlüssen der 
Stadt gegeben war. 

Der RH empfahl der Stadt daher, die Wiedereingliederung der Aufga-
ben zu prüfen. Weiters empfahl der RH der Stadt, solange die laufende 
kommunale Kernaufgabenerfüllung nicht sichergestellt ist, zumindest 
kostendeckende Mieten zu verrechnen; in begründeten Fällen könnten 
Mietkostenzuschüsse gewährt werden.
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 66.1 (1) Die Stadt wies im Überprüfungszeitraum nachstehende Rückflüsse 
aus Gewinnanteilen von bzw. Zahlungen in Form von Subventionen 
oder Verlustabdeckungen an Konzerngesellschaften aus: 

Die Stadt lukrierte laut ihren Rechnungsabschlüssen aus den Rück-
flüssen des Konzerns — diese stammten ausschließlich von den Wiener 
Neustädter Stadtwerken — insgesamt 9,10 Mio. EUR und deckte Ver-
luste von Konzerntöchtern in Höhe von 17,40 Mio. EUR ab. 

(2) Die Wiener Neustädter Stadtwerke schütteten gemäß ihren Gene-
ralversammlungsbeschlüssen Gewinne von insgesamt 12,56 Mio. EUR 
(2010 bis 2013) an ihre Eigentümer aus. Diese waren entsprechend den 
Anteilen der Eigentümer (99 % Wiener Neustadt Holding und 1 % Stadt) 
aufzuteilen, so dass 130.000 EUR auf die Stadt und 12,43 Mio. EUR 
auf die Wiener Neustadt Holding entfallen mussten. 

Im Juni 2014 beschloss die Wiener Neustadt Holding für das Jahr 2013 
eine Gewinnausschüttung in Höhe von lediglich 6,93 Mio. EUR an die 
Stadt als Alleineigentümerin. Gemäß den Generalversammlungsbe-
schlüssen betrugen die Gewinnausschüttungen von Wiener Neustadt 
Holding und Wiener Neustädter Stadtwerke an die Stadt somit zwi-
schen 2010 und 2013 rd. 7,06 Mio. EUR. 

Transferzahlungen 
zwischen Stadt und 
Wiener Neustadt
Holding 

Tabelle 36:  Rückflüsse an und Verlustabdeckungen durch die Stadt im Zusammenhang  
mit Konzerngesellschaften

2010 2011 2012 2013 gesamt

in EUR1

Immobilien Freizeit 
Parken GmbH

Verlustabdeckung Parkgaragen 842.200 789.200 – – 1.631.400

Verlustabdeckung Bäder 3.200.000 2.900.000 1.080.000 1.238.000 8.418.000

Kultur Marketing 
Event–GmbH

Verlustabdeckung laufender 
Betrieb2 1.911.600 1.917.700 1.691.300 1.552.900 7.073.500

Eco Nova Verlustabdeckung laufender 
Betrieb – 70.000 112.000 90.000 272.000

Ausgaben der Stadt für Verlustabdeckungen 5.953.800 5.676.900 2.883.300 2.880.900 17.394.900

Wiener Neustädter 
Stadtwerke/ Wiener 
Neustadt Holding

Rückflüsse an die Stadt – 2.100.000 5.000.000 2.000.000 9.100.000

Einnahmen der Stadt aus Rückflüssen – 2.100.000 5.000.000 2.000.000 9.100.000
1 Werte gerundet
2 Die Jahre 2012 und 2013 enthalten die Kostenabdeckungen der Stadt lt. Betriebsabführungsvertrag.

Quelle: Stadt Wiener Neustadt 
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In den Rechnungsabschlüssen der Jahre 2010 bis 2013 wies die 
Stadt „Dividende und Gewinnanteile“ des Konzerns von insgesamt 
9,10 Mio. EUR aus. Die Voranschlagsstelle „Dividenden und Gewinn-
anteile von Unternehmungen“ enthielt nicht ausschließlich Gewinnzah-
lungen von Beteiligungsunternehmen der Stadt, sondern diente auch 
als Verrechnungskonto für Forderungen gegenüber den Wiener Neu-
städter Stadtwerken, die z.B. aus der unterjährigen Refundierung für 
das von der Stadt beigestellte Personal resultierten. Die Stadt achtete 
— laut eigenen Angaben — bei der Erstellung des Voranschlags 2014 
darauf, dass der im Rechnungsabschluss ausgewiesene Betrag auch den 
von Wiener Neustädter Stadtwerken bzw. Wiener Neustadt Holding 
beschlossenen Gewinnausschüttungen an die Stadt entsprechen würde. 

 66.2 (1) Der RH stellte fest, dass die der Stadt aus Beteiligungen an Unter-
nehmen zufließenden finanziellen Mittel lediglich halb so hoch waren 
wie ihre Ausgaben zur Abdeckung der für die direkten oder indi-
rekten Beteiligungsunternehmen (Immobilien Freizeit Parken GmbH, 
Kultur Marketing Event–GmbH, Eco Nova) anfallenden Verluste. Der 
RH kritisierte, dass dies einer beträchtlichen Quersubventionierung von 
Abgangsbetrieben gleichkam. Er stellte weiters kritisch fest, dass die 
Gewinnzahlungen der Wiener Neustädter Stadtwerke von den städ-
tischen Gebühren– und Abgabenzahlern stammten und diese somit 
indirekt diese Abgangsbetriebe finanzierten. 

Der RH empfahl der Stadt, das Erfordernis der Aufgaben und Leistun-
gen jeder mit Gemeindemitteln subventionierten Gesellschaften im 
Sinne der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit kri-
tisch zu prüfen und gegebenenfalls künftig nicht mehr anzubieten 
bzw. zu erbringen. 

(2) Der RH stellte kritisch fest, dass die in den Rechnungsabschlüssen 
der Stadt in der Voranschlagsstelle „Dividenden und Gewinnanteile von 
Unternehmungen“ ausgewiesenen Einnahmen (9,10 Mio. EUR) nicht 
den von den Beteiligungsunternehmen beschlossenen Gewinnausschüt-
tungen (7,06 Mio. EUR) entsprachen. Die Voranschlagsstelle wurde als 
Verrechnungskonto für Forderungen der Stadt gegenüber den Wiener 
Neustädter Stadtwerken z.B. im Zusammenhang mit der Refundie-
rung von beigestelltem städtischem Personal verwendet. Der RH kriti-
sierte, dass diese Vermischung mit einem hohen Grad an Intransparenz 
verbunden war und somit der Rechnungsabschluss die tatsächlichen 
Gewinnzahlungen aus Beteiligungen der Stadt nicht wahrheitsge-
treu abbildete. Somit war, nach Ansicht des RH, nicht ausgeschlos-
sen, dass die Stadt die Finanzbasis ihrer Konzerngesellschaften subs-
tanziell schwächte. 
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Der RH empfahl der Stadt, künftig eine wahrheitsgetreue Darstellung 
der Dividenden und Gewinnanteile von Unternehmensbeteiligungen 
sicherzustellen und im Sinne der Transparenz eine Vermischung von 
inhaltlich abweichenden Buchungen auf dieser Voranschlagsstelle zu 
vermeiden.

 66.3 Die Stadt Wiener Neustadt räumte in ihrer Stellungnahme eine Quer-
subventionierung diverser Betriebe der Stadt z.B. im Bereich der Bäder, 
der Parkhäuser sowie des Kultur– und Eventbereichs ein.

 67.1 (1) Die Stadt schloss, um eine Gesellschaftssteuerpflicht für von ihr 
an verlustträchtige Gesellschaften geleistete Zuschüsse zu vermeiden, 
Ergebnisabführungsverträge mit der Immobilien Freizeit Parken GmbH, 
der Kultur Marketing Event–GmbH und der Eco Nova ab. Für die 
ertragsstarken Wiener Neustädter Stadtwerke bestand diese Notwen-
digkeit nicht und erlaubte darüber hinaus der Gesellschaft eine fle-
xible Gewinnausschüttungspolitik durch die Beschlüsse der General-
versammlung. Auch mit der Wiener Neustadt Holding wurde kein 
Ergebnisabführungsvertrag geschlossen. 

(2) Die Ergebnisabführungsverträge verpflichteten die Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH, die Kultur Marketing Event–GmbH und die Eco 
Nova, allfällige Gewinne an die Wiener Neustadt Holding und die 
Stadt gemäß den Beteiligungsverhältnissen abzuführen. Weiters legten 
sie fest, dass die Stadt — neben bestehender vertraglicher Abgangs-
abdeckungen, wie z.B. aus dem Betrieb des Hallenbades, der Freibä-
der sowie des Parkhauses und der Tiefgarage — verpflichtet war, der 
Immobilien Freizeit Parken GmbH, der Kultur Marketing Event–GmbH 
sowie der Eco Nova Jahresfehlbeträge entweder direkt oder über die 
Wiener Neustadt Holding auszugleichen, soweit dies der Gesellschaft 
nicht durch die Auflösung freier Rücklagen gelingen sollte. 

(3) Auf dieser Vertragsbasis entrichtete die Stadt in den Jahren 2010 
und 2011 insgesamt 1,63 Mio. EUR an die Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH zur Abdeckung derer aus dem Betrieb der Parkgaragen ent-
stehenden Kosten. 

Im Juli 2011 ging die Parkraumbewirtschaftung von der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH an die ertragsstarke Wiener Neustädter Stadt-
werke über; somit entfielen für die Stadt ab 2012 diese Zahlungsver-
pflichtungen. Die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke 
stimmte dieser Übertragung durch ihre Unterfertigung der Vereinba-
rung mit der Stadt zur Durchführung der Parkraumbewirtschaftung zu. 
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Die Stadt deckte der Immobilien Freizeit Parken GmbH auch die aus 
der Betriebsführung der städtischen Bäder resultierenden Abgänge ab, 
die in den Jahren 2010 bis 2013 insgesamt 8,42 Mio. EUR betrugen. 

(4) Die Kultur Marketing Event–GmbH konnte mit den generierten 
Erlösen, z.B. aus dem Kartenverkauf für Konzerte oder Aufführungen 
im Stadttheater, ihre Aufwendungen nicht decken. Zur Aufrechter-
haltung des Geschäftsbetriebs musste die Stadt laufend direkte Zah-
lungen in Form von Subventionen leisten. Außerdem leistete die Stadt 
indirekt Zahlungen, weil sie die Kosten für das der Kultur Marketing  
Event–GmbH beigestellte städtische Personal, und bspw. anteilige Ver-
waltungskosten (EDV–Kosten, Betriebskosten, Büromaterial, Reini-
gungsmittel etc.) übernahm. Die Zuwendungen der Stadt an die Kul-
tur Marketing Event–GmbH — sie machten mehr als drei Viertel der 
von der Gesellschaft vereinnahmten Erträge aus — betrugen in den 
Jahren 2010 bis 2013 insgesamt 7,08 Mio. EUR. 

Damit die Eco Nova ihre Aufgaben im Bereich der Betriebsansie-
delung im Stadtgebiet erfüllen, den Geschäftsbetrieb aufrechterhal-
ten konnte und die erforderliche Liquidität sichergestellt war, musste 
— in Ermangelung von Umsätzen von den ansiedelungswilligen bzw. 
angesiedelten Unternehmen an die Eco Nova — die Stadt der Gesell-
schaft entsprechend dem Ergebnisabführungsvertrag direkte finanzi-
elle Zuwendungen in Höhe von 70.000 EUR (2011), 112.000 EUR (2012) 
und 90.000 EUR (2013) gewähren.

 67.2 (1) Der RH stellte fest, dass die Ergebnisabführungsverträge mit den 
Konzerngesellschaften die Stadt laufend verpflichteten, der Immobi-
lien Freizeit Parken GmbH, der Kultur Marketing Event–GmbH und der 
Eco Nova die entstandenen Jahresfehlbeträge auszugleichen, soweit 
dies durch Auflösung freier Rücklagen nicht gelang. 

(2) Weiters stellte der RH fest, dass die Stadt der Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH in den Jahren 2010 bis 2013 Kosten in Höhe 
von 1,63 Mio. EUR für den Betrieb der Parkgaragen sowie weitere 
8,42 Mio. EUR für die Betriebsführung des Hallenbads abdeckte, somit 
insgesamt also 10,05 Mio. EUR allein in diesen vier Jahren zuschoss. 
Nachdem die Wiener Neustädter Stadtwerke im Jahr 2012 die Park-
raumbewirtschaftung von der Immobilien Freizeit Parken GmbH über-
nommen hatte, entfiel für die Stadt die Abgangsdeckungsverpflich-
tung für den Betrieb der Parkgaragen. Der RH kritisierte, dass die Stadt 
jährliche Kosten in Höhe von rd. 0,80 Mio. EUR der gebührenfinan-
zierten Wiener Neustädter Stadtwerke für die Parkraumbewirtschaf-
tung aufbürdete. 
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(3) Der RH stellte kritisch fest, dass sowohl die Kultur Marketing Event–
GmbH als auch die Eco Nova aus den Erlösen ihrer Geschäftstätigkeit 
nicht imstande waren, ihre Aufwendungen zu decken, sondern direkte 
oder indirekte Zuschüsse der Stadt brauchten, um den Geschäftsbetrieb 
aufrecht erhalten zu können. So entsprachen im Überprüfungszeitraum 
die Zuwendungen der Stadt an die Kultur Marketing Event–GmbH in 
Höhe von 7,07 Mio. EUR mehr als drei Viertel der von der Gesellschaft 
vereinnahmten Erträge. Die Eco Nova generierte aus ihrer Geschäfts-
tätigkeit überhaupt keine Erträge und erhielt von der Stadt zwischen 
2010 und 2013 rd. 272.000 EUR. Der RH wies darauf hin, dass sich die 
Stadt selbst in einer prekären finanziellen Situation befand und ver-
wies auf seine Empfehlungen in TZ 46, 59, 66.

 68.1 Die Stadt haftete insgesamt für die Darlehen der Wiener Neustädter 
Stadtwerke, der Immobilien Freizeit Parken GmbH und der Kultur Mar-
keting Event–GmbH in folgendem Umfang:

 

Die Stadt hatte für Darlehen der Immobilien Freizeit Parken GmbH, der 
Wiener Neustädter Stadtwerke und der Kultur Marketing Event–GmbH 
Haftungszusagen im Gesamtvolumen von 296,51 Mio. EUR abgege-
ben. Zum Jahresende 2013 wiesen die Gesellschaften für diese Darle-
hen Verbindlichkeiten in Höhe von 172,31 Mio. EUR aus.

Den größten Teil der Haftungszusagen im Ausmaß von 167,73 Mio. EUR 
bzw. 128,69 Mio. EUR hatte die Stadt für Darlehen der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH bzw. der Wiener Neustädter Stadtwerke abge-
geben. Zum Jahresultimo 2013 betrugen die Verbindlichkeiten der 
Immobilien Freizeit Parken GmbH bzw. der Wiener Neustädter Stadt-
werke gegenüber den finanzierenden Kreditinstituten 119,15 Mio. EUR 
bzw. 53,15 Mio. EUR. 

Haftungen der Stadt 
für Konzerntöchter 

Tabelle 37:  Haftungsübernahmen der Stadt für Konzerngesellschaften 

Darlehensstand  
31. Dezember 2013 Haftungsbetrag

in EUR

Immobilien Freizeit Parken GmbH 119.147.600 167.728.300

Wiener Neustädter Stadtwerke 53.148.000 128.693.700

Kultur Marketing Event–GmbH 12.600 90.000

gesamt 172.308.200 296.512.000

Quelle: Konzerngesellschaften 
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Die Stadtgemeinde wies im Nachweis über den Stand an Haftungen für 
Darlehen der Immobilien Freizeit Parken GmbH, der Wiener Neustädter 
Stadtwerke und der Kultur Marketing Event–GmbH am Ende des Finanz-
jahres im Rechnungsabschluss 2013 einen Betrag von 171,69 Mio. EUR 
aus. Ihre laufenden Einnahmen betrugen 145,52 Mio. EUR. 

 68.2 Der RH stellte fest, dass die Stadt — bei laufenden Einnahmen in Höhe 
von 145,52 Mio. EUR — im Rechnungsabschluss Haftungszusagen in 
Höhe von 171,69 Mio. EUR für Darlehen der Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH, der Wiener Neustädter Stadtwerke und der Kultur Mar-
keting Event–GmbH auswies. Die betroffenen Konzerngesellschaften 
hatten zum Jahresende 2013 hingegen Darlehensverbindlichkeiten mit 
städtischen Haftungen in Höhe 172,31 Mio. EUR in ihren Büchern. Der 
RH kritisierte, dass die Stadt durch die Haftungsübernahmen für Dar-
lehen der Konzerngesellschaften Eventualverbindlichkeiten im Aus-
maß von 118 % der laufenden Einnahmen übernahm. 

 69.1 Die Immobilien Freizeit Parken GmbH hatte zur Errichtung eines Schul-
gebäudes im Jahr 2008 ein Darlehen in Schweizer Franken zum dama-
ligen Gegenwert von 11,30 Mio. EUR aufgenommen, für das die Stadt 
die Haftung in Form einer Garantieerklärung auf Rückzahlung des Dar-
lehensbetrags übernahm. Gemäß § 76 Z 1 lit. c i.V.m. Z 2 NÖ Stadt-
rechtsorganisationsgesetz (NÖ STROG) unterlag die Übernahme einer 
Haftung, wenn der Wert des Rechtsgeschäfts 3 % der Gesamteinnah-
men des ordentlichen Voranschlags des Haushaltsjahres überstieg, einer 
Genehmigung der NÖ Landesregierung. Da die Genehmigungsgrenze 
im Jahr 2008 bei 4,15 Mio. EUR lag, holte die Stadt eine entsprechende 
aufsichtsbehördliche Genehmigung in Höhe von 11,32 Mio. EUR ein. 
Zu Beginn des Jahres 2012 veranlasste die Geschäftsführung der Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH die Konvertierung des Darlehens in Euro. 
Im August desselben Jahres schlossen die Wiener Neustädter Stadt-
werke mit dem Kreditinstitut einen Darlehensvertrag für die Errich-
tung des Schulgebäudes in Höhe des ausständigen Kreditbetrages, der 
— bedingt durch den bei der Konvertierung des Darlehensbetrages vor-
liegenden Wechselkurses — 11,46 Mio. EUR betrug, ab. Der Vertrag ent-
ließ die Immobilien Freizeit Parken GmbH als bisherige Schuldnerin 
aus ihren Verpflichtungen. Auch für diese 11,46 Mio. EUR übernahm 
die Stadt die Rückzahlungsgarantie. Die Genehmigungsgrenze gemäß 
§ 76 NÖ STROG lag im Jahr 2012 bei 4,61 Mio. EUR. Eine aufsichts-
behördliche Genehmigung holte die Stadt jedoch nicht ein. 

 69.2 Der RH kritisierte, dass die Stadt gegen § 76 NÖ STROG verstieß, weil 
sie für die im Jahr 2012 übernommene Haftung für das Darlehen der 
Wiener Neustädter Stadtwerke in Höhe von 11,46 Mio. EUR keine auf-
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sichtsbehördliche Genehmigung einholte. Nach Ansicht des RH waren 
die Darlehensverträge der Immobilien Freizeit Parken GmbH und der 
Wiener Neustädter Stadtwerke im Zusammenhang mit der Errichtung 
eines Schulgebäudes aufgrund des Schuldnerwechsels von der Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH auf die Wiener Neustädter Stadtwerke als 
selbstständige Darlehensverträge zu qualifizieren und — bei Überschrei-
tung der Genehmigungsschwelle — jeweils eine aufsichtsbehördliche 
Genehmigung einzuholen. Der RH empfahl der Stadt, künftig für jede 
mit einem Darlehensvertrag im Zusammenhang stehende Haftungs-
übernahme das NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz 1999 strikt anzu-
wenden.

Der RH stellte fest, dass für das im Jahr 2008 zur Errichtung eines 
Schulgebäudes von der Geschäftsführung der Immobilien Freizeit 
Parken GmbH aufgenommene Schweizer–Franken–Darlehen (dama-
liger Gegenwert 11,30 Mio. EUR) nach der Konvertierung in Euro im 
Jahr 2012 ein Betrag von 11,45 Mio. EUR aushaftete. Tilgungszah-
lungen erfolgten zwischen 2008 und der Konvertierung im Jahr 2012 
nicht. Der RH kritisierte, dass die Geschäftsführung der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH einen Fremdwährungskredit aufnahm und darauf 
spekulierte, dass der darauf angewendete Darlehenszinssatz sowie der 
Wechselkurs zwischen der Fremdwährung und dem Euro zumindest 
unverändert blieb bzw. sich für die Immobilien Freizeit Parken GmbH 
vorteilhaft entwickelte. Der RH empfahl der Geschäftsführung der Wie-
ner Neustadt Holding, die Geschäftsführung der Immobilien Freizeit 
Parken GmbH anzuweisen, künftig von spekulativen Transaktionen 
mit Mitteln der öffentlichen Hand Abstand zu nehmen. Der RH wies 
in diesem Zusammenhang auf die strenge Sorgfaltspflicht im Umgang 
mit finanziellen Mitteln hin.

 69.3 Die Stadt Wiener Neustadt sicherte in ihrer Stellungnahme zu, künf-
tig bei konzerninternen Darlehensübertragungen bei der Aufsichtsbe-
hörde anzufragen, ob im Zusammenhang mit dafür übernommenen 
Haftungen der Stadt neuerlich eine Genehmigung durch die Landesre-
gierung erforderlich sei. Die Stadt habe im Jahr 2012 die Ansicht ver-
treten, dass die Übernahme des Darlehens von der Immobilien Freitzeit 
Parken GmbH durch die Wiener Neustädter Stadtwerke und die damit 
verbundene Haftungsübertragung an diese ein wertneutraler Vorgang 
für die Stadt sei und daher die aufsichtsbehördliche Genehmigung aus 
dem Jahr 2008 nicht erneut erteilt werden müsse.
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 70.1 Gemäß § 246 Abs. 1 Z 1 UGB war ein Mutterunternehmen von der 
Pflicht, einen Konzernabschluss und einen Konzernlagebericht aufzu-
stellen, befreit, wenn am Abschlussstichtag des Jahresabschlusses und 
am vorhergehenden Abschlussstichtag mindestens zwei der drei nach-
stehenden Merkmale zutrafen (Berechnung nach der Bruttomethode):

—  Die Bilanzsummen in den Bilanzen des Mutterunternehmens und 
der Tochterunternehmen, die in den Konzernabschluss einzubezie-
hen gewesen wären, überstiegen insgesamt nicht 21 Mio. EUR.

—  Die Umsatzerlöse des Mutterunternehmens und der Tochterun-
ternehmen, die in den Konzernabschluss einzubeziehen gewesen 
wären, überstiegen in den zwölf Monaten vor dem Abschlussstich-
tag insgesamt nicht 42 Mio. EUR.

—  Das Mutterunternehmen und die Tochterunternehmen, die in den 
Konzernabschluss einzubeziehen gewesen wären, hatten in den 
zwölf Monaten vor dem Abschlussstichtag im Jahresdurchschnitt 
nicht mehr als 250 Arbeitnehmer beschäftigt.

Zur Muttergesellschaft, der Wiener Neustadt Holding, zählten die Toch-
tergesellschaften Wiener Neustädter Stadtwerke, Immobilien Freizeit 
Parken GmbH, Kultur Marketing Event–GmbH und die Eco Nova. Die 
nach der Bruttomethode berechneten Kennwerte der fünf Gesellschaf-
ten (Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaften) wiesen laut Wie-
ner Neustadt Holding folgende Werte auf: 

Konzern– und  
Jahresabschlüsse

Tabelle 38:  Verpflichtung zur Aufstellung eines Konzernabschlusses

2010 2011 2012 2013 2010 bis 
2013

in EUR in %

Bilanzsummen 276.384.593,05 264.580.202,74 258.823.025,97 262.346.699,95 – 5,1

Umsatzerlöse (laut 
Jahresabschlüssen) 43.565.014,32 46.902.788,86 48.191.034,14 47.882.884,32 9,9

 Umgliederungen – 716.524,27 – 764.233,43 – 599.837,00 – 761.954,85 6,3

 Verwaltungsaufwendungen – 1.532.481,82 – 1.757.841,68 – 1.793.603,02 – 1.826.956,19 19,2

adaptierte Umsatzerlöse  
(Wiener Neustadt Holding) 41.316.008,23 44.380.713,75 45.797.594,12 45.293.973,28 9,6

Anzahl

Arbeitnehmer gemäß § 239 
Abs. 1 Z 1 UGB1 61 63 85 100 63,9

1 ohne von der Stadt Wiener Neustadt überlassene Mitarbeiter

Quelle: Wirtschaftstreuhandgesellschaft
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Die Tabelle zeigt, dass die kumulierten Bilanzsummen der fünf Wie-
ner Neustadt Holding–Konzerngesellschaften im Zeitraum 2010 bis 
2013 von 276,38 Mio. EUR auf 262,35 Mio. EUR (–5,1 %) fielen. Zum 
31. Dezember 2013 betrug die Bilanzsumme der Wiener Neustädter 
Stadtwerke 95,80 Mio. EUR (36,5 % der kumulierten Bilanzsummen), 
jene der Immobilien Freizeit Parken GmbH 138,28 Mio. EUR (52,7 %) 
und jene der restlichen drei Gesellschaften zusammen 28,27 Mio. EUR 
(10,8 %). Davon entfielen 18,13 Mio. EUR auf die von der Wiener Neu-
stadt Holding gehaltenen Anteile an verbundenen Unternehmen.

Die kumulierten Umsatzerlöse stiegen im Zeitraum 2010 bis 2013 von 
43,57 Mio. EUR auf 47,88 Mio. EUR (9,9 %). Die Umsatzerlöse der 
Wiener Neustädter Stadtwerke wuchsen — insbesondere aufgrund von 
Gebührenerhöhungen — um 15,8 %, jene der Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH fielen — insbesondere aufgrund der 2011 erfolgten Abspal-
tung der Teilbetriebe Parkraumbewirtschaftung und Gastronomie sowie 
der Übertragung der Sonderimmobilien (Dr. Hertha Firnberg–Haupt-
schule und Zubau Feuerwehrhaus) — um 16,3 %. Die Umsatzerlöse der 
Wiener Neustadt Holding, der Kultur Marketing Event–GmbH und der 
Eco Nova waren — wie die Jahre zuvor — von betraglich untergeord-
neter Bedeutung (2013 beliefen sie sich mit 385.000 EUR auf 0,8 % 
der kumulierten Umsatzerlöse).

Die Anzahl der von den Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaf-
ten selbst beschäftigten Arbeitnehmer stieg von 2010 bis 2013 von 61 
auf 100 (63,9 %). Davon waren 78 bei den Wiener Neustädter Stadt-
werken, 12 bei der Immobilien Freizeit Parken GmbH, fünf bei der 
Wiener Neustadt Holding, vier bei der Kultur Marketing Event–GmbH 
und einer bei der Eco Nova tätig. Darüber hinaus wurden den Wiener 
Neustadt Holding–Konzerngesellschaften von der Stadt Wiener Neu-
stadt 287 Mitarbeiter76 gegen Kostenersatz überlassen.

Da die Wiener Neustadt Holding zum Zwecke der konsolidierten 
Betrachtung die in den Einzelabschlüssen der Wiener Neustädter 
Stadtwerke ausgewiesenen Umsatzerlöse mit den an die Stadt Wie-
ner Neustadt für die Gebühreneinhebung zu entrichtenden Entgel-
ten (Verwaltungskosten und Manipulationsgebühren, siehe TZ 61) sal-
dierte, überschritt sie erstmalig im Jahr 2011 zwei der drei relevanten 
Grenzwerte gemäß § 246 Abs. 1 Z 1 UGB (die Bilanzsumme und die 
Umsatzerlöse). Die Saldierung wurde damit begründet, dass es sich bei 
den Entgelten um „zurückgewährte Entgelte für Gebührenüberlassung“ 
handelte. Die von der Stadt Wiener Neustadt überlassenen Mitarbeiter 

76 in Vollzeitäquivalenten
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waren in die Berechnung der durchschnittlich beschäftigten Arbeit-
nehmer nicht miteinzubeziehen. 

Gemäß § 246 Abs. 2 UGB traten die Rechtsfolgen der Merkmale gemäß 
Abs. 1 Z 1 ab dem folgenden Geschäftsjahr ein, wenn diese Merkmale 
an den Abschlussstichtagen von zwei aufeinanderfolgenden Geschäfts-
jahren zutrafen. Die Pflicht zur Aufstellung eines Konzernabschlus-
ses wäre laut Wiener Neustadt Holding somit erstmalig 2013 gege-
ben gewesen. Im August 2014 stellte die Wiener Neustadt Holding die 
Erstellung, Prüfung und Testierung des Konzernabschlusses 2013 bis 
Ende September 2014 in Aussicht.

 70.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Größenmerkmale Bilanz-
summe und Umsatzerlöse 2010 erstmalig überschritten wurden und 
daher die Wiener Neustadt Holding für das Geschäftsjahr 2012 erst-
malig einen Konzernabschluss aufstellen hätte müssen.

Weiters kritisierte der RH, dass die Wiener Neustadt Holding bei der 
Ermittlung der größenabhängigen Befreiung zur Aufstellung eines Kon-
zernabschlusses die Verwaltungskosten und die Manipulationsgebühren 
mit den Umsatzerlösen saldierte. Nach Ansicht des RH waren die Ver-
waltungskosten und Manipulationsgebühren nicht saldierungsfähig. 
Ihnen standen von der Stadt Wiener Neustadt konkret erbrachte Leis-
tungen, nämlich die Abwicklung der Gebühreneinhebung, gegenüber. 
Der RH konnte die von der Wiener Neustadt Holding vorgebrachte 
Argumentation, bei der Ermittlung der größenabhängigen Befreiung 
zur Aufstellung eines Konzernabschlusses seien die Verwaltungsent-
gelte mit den Umsatzerlösen zu saldieren, nicht folgen.

Der RH bemängelte, dass die Konzernabschlüsse nicht wie gemäß UGB 
vorgesehen, innerhalb von fünf Monaten nach dem Abschlussstichtag 
aufgestellt wurden. Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, bei 
Überschreiten von zwei der drei relevanten Grenzwerte gemäß § 246 
Abs. 1 Z 1 UGB Konzernabschlüsse zu erstellen und dabei die gesetz-
lich vorgesehenen Fristen einzuhalten. 

 70.3 Die Wiener Neustadt Holding verwies in ihrer Stellungnahme darauf, 
dass sie dem RH bezüglich der Verpflichtung zur Erstellung des Kon-
zernabschlusses für das Geschäftsjahr 2012 bereits im Zuge der Geba-
rungsüberprüfung eine Stellungnahme der Wirtschaftsprüferin über-
mittelt habe. Diese habe für das Geschäftsjahr 2012 die Notwendigkeit 
eines Konzernabschlusses verneint; diese Stellungnahme sei nach 
Ansicht der Unternehmensgruppe verbindlich.
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 70.4 Der RH hielt demgegenüber an seiner Ansicht fest, dass aufgrund der 
gesetzlichen Vorschriften bereits 2012 ein Konzernabschluss zu erstel-
len gewesen wäre. Er entgegnete, dass gemäß § 244 Abs. 1 UGB die 
gesetzlichen Vertreter der Wiener Neustadt Holding den Konzernab-
schluss aufzustellen haben. Allfällige Stellungnahmen von Wirtschafts-
prüfern erachtete der RH in diesem Zusammenhang nicht als verbind-
lich.

 71.1 (1) Gemäß § 222 Abs. 1 UGB haben die Geschäftsführer einer Kapital-
gesellschaft in den ersten fünf Monaten des Geschäftsjahres für das 
vorangegangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss aufzustellen und 
den Mitgliedern des Aufsichtsrats vorzulegen. 

Gemäß § 22 Abs. 2 GmbHG sind jedem Gesellschafter ohne Verzug 
nach Aufstellung des Jahresabschlusses Abschriften zuzusenden.

Gemäß § 35 GmbHG hat die Generalversammlung die Prüfung und 
Feststellung des Jahresabschlusses in den ersten acht Monaten des 
Geschäftsjahres für das abgelaufene Geschäftsjahr zu beschließen.

Im Zeitraum 2010 bis 2013 verstieß jede der fünf Wiener Neustadt Hol-
ding–Konzerngesellschaften zumindest einmal gegen eine der gesetz-
lich vorgesehenen Fristen. Insgesamt kamen die Konzerngesellschaften 
ihren Verpflichtungen in fast einem Drittel der Fälle nicht fristgerecht 
nach.

(2) Gemäß § 30 lit. i GmbHG muss der Aufsichtsrat mindestens viermal 
im Geschäftsjahr eine Sitzung abhalten. Dabei haben die Sitzungen 
vierteljährlich stattzufinden.

In den Jahren 2011 und 2013 tagte der Aufsichtsrat der Wiener Neu-
städter Stadtwerke jeweils nur dreimal. 

 71.2 Der RH kritisierte, dass die Geschäftsführer der Wiener Neustadt Hol-
ding–Konzerngesellschaften mehrfach gegen Bestimmungen des UGB 
und des GmbHG verstießen. Der RH empfahl der Wiener Neustadt Hol-
ding sicherzustellen, dass die Geschäftsführer ihrer Konzerngesell-
schaften die gesetzlichen Bestimmungen des UGB und des GmbHG 
künftig beachten und insbesondere die für die Aufstellung des Jah-
resabschlusses, für die Übermittlung an die Gesellschafter sowie für 
die Prüfung und Feststellung durch die Generalversammlung vorge-
sehenen Fristen einhalten. Er kritisierte ferner, dass der Aufsichtsrat 
der Wiener Neustädter Stadtwerke weniger Sitzungen abhielt, als dies 
gesetzlich vorgesehen war. Der RH empfahl der Wiener Neustadt Hol-
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ding GmbH, dafür zu sorgen, dass in den Wiener Neustädter Stadt-
werken die Anzahl der gesetzlich vorgeschriebenen Aufsichtsratssit-
zungen eingehalten wird.

 71.3 Die Wiener Neustadt Holding sagte dies zu.

 72.1 Im Oktober 2006 beschloss der Gemeinderat der Stadt Wiener Neu-
stadt, 2.350 Wohnungen und Geschäftslokale in die Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH auszugliedern und ihr zeitgleich die Immobilien-
verwaltung und –bewirtschaftung zu übertragen. 

Das Konzept zur Immobilienausgliederung sowie die zugehörige Plan-
rechnung (Ausgliederungsmodell) wurden von einem niederösterrei-
chischen Kreditinstitut77, unter Beiziehung weiterer Berater (Steuerbe-
rater, Rechtsanwälte, Immobilienwertgutachter), verfasst. Im Zuge der 
Ausgliederung hatte die Stadt Wiener Neustadt lediglich ein Angebot 
für die zu erbringende Ausgliederungsberatung eingeholt. Die endab-
gerechneten Beratungskosten betrugen 967.660 EUR (exkl. USt). 

Der zwischen der Stadt Wiener Neustadt und der Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH für die Immobilien vereinbarte Kaufpreis betrug 
119,98 Mio. EUR. Dieser setzte sich aus den auf den Immobilien lasten-
den und von der Immobilien Freizeit Parken GmbH übernommenen Dar-
lehen in Höhe von 38,65 Mio. EUR und einem Restkaufpreis in Höhe von 
81,33 Mio. EUR zusammen. Zur Finanzierung des Restkaufpreises nahm 
die Immobilien Freizeit Parken GmbH Darlehen in ebendieser Höhe auf 
(81,33 Mio. EUR, Laufzeit 15 Jahre, endfällige Tilgung). Darüber hinaus 
nahm sie zur Abdeckung der nicht aus dem Cashflow bedien baren Zin-
sen und Darlehenstilgungen einen bis zu 11,36 Mio. EUR ausnutzbaren 
Kredit (Laufzeit 21 Jahre) auf. 

Für die im Zuge der Ausgliederung eingegangenen Verbindlichkeiten 
in Höhe von 119,98 Mio. EUR übernahm die Stadt Wiener Neustadt 
die Haftung. Im November 2006 stimmte die Aufsichtsbehörde der 
Ausgliederung zu.

77 Niederösterreichische Landesbank–Hypothekenbank AG

Ausgangslage

Immobilienausgliederung
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Ebenfalls im Oktober 2006 gewährte die Stadt Wiener Neustadt der 
Immobilien Freizeit Parken GmbH einen Gesellschafterzuschuss in Höhe 
von 19,10 Mio. EUR. Die Bedeckung des Zuschusses erfolgte aus dem 
Verkaufserlös der Gemeindewohnungen.

Im Jahr 2007 übertrug die Stadt Wiener Neustadt die Immobilien an 
die Immobilien Freizeit Parken GmbH. Gegen Zahlung eines Frucht-
genussentgelts in Höhe von 4,35 Mio. EUR für das Jahr 2007 sicherte 
die Immobilien Freizeit Parken GmbH der Stadt Wiener Neustadt die 
weitere Nutzung der Immobilien, im Wesentlichen die Vereinnahmung 
der Mieterlöse, zu.

 72.2 Der RH kritisierte, dass durch die Auslagerung von Verbindlichkeiten 
in Höhe von 38,65 Mio. EUR und die Neuaufnahme von Kreditinsti-
tutsverbindlichkeiten in Höhe von 81,33 Mio. EUR „graue Finanzschul-
den“ in Höhe von 119,98 Mio. EUR begründet wurden. Dies führte zu 
einer intransparenten Darstellung der finanziellen Lage der Stadt Wie-
ner Neustadt.

Der RH gab weiters kritisch zu bedenken, dass zum Betrachtungszeit-
punkt 31. Dezember 2013 der Anstieg des Marktzinsniveaus um nur 
einen Prozentpunkt eine zusätzliche Zinsbelastung von 1,15 Mio. EUR 
pro Jahr zur Folge hätte. Der RH empfahl der Stadt Wiener Neustadt, 
von weiteren Belastungen des Haushalts über ausgegliederte Rechts-
träger abzusehen und für die rasche Tilgung der Darlehen der Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH zu sorgen.

Ferner bemängelte der RH, dass die Stadt Wiener Neustadt im Zuge der 
Immobilienausgliederung lediglich ein Angebot zur Ausgliederungsbe-
ratung einholte. Der RH empfahl der Stadt Wiener Neustadt, zukünf-
tig ein dem Auftragswert entsprechendes Vergabeverfahren zu wählen.

 73.1 Im Zuge der Immobilienausgliederung stellte das beratend tätige Kre-
ditinstitut78 eine bis 2046 reichende Planrechnung (Plangewinn– und 
–verlustrechnung sowie Planbilanz; eine Plancashflowrechnung war 
nicht vorhanden) auf. Die Planrechnung war jährlich zu adaptieren 
und um die Ist–Zahlen des jeweils vorangegangenen Geschäftsjahres 
zu ergänzen.

78 Niederösterreichische Landesbank–Hypothekenbank AG

Immobilien-
planrechnung
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Die adaptierte Planrechnung 2012 ging im Wesentlichen von

– Investitionskosten in Höhe von 119,98 Mio. EUR,

–  einem jährlich von der Stadt Wiener Neustadt an die Immobilien 
Freizeit Parken GmbH zu entrichtenden Fruchtgenussentgelt zwi-
schen 3,57 Mio. EUR (2007) und 9,68 Mio. EUR (2046),

–  Darlehenszinsen in Höhe von 5,15 % ab 2016 (für die im Zuge der 
Ausgliederung neu aufgenommenen Darlehen),

– einer Mieterfluktuation von jährlich 10 %,

–  aktivierungspflichtigen Sanierungsmaßnahmen von 2008 bis 2017 
in Höhe von 10,84 Mio. EUR (durchschnittlich 1,08 Mio. EUR jähr-
lich),

–  einem Zuschuss der Stadt Wiener Neustadt an die Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH von 19,10 Mio. EUR (ursprünglich geplanter Ver-
anlagungsertrag: 6,5 % bzw. 1,5 % über dem 6–Monats–EURIBOR; 
Veranlagungsertrag in der adaptierten Planrechnung 2012: 6,1 % 
ab 2016),

–  jährlichen Beratungsaufwendungen in Höhe von 76.000 EUR 
(exkl. USt) bis 2046 und

– KöSt–Zahlungen von jährlich 2.000 EUR bis 2046 

aus.

Neben dem beschriebenen Ausgliederungsmodell führte die Immobilien 
Freizeit Parken GmbH keine alternativen Szenarioberechnungen durch.

Folgende Faktoren wurden in der Planrechnung nicht berücksichtigt:

–  Teile der im Fruchtgenussvertrag vom Oktober 2006 vereinbarten 
Steigerungsfaktoren (siehe auch TZ 72),

–  die für den Zeitraum 2010 bis 2013 mit 7,4 % um 36 % deutlich 
unter den Erwartungen liegende Mieterfluktuation (erwartet wurde 
ein Fluktuation von 10,0 %),

–  die geringer als geplant verlaufenen Sanierungsmaßnahmen 2008 
bis 2011,
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– die zu entrichtende Körperschaftsteuer,

–  die ab dem Jahr 2012 an die Stadt Wiener Neustadt zu entrich tende 
Haftungsprovision (1,55 Mio. EUR für das Jahr 2012 (1,25 % der 
durchschnittlich gebundenen Kreditinstitutsverbindlichkeiten)). 

Bei den geplanten Sanierungsaufwendungen handelte es sich um Grob-
schätzungen, denen keine verschriftlichten Erfahrungswerte oder preis– 
und mengengestützte Sanierungspläne zugrunde lagen.

Für die laufende Betreuung des Ausgliederungsmodells (im Wesent-
lichen die Fortschreibung und Ergänzung der Planrechnung und der 
Bericht über die Entwicklung des Ausgliederungsmodells im Aufsichts-
rat der Immobilien Freizeit Parken GmbH) sowie bankübliche Bera-
tungsdienstleistungen, wie z.B. die Unterstützung in Darlehensfragen, 
erhielt das beratende Kreditinstitut von 2007 bis 2013  607.907,12 EUR 
(exkl. USt). Für die Jahre 2014 bis 2046 waren laut Planrechnung wei-
tere 2,51 Mio. EUR (exkl. USt) vorgesehen. 

 73.2 Der RH kritisierte, dass die Stadt für die im Zuge der Immobilienaus-
gliederung erstellte Planrechnung einen externen Berater hinzuzog 
und nicht auf intern verfügbare Ressourcen und bestehendes Know–
how zurückgriff.

Der RH bemängelte, dass die Immobilienplanrechnung auf unzurei-
chenden Grundlagen basierte. Er empfahl der Wiener Neustadt Holding 
sicherzustellen, dass die Immobilien Freizeit Parken GmbH die Plan-
rechnung methodisch überarbeitet, detailliert und zumindest jährlich 
rollierend eine zeitnahe Adaptierung vornimmt und dabei insbesondere

– die Planung für das Fruchtgenussentgelt (siehe auch TZ 72),

– die Darlehenszinsen,

– die Mieterfluktuation,

– die Sanierungsmaßnahmen,

– die KöSt und

– die Haftungsprovision

einer planerischen Revision unterzogen wird.
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Darüber hinaus wies der RH auf das Fehlen einer Plancashflowrechnung 
hin. Er empfahl der Wiener Neustadt Holding, die Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH anzuweisen, eine Plancashflowrechnung zu erstel-
len, um z.B. die erforderlichen jährlichen Tilgungszahlungen sowie die 
notwendigen Darlehens– und Kreditaufnahmen in der Modellrechnung 
berücksichtigen zu können und deren Auswirkungen auf die liquiden 
Mittel des Geschäftsbereichs Immobilien ersehen zu können.

Der RH bemängelte, dass die Sanierungsplanung lediglich auf Gro-
babschätzungen, ohne konkrete Preis– und Mengengerüste, beruhte. 
Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, die Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH zu beauftragen, einen Sanierungsplan zu erstellen, 
der insbesondere Bestandsaufnahme, Kostenabschätzung, Priorisierung 
sowie Zeitplan umfasst und dabei die finanzielle Lage der Immobilien 
Freizeit Parken GmbH berücksichtigt.

Der RH kritisierte, dass mit der laufenden Beratung des Ausgliede-
rungsmodells sehr hohe Kosten verbunden waren und das beratende 
Kreditinstitut wesentliche Faktoren bei der adaptierten Planungsrech-
nung außer Acht ließ. Er empfahl der Wiener Neustadt Holding, die 
vom beratenden Kreditinstitut erstellte Immobilienplanrechnung nach-
zubessern und vorhandene Unzulänglichkeiten (Höhe des Fruchtge-
nussentgelts, Berücksichtigung der Haftungsprovision usw.) beheben 
zu lassen. Zukünftig sollten nach Ansicht des RH die vom beratenden 
Kreditinstitut angebotenen Leistungen mit überschaubarem Aufwand 
auch von der Immobilien Freizeit Parken GmbH erbracht werden kön-
nen. Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, darauf hinzuwir-
ken, dass der Vertrag mit dem beratenden Kreditinstitut ehestmöglich 
aufgekündigt wird und die mit dem Ausgliederungsmodell verbun-
denen Leistungen von der Immobilien Freizeit Parken GmbH selbst 
erbracht werden.

 73.3 Die Wiener Neustadt Holding teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass 
Personalwechsel innerhalb des Beraterunternehmens für die Dauer 
eines halben Jahres zu unzureichenden Evaluierungen der Planrech-
nung geführt hätten und dies zwischenzeitlich behoben worden sei. Die 
Empfehlungen des RH, das Fruchtgenussentgelt, die Darlehenszinsen, 
die Sanierungsmaßnahmen, die steuerliche Situation sowie die Haf-
tungsprovision einer Revision zu unterziehen, seien umgesetzt worden. 
Für 2015 habe der Aufsichtsrat der Immobilien Freizeit Parken GmbH 
einen detaillierten Sanierungsplan beschlossen.
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 74.1 In den beiden zwischen der Stadt Wiener Neustadt und der Immobi-
lien Freizeit Parken GmbH im Oktober 2006 abgeschlossenen Frucht-
genussverträgen (aus technischen Gründen handelte es sich um zwei 
Verträge) legten die Vertragsparteien für das erste Jahr ein Fruchtge-
nussentgelt in Höhe von insgesamt 3,57 Mio. EUR (exkl. USt) fest. Als 
Beginn des Fruchtgenusses wurde der 1. Jänner 2007 vereinbart.

Gemäß Fruchtgenussvertrag erhöhte sich das Entgelt für den Fruchtge-
nuss an den Wohnungen und Geschäftslokalen ab 1. Jänner 2008 über 
einen Zeitraum von zehn Jahren jährlich um 100.000 EUR. Das der-
art ermittelte Entgelt war mit dem Verbraucherpreisindex 2005 wert-
gesichert. Ausgangsbasis für die Wertsicherungsberechnung war die 
für den Monat des Vertragsbeginns verlautbarte Indexzahl. Schwan-
kungen bis zu 5 % blieben unberücksichtigt, jedoch wurde bei Über-
schreitung des Grenzwerts die gesamte Veränderung voll berücksich-
tigt. Die dergestalt neu ermittelte Indexzahl war Ausgangsbasis für die 
Errechnung der weiteren Änderungen.

Laut Vertrag hatte der Fruchtnießer (Stadt Wiener Neustadt) sämtliche 
Kosten für Instandsetzungs– und Instandhaltungsarbeiten zu überneh-
men. Aktivierungspflichtige Instandsetzungsmaßnahmen waren von 
der Immobilien Freizeit Parken GmbH zu tragen. Diese sollten in wei-
terer Folge, in Höhe der jährlichen planmäßigen Abschreibungen, auf 
das Fruchtgenussentgelt aufgeschlagen werden.

Das von der Immobilien Freizeit Parken GmbH berechnete und zugleich 
der Stadt Wiener Neustadt in Rechnung gestellte Fruchtgenussentgelt 
wich in folgenden Punkten von den Vertragsbestimmungen ab:

–  Die Wertsteigerungen von jährlich 100.000 EUR wurden nicht wert-
gesichert.

– Die Indexierung erfolgte jeweils mit Oktober statt mit Jänner.

–  Ab 2010 wurde das Fruchtgenussentgelt jährlich und nicht erst bei 
Überschreiten des Grenzwerts von 5 % wertgesichert.

–  Zur Berechnung des Fruchtgenussentgelts zog die Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH hinsichtlich der aktivierungspflichtigen Instand-
setzungsmaßnahmen Planwerte statt Istwerte heran.

–  Im Jahr 2013 betrugen die zugegangenen aktivierungspflichtigen 
Instandsetzungsmaßnahmen 2,72 Mio. EUR. Stattdessen wurden 
der Berechnung 3,36 Mio. EUR zugrunde gelegt.

Fruchtgenussentgelte
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Eine Gegenüberstellung der im Jahresabschluss ausgewiesenen und 
vom RH berechneten Fruchtgenussentgelte ergab folgende Differenzen:

Aus vorstehender Übersicht ist zu ersehen, dass das zur Verrech-
nung gebrachte Fruchtgenussentgelt für die Jahre 2010 bis 2013 um 
392.000 EUR zu hoch ausfiel.

Da das von der Stadt Wiener Neustadt laut den Jahresabschlüssen der 
Immobilien Freizeit Parken GmbH in den Jahren 2010 bis 2013 an diese 
entrichtete Fruchtgenussentgelt insgesamt 3,41 Mio. EUR über dem 
vorgeschriebenen Mietzins lag, war die getroffene Regelung, zumin-
dest für den Zeitraum 2010 bis 2013, für die Immobilien Freizeit Par-
ken GmbH vorteilhaft und für die Stadt Wiener Neustadt nachteilig.

 74.2 Der RH kritisierte, dass die Berechnung des Fruchtgenussentgelts nicht 
den vertraglichen Vereinbarungen entsprach, so dass die Stadt Wiener 
Neustadt für den Zeitraum 2010 bis 2013 Überzahlungen in Höhe von 
392.000 EUR leistete. Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, 
die Immobilien Freizeit Parken GmbH anzuweisen, die Berechnung des 
Fruchtgenussentgelts gemäß der im Fruchtgenussvertrag getroffenen 
Vereinbarungen vorzunehmen und insbesondere

–  eine Wertsicherung der jährlichen Fruchtgenussentgeltsteigerungen 
sicherzustellen,

– bei Indexierungen den Grenzwert von 5 % zu berücksichtigen,

–  im Hinblick auf die aktivierungspflichtigen Instandsetzungsmaß-
nahmen Ist–Zahlen zu verwenden und

– die überhöhten Fruchtgenussentgelte nachträglich zu korrigieren.

Der RH empfahl der Stadt Wiener Neustadt, auf die Einhaltung der 
getroffenen Fruchtgenussvereinbarungen zu achten und Abrechnungen 
der Tochtergesellschaft sowie der Enkel– und Urenkelgesellschaften mit 

Tabelle 39:  Entwicklung des Fruchtgenussentgelts

2010 2011 2012 2013

in EUR

Jahresabschlusswert 4.348.977,04 4.532.561,48 4.827.800,00 5.010.000,00

Berechnung RH 4.225.337,19 4.382.138,85 4.780.712,83 4.938.964,16

Differenz 123.639,85 150.422,63 47.087,17 71.035,84

Quelle: Immobilien Freizeit Parken GmbH
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dem Ziel, etwaige finanzielle Schädigungen der Stadt Wiener Neustadt 
hintanzuhalten, nicht ungeprüft hinzunehmen.

 74.3 (1) Laut Stellungnahme der Stadt Wiener Neustadt sei aufgrund der 
Empfehlungen des RH und in Abstimmung zwischen der MA 8 und der 
Immobilien Freizeit Parken GmbH die Berechnung des Fruchtgenuss-
entgelts bereits korrigiert worden.

(2) Die Wiener Neustadt Holding teilte mit, dass eine Indexierung des 
Fruchtgenussentgelts vorgenommen und ein entsprechender Zahlungs-
ausgleich zwischen der Immobilien Freizeit Parken GmbH und der Stadt 
Wiener Neustadt eingeleitet worden sei.

 75.1 Die Immobilien Freizeit Parken GmbH ließ im Falle von Mieterwechseln 
die renovierungsbedürftigen Wohnungen sanieren. In diesem Zusam-
menhang stellte die Immobilien Freizeit Parken GmbH dem RH u.a. 
zwei Deckungsrechnungen mit folgenden Eckdaten zur Verfügung:

Die Immobilien Freizeit Parken GmbH errechnete die Kostendeckung, 
indem sie das Verhältnis zwischen dem Jahreshauptmietzins nach 
Sanierung und Sanierungskosten ermittelte. In den beiden Beispiel-
fällen lag die derart berechnete Kostendeckung bei acht bzw. elf Jahren.

Der RH errechnete die Kostendeckung analog zur Vorgehensweise der 
Immobilien Freizeit Parken GmbH, setzte jedoch davon abweichend 
die Differenz zwischen dem Jahreshauptmietzins vor Sanierung und 
nach Sanierung zu den Sanierungskosten ins Verhältnis. Bei Woh-

Sanierungs-
maßnahmen

Tabelle 40:   Amortisationsdauer bei Wohnungssanierungen  
(Immobilien Freizeit Parken GmbH)

Wohnung 1 Wohnung 2

Nutzfläche in m2 40,94 55,34

Monatsmiete je m2 vor Sanierung 2,44 2,44

Jahreshauptmietzins vor Sanierung 1.198,72 1.620,36

Monatsmiete je m2 nach Sanierung 2,99 2,99

Jahreshauptmietzins nach Sanierung 1.468,93 1.985,60

Sanierungskosten 12.166,44 21.823,24

Kostendeckung in Jahren 8,28 10,99

Kostendeckung in Jahren (RH) 45,03 59,75

Quellen: Immobilien Freizeit Parken GmbH; RH
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nung 1 betrug die Amortisationsdauer zirka 45 Jahre und bei Woh-
nung 2 etwa 60 Jahre.

Die angewendeten Berechnungsmethoden berücksichtigten dabei weder 
(kalkulatorische) Zinsen noch eine Abzinsung der Zahlungsflüsse auf 
den Gegenwartswert.

 75.2 Der RH bemängelte, dass die Immobilien Freizeit Parken GmbH bei der 
Berechnung der Kostendeckung den gesamten Jahreshauptmietzins 
anstatt die Differenz zwischen dem Jahreshauptmietzins vor Sanie-
rung und nach Sanierung zu den Sanierungskosten ins Verhältnis 
setzte. Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding sicherzustellen, 
dass zur Berechnung der Vorteilhaftigkeit von Sanierungsmaßnahmen 
nur der erzielte Zusatzertrag berücksichtigt wird, die kalkulatorischen 
Zinsen in die Berechnung miteinfließen und ein den Gegenwartswert 
— statt den Nominalwert — berücksichtigendes dynamisches Berech-
nungsverfahren zur Anwendung kommt. 

Der RH wies darauf hin, dass die Amortisationsdauern der beiden Woh-
nungssanierungen mit 45 Jahren und 60 Jahren äußerst hoch waren 
und die Mietzinsanhebungen nicht ausreichten, um die Investitionen 
wirtschaftlich zweckmäßig erscheinen zu lassen. Er empfahl der Wie-
ner Neustadt Holding, darauf hinzuwirken, dass nach der Sanierung 
einer Wohnung die Mieten in ausreichender Höhe angehoben werden, 
damit sich die Sanierungskosten innerhalb der üblichen Nutzungsdauer 
der Immobilie amortisieren können.

 75.3 Die Wiener Neustadt Holding teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass die 
im Bericht angeführten Beispiele Leerstände beträfen, die ohne Sanie-
rung nicht vermietbar gewesen wären. Es seien daher die Mieterlöse 
zur Gänze weggefallen, und auch die Betriebskosten seien durch die 
Stadt zu tragen gewesen.

 75.4 Der RH entgegnete der Wiener Neustadt Holding, dass die Immobilien 
Freizeit Parken GmbH dem RH drei Wohnungsbeispiele für Mietzins-
anhebungen in Folge von Sanierungen zur Verfügung gestellt hatte. 
Ein Beispiel schied der RH aus den Betrachtungen aus, weil laut Woh-
nungsdatenblatt für die Wohnung zwar nach der Sanierung — jedoch 
nicht vor der Sanierung — Mieteinnahmen lukriert wurden.

Die verbleibenden beiden Wohnungsbeispiele enthielten Mietzinsan-
gaben sowohl vor als auch nach Sanierung und wurden vom RH bei 
seinen Amortisationsrechnungen berücksichtigt. Aus den Wohnungs-
datenblättern ging nicht hervor, dass vor der Sanierung keine Miet-
einnahmen lukriert wurden.
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 76.1 Nachdem bereits im Jahr 2012 mehrere Kreditinstitute den Aufschlag 
auf den Referenzzinssatz für variabel verzinste Darlehen erhöhten, 
kündigte 2013 auch das ausgliederungsfinanzierende Kreditinstitut, 
die Niederösterreichische Landesbank Hypothekenbank AG, eine Anhe-
bung des Zinsaufschlags auf den 6–Monats–EURIBOR an (aushaftender 
Darlehensbetrag zum 31. Dezember 2013: 80,87 Mio. EUR, endfällig).

Im Oktober 2013 beauftragte die Immobilien Freizeit Parken GmbH 
eine österreichische Rechtsanwaltskanzlei, zur beabsichtigten Zinsauf-
schlagsänderung eine Stellungnahme abzugeben. Insbesondere sollte 
erwogen werden, ob das Kreditinstitut zur einseitigen Erhöhung des 
Zinsaufschlags auf den zugrunde liegenden Indikator berechtigt war.

Die Rechtsanwaltskanzlei wies darauf hin, dass sich das Kreditinsti-
tut bei der Erhöhung des Zinsaufschlags auf in der Sphäre des Kredit-
instituts gelegene („eigene Kosten“) und nicht der Sphäre des Kunden 
zuzurechnende Umstände (z.B. Verschlechterung der Bonität) berief. 

Die Kanzlei führte weiters aus, dass es sich beim EURIBOR um einen 
aus Interbankenzinssätzen gebildeten Durchschnittssatz handelt, der 
geänderte Marktverhältnisse bereits einpreist. Lediglich eine über den 
Durchschnittsmarkt hinausgehende Verschlechterung der eigenen Refi-
nanzierungskosten würde für das einzelne Kreditinstitut bei gleichblei-
bendem Zinsaufschlag zu einer sinkenden Zinsmarge führen.

Nach Einschätzung der Rechtsanwaltskanzlei war die Erhöhung des 
Zinsaufschlags zumindest im geforderten quantitativen Ausmaß 
(ursprüngliche Aufschläge für die vier Darlehenstranchen: zwischen 
0,10 und 0,20 Prozentpunkte, Aufschlag nach Erhöhung: einheitlich 
0,90 Prozentpunkte) ohne zeitliche Befristung, ohne Zusage einer 
unverzüglichen Senkung bei Änderung der Verhältnisse und ohne 
Offenlegung der effektiven Preisbildungsparameter und konkreten Refi-
nanzierungszinssätze rechtswidrig. Die Rechtsanwaltskanzlei hielt das 
Prozessrisiko für überschaubar und „das Verhältnis von Kosten/Nut-
zen/Risiko in Anbetracht der erheblichen finanziellen Auswirkung der 
Erhöhung daher grundsätzlich für günstig“.

Trotz der Stellungnahme der Rechtsanwaltskanzlei akzeptierte die 
Immobilien Freizeit Parken GmbH die Anhebung der Zinsaufschläge.

Für das zum 31. Dezember 2013 mit 80,87 Mio. EUR aushaftende 
und zum 31. Dezember 2021 endfällige Darlehen betrugen die aus 
der Zinsaufschlagserhöhung resultierenden jährlichen Mehraufwen-
dungen rd. 600.000 EUR. Bei gleichbleibenden Konditionen würde 

Zinsaufschläge
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der Zusatzaufwand für die Darlehensrestlaufzeit von acht Jahren 
4,87 Mio. EUR betragen.

 76.2 Der RH kritisierte, dass die Immobilien Freizeit Parken GmbH die einsei-
tige Erhöhung des Zinsaufschlags seitens der Kreditinstitute akzeptierte, 
obwohl die rechtliche Stellungnahme einer Rechtsanwaltskanzlei für 
den Fall der Klage auf eine für die Immobilien Freizeit Parken GmbH 
günstige Kosten–/Nutzen–/Risikorelation verwies. Durch die Akzeptanz 
des Zinsaufschlags errechneten sich Mehrkosten von 4,87 Mio. EUR.

Der RH empfahl der Wiener Neustadt Holding, im Falle von geplanten 
Zinsaufschlagsanhebungen die Wiener Neustadt Holding–Konzernge-
sellschaften anzuweisen, eine auf Rechtsexpertisen gestützte akkor-
dierte Vorgangsweise zu verfolgen. Er empfahl der Wiener Neustadt 
Holding, insbesondere vor einer allfälligen Zustimmung zu Konditi-
onenänderungen auf die Offenlegung der von den Kreditinstituten 
oftmals ins Treffen geführten geänderten Berechnungsparameter zu 
drängen und bei günstigen Kosten–/Nutzen–/Risikorelationen, gege-
benenfalls im Verbund mit anderen betroffenen Städten/Gemeinden, 
auch eine rechtliche Auseinandersetzung ernsthaft ins Kalkül zu zie-
hen (siehe TZ 16).

 76.3 Die Wiener Neustadt Holding teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass 
die Geschäftsführung der Immobilien Freizeit Parken GmbH die ein-
seitige Erhöhung von Zinsaufschlägen nicht widerspruchslos akzep-
tiert habe. Zum Zeitpunkt der Stellungnahme der Rechtsanwaltskanzlei 
sei von einer wesentlich höheren Aufschlagsänderung der Bank ausge-
gangen worden. Letztlich habe der Aufschlag 67 Basispunkte auf den 
6–Monats–EURIBOR betragen, was einer Reduktion um rd. 30 % ent-
sprochen habe.

Zudem teilte die Wiener Neustadt Holding mit, dass sich die Bank bei 
einer ausbleibenden Einigung möglicherweise veranlasst gesehen hätte, 
die Darlehen fällig zu stellen. Eine Neuausschreibung hätte das Risiko 
ungünstigerer Konditionen in sich getragen.

 76.4 Der RH entgegnete der Wiener Neustadt Holding, dass sie ihm im Sep-
tember 2014 eine Version mit korrigierten Zinsaufschlägen vor und 
nach Zinsaufschlagsänderung übermittelte. Die korrigierte Version wies 
als Zinsaufschlag nach Zinsaufschlagsänderung die vom RH ange-
führten 90 Basispunkte auf.
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 77.1 Die Verbindlichkeiten der Stadt und der Konzernunternehmen entwi-
ckelten sich in den Jahren 2010 bis 2013 wie folgt:

Die Gesamtverbindlichkeiten erhöhten sich von 365,85 Mio. EUR um 
6,9 % auf 391,14 Mio. EUR (2010 bis 2013). Somit betrugen die ange-
häuften Schulden bereits 268,8 % der laufenden Einnahmen der Stadt 
des Jahres 2013 (145,53 Mio. EUR). 

Im Jahr 2013 betrug die Pro–Kopf–Verschuldung ohne graue Finanz-
schulden 4.025 EUR. Unter Berücksichtigung der in den ausgeglie-
derten Unternehmen der Wiener Neustadt Holding befindlichen Ver-
bindlichkeiten war die tatsächliche Pro–Kopf–Verschuldung der Stadt 
im Jahr 2013 mit 9.470 EUR mehr als doppelt so hoch. 

Der Schuldenstand von Stadt und Unternehmen der Wiener Neustadt 
Holding belastete die finanzielle Lage über Gebühr, weil die Stadt und 
die Immobilien Freizeit Parken GmbH im Jahr 2013 bereits für ein Dar-
lehensvolumen von insgesamt 155,46 Mio. EUR keine Tilgungen leis-
tete bzw. ansparte. Somit konnten bereits 39,7 % der Verbindlichkeiten 
nicht mehr ordnungsgemäß bedient werden.

Trotz der bedrohlichen Finanzsituation setzten oder planten die Stadt-
verantwortlichen weitere ausgabensteigernde Maßnahmen:

–  die Errichtung einer Multifunktionssportanlage um 10,80 Mio. EUR 
(TZ 21),

Zusammenfassende 
Darstellung der 
Gesamtverbindlich-
keiten

Tabelle 41: Verbindlichkeiten Stadt und Holdingunternehmen

2010 2011 2012 2013 Veränderungen

in Mio. EUR in %

Stadt Wiener Neustadt 173,08 189,86 192,18 218,84 26,4

Wiener Neustädter Stadtwerke 49,46 64,61 58,23 53,14 7,4

Immobilien Freizeit Parken GmbH 143,22 122,48 124,74 119,15 – 16,8

Kultur Marketing Event–GmbH 0,09 0,06 0,04 0,01 – 89,0

Summe 365,85 377,01 375,19 391,14 6,9

Quellen: Rechnungsabschlüsse der Stadt Wiener Neustadt; Berechnungen RH
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–  die Erweiterung des Begonien– und Crysanthemensees als Naher-
holungsgebiet um 900.000 EUR und jährlichen laufenden Kosten 
in Höhe von mindestens 146.400 EUR (TZ 33), 

–  die Gründung der Stadtmarketing & Tourismus Wiener Neustadt 
GmbH mit jährlichen Kosten in Höhe von 300.000 EUR (TZ 33).

Weiters drohten der Stadt und der Immobilien Freizeit Parken GmbH 
potenzielle Spekulationsverluste aus Derivativgeschäften in Höhe von 
14,41 Mio. EUR (TZ 29, 53).

Zudem wies die Mittelfristige Finanzplanung der Stadt von 2014 bis 
2018 Abgänge im Ausmaß von 47,71 Mio. EUR aus (TZ 21). Aufgrund 
der Novelle des NÖ STROG war es der Stadt auch nicht mehr mög-
lich, Darlehen in diesem Ausmaß aufzunehmen, die weitere Finanzie-
rung der Stadt und somit auch der Unternehmen war damit äußerst 
ungewiss (TZ 5).

 77.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die angehäuften Schulden in Höhe 
von 391,14 Mio. EUR die finanzielle Tragfähigkeit der Stadt Wiener 
Neustadt und ihrer Holdingunternehmen massiv gefährdeten. Da die 
Stadt seit Jahren nicht in der Lage war, ihren Haushalt ausgeglichen 
zu führen, war sie ausschließlich davon abhängig, sie finanzierende 
Banken zu finden, um die Zahlungsfähigkeit aufrecht zu erhalten. 

Da das NÖ STROG nunmehr Schuldenlimits zur Bedeckung von Abgän-
gen des ordentlichen Haushalts vorsah und die Budgets der Stadt bereits 
ein Überschreiten des Schuldenlimits ab 2015 prognostizierten, warnte 
der RH die Stadt Wiener Neustadt eindringlich vor den Konsequenzen 
aus ihrer mangelhaften Finanzpolitik. Der RH war der Ansicht, dass 
nur ein rigoroses Konsolidierungsprogramm mit jährlichen Einspa-
rungen von rd. 15,54 Mio. EUR bis 201879 die Finanzierung des Haus-
halts sicherstellen könnte. Der RH empfahl der Stadt und der Wiener 
Neustadt Holding, im Rahmen einer umfassenden Aufgabenkritik die 
erforderlichen Einsparungen rasch zu beschließen; er verwies in diesem 
Zusammenhang auf seine Empfehlungen in den Abschnitten „Freiwil-
lige Leistungen“ und „Wiener Neustadt Holding GmbH“.

79 durchschnittlicher jährlicher Abgang laut MFP der Stadt
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 78 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

(1) Es wären unverzüglich wirksame Maßnahmen zur Sanierung des 
Gemeindehaushalts in die Wege zu leiten. Vorrangig wären sämt-
liche Ausgaben des ordentlichen und außerordentlichen Haushalts 
auf das absolut notwendige Ausmaß zu reduzieren, um das Haus-
haltsgleichgewicht wieder herzustellen und mittelfristig die Ableis-
tung des vollen Annuitätendienstes aller Darlehen und die Reduk-
tion der hohen Darlehensstände nachhaltig sicherzustellen. (TZ 4, 
15, 17, 21, 23, 77)

(2) Die Stadt Wiener Neustadt sollte umgehend mit dem Land 
Nieder österreich in Verhandlung treten, um die Finanzierung des 
ordentlichen Haushalts auch über 2014 hinweg zu gewährleisten 
und mit dem Land ein entsprechendes Konsolidierungsprogramm 
zu vereinbaren. (TZ 5)

(3) Die Vorgaben der VRV hinsichtlich des Jährlichkeitsprinzips sind 
in Zukunft einzuhalten. (TZ 6)

(4) Die Konsolidierungsmaßnahmen wären auch im Interesse der 
Gebührenzahler ausgabenseitig zu setzen. (TZ 8, 11)

(5) Die Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen 
und –anlagen sind in Zukunft sachgeordnet im Sinne der VRV zu 
verrechnen. (TZ 8)

(6) Die Personalkosten sind sachgerecht den entsprechenden Vor-
anschlags–Ansätzen zuzuordnen. (TZ 9)

(7) Sämtliche Ausgaben des ordentlichen und außerordentlichen 
Haushalts wären auf das absolut notwendige Ausmaß zu reduzie-
ren. (TZ 9, 10, 12)

(8) Die Investitionstätigkeiten und damit auch die zur Finanzie-
rung der außerordentlichen Ausgaben meist erforderlichen Darle-
hensaufnahmen sind auf das unumgängliche Ausmaß zu reduzie-
ren. (TZ 11, 14, 29)

Schlussempfehlungen

Stadt Wiener 
Neustadt
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(9) Die Darlehenszuzählungen wären in Zukunft besser mit den 
Liquiditätsständen und dem Eintritt der ausgabenseitigen Zah-
lungsverpflichtungen im außerordentlichen Haushalt abzustim-
men. (TZ 11)

(10) Eine konkrete, umfassende Konsolidierungsstrategie für den 
städtischen Haushalt mit möglichst keinen zusätzlichen Darlehens-
aufnahmen ist zu entwickeln und die Haushaltsführung konsequent 
danach auszurichten. (TZ 7) 

(11) Aufgrund der hohen Volatilität der Finanzmärkte wäre auf die 
Aufnahme von Fremdwährungskrediten zu verzichten. (TZ 14)

(12) Die Verwaltungsschuld über 2,93 Mio. EUR ist in den Stadt-
haushalt aufzunehmen und diese in Zukunft im Nachweis der noch 
nicht fälligen Verwaltungsschulden darzustellen. (TZ 14)

(13) Insbesondere vor einer allfälligen Zustimmung zu Konditionen-
änderungen sollte auf die Offenlegung der von den Kreditinstituten 
oftmals ins Treffen geführten geänderten Berechnungsparameter 
gedrängt werden und bei günstigen Kosten–/Nutzen–/Risikorela-
tionen, gegebenenfalls im Verbund mit anderen betroffenen Städ-
ten/Gemeinden, auch eine rechtliche Auseinandersetzung ernsthaft 
ins Kalkül gezogen werden. (TZ 16) 

(14) Von weiteren Haftungsübernahmen wäre in nächster Zeit abzu-
sehen. (TZ 18) 

(15) Im Haftungsnachweis sind in Zukunft sämtliche Haftungen 
zu erfassen und darin auch die vom Gemeinderat festgelegten 
ursprünglichen Haftungshöhen anzuführen. (TZ 18)

(16) Der mittelfristige Finanzplan ist realistisch, entsprechend den 
finanziellen Möglichkeiten der Stadt zu erstellen und jedenfalls die 
vollständige Finanzierung des Haushalts zu berücksichtigen. (TZ 21)

(17) Vom Bau der Multifunktionssportanlage wäre abzusehen, 
solange der Stadt damit zusätzliche Ausgaben erwachsen. (TZ 21)

(18) Zusätzlich zum gesetzlich geforderten mittelfristigen Finanzplan 
wäre auch ein Finanzplan für einen längeren Zeitraum (10 Jahre) 
zu erstellen und darin die Eckpfeiler der Haushaltssanierung und 
die jährlich zu erreichenden Sanierungsziele verbindlich festzule-
gen. (TZ 21)
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(19) Eine realistische Planung der Schuldenentwicklung im mittel-
fristigen Finanzplan ist durchzuführen. (TZ 22)

(20) Künftig wären die im NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz 
(STROG) geforderte Vermögensrechnung sowie alle Nachweise 
gemäß VRV zu erstellen und diese den Rechnungsabschlüssen bei-
zulegen. (TZ 13, 24)

(21) Es wären keine weiteren Derivativgeschäfte abzuschließen, die 
ausschließlich spekulativ sind und hohe Verlustrisiken in sich ber-
gen. Dementsprechend wären Derivativgeschäfte hinsichtlich Nomi-
nalbetrag, Währung und Laufzeit an bestehende Grundgeschäfte zu 
binden und unter Beachtung von vorgegebenen Risikolimits nur zu 
Absicherungszwecken abzuschließen. (TZ 25, 27, 29)

(22) Eine Kündigung der Rahmenverträge mit den Kreditinstituten 
ist anzustreben. (TZ 26)

(23) Finanzgeschäfte mit speziellen, schwer bewertbaren Strukturen 
sind aufgrund der Probleme mit der Bewertung des Risikos zukünf-
tig zu unterlassen. (TZ 27)

(24) Risikolimits beim Abschluss von Derivativgeschäften sind abzu-
schließen, um im Fall von starken Zins– und Währungsschwan-
kungen Verluste begrenzen zu können. (TZ 27)

(25) Beim Abschluss von Derivativgeschäften wäre jedenfalls der 
Gemeinderat zu befassen. (TZ 27)

(26) Bezüglich des Put–Devisen–Optionsgeschäftes wären Scha-
denersatzansprüche gegen die damals mitwirkenden Mitglieder des 
Stadtsenats für den entstandenen Schaden zu prüfen. (TZ 28)

(27) Es wäre dafür Sorge zu tragen, dass die Einberufungspflichten 
des Bürgermeisters für den Gemeinderat künftig eingehalten wer-
den. (TZ 28, 30)

(28) Der Gemeinderat wäre künftig umfassend über die Rahmen-
bedingungen und Risiken bei Beschlüssen betreffend die Derivativ-
geschäfte der Stadt zu informieren und nicht nur auf die Empfeh-
lungen der Marktbeobachtungsgruppe zu verweisen. (TZ 29)

(29) Vorsorge für die notwendigen Ausgaben betreffend das CHF–
Darlehensportfolio sind in den Voranschlägen der nächsten Jahre 
zu treffen. (TZ 29)
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(30) Zinsbegrenzungsgeschäfte wären ausschließlich dann abzu-
schließen, wenn sich nach eingehender Analyse von Kosten und 
Risiken herausstellen sollte, dass ein ökonomischer Vorteil zu erwar-
ten ist. (TZ 31)

(31) Im Rahmen einer Aufgabenreform sind städtische Ausgaben im 
Bereich „Kultur, Events, Marketing“ zu hinterfragen und zu reduzie-
ren, zumal die bedrohliche Finanzlage der Stadt keine zusätzlichen 
freiwilligen Leistungen in diesen Bereichen mehr zulässt. (TZ 33)

(32) Ein Entgelt für die Benützung der neuen Infrastruktur am Bego-
nien– und Crysanthemensee wäre einzuheben, um die Haushaltssi-
tuation der Stadt nicht weiter zu belasten. (TZ 33)

(33) Von der Errichtung weiterer Tiefgaragen wäre abzusehen, bis 
es die Haushaltssituation der Stadt wieder zulässt. (TZ 33)

(34) Die Gründe für die hohen Liquiditätsreserven  in der FH Wie-
ner Neustadt wären zu eruieren. (TZ 34)

(35) Es wäre umgehend in Verhandlungen mit der FH Wiener Neu-
stadt mit dem Ziel zu treten, die künftigen Förderungen der Stadt 
auf das unbedingt erforderliche Ausmaß zu reduzieren. (TZ 34)

(36) Im Zuge der Verhandlungen mit der FH Wiener Neustadt wäre 
eine Verzichtserklärung für die nicht ausbezahlten Förderansprü-
che zu erwirken. (TZ 34)

(37) Im Rahmen einer Aufgabenkritik des Bereichs Kultur, Events, 
Marketing wären auch die Förderungen an das Messe– und Ver-
anstaltungsunternehmen zu hinterfragen und jedenfalls weiter zu 
reduzieren. (TZ 35)

(38) Wirtschaftsförderungen in Form von Steuer– und Abgaben-
nachlässen wären zu reduzieren. (TZ 35)

(39) Es wäre eine laufende Evaluierung der Wirksamkeit der 
Betriebsansiedelungsbemühungen der Eco Nova durchzuführen, um 
— darauf basierend — eine Entscheidungsgrundlage für die Wei-
terführung oder allfällige Schließung der Gesellschaft zu erhalten. 
(TZ 35, 47)
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(40) Die Sozialleistungen der „SeniorCard“ wären nicht mehr zur 
Verfügung zu stellen, zumal einkommensschwächere Bürger ohne-
hin die Leistungen der „Plus Card“ in Anspruch nehmen konnten. 
(TZ 36)

(41) Künftig wären die Subventionen an die freiwillige Feuerwehr 
jährlich auf ihre ordnungsgemäße Verwendung hin zu kontrollie-
ren. Damit müsste auch eine tiefergehende Kontrolle über die spar-
same und zweckmäßige Verwendung der öffentlichen Mittel durch 
die freiwillige Feuerwehr Wiener Neustadt verbunden sein. (TZ 37)

(42) Den Mitarbeitern wären im Falle von überdurchschnittlichen 
Dienstleistungen Belohnungen in Form von Einmalzahlungen 
zukommen zu lassen, wenn dies aufgrund von außerordentlichen 
Leistungen gerechtfertigt ist. (TZ 38)

(43) Den Mitarbeitern wären zukünftig keine außerordentlichen 
Vorrückungen mehr zu gewähren. (TZ 38)

(44) Es wäre eine generelle Einstellung der Auszahlung der Gehalts-
zulage zu erwägen. (TZ 39)

(45) Es wären organisatorische Maßnahmen zur Eindämmung der 
hohen Überstundenkosten zu treffen. (TZ 40)

(46) Die Überstundenabrechnungen der Mitarbeiter wären kritisch 
zu hinterfragen und für einen internen Ressourcenausgleich wäre 
zu sorgen. (TZ 40)

(47) Auch die Führungskräfte sollten dazu angehalten werden, ihre 
Überstunden nachvollziehbar aufzuzeichnen. Im Falle von Minder-
leistung wäre die pauschale Abgeltung anzupassen. (TZ 40)

(48) Die Aufgaben der Wiener Neustadt Holding sollten kritisch 
hinterfragt und — aufgrund der extrem angespannten Finanzsitu-
ation der Stadt — die Auflösung der Holdinggesellschaft in Betracht 
gezogen werden. (TZ 43)

(49) Die Aufgaben der Wiener Neustädter Stadtwerke wären kri-
tisch zu hinterfragen und einzelne verlustbringende Leistungen der 
Wiener Neustädter Stadtwerke, die nicht unter Daseinsvorsorge zu 
subsumieren sind, wie z.B. die Gastronomiebetriebe, zu streichen. 
(TZ 44)
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(50) Die Immobilien Freizeit Parken GmbH sollte unter dem Aspekt 
ihrer heterogenen Aufgaben reorganisiert und jene Bereiche, die 
nicht mit der Immobilienverwaltung und –bewirtschaftung in Ver-
bindung stehen, wieder in die Stadtverwaltung eingegliedert wer-
den. (TZ 45)

(51) Die in die Kultur Marketing Event–GmbH ausgelagerten Kultur-
agenden sollten wieder durch die Stadtverwaltung wahrgenommen 
und die Kultur Marketing Event–GmbH liquidiert werden. (TZ 33, 46)

(52) Die Beteiligungsstruktur wäre kritisch zu hinterfragen und die 
Wiedereingliederung von Unternehmen in den Haushalt der Stadt 
in Betracht zu ziehen. (TZ 48)

(53) Angesichts der hohen Jahresverluste des Geschäftsbereichs 
Bäder wäre jedenfalls auf unmittelbar wirksam werdende Kosten-
senkungen hinzuwirken. (TZ 51)

(54) Bei Neuvermietungen wären die Mietzinse konsequent anzu-
heben und so eine zumindest ausgeglichene oder gewinnerzielende 
Führung des Bereichs Immobilien sicherzustellen. (TZ 51)

(55) Jene ausgegliederten Aufgaben, die sich nicht als marktfähig 
herausstellten, wären aus Gründen der Transparenz und zur Sicher-
stellung eines getreuen Bildes der finanziellen Lage und Risiken der 
Stadt wieder in die städtische Verwaltung einzugliedern und die 
dann nicht mehr erforderlichen privatrechtlichen Gesellschaften zu 
liquidieren. (TZ 59)

(56) Es sollte grundsätzlich darüber entschieden werden, ob die 
städtischen Leistungen weiterhin durch ausgegliederte Rechtsträ-
ger wahrgenommen werden sollten. Im Falle der Fortführung der 
Unternehmen wäre den Konzerngesellschaften die Entscheidung über 
interne Organisation und Personalmaßnahmen ausschließlich selbst 
zu überlassen. (TZ 60)

(57) Es sollten die tatsächlich im Zusammenhang mit dem Aufwands-
ersatz anfallenden Verwaltungskosten erhoben und so die Basis für 
eine verursachungsgerechte Ermittlung des Aufwandsersatzes auf-
bereitet werden. Darüber hinaus wäre eine transparente, nachvoll-
ziehbare und verursachungsgerechte Ermittlung des Aufwandser-
satzes durchzuführen. (TZ 61) 
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(58) Die Einhebung der Haftungsprovisionen wäre auf eine recht-
liche Basis, z.B. einen Vertrag, zu stellen und in diesem Zuge auch 
eine plausible transparente Herleitung des Haftungsprovisionszins-
satzes für wirtschaftlich unterschiedlich aufgestellte Unternehmen 
vorzunehmen. (TZ 62)

(59) Die Gebührenhöhe für die Wasserversorgung, Abwasser– und 
Abfallentsorgung wäre an den zur Sicherstellung der langfristigen 
Leistungserbringung unbedingt erforderlichen Kosten zu bemes-
sen. Allfällige Überschüsse sollten einer zweckgebundenen Rück-
lage zugeführt werden. (TZ 64)

(60) Die Wiedereingliederung der in die Immobilien Freizeit Parken 
GmbH ausgegliederten vormals städtischen Immobilien wäre zu prü-
fen. Weiters wären zumindest kostendeckende Mieten zu verrech-
nen; in begründeten Fällen könnten Mietkostenzuschüsse gewährt 
werden. (TZ 65)

(61) Es sollte das Erfordernis der Aufgaben und Leistungen jeder mit 
Gemeindemitteln subventionierten Gesellschaft (Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH, Kultur Marketing Event–GmbH, Eco Nova) kri-
tisch geprüft und gegebenenfalls künftig nicht mehr angeboten bzw. 
erbracht werden. (TZ 66)

(62) Es wäre künftig eine wahrheitsgetreue Darstellung der Divi-
denden und Gewinnanteile von Unternehmensbeteiligungen in den 
entsprechenden Voranschlagsstellen der Rechnungsabschlüsse der 
Stadt sicherzustellen, eine Vermischung von inhaltlich abweichenden 
Buchungen auf dieser Voranschlagsstelle wäre zu vermeiden. (TZ 66)

(63) Künftig wäre für jede mit einem Darlehensvertrag der Konzern-
gesellschaften im Zusammenhang stehende Haftungsübernahme das 
NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz 1999 strikt anzuwenden. (TZ 69)

(64) Es sollte von weiteren Belastungen des Haushalts über aus-
gegliederte Rechtsträger abgesehen und für die Tilgung der Darle-
hen der Immobilien Freizeit Parken GmbH gesorgt werden. (TZ 72)

(65) Zukünftig wäre ein dem Auftragswert entsprechendes Verga-
beverfahren zu wählen. (TZ 72)

(66) Auf die Einhaltung der getroffenen Fruchtgenussvereinbarungen 
wäre zu achten und Abrechnungen der Tochtergesellschaft sowie der 
Enkel– und Urenkelgesellschaften wären zu prüfen. (TZ 74)
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(67) Die von der MA 8 angeregte Einsparung von verlustreichen 
Bereichen sollte wieder aufgegriffen und rasch umgesetzt wer-
den. (TZ 41)

(68) Im Falle der Übertragung von Teilbetrieben wäre jedenfalls die 
Zustimmung des Aufsichtsrats einzuholen, auch wenn ein Beschluss 
der Generalversammlung vorliegt. (TZ 41)

(69) Die hohen Verbindlichkeiten der Immobilien Freizeit Parken 
GmbH sind zu reduzieren. (TZ 48)

(70) Es wäre auf eine einheitliche und methodisch korrekte Umle-
gung der intern erbrachten Leistungen zu achten und damit die 
Aussagekraft der Spartenrechnung zu heben. (TZ 49)

(71) Auch positiv wirtschaftende Geschäftsbereiche sollten auf Ein-
sparungsmöglichkeiten sowie Effizienzsteigerungen und Syner-
gieeffekte geprüft werden, um Ineffizienzen geschuldete hohe 
Gebührenniveaus zu vermeiden und Gebührensteigerungen hintan-
zuhalten. (TZ 50)

(72) Die von der Stadt Wiener Neustadt in die Wiener Neustäd-
ter Stadtwerke ausgegliederten und nunmehr in privatrechtlicher 
Gesellschaftsform geführten Geschäftsbereiche sollten nach betriebs-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten geführt werden. (TZ 50)

(73) Im Geschäftsbereich Bäder wäre auf unmittelbar wirksam wer-
dende Kostensenkungen hinzuwirken. (TZ 51)

(74) Bei Neuvermietungen wären die Mietzinse konsequent anzu-
heben und so eine zumindest ausgeglichene oder gewinnerzielende 
Führung des Bereichs Immobilien sicherzustellen. (TZ 51)

(75) Für die Kultur Marketing Event–GmbH wäre, solange die lau-
fende kommunale Kernaufgabenerfüllung nicht sichergestellt ist, 
eine Aufgabenanalyse mit dem Ziel durchzuführen, Bereiche und 
Teilbereiche zu schließen bzw. Kosten zu senken, um in weiterer 
Folge einen für die Agenden der Kultur Marketing Event–GmbH 
günstigeren Kostendeckungsgrad zu erzielen. (TZ 52)

(76) Der Geschäftsbereich Grafik wäre jedenfalls nicht mehr fort-
zuführen und die erforderlichen Leistungen wären im Bedarfsfall 
zuzukaufen. (TZ 52)

Wiener Neustadt 
Holding GmbH
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(77) Die Verbindlichkeiten der Tochtergesellschaft Immobilien Frei-
zeit Parken GmbH sollten rasch reduziert werden. (TZ 53)

(78) Die Kosten– und Erlösstruktur der Tochtergesellschaft Immo-
bilien Freizeit Parken GmbH sollte das Ansparen finanzieller Mittel 
für endfällige Darlehenstilgungen sicherstellen. (TZ 54)

(79) Neuverschuldungen in Fremdwährungen wären tunlichst zu 
vermeiden, um damit ein erhöhtes Fremdwährungsrisiko und das 
Risiko eines steigenden CHF–Zinsniveaus hintanzuhalten. (TZ 55)

(80) Für die verbliebenen Darlehen sollten strikte Stop–Loss– bzw. 
Limitvorgaben definiert werden und im Falle starker Währungs-
trends und gleichzeitigem Überschreiten der definierten Grenzen 
wäre unverzüglich zu reagieren. (TZ 55)

(81) Die bestehenden Fremdwährungsrisiken sollten nicht nur streng 
limitiert, sondern die Risiken auch laufend gemessen und gezielt 
überwacht werden. (TZ 55)

(82) Die Tochtergesellschaften wären anzuweisen, keine Derivate 
oder Komponenten von Derivaten gegen Prämien zu verkaufen (z.B. 
Zinsfloors) und dadurch kein hohes Verlustpotenzial in Kauf zu neh-
men. (TZ 56)

(83) Die Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaften sollten 
keine Derivate abschließen, deren korrekter Preis und deren Risi-
kogehalt keiner oder einer nur unzureichenden Beurteilung unter-
zogen wurden. Allenfalls extern in Auftrag gegebene Preis– und 
Risikobeurteilungen sollten nicht vom derivatanbietenden Kredit-
institut durchgeführt werden. (TZ 56)

(84) Derivate sollten hinsichtlich Nominalbetrag, Währung und 
Laufzeit an bestehende Grundgeschäfte gebunden und unter Beach-
tung der vorgegebenen Risikolimits ausschließlich zu Absicherungs-
zwecken abgeschlossen werden. (TZ 56)

(85) Die in den Gesellschaftsverträgen festgelegten aufsichtsrats-
pflichtigen Geschäfte sollten um jene der Derivativgeschäfte erwei-
tert werden, um damit der Komplexität und dem Risikogehalt ein-
zelner Derivate besser gerecht zu werden. (TZ 56)

(86) Zukünftig sollten keine Veranlagungen in Finanzprodukte mit 
hohen Verwaltungskosten erfolgen. (TZ 57)
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(87) Es sollte die Gesamtperformance der Veranlagungen aller Wie-
ner Neustadt Holding–Konzerngesellschaften zumindest jährlich 
ermittelt und in weiterer Folge mit einer vorab festgelegten exter-
nen Benchmark verglichen werden. (TZ 57)

(88) Die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke wäre 
anzuweisen, ausschließlich die Interessen ihrer Gesellschaft wahr-
zunehmen. (TZ 61)

(89) Die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke wäre 
anzuhalten, die Rechtmäßigkeit der von der Stadt rückwirkend seit 
dem Zeitpunkt der Ausgliederung der Wiener Neustädter Stadt-
werke verrechneten Haftungsprovisionen zu prüfen und gegebe-
nenfalls rechtswidrig bezahlte Haftungsprovisionen von der Stadt 
zurückzufordern. (TZ 62)

(90) Die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke bzw. 
der Immobilien Freizeit Parken GmbH wäre anzuweisen, umgehend 
den derzeit vertragslosen Zustand im Zusammenhang mit der Ver-
rechnung der städtischen Haftungsprovision zu korrigieren und bei 
der allfälligen Vertragsgestaltung eine konzerngesellschaftsindivi-
duelle Reduktion der Haftungsprovisionshöhe einzufordern. (TZ 62)

(91) Die Geschäftsführung der Wiener Neustädter Stadtwerke wäre 
anzuweisen, ihr Unternehmen entsprechend den gesetzlichen Vor-
gaben zu führen. (TZ 64, 67)

(92) Die Geschäftsführung der Immobilien Freizeit Parken GmbH 
wäre — im Lichte der strengen Sorgfaltspflicht im Umgang mit 
öffentlichen Mitteln — anzuweisen, künftig von spekulativen Trans-
aktionen Abstand zu nehmen. (TZ 69)

(93) Bei Überschreiten von zwei der drei relevanten Grenzwerte 
gemäß § 246 Abs. 1 Z 1 UGB sind Konzernabschlüsse zu erstellen 
und dabei die gesetzlich vorgesehenen Fristen einzuhalten. (TZ 70)

(94) Es wären die gesetzlichen Bestimmungen des UGB und des 
GmbHG zu beachten und insbesondere die für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses, für die Übermittlung an die Gesellschafter sowie 
für die Prüfung und Feststellung durch die Generalversammlung 
vorgesehenen Fristen einzuhalten. (TZ 71)
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(95) In den Wiener Neustädter Stadtwerken wäre die Anzahl der 
gesetzlich vorgeschriebenen Aufsichtsratssitzungen einzuhalten. 
(TZ 71)

(96) Es wäre dafür zu sorgen, dass die Immobilienplanrechnungen 
der Immobilien Freizeit Parken GmbH methodisch überarbeitet, 
detailliert und zumindest jährlich rollierend einer zeitnahen Adap-
tierung unterzogen werden. (TZ 73)

(97) Für die Immobilienplanrechnungen sollte eine Plancashflow-
rechnung erstellt werden. (TZ 73)

(98) Für die Immobilien wäre ein Sanierungsplan zu erstellen, der 
insbesondere Bestandsaufnahme, Kostenabschätzung, Priorisierung 
sowie Zeitplan umfasst und dabei die finanzielle Lage der Immobi-
lien Freizeit Parken GmbH berücksichtigt. (TZ 73)

(99) Die Behebung der Unzulänglichkeiten der Immobilienplan-
rechnung seitens des beratenden Kreditinstituts wäre zu veranlas-
sen. (TZ 73)

(100) Der Vertrag mit dem beratenden Kreditinstitut sollte ehestmög-
lich aufgekündigt und die mit dem Ausgliederungsmodell verbun-
denen Leistungen sollten von der Immobilien Freizeit Parken GmbH 
selbst erbracht werden. (TZ 73)

(101) Die Berechnung des Fruchtgenussentgelts wäre gemäß den 
im Fruchtgenussvertrag getroffenen Vereinbarungen vorzuneh-
men. (TZ 74)

(102) Zur Berechnung der Vorteilhaftigkeit von Sanierungsmaß-
nahmen sollte nur der erzielte Zusatzertrag berücksichtigt werden, 
die kalkulatorischen Zinsen sollten in die Berechnung miteinfließen 
und ein den Gegenwartswert — statt den Nominalwert — berück-
sichtigendes dynamisches Berechnungsverfahren sollte zur Anwen-
dung kommen. (TZ 75)

(103) Nach der Sanierung einer Wohnung wären die Mieten in aus-
reichender Höhe anzuheben, damit sich die Sanierungskosten inner-
halb der üblichen Nutzungsdauer der Immobilie amortisieren kön-
nen. (TZ 75)
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(104) Im Falle von geplanten Zinsaufschlagsanhebungen sollten die 
Wiener Neustadt Holding–Konzerngesellschaften angewiesen wer-
den, eine auf Rechtsexpertisen gestützte akkordierte Vorgangsweise 
zu verfolgen. (TZ 76)

(105) Insbesondere vor einer allfälligen Zustimmung zu Konditi-
onenänderungen sollte auf die Offenlegung der von den Kredit-
instituten oftmals ins Treffen geführten geänderten Berechnungs-
parameter gedrängt werden und bei günstigen Kosten–/Nutzen–/
Risikorelationen, gegebenenfalls im Verbund mit anderen betrof-
fenen Städten/Gemeinden, auch eine rechtliche Auseinandersetzung 
ernsthaft ins Kalkül gezogen werden. (TZ 76)
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Anmerkung: 
im Amt befindliche Entscheidungsträger in Gründruck
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Horst KARAS 
(seit 26. März 2007)

Wiener Neustadt Holding GmbH

Aufsichtsrat

Vorsitzender

Mag. Wolfgang FERSTL 
(26. März 2007 bis 7. Dezember 2010)

Mag. Thomas IZMENYI 
(seit 5. Mai 2008)

Dipl.–Ing. Franz DINHOBL 
(seit 7. Dezember 2010)

Stellvertreter des 
Vorsitzenden

Ing. Mag. (FH) Gerald SINABELL 
(seit 10. April 2007)

Vorstand/ 
Geschäftsführung

Geschäftsführer


